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Gebiaudemodernisierungsgesetz (GModG)

Konsolidierte, nichtamtliche Lesefassung

(farblich markiert: Anderungen durch Artikel 2 des Anderungsgesetzes,
giiltig ab 01.01.2027)

verOffentlicht am 7. Oktober 2026

Diese Gesamtfassung umfasst die Anderungen durch Artikel 1 und 2 des Anderungsgesetzes zum
Gebaudeenergiegesetz (GEG) (BGBI. 2026 I Nr. 226 vom 28.07.2026).

Es handelt sich um eine nichtamtliche Arbeitshilfe ohne Rechtsverbindlichkeit.

Hinweise zur Darstellung

Schwarz: Wortlaut ist gegeniiber dem geltenden GModG unveréndert.

Violett: neu eingefiigter oder als Ersatz eingefligter Wortlaut aus Artikel 2 des Regierungsentwurfs
(Kabinettsfassung), soweit vom Bundestag nicht weiter gedndert.

Rot;-durehgestrichen: durch die Kabinettsfassung aufgehobener oder ersetzter Wortlaut des geltenden
Rechts.

Orange: neuer oder als Ersatz eingefiigter Wortlaut, der auf eine Anderung des 9. Ausschusses des
Bundestages gegeniiber der Kabinettsfassung zuriickgeht.

Orange;-durchgestrichen: durch den Bundestag gegeniiber der Kabinettsfassung aufgehobener oder ersetzter
Wortlaut (auch wenn dieser Wortlaut in der Kabinettsfassung selbst schon violett war).

Grau, kursiv: Anmerkungen zu Fuffnoten
Bei Ersetzungen steht der alte Text (durchgestrichen) unmittelbar vor dem neuen Text derselben Farbebene.

Im Anderungsgesetz sind teilweise ganze Textpassagen ersetzt, obwohl sich inhaltlich nur wenig geéndert hat.
Zur besseren Ubersicht wurden in diesem Dokument nur die tatsdchlichen Anderungen farblich markiert.

Eine Kennzeichnung der Kabinetts- bzw. Bundestagsfassung von Artikel 1 enthélt die vom Bundesinstitut fiir
Bauwesen, Stidtebau und Raumordnung (BBSR) bereitgestellte konsolidierte, nicht amtliche Lesefassung
zu Artikel 1 vom 10. August 2026.
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Gesetz zur Einsparung von Energie und zur Modernisierung der
Wirmeversorgung in Gebiuden
(Gebaudemodernisierungsgesetz — GModG)

Teil 1
Allgemeiner Teil

§ 1 Zweck und Ziel

(1) Ziel dieses Gesetzes ist es, einen wesentlichen Beitrag zur Erreichung der nationalen Klimaschutzziele zu
leisten. Dies soll durch wirtschaftliche, sozialvertriagliche und effizienzsteigernde MaBinahmen zur Einsparung
von Treibhausgasemissionen sowie der zunehmenden Nutzung von erneuerbaren Energien oder
unvermeidbarer Abwirme flir die Energieversorgung von Gebéduden erreicht werden.

(2) Unter Beachtung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit soll das Gesetz im Interesse des Klimaschutzes,
der stetigen Reduktion von fossilen Ressourcen und der Minderung der Abhingigkeit von Energieimporten
dazu beitragen, die energie- und klimapolitischen Ziele der Bundesregierung sowie eine weitere Erh6hung des
Anteils erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch fiir Warme und Kélte zu erreichen und eine

nachhaltige Entwicklung der Energieversorgung zu ermoglichen.

(3) Die Errichtung und der Betrieb einer Anlage sowie der dazugehorigen Nebenanlagen zur Erzeugung sowie
zum Transport von Wirme, Kélte und Strom aus erneuerbaren Energien sowie Effizienzmalinahmen in
Gebéduden liegen im {iberragenden 6ffentlichen Interesse und dienen der 6ffentlichen Sicherheit. Bis der
Gebidudebetrieb im Bundesgebiet treibhausgasneutral ist, sollen die erneuerbaren Energien sowie
EffizienzmaBnahmen als vorrangige Belange in die jeweils durchzufiihrenden Schutzgiiterabwagungen
eingebracht werden. Satz 2 ist nicht gegeniiber Belangen der Landes- und Biindnisverteidigung anzuwenden.

§ 2 Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz ist anzuwenden auf

1. Gebdude, soweit sie nach ithrer Zweckbestimmung unter Einsatz von Energie beheizt oder gekiihlt werden,
und

2. deren Anlagen und Einrichtungen der Heizungs-, Kiihl-, Raumluft- und Beleuchtungstechnik sowie der
Warmwasserversorgung. Der Energieeinsatz fiir Produktionsprozesse in Gebauden ist nicht Gegenstand
dieses Gesetzes.

(2) Mit Ausnahme der §§ 74 bis 78 ist dieses Gesetz nicht anzuwenden auf
1. Betriebsgebédude, die liberwiegend zur Aufzucht oder zur Haltung von Tieren genutzt werden,

2. Betriebsgebédude, soweit sie nach ihrem Verwendungszweck groBflachig und lang anhaltend offen gehalten

werden miissen,
3. unterirdische Bauten,
4. Unterglasanlagen und Kulturrdume flir Aufzucht, Vermehrung und Verkauf von Pflanzen,
5. Traglufthallen und Zelte,

6. Gebdude, die dazu bestimmt sind, wiederholt aufgestellt und zerlegt zu werden, und provisorische
Gebédude mit einer geplanten Nutzungsdauer von bis zu zwei Jahren,

7. Gebdude, die dem Gottesdienst oder anderen religiosen Zwecken gewidmet sind,
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8. Wohngebdude, die
a) flir eine Nutzungsdauer von weniger als vier Monaten jahrlich bestimmt sind oder

b) fiir eine begrenzte jahrliche Nutzungsdauer bestimmt sind und deren zu erwartender
Energieverbrauch fiir die begrenzte jahrliche Nutzungsdauer weniger als 25 Prozent des zu
erwartenden Energieverbrauchs bei ganzjahriger Nutzung betrégt, und

9. sonstige handwerkliche, landwirtschaftliche, gewerbliche, industrielle oder fiir 6ffentliche Zwecke
genutzte Betriebsgebdude, die nach ihrer Zweckbestimmung

a) auf eine Raum-Solltemperatur von weniger als 12 Grad Celsius beheizt werden oder
b) jahrlich weniger als vier Monate beheizt sowie jahrlich weniger als zwei Monate gekiihlt werden.

(3) Auf Bestandteile von Anlagen der Heizungs-, Kiihl- und Raumlufttechnik sowie der
Warmwasserversorgung, die sich nicht im rdumlichen Zusammenhang mit Gebduden nach Absatz 1 Satz 1
Nummer 1 befinden, ist dieses Gesetz nicht anzuwenden.

§ 3 Begriffsbestimmungen
(1) Im Sinne dieses Gesetzes ist

1. ,,Abwirme* die Warme oder Kilte, die aus technischen Prozessen und aus baulichen Anlagen stammenden
Abluft- und Abwasserstromen entnommen wird,

2. ,,Aperturflache die Lichteintrittsfliche einer solarthermischen Anlage,

3. ,,.Baudenkmal® ein nach Landesrecht geschiitztes Gebdude oder eine nach Landesrecht geschiitzte
Gebidudemehrheit,

4. ,,beheizter Raum™ ein Raum, der nach seiner Zweckbestimmung direkt oder durch Raumverbund beheizt

wird,

4a. ,,Bilanzbezugsfliche* die Bilanzbezugsgrofe eines Wohngebidudes oder eines Nichtwohngebadudes nach
DIN SPEC 91606: 2026-07* in Quadratmeter,

4a:4b. ,,Biodl* ein Heizdl, das hergestellt wird
a) aus der Veresterung von Biomasse zu Fettsduremethylester oder
b) aus der Hydrierung von Biomasse zu hydriertem Pflanzendl,

4b4c. ,,blaver Wasserstoft* Wasserstoff aus der Reformierung von Erdgas, dessen Erzeugung mit einem
Kohlendioxid-Abscheidungsverfahren und Kohlendioxid-Speicherungsverfahren gekoppelt wird und der
in Bezug auf die Verringerung von Treibhausgasemissionen einen Mindestschwellenwert von 70 Prozent
des Vergleichswerts flir fossile Brennstoffe fiir erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs erreicht,
welcher in der nach Artikel 29a Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2018/2001 in der Fassung vom 13. Juni
2024 angenommenen Methode fiir die Bewertung der durch erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen
Ursprungs und wiederverwertete kohlenstofthaltige Kraftstoffe erzielten
Treibhausgasemissionseinsparungen festgelegt ist,

5. ,,Brennwertkessel ein Heizkessel, der die energetische Nutzung des in den Abgasen enthaltenen
Wasserdampfes durch Kondensation des Wasserdampfes im Betrieb vorsieht,

6. ,,einseitig angebautes Wohngebdude* ein Wohngebédude, von dessen nach einer Himmelsrichtung
weisenden vertikalen Flachen ein Anteil von 80 Prozent oder mehr an ein anderes Wohngebéude oder ein
Nichtwohngebdude mit einer Raum-Solltemperatur von mindestens 19 Grad Celsius angrenzt,
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7. ,,Elektroenergiebedarf fiir Nutzeranwendungen® die weiteren Elektroenergieverbrauche nach BEIN-V
18599-9:-2048-09 DIN/TS 18599-9: 2025-10%,

8a. ,,Energieleistungsvertrag® eine vertragliche Vereinbarung zwischen dem Begiinstigten und dem Erbringer
einer Maflnahme zur Energieeffizienzverbesserung, die wihrend der gesamten Vertragslaufzeit einer
Uberpriifung und Uberwachung unterliegt und in deren Rahmen Investitionen fiir Arbeiten, Lieferungen
oder Dienstleistungen in die betreffende MaBinahme zur Energieeffizienzverbesserung in Bezug auf einen
vertraglich vereinbarten Umfang an Energieeffizienzverbesserungen oder ein anderes vereinbartes

Energieleistungskriterium, wie finanzielle Einsparungen, getdtigt werden,

9a. 9. ,,Gebdudenetz” ein Netz zur aussehlieBlichen liberwiegenden Versorgung mit Warme und-Kilte
Raumwirme, Raumkilte und Warmwasser von mindestens zwei und bis zu 16 Gebduden und bis zu 100
Wohneinheiten,

10210. ,,gebaudetechnisches System* die technische Ausriistung eines Gebdudes oder Gebédudeteils flir

Raumbheizung, Raumkiihlung, Liiftung, Warmwasserbereitung fiir den hiuslichen Gebrauch, eingebaute
Beleuchtung, Gebaudeautomatisierung und -steuerung;Elektrizititserzengung Gebdudesteuerung,
Erzeugung von erneuerbarer Energie und Speicherung von Energie am Geb&udestandort oder fiir eine

Kombination derselben, einschlieflich Systemen, die Energie aus erneuerbaren Quellen nutzen,

11. ,,gekiihlter Raum* ein Raum, der nach seiner Zweckbestimmung direkt oder durch Raumverbund gekiihlt
wird,

12. ,,Gesamtenergiebedarf der nach Mallgabe dieses Gesetzes bestimmte Jahres-Priméirenergiebedarf

a) eines Wohngebéudes fiir Heizung, Warmwasserbereitung, Liiftung sowie Kiihlung oder

b) eines Nichtwohngebdudes fiir Heizung, Warmwasserbereitung, Liiftung, Kiihlung sowie eingebaute
Beleuchtung,

13.,,Geothermie* die dem Erdboden entnommene Wirme,

13a. ,,groBere Renovierung™ die Renovierung eines Gebdudes, bei der mehr als 25 Prozent der

wiarmeiibertragenden Umfassungsfliche einer Renovierung unterzogen werden,

13b. ,,griiner Wasserstoff Wasserstoff, der die Anforderungen nach Artikel 2 Nummer 36 der Richtlinie
(EU) 2018/2001 erfiillt, wobei der Wasserstoff zur Speicherung oder zum Transport auch in anderen
Energietrdgern chemisch oder physikalisch gespeichert werden kann,

14. ,,Heizkessel* ein aus Kessel und Brenner bestehender Warmeerzeuger, der dazu dient, die durch die
Verbrennung freigesetzte Warme an einen Wérmetrager zu tibertragen,

14a. ,,Heizungsanlage* eine Anlage zur Erzeugung von Raumwirme, Warmwasser oder einer Kombination
davon einschlieBlich Hausiibergabestationen zum Anschluss an ein Warmenetz und Wérmeiibertriager von
unvermeidbarer Abwirme, mit Ausnahme von handbeschickten Einzelraumfeuerungsanlagen im Sinne
des § 2 Nummer 3, offenen Kaminen nach § 2 Nummer 12 und Badeéfen nach § 1 Absatz 2 Satz 1
Nummer 2 Buchstabe d der Verordnung iiber kleine und mittlere Feuerungsanlagen vom 26. Januar 2010
(BGBI. I S. 38) in der jeweils geltenden Fassung,

Ein Angebot des Bundesinstituts fiir Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) auf www.gmodg.bund.de - Seite 9 von 105


http://www.gmodg.bund.de/

GModG — Konsolidierte, nichtamtliche Lesefassung (Artikel 2 des Anderungsgesetzes, giiltig ab 01.01.2027)

15. ,,Jahres-Primédrenergiebedarf™ der jahrliche Gesamtenergiebedarf eines Gebdudes, der zusétzlich zum
Energiegehalt der eingesetzten Energietrager und von elektrischem Strom auch die vorgelagerten
Prozessketten bei der Gewinnung, Umwandlung, Speicherung und Verteilung mittels

Primérenergiefaktoren einbezieht,
16. (weggefallen),
17. ,kleines Gebdude™ ein Gebaude mit nieht-mehr weniger als 50 Quadratmetern Nutzflache,

18. ,,Klimaanlage* die Gesamtheit aller zu einer gebdudetechnischen Anlage gehdrenden
Anlagenbestandteile, die fiir eine Raumluftbehandlung erforderlich sind, durch die die Temperatur
geregelt wird,

18a. ,,Lebenszyklus-Treibhausgasemissionen® die Summe aus gebdudebezogenen sowie betriebs- und
nutzungsbedingten Treibhausgasemissionen, die liber den gesamten Lebenszyklus eines Gebédudes
entstehen bei der Herstellung und dem Transport von Bauprodukten, den Tétigkeiten auf der Baustelle,
dem Energiecaufwand im Gebédude, dem Ersatz von Bauprodukten, dem Riickbau, dem Transport und der
Bewirtschaftung von ausgebauten Komponenten und Materialien und ihrer Wiederverwendung, ihrem
Recycling, ihrer thermischen Verwertung und ihrer endgiiltigen Entsorgung,

18b. ,,Lebenszyklus-Treibhauspotenzial“ ein Indikator zur Quantifizierung der Summe der
Treibhausgasemissionen eines Gebdudes iiber dessen gesamten Lebenszyklus, der nach Anhang I1I der
Richtlinie (EU) 2024/1275 als flichenbezogener Wert in Kohlenstoffdioxid-Aquivalente angegeben wird
und auf dem internationalen global warming potential 100-Standard basiert, welcher das
Erwédrmungspotenzial {iber einen Zeithorizont von 100 Jahren definiert,

19. ,,Nah-/Fernwarme* die Warme, die mittels eines Warmetrdgers durch ein Warmenetz verteilt wird,
20. ,,Nah-/Fernkélte* die Kilte, die mittels eines Kiltetragers durch ein Kiltenetz verteilt wird,

21. ,Nennleistung* die vom Hersteller festgelegte und im Dauerbetrieb unter Beachtung des vom Hersteller
angegebenen Wirkungsgrades als einhaltbar garantierte grofite Warme- oder Kélteleistung in Kilowatt,

rindflache 4ia N flaoh 1N 1echtuwahnoakh a
oRaHd S W ocoatd
5

22 —hlettos e
odergekithltwird-(gestrichen)

23. , Nichtwohngebdude* ein Gebidude, das nicht unter Nummer 33 fillt,

24. ,Niedertemperatur-Heizkessel* ein Heizkessel, der kontinuierlich mit einer Eintrittstemperatur von 35
Grad Celsius bis 40 Grad Celsius betrieben werden kann und in dem es unter bestimmten Umstinden zur
Kondensation des in den Abgasen enthaltenen Wasserdampfes kommen kann,

25. ,,Niedrigstenergiegebidude ein Gebdude, das eine sehr gute Gesamtenergieeffizienz aufweist und dessen
Energiebedarf sehr gering ist und, soweit moglich, zu einem ganz wesentlichen Teil durch Energie aus
erneuerbaren Quellen gedeckt werden soll,

26. , Nutzflache*

die Nettoraumfldache nach DIN 277: 2021-08, die beheizt oder gekiihlt wird,

27. ,,Nutzflache mit starkem Publikumsverkehr* die 6ffentlich zugéngliche Nutzflache, die wihrend ihrer
Offnungszeiten von einer groBen Zahl von Menschen aufgesucht wird; eine solche Fliche kann sich
insbesondere in einer 6ffentlichen oder einer privaten Einrichtung befinden, die fiir gewerbliche,
freiberufliche, kulturelle, soziale oder behordliche Zwecke genutzt wird,
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28. ,,oberste Geschossdecke™ die zugingliche Decke beheizter Raume zum unbeheizten Dachraum,

28a. ,,orangener Wasserstoff* Wasserstoff, der aus Biomasse oder unter Verwendung von Strom aus Anlagen
der Abfallwirtschaft hergestellt wird und der in Bezug auf die Verringerung von Treibhausgasemissionen
einen Mindestschwellenwert von 70 Prozent des Vergleichswerts fiir fossile Brennstoffe fiir erneuerbare
Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs erreicht, welcher in der nach Artikel 29a Absatz 3 der Richtlinie
(EU) 2018/2001 in der Fassung vom 13. Juni 2024 angenommenen Methode fiir die Bewertung der durch
erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs und wiederverwertete kohlenstoffhaltige Kraftstoffe
erzielten Treibhausgasemissionseinsparungen festgelegt ist,

29. ,,Stromdirektheizung™ ein Gerit zur direkten Erzeugung von Raumwirme durch Ausnutzung des
elektrischen Widerstands auch in Verbindung mit Warmespeichern,

29a. ,,System fiir die Gebdudeautomatisierung und -steuerung™ ein System, das simtliche Produkte, Software
und Engineering-Leistungen umfasst, mit denen ein energieeffizienter, wirtschaftlicher und sicherer
Betrieb gebdudetechnischer Systeme durch automatische Steuerungen sowie durch die Erleichterung des
manuellen Managements dieser gebdudetechnischen Systeme unterstiitzt werden kann,

29b. ,.tirkiser Wasserstoff* Wasserstoff, der iiber die Pyrolyse von Erdgas hergestellt wird und der in Bezug
auf die Verringerung von Treibhausgasemissionen einen Mindestschwellenwert von 70 Prozent des
Vergleichswerts fiir fossile Brennstoffe flir erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs erreicht,
welcher in der nach Artikel 29a Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2018/2001 in der Fassung vom 13. Juni
2024 angenommenen Methode fiir die Bewertung der durch erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen
Ursprungs und wiederverwertete kohlenstofthaltige Kraftstoffe erzielten
Treibhausgasemissionseinsparungen festgelegt ist,

30. ,,Umweltwarme* die der Luft, dem Wasser oder der aus technischen Prozessen und baulichen Anlagen
stammenden Abwasserstromen entnommene und technisch nutzbar gemachte Warme oder Kélte mit
Ausnahme der aus technischen Prozessen und baulichen Anlagen stammenden Abluftstromen

entnommenen Wirme,

,unvermeidbare Abwiarme* Wiarme, die als unvermeidbares Nebenprodukt in einer Industrieanlage, einer
Stromerzeugungsanlage oder im tertiiren Sektor anféllt und ohne den Zugang zu einem Wirmenetz
ungenutzt in die Luft oder in das Wasser abgeleitet werden wiirde, dabei gilt Abwarme als unvermeidbar,
soweit sie aus wirtschaftlichen, sicherheitstechnischen oder sonstigen Griinden im Produktionsprozess

nicht nutzbar ist und nicht mit vertretbarem Aufwand verringert werden kann,
31. ,,Wirme- und Kélteenergiebedarf die Summe aus

a) der zur Deckung des Warmebedarfs fiir Heizung und Warmwasserbereitung jahrlich benétigten
Wirmemenge, einschlieBlich des thermischen Aufwands fiir Ubergabe, Verteilung und Speicherung
der Energiemenge und

b) der zur Deckung des Kéltebedarfs fiir Raumkiihlung jéhrlich benétigten Kéltemenge, einschlief8lich
des thermischen Aufwands fiir Ubergabe, Verteilung und Speicherung der Energiemenge,

32. ,,Wohnflache* die Fliche, die nach der Wohnfldchenverordnung vom 25. November 2003 (BGBI. I S.
2346) oder auf der Grundlage anderer Rechtsvorschriften oder anerkannter Regeln der Technik zur
Berechnung von Wohnflidchen ermittelt worden ist,
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33. ,,Wohngebdude* ein Gebdude, das nach seiner Zweckbestimmung iiberwiegend dem Wohnen dient,
einschlieBlich von Wohn-, Alten- oder Pflegeheimen sowie dhnlicher Einrichtungen,

34. ,,zweiseitig angebautes Wohngebdude™ ein Wohngebiude, von dessen nach zwei unterschiedlichen
Himmelsrichtungen weisenden vertikalen Fldchen im Mittel ein Anteil von 80 Prozent oder mehr an ein
anderes Wohngebdude oder ein Nichtwohngebiude mit einer Raum-Solltemperatur von mindestens 19

Grad Celsius angrenzt.
(2) Erneuerbare Energien im Sinne dieses Gesetzes ist oder sind
1. Geothermie,

2. Umweltwirme,

3. die technisch durch im unmittelbaren raumlichen Zusammenhang mit dem Gebdude stehenden Anlagen
zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie oder durch solarthermische Anlagen zur Wérme-

oder Kilteerzeugung nutzbar gemachte Energie,

4. die technisch durch gebdudeintegrierte Windkraftanlagen zur Wéarme- oder Kélteerzeugung nutzbar

gemachte Energie,

5. die aus fester, fliissiger oder gasformiger Biomasse erzeugte Warme; die Abgrenzung erfolgt nach dem
Aggregatzustand zum Zeitpunkt des Eintritts der Biomasse in den Wérmeerzeuger,

6. die aus griinem Wasserstoff oder den daraus hergestellten Derivaten erzeugte Warme oder

7. die dem Erdboden oder dem Wasser entnommene und technisch nutzbar gemachte oder aus Wiarme nach

den Nummern 1 bis 6 technisch nutzbar gemachte Kilte.
(3) Biomasse im Sinne des Absatzes 1 Nummer 4a ist oder sind
1. Anbaubiomasse nach § 2 Absatz 24 der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung,
2. Rohstoffe nach Anhang IX der Richtlinie (EU) 2018/2001,
3. sonstige Bioabfille, die nicht in Anhang IX der Richtlinie (EU) 2018/2001 aufgefiihrt sind.
Satz 1 ist jeweils mit der Maligabe anzuwenden, dass

1. Biomasse aus Rohstoffen mit hohem Risiko indirekter Landnutzungsénderung nach Artikel 3 der

Delegierten Verordnung (EU) 2019/807 ausgenommen ist,

2. die Nachhaltigkeitsanforderungen der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung vom 2. Dezember
2021 (BGBL. I S. 5126), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 13. Dezember 2022 (BGBL. 1 S.
2286) gedndert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung entsprechend anzuwenden sind auf

a) fliissige Biomasse,

b) feste Biomasse in einer Anlage zur Erzeugung von Warme oder Kélte mit einer
Gesamtfeuerungswirmeleistung von 7,5 Megawatt oder mehr und

c¢) gasformige Biomasse in einer Anlage zur Erzeugung von Wirme oder Kélte mit einer
Gesamtfeuerungswirmeleistung von 2 Megawatt oder mehr.

(4) Biomasse im Sinne des Absatzes 2 Nummer 5 ist oder sind

1. Biomasse im Sinne der Biomasseverordnung vom 21. Juni 2001 (BGBL. I S. 1234), die zuletzt durch
Artikel 8 des Gesetzes vom 13. Oktober 2016 (BGBI. I S. 2258) geédndert worden ist,
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2. Altholz der Kategorien A I und A Il nach § 2 Nummer 4 Buchstabe a und b der Altholzverordnung vom
15. August 2002 (BGBI. I S. 3302), die zuletzt durch Artikel 120 der Verordnung vom 19. Juni 2020
(BGBI. I S. 1328) geédndert worden ist,

3. biologisch abbaubare Anteile von Abfillen aus Haushalten und Industrie,
4. Deponiegas,
5. Klargas,

6. Klarschlamm im Sinne der Klarschlammverordnung vom 27. September 2017 (BGBI. I S. 3465), die
zuletzt durch Artikel 137 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBI. I S. 1328) geéndert worden ist, in
der jeweils geltenden Fassung oder

7. Pflanzenolmethylester.
Satz 1 ist jeweils mit der MaBgabe anzuwenden, dass

1. Biomasse aus Rohstoffen mit hohem Risiko indirekter Landnutzungsdnderung nach Artikel 3 der
Delegierten Verordnung (EU) 2019/807 ausgenommen ist,

2. die Nachhaltigkeitsanforderungen der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung vom 2. Dezember
2021 (BGBI. I S. 5126) in der jeweils geltenden Fassung entsprechend anzuwenden sind auf

a) fliissige Biomasse,

b) feste Biomasse in einer Anlage zur Erzeugung von Wérme oder Kélte mit einer
Gesamtfeuerungswirmeleistung von 7,5 Megawatt oder mehr und

c) gasformige Biomasse in einer Anlage zur Erzeugung von Wérme oder Kélte mit einer
Gesamtfeuerungswirmeleistung von 2 Megawatt oder mehr,

3. der zur Erzeugung der gasformigen Biomasse in Vergdrungsanlagen im Sinne des § 24 Absatz 1 Satz 1
und 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes ab einer Leistung von 1 Megawatt, welche nach Ablauf des 31.
Dezember 2023 in Betrieb genommen werden, eingesetzte Anteil von Getreidekorn oder Mais in jedem
Kalenderjahr insgesamt hochstens 50 Masseprozent betragen darf; als Mais sind Ganzpflanzen, Maiskorn-
Spindel-Gemisch, Koérnermais und Lieschkolbenschrot anzusehen.

* Amtlicher Hinweis: Alle zitierten DIN-Vornormen und -Normen sind im Beuth-Verlag GmbH, Berlin, verdffentlicht
und beim Deutschen Patent- und Markenamt in Miinchen archivmaBig gesichert niedergelegt.

* Zu beziehen bei der Beuth Verlag GmbH, 10772 Berlin, und in der Deutschen Nationalbibliothek archivmafBig
gesichert niedergelegt.

* Zu beziehen bei der Beuth Verlag GmbH, 10772 Berlin, und in der Deutschen Nationalbibliothek archivmaBig
gesichert niedergelegt.

§ 4 Vorbildfunktion der éffentlichen Hand

(1) Einem Nichtwohngebéude, das sich im Eigentum der 6ffentlichen Hand befindet und von einer Behorde
genutzt wird, kommt eine Vorbildfunktion zu. § 13 Absatz 2 des Bundes-Klimaschutzgesetzes vom 12.
Dezember 2019 (BGBI. I S. 2513) bleibt unberiihrt.

(2) Wenn die offentliche Hand ein Nichtwohngebdude im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 errichtet oder einer
grofleren Renovierung gemiB § 3 Absatz 1 Nummer 13a unterzieht, muss sie priifen, ob und in welchem
Umfang Ertrdge durch die Errichtung einer im unmittelbaren raumlichen Zusammenhang mit dem Gebdude
stehenden Anlage zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie oder durch solarthermische Anlagen
zur Wirme- und Kélteerzeugung erzielt und genutzt werden koénnen.
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(3) Die offentliche Hand informiert iiber die Erfiillung der Vorbildfunktion im Internet oder auf sonstige
geeignete Weise; dies kann im Rahmen der Information der Offentlichkeit nach den Bestimmungen des
Bundes und der Lander iiber den Zugang zu Umweltinformationen geschehen. Der Bund berichtet iiber die
Erfiillung der Vorbildfunktion im Klimaschutzbericht der Bundesregierung.

(4) Die Lander konnen durch Landesrecht fiir 6ffentliche Gebaude, mit Ausnahme der 6ffentlichen Gebaude
des Bundes, eigene Regelungen zur Erfiillung der Vorbildfunktion treffen und zu diesem Zweck iiber die
Vorschriften dieses Gesetzes hinausgehen. Hiervon ausgenommen sind Vorgaben fiir die
Berechnungsgrundlagen und -verfahren nach Teil 2 Abschnitt 3.

§ 5 Grundsatz der Wirtschaftlichkeit

Die Anforderungen und Pflichten, die in diesem Gesetz oder in den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen
Rechtsverordnungen aufgestellt werden, miissen nach dem Stand der Technik erfiillbar sowie fiir Gebéude
gleicher Art und Nutzung und fiir Anlagen oder Einrichtungen wirtschaftlich vertretbar sein. Anforderungen
und Pflichten gelten als wirtschaftlich vertretbar, wenn generell die erforderlichen Aufwendungen innerhalb
der {iblichen Nutzungsdauer durch die eintretenden Einsparungen erwirtschaftet werden konnen. Bei
bestehenden Gebduden, Anlagen und Einrichtungen ist die noch zu erwartende Nutzungsdauer zu
beriicksichtigen.

§ 6 Verordnungsermiichtigung zur Verteilung der Betriebskosten und zu Abrechnungs-
und Verbrauchsinformationen

(1) Die Bundesregierung wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates
vorzuschreiben, dass

1. der Energieverbrauch der Benutzer von heizungs-, kiihl- oder raumlufttechnischen oder der Versorgung
mit Warmwasser dienenden gemeinschaftlichen Anlagen oder Einrichtungen erfasst wird,

2. die Betriebskosten dieser Anlagen oder Einrichtungen so auf die Benutzer zu verteilen sind, dass dem
Energieverbrauch der Benutzer Rechnung getragen wird,

3. die Benutzer in regelmiBigen, im Einzelnen zu bestimmenden Abstinden auf klare und verstindliche
Weise Informationen erhalten iiber Daten, die fiir die Einschédtzung, den Vergleich und die Steuerung des
Energieverbrauchs und der Betriebskosten von heizungs-, kiihl- oder raumlufttechnischen oder der
Versorgung mit Warmwasser dienenden gemeinschaftlichen Anlagen oder Einrichtungen relevant sind,
und iiber Stellen, bei denen weitergehende Informationen und Dienstleistungen zum Thema
Energieeffizienz verfligbar sind,

4. die zum Zwecke der Datenverarbeitung eingesetzte Technik einem Stand der Technik entsprechen muss,
der Datenschutz, Datensicherheit und Interoperabilitit gewahrleistet, und

5. bei einem Wechsel des Abrechnungsdienstleisters oder einer Ubernahme der Abrechnung durch den
Gebaudeeigentiimer die fiir die Abrechnung notwendigen Daten dem neuen Abrechnungsdienstleister
oder dem Gebdudeeigentiimer zugédnglich gemacht werden miissen.

(2) In der Rechtsverordnung nach Absatz 1 konnen die Erfassung und Kostenverteilung abweichend von
Vereinbarungen der Benutzer und von Vorschriften des Wohnungseigentumsgesetzes geregelt und es kann
ndher bestimmt werden, wie diese Regelungen sich auf die Rechtsverhiltnisse zwischen den Beteiligten

auswirken.

(3) In der Rechtsverordnung nach Absatz 1 ist vorzusehen, dass auf Antrag des Verpflichteten von den
Anforderungen befreit werden kann, soweit diese im Einzelfall wegen besonderer Umstdnde durch einen
unangemessenen Aufwand oder in sonstiger Weise zu einer unbilligen Hérte fiihren.
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(4) In der Rechtsverordnung nach Absatz 1 sind die erforderlichen technischen und organisatorischen
MaBnahmen nach den Artikeln 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europiischen Parlaments
und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener
Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung)
(ABI.L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2) in der jeweils
geltenden Fassung zur Sicherstellung von Datenschutz und Datensicherheit bei der Verarbeitung der fiir die in
Absatz 1 Nummer 1 bis 4 genannten Zwecke erforderlichen personenbezogenen Daten festzulegen.

(5) Die Rechtsverordnung nach Absatz 1 hat vorzusehen, dass der Stand der Technik nach Absatz 1 Nummer 4
jeweils in Technischen Richtlinien und Schutzprofilen des Bundesamts fiir Sicherheit in der
Informationstechnik festgelegt wird.

§ 6a Verordnungsermichtigung zur Versorgung mit Fernkilte

Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der
Justiz und fiir Verbraucherschutz durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Allgemeinen
Bedingungen fiir die Versorgung mit Fernkélte einschlieBlich von Rahmenregelungen iiber die Entgelte
ausgewogen gestalten und hierbei unter angemessener Beriicksichtigung der beiderseitigen Interessen

1. die Bestimmungen der Vertrage einheitlich festsetzen,
2. Regelungen iiber den Vertragsschluss, den Gegenstand und die Beendigung der Vertrage treffen sowie
3. die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien festlegen.

Satz 1 gilt entsprechend fiir Bedingungen dffentlich-rechtlich gestalteter Versorgungsverhéltnisse mit
Ausnahme der Regelung des Verwaltungsverfahrens.

§ 7 Regeln der Technik

(1) Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie kann gemeinsam mit dem Bundesministerium fiir
Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen durch Bekanntmachung im Bundesanzeiger auf Verdffentlichungen
sachverstindiger Stellen iiber anerkannte Regeln der Technik hinweisen, soweit in diesem Gesetz auf solche
Regeln Bezug genommen wird.

(2) Zu den anerkannten Regeln der Technik gehoren auch Normen, technische Vorschriften oder sonstige
Bestimmungen anderer Mitgliedstaaten der Europdischen Union und anderer Vertragsstaaten des Abkommens
tiber den Europdischen Wirtschaftsraum sowie der Republik Tiirkei, wenn ihre Einhaltung das geforderte
Schutzniveau in Bezug auf Energieeinsparung und Wéarmeschutz dauerhaft gewéhrleistet.

(3) Wenn eine Bewertung von Baustoffen, Bauteilen und Anlagen im Hinblick auf die Anforderungen dieses
Gesetzes auf Grund anerkannter Regeln der Technik nicht mdglich ist, weil solche Regeln nicht vorliegen oder
wesentlich von ihnen abgewichen wird, sind der nach Landesrecht zustéindigen Behorde die erforderlichen
Nachweise fiir eine anderweitige Bewertung vorzulegen. Satz 1 ist nicht anzuwenden auf Baustoffe, Bauteile
und Anlagen,

1. wenn fiir sie die nachstehenden Voraussetzungen erfiillt sind:

a) die Bewertung wird auch im Hinblick auf die Anforderungen zur Energieeinsparung im Sinne dieses
Gesetzes durch die Verordnung (EU) Nr. 305/2011 oder die Verordnung (EU) 2024/3110 oder durch
nationale Rechtsvorschriften zur Umsetzung oder Durchfiihrung von Rechtsvorschriften der
Europdischen Union gewéhrleistet,

b) die erforderlichen CE-Kennzeichnungen wurden angebracht und
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c) die nach den in Buchstabe a genannten Vorschriften zuldssigen Klassen und Leistungsstufen werden
nach Mafgabe landesrechtlicher Vorschriften eingehalten oder

2. bei denen nach bauordnungsrechtlichen Vorschriften iiber die Verwendung von Bauprodukten auch die
Einhaltung dieses Gesetzes sichergestellt wird.

(4) Verweisen die nach diesem Gesetz anzuwendenden datierten technischen Regeln auf undatierte technische
Regeln, sind diese in der Fassung anzuwenden, die dem Stand zum Zeitpunkt der Herausgabe der datierten
technischen Regel entspricht.

(5) Die nach diesem Gesetz erforderliche Ermittlung der Lebenszyklus-Treibhausgasemissionen erfolgt auf der

Grundlage des Lebenszyklus-Treibhauspotenzials. Der ermittelte Wert ist als Masse in Kilogramm
Kohlenstoffdioxid-Aquivalent pro Quadratmeter Bilanzbezugsfliche und Jahr anzugeben. Fiir die Ermittlung
nach Satz 1 ist eine Okobilanzierung nach den Bilanzierungsregeln des Anhangs A der DIN SPEC 91606:
2026-07 durchzufiihren. Fiir die Okobilanzierung nach Satz 3 sind die vom Bundesministerium fiir Wohnen,
Stadtentwicklung und Bauwesen unter Beriicksichtigung der Spezifikationen der DIN SPEC 91606: 2026-07
im Bundesanzeiger bekannt gemachten Datengrundlagen und Arbeitshilfen zu verwenden. Als Datengrundlage
fiir die Okobilanzierung kann auch die nationale Referenzdatenbank verwendet werden, die das
Bundesministerium fiir Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen bereitstellt.

§ 8 Verantwortliche

(1) Fiir die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes ist der Bauherr oder Eigentiimer verantwortlich,
soweit in diesem Gesetz nicht ausdriicklich ein anderer Verantwortlicher bezeichnet ist.

(2) Fiir die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes sind im Rahmen ihres jeweiligen Wirkungskreises
auch die Personen verantwortlich, die im Auftrag des Eigentiimers oder des Bauherren bei der Errichtung oder
Anderung von Gebiuden oder der Anlagentechnik in Geb4uden titig werden.

§ 9 Landerregelung

Die Lander konnen durch Landesrecht weitergehende Anforderungen an die Erzeugung und Nutzung von
Strom oder Wirme sowie Kélte aus erneuerbaren Energien in rdumlichem Zusammenhang mit Gebduden
sowie weitergehende Anforderungen oder Beschrankungen an Stromdirektheizungen stellen.

§ 9a Evaluation

Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie, das Bundesministerium fiir Wohnen, Stadtentwicklung
und Bauwesen und das Bundesministerium fiir Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit
werden die Regelungen der Teile 2, 3, 4 und 6 im Jahr 2030 im Hinblick auf ihren Beitrag zur Erreichung der
Klimaschutzziele insbesondere fiir den Gebdudesektor und mit Blick auf das Ziel der Klimaneutralitdt 2045
gemil dem Bundes-Klimaschutzgesetz vom 12. Dezember 2019 (BGBI. I S. 2513), das zuletzt durch Artikel 1
des Gesetzes vom 15. Juli 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 235) gedndert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung
evaluieren und nach Maf3gabe der Ergebnisse innerhalb von sechs Monaten nach Abschluss der Evaluierung
einen Vorschlag fiir eine Weiterentwicklung der Klimaschutzmafnahmen im Gebéudesektor vorlegen. Die
Vorgaben des Bundes-Klimaschutzgesetzes bleiben von den Vorgaben dieses Gesetzes unberiihrt.
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Teil 2
Anforderungen an zu errichtende Gebiude

Abschnitt 1
Allgemeiner Teil

§ 10 Grundsatz und Niedrigstenergiegebaude

(1) Wer ein Gebéude errichtet, hat dieses als Niedrigstenergiegebdaude nach Mallgabe von Absatz 2 zu

errichten.
(2) Das Gebéaude ist so zu errichten, dass

1. der Gesamtenergiebedarf fiir Heizung, Warmwasserbereitung, Liiftung und Kiihlung, bei
Nichtwohngebiuden auch fiir eingebaute Beleuchtung, den jeweiligen Hochstwert nicht iiberschreitet, der
sich nach § 15 oder § 18 ergibt,

2. Energieverluste beim Heizen und Kiihlen durch baulichen Wérmeschutz nach Mafigabe von § 16 oder § 19
vermieden werden und

3. die MaBgaben der §§ 42 bis 45 entsprechend eingehalten werden.

(3) Die Anforderungen an die Errichtung von einem Geb&ude nach diesem Gesetz finden keine Anwendung,
soweit ihre Erflillung anderen 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften zur Standsicherheit, zum Brandschutz, zum
Schallschutz, zum Arbeitsschutz oder zum Schutz der Gesundheit entgegensteht.

(4) Unbeschadet der Regelung in Absatz 2 darf eine Stromdirektheizung in ein zu errichtendes Gebdude mit
Wohnungen zum Zweck der Inbetriebnahme nur eingebaut oder in diesem nur aufgestellt werden, wenn das
Gebidude die Anforderungen an den baulichen Warmeschutz nach den §§ 16 und 19 um mindestens 45 Prozent
unterschreitet. Satz 1 ist nicht anzuwenden in einem Gebédude mit nicht mehr als zwei Wohnungen, von denen
der Eigentiimer eine Wohnung selbst bewohnt.

(5) Bei einem zu errichtenden Nichtwohngebdude ist die Anforderung nach Absatz 2 Nummer 3 nicht fiir
Gebdudezonen mit mehr als 4 Metern Raumhohe anzuwenden, die durch dezentrale Geblise- oder
Strahlungsheizungen beheizt werden.

(6) Die MaBigaben nach Absatz 2 sind nicht auf ein Gebdude im Eigentum des Bundes, der verbiindeten
Streitkrifte oder einer Gesellschaft mit Beteiligung des Bundes anzuwenden, das der Landes- und
Biindnisverteidigung dient.

§ 11 Mindestwirmeschutz

(1) Bei einem zu errichtenden Gebaude sind Bauteile, die gegen die AuBlenluft, das Erdreich oder gegen
Gebiudeteile mit wesentlich niedrigeren Innentemperaturen abgrenzen, so auszufiihren, dass die
Anforderungen des Mindestwarmeschutzes nach BIN-4+08-2:2043-02 DIN 4108-2: 2026-05 und BIN-4108-
3:- 204810 DIN 4108-3: 2024-03 erfiillt werden.

(2) Ist bei einem zu errichtenden Gebdude bei aneinandergereihter Bebauung die Nachbarbebauung nicht
gesichert, miissen die Gebdudetrennwénde den Anforderungen an den Mindestwéarmeschutz nach Absatz 1
geniigen.

§ 12 Wiirmebriicken

Ein Gebaude ist so zu errichten, dass der Einfluss konstruktiver Warmebriicken auf den Jahres-
Heizwiarmebedarf nach den anerkannten Regeln der Technik und nach den im jeweiligen Einzelfall
wirtschaftlich vertretbaren Maflnahmen so gering wie mdglich gehalten wird.
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§ 13 Dichtheit

Ein Gebiude ist so zu errichten, dass die warmeiibertragende Umfassungsflache einschlieBlich der Fugen
dauerhaft luftundurchliissig nach den anerkannten Regeln der Technik abgedichtet ist. Offentlich-rechtliche
Vorschriften iiber den zum Zweck der Gesundheit und Beheizung erforderlichen Mindestluftwechsel bleiben
unbertihrt.

§ 14 Sommerlicher Warmeschutz

(1) Ein Gebaude ist so zu errichten, dass der Senneneintrag Sonnenenergieeintrag durch einen ausreichenden
baulichen sommerlichen Warmeschutz nach den anerkannten Regeln der Technik begrenzt wird. Bei der
Ermittlung eines ausreichenden sommerlichen Wérmeschutzes nach den Absétzen 2 und 3 bleiben die
offentlich-rechtlichen Vorschriften iiber die erforderliche Tageslichtversorgung unberiihrt.

(2) Ein ausreichender sommerlicher Warmeschutz nach Absatz 1 liegt vor, wenn die Anforderungen nach BIN
4082 2043-02- Absehnitt-8 DIN 4108-2: 2026-05 Abschnitt 8 eingehalten werden und die rechnerisch
ermittelten Werte des Sonnenenergieeintrags iiber transparente Bauteile in Gebdude (Sonneneintragskennwert)
die in BPIN-HO8-2:2043-02 Absehnitt-833 DIN 4108-2: 2026-05 Abschnitt 8.4.3 festgelegten
Anforderungswerte nicht {iberschreiten. Der Sonneneintragskennwert des zu errichtenden Gebéudes ist nach
dem in BIN-4H08-2:2043-02 Absehnitt8-3-2 DIN 4108-2: 2026-05 Abschnitt 8.4.2 genannten Verfahren zu

bestimmen.

(3) Ein ausreichender sommerlicher Warmeschutz nach Absatz 1 liegt auch vor, wenn mit einem
Berechnungsverfahren nach BIN-4108-2:2013-02- Absehnitt 8-4-(Simulationsrechnuang) DIN 4108-2: 2026-05
Abschnitt 8.5 gezeigt werden kann, dass unter den dort genannten Randbedingungen die fiir den Standort des
Gebiudes in PIN-4108-2:2013-02 Absehnitt-8-4-Fabelle 9 DIN 4108-2: 2026-05 Abschnitt 8.5 Tabelle 9
angegebenen Ubertemperatur-Gradstunden nicht {iberschritten werden.

(4) Wird bei Gebduden mit Anlagen zur Kiihlung die Berechnung nach Absatz 3 durchgefiihrt, sind bauliche
MafBnahmen zum sommerlichen Wéarmeschutz gemafl BIN-4H08-2:2043-02 Absehnitt4-3 DIN 4108-2: 2026-
05 Abschnitt 4.3 insoweit vorzusehen, wie sich die Investitionen fiir diese baulichen Maflnahmen innerhalb
deren tiblicher Nutzungsdauer durch die Einsparung von Energie zur Kiihlung unter Zugrundelegung der im
Gebiude installierten Anlagen zur Kiihlung erwirtschaften lassen.

(5) Auf Berechnungen nach den Absétzen 2 bis 4 kann unter den Voraussetzungen des Absehnitts8-2-2-der
PIN-4108-2:2613-62 Abschnitts 8.3.2 der DIN 4108-2: 2026-05 verzichtet werden.

Abschnitt 2
Jahres-Primirenergiebedarf und baulicher Wiarmeschutz bei zu errichtenden Gebauden

Unterabschnitt 1
Wohngebiude

§ 15 Gesamtenergiebedarf

(1) Ein zu-errichtendes Wohngebéude ist so zu errichten, dass der Jahres-Primérenergiebedarf fiir Heizung,
Warmwasserbereitung, Liiftung und Kiithlung das-0;55fache-des-auf die-Gebaudenutziliche den auf die
Nutzfliche bezogenen Wertes des Jahres-Primédrenergiebedarfs eines Referenzgebiudes, das die gleiche
Geometrie, Gebaudenutziliche Nutzfliche und Ausrichtung wie das zu errichtende Gebaude aufweist und der
technischen Referenzausfithrung der Anlage 1 entspricht, nicht iiberschreitet.

(2) Der Hochstwert des Jahres-Primérenergiebedarfs eines zu errichtenden Wohngebédudes nach Absatz 1 ist
nach Mallgabe des § 20, der §§ 22 bis 24, des § 25 Absatz 1 bis3-und1+0 und 2, der §§ 26 bis 29-des-§3+ und
des-§ 33 zu berechnen.
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§ 16 Baulicher Wirmeschutz

Ein zu errichtendes Wohngebéude ist so zu errichten, dass der Hochstwert des spezifischen, auf die
wiarmeiibertragende Umfassungsfldche bezogenen Transmissionswéarmeverlusts das 1,0fache des
entsprechenden Wertes des jeweiligen Referenzgebdudes nach § 15 Absatz 1 nicht iiberschreitet.

§ 17 Aneinandergereihte Bebauung

Werden aneinandergereihte Wohngebaude gleichzeitig errichtet, diirfen sie hinsichtlich der Anforderungen der
§§ 12, 14, 15 und 16 wie ein Gebaude behandelt werden. Die Vorschriften des Teiles 5 bleiben unberiihrt.

Unterabschnitt 2
Nichtwohngebiude

§ 18 Gesamtenergiebedarf

(1) Ein zu-errichtendes Nichtwohngebiude ist so zu errichten, dass der Jahres-Primérenergiebedarf fiir
Heizung, Warmwasserbereitung, Liiftung, Kithlung und eingebaute Beleuchtung das-0;55fache-des-auf-die
Nettogrundfliche den auf die Nutzfliche bezogenen Wertes des Jahres-Primirenergiebedarfs eines
Referenzgebidudes, das die gleiche Geometrie, Nettogrundfliche Nutzflache, Ausrichtung und Nutzung,
einschlieflich der Anordnung der Nutzungseinheiten, wie das zu errichtende Gebaude aufweist und der
technischen Referenzausfithrung der Anlage 2 entspricht, nicht iiberschreitet. Die technische
Referenzausfithrung in der Anlage 2 Nummer 1.13 bis 9 ist nur insoweit zu beriicksichtigen, wie eines der dort
genannten Systeme in dem zu errichtenden Gebaude ausgefiihrt wird.

(2) Der Hochstwert des Jahres-Primérenergiebedarfs nach Absatz 1 eines zu errichtenden Nichtwohngebdudes
ist nach Maligabe der §§ 21 bis 24, des § 25 Absatz 1, 2 und 4 bis 8, der §§ 26 und 27, des § 30 und der §§ 32
und 33 zu berechnen.

(3) Wird ein zu errichtendes Nichtwohngebiude fiir die Berechnung des Jahres-Primérenergiebedarfs nach
unterschiedlichen Nutzungen unterteilt und kommt fiir die unterschiedlichen Nutzungen jeweils das
Berechnungsverfahren nach § 21 Absatz 1 und 2 mit deren jeweiligen Randbedingungen zur Anwendung,
muss die Unterteilung hinsichtlich der Nutzung sowie der verwendeten Berechnungsverfahren und
Randbedingungen beim Referenzgebiude mit der des zu errichtenden Gebaudes iibereinstimmen. Bei der
Unterteilung hinsichtlich der anlagentechnischen Ausstattung und der Tageslichtversorgung sind Unterschiede
zuléssig, die durch die technische Ausfithrung des zu errichtenden Gebédudes bedingt sind.

Fufinote
(+++ § 18 Abs. 1 Satz 2: Zur Anwendung vgl. § 50 Abs. 1 Satz 2 +++)

Die Fuftnote zu § 18 Absatz 1 Satz 2 im geltenden Recht verweist auf ,,§ 50 Abs. 1 Satz 2. Artikel 1 des
Anderungsgesetzes nummeriert den bisherigen § 50 zu § 38 um.
§ 19 Baulicher Wirmeschutz

Ein zu errichtendes Nichtwohngebaude ist so zu errichten, dass die Hochstwerte der mittleren
Wiérmedurchgangskoeffizienten der warmeiibertragenden Umfassungsfldche der Anlage 3 nicht {iberschritten

werden.

Abschnitt 3
Berechnungsgrundlagen und -verfahren

§ 20 Berechnung des Jahres-Primiirenergiebedarfs eines Wohngebéaudes

(1) Fiir das zu errichtende Wohngebaude und das Referenzgebiude ist der Jahres-Priméirenergiebedarf nach
PIN-V18599:-2018-69 DIN/TS 18599: 2025-10 zu ermitteln.
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(2) Soweit nicht unerhebliche Teile der Nutzfliche des Wohngebaudes wesentlich anderen Zwecken als der

Wohnnutzung dient und deren gebdudetechnischen Ausstattung sich wesentlich von der Wohnnutzung
unterscheiden, ist das Gebdude nach MaBgabe der DIN/TS 18599: 2025-10 in Zonen zu unterteilen.

(3) Die Berechnungen sind fiir das zu errichtende Gebaude und das Referenzgebaude mit demselben Verfahren
durchzufiihren.

(4) Abweichend von BIN85991:-2018-09 DIN/TS 18599-1: 2025-10 sind bei der Berechnung des
Endenergiebedarfs diejenigen Anteile nicht zu beriicksichtigen, die durch in unmittelbarem rdumlichen
Zusammenhang zum Gebédude mittels einer solarthermischen Anlage gewonnene solare Strahlungsenergie
sowie Umweltwédrme gedeckt werden.

(5) Abweichend von BIN-V18599-1:-2048-09 DIN/TS 18599-1: 2025-10 ist bei der Berechnung des
Primérenergiebedarfs der Endenergiebedarf fiir elektrische Nutzeranwendungen in der Bilanzierung nicht zu
beriicksichtigen.

(6) Werden in den Berechnungen nach den-Absitzentund2 Absatz | Warmedurchgangskoeffizienten
berechnet, sind folgende Berechnungsverfahren anzuwenden:

1. DPINAVH8599-2:- 204809 Absehnitt-6-1-4-3 nach DIN/TS 18599-2: 2025-10 Abschnitt 6.1.4.3 fiir die
Berechnung der an Erdreich grenzenden Bauteile,

. : 1y ¢ : 4 nach DIN 4108-4: 2020-11 in
Verbindung mit DIN EN ISO 6946: 2018-03 fiir die Berechnung opaker Bauteile und

3. DIN-4108-4:2017-03 nach DIN 4108-4: 2020-11 fiir die Berechnung transparenter Bauteile sowie von
Vorhangfassaden.

Fufinote
(+++ § 20 Abs. 3 bis 6: Zur Anwendung vgl. § 21 Abs. 4 +++)

(+++ § 20 Abs. 3: Zur Anwendung vgl. § 32 Abs. § +++)

§ 21 Berechnung des Jahres-Primiirenergiebedarfs eines Nichtwohngebiudes

(1) Fiir das zu errichtende Nichtwohngebdude und das Referenzgebéude ist der Jahres-Primérenergiebedarf
nach BIN-V148599:2018-69 DIN/TS 18599-1: 2025-10 zu ermitteln.

(2) Soweit sich bei einem Nichtwohngebdude Flidchen hinsichtlich ihrer Nutzung, ihrer technischen
Ausstattung, ihrer inneren Lasten oder ihrer Versorgung mit Tageslicht wesentlich unterscheiden, ist das
Gebédude nach MaBgabe der-DIN-V18599:-2048-09 DIN/TS 18599-1: 2025-10 in Verbindung mit § 18 Absatz
3 fiir die Berechnung nach Absatz 1 in Zonen zu unterteilen. Die Vereinfachungen zur Zonierung, zur
pauschalierten Zuweisung der Eigenschaften der Hiillfliche und zur Ermittlung von tageslichtversorgten
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Bereichen gemill PIN-V18599-1:2048-09-Anhang D DIN/TS 18599-1:2025-10 Anhang D diirfen nach

Malgabe der dort angegebenen Bedingungen auch fiir zu errichtende Nichtwohngebdude verwendet werden.
(3) Fiir Nutzungen, die nicht in PIN-V18599-10:20148-09 DIN/TS 18599-10:2025-10 aufgefiihrt sind, kann

1. die Nutzung 17 der-FabeHe-5-inDIN-V18599-10:2648-09 Tabelle 6 in DIN/TS 18599-10:2025-10
verwendet werden oder

2. eine Nutzung auf der Grundlage der BIN-V18599106:2048-09 DIN/TS 18599-10:2025-10 unter
Anwendung gesicherten allgemeinen Wissensstandes individuell bestimmt und verwendet werden.

Steht bei der Errichtung eines Nichtwohngebdudes die Nutzung einer Zone noch nicht fest, ist nach Satz 1
Nummer 1 zu verfahren. In den Féllen des Satzes 1 Nummer 2 ist die individuell bestimmte Nutzung zu
begriinden und den Berechnungen beizufiigen. Wird bei der Errichtung eines Nichtwohngebiudes in einer
Zone keine Beleuchtungsanlage eingebaut, ist eine direkt-indirekte Beleuchtung mit stabformigen
Leuchtstofflampen mit einem Durchmesser von 16 Millimetern und mit einem elektronischen Vorschaltgerit
anzunchmen.

(4) § 20 Absatz 3 bis 6 ist entsprechend anzuwenden.

§ 22 Priméarenergiefaktoren

(1) Fiir die Ermittlung des Jahres-Primérenergiebedarfs nach § 20 Absatz 1 ederAbsatz2 und nach § 21
Absatz 1 und 2 sind fiir-dennicht-ernenerbaren-Antet die Prlmarenerglefaktoren der Anlage 4 zu verwenden.
Davon abweichend-sind-in sCcnannter § MArCHCrg
erneverbarenAntetlzu-verwenden: kann

+- fiir fliissige oder gasformige Biomasse kann abweichend von Anlage 4 Nummer 6 und 7 fiir-dennieht
erneuerbaren-Anteil-der Wert 0,3 verwendet werden,

a)1. wenn die fliissige oder gasformige Biomasse im unmittelbaren raumlichen Zusammenhang mit dem

Gebéude oder mit mehreren Gebéduden, die im rdumlichen Zusammenhang stehen, erzeugt wird und

B)2. diese Gebdude unmittelbar mit der fliissigen oder gasformigen Biomasse versorgt werden; dabei miissen
mehrere Gebdude mitssen gemeinsam versorgt werden,

2:(2) firWird gasformige Biomasse, die aufbereitet und in das Erdgasnetz eingespeist worden ist (Blomethan)
wnd-in zu errichtenden Gebduden eingesetzt, wi
erpeperboren-mteth 0

e)1. bei der Aufbereitung und Einspeisung des Biomethans die Voraussetzungen nach Anlage 1
Nummer 1 Buchstabe a bis ¢ des Erneuerbare-Energien-Gesetzes vom 25. Oktober 2008 (BGBI. I S.
2074) in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung erfiillt-werden-sind-sein, und

&)-2. die Menge des entnommenen Biomethans im Wéarmeédquivalent am Ende eines Kalenderjahres der
Menge von Gas aus Biomasse-entspricht-entsprechen, das an anderer Stelle in das Gasnetz
eingespeist worden ist, und Massenbilanzsysteme fiir den gesamten Transport und Vertrieb des
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Biomethans von seiner Herstellung iiber seine Einspeisung in das Erdgasnetz und seinen Transport
im Erdgasnetz bis zu seiner Entnahme aus dem Erdgasnetz verwendet worden sind;.

3-(3) fiir-Wird gasformige Biomasse, die unter Druck verfliissigt worden ist (biogenes Fliissiggas)-uné-in zu
errichtenden Gebiduden eingesetzt-wird, kann-abweichend-von-Antage 4 Nummer-6-fiir-den-nicht-erneverba

Antetl, muss

e)die Menge des entnommenen Gases am Ende eines Kalenderjahres der Menge von Gas aus Biomasse
entsprieht entsprechen, das an anderer Stelle hergestellt worden ist, und Massenbilanzsysteme fiir
den gesamten Transport und Vertrieb des biogenen Fliissiggases von seiner Herstellung iiber seine
Zwischenlagerung und seinen Transport bis zu seiner Einlagerung in den Verbrauchstank verwendet
worden sinds.

(4) Wird Biodl in zu errichtenden Gebduden eingesetzt, muss die Menge des entnommenen Biodls am Ende

eines Kalenderjahres der Menge von Biodl entsprechen, das an anderer Stelle hergestellt worden ist, und
miissen Massenbilanzsysteme fiir den gesamten Transport und Vertrieb des Biodls von seiner Herstellung {iber
seine Zwischenlagerung und seinen Transport bis zu seiner Einlagerung in den Verbrauchstank verwendet
worden sein.

2)(5) Wird ein zu errichtendes Gebdude mit Fernwirme versorgt, kann zur Ermittlung des Jahres-
Primédrenergiebedarfs nach § 20 Absatz 1 ederAbsatz2 und nach § 21 Absatz 1 und 2 als Priméirenergiefaktor
der Wert fiir-dennichternenerbaren-Anteil nach Mallgabe der Sitze 2 bis4 und 3 sowie von Absatz3 Absatz 5
verwendet werden, den das Fernwarmeversorgungsunternehmen fiir den Warmetrager in dem Warmenetz, an
das das Gebdude angeschlossen wird, ermittelt und veroffentlicht hat. Der ermittelte und veroffentlichte Wert
nach Satz 1 kann verwendet werden, wenn das Fernwérmeversorgungsunternechmen zur Ermittlung des
Primérenergiefaktors die zur Erzeugung und Verteilung der Warme in einem Warmenetz eingesetzten
Brennstoffe und Strom, einschlielich Hilfsenergien, ermittelt, mit den Primérenergiefaktoren der Anlage 4
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gewichtet und auf die abgegebene Warmemenge bezogen sowie die Anwendung dieses
Berechnungsverfahrens in der Verdffentlichung angegeben hat.-Wird-in-einem-Wirmenetz- Wirme-genutzt-die

- Wird in einem Wirmenetz

Wairme genutzt, die in einer KWK-Anlage erzeugt wird, kann der ermittelte und verdffentlichte Wert nach
Satz 1 verwendet werden, wenn das Fernwérmeversorgungsunternechmen zur Ermittlung des

Primérenergiefaktors der Warme aus der KWK-Anlage dasBerechnungsverfahrennach DNV 185991

2018-09- Anhang A-Absehnitt- A4 ein Berechnungsverfahren zur Ermittlung des Brennstoffanteils fiir die
Wirmeerzeugung mit den Primérenergiefaktoren der Anlage 4 angewendet hat, das der in DIN EN 15316-4-5:

2017-09 Abschnitt 6.2.2.1.6.3 beschriebenen Methode entspricht, und die Anwendung dieser Methode in der
Veroffentlichung angegeben hat.

(6) Hat das Fernwarmeversorgungsunternchmen den Priméirenergiefaktor fiir den Wérmetrdger in dem
Wiérmenetz, an das das zu errichtende Gebdude angeschlossen wird, nicht ermittelt und verdffentlicht, kans ist
als Primérenergiefaktor der Wert fii-den-nicht-erneuerbaren-Anteil-verwendet-werden;-der-in-dennach-§-20

fiir die genutzte Fernwérme
nach Anlage 4 zu verwenden. Abweichend von Satz 1 darf ein Wert, der unter dem Wert in Anlage 4 liegt,
verwendet werden, wenn dieser Wert um den Wert von 0,002 fiir jeden Prozentpunkt des aus erneuerbaren
Energien, Abwirme oder Wérme, die aus Grubengas erzeugt wird, erzeugten Anteils der in einem Wérmenetz
genutzten Warme verringert wird und das Fernwérmeversorgungsunternehmen dies verdffentlicht.

(7) Bei der Verwendung von Massenbilanzsystemen gemdf3 Absatz 2 Nummer 2, den Absétzen 3 und 4 ist § 3

Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 und Absatz 4 Satz 2 Nummer 2 jeweils mit der MaBBgabe anzuwenden, dass die
Feststellung der Eigenschaften nach § 3 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 oder Absatz 4 Satz 2 Nummer 2 zum
Zeitpunkt der Aufnahme in das Massenbilanzsystem erfolgt. Vor dem 29. Juli 2026 registrierte Inventare
diirfen weiter zur Erfiillung der Anforderungen nach Absatz 2 Nummer 2, den Absétze 3 und 4 verwendet
werden.
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§ 23 Anrechnung von Strom aus erneuerbaren Energien

(1) Strom aus erneuerbaren Energien, der im unmittelbaren raumlichen Zusammenhang zu einem zu
errichtenden Gebéude erzeugt wird, darf bei der Ermittlung des Jahres-Endenergiebedarfs und des Jahres-
Primérenergiebedarfs des zu errichtenden Gebédudes nach § 20 Absatz 1 ederAbsatz2 und nach § 21 Absatz 1
und 2 nach Maf3gabe des Absatzes 2 in Abzug gebracht werden.

(2) Zur Berechnung der abzugsfiahigen Strommenge nach Absatz 1 ist der monatliche Ertrag der Anlage zur
Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien dem Strombedarf fiir Heizung, Warmwasserbereitung,
Liiftung, Kiihlung und Hilfsenergien sowie bei Nichtwohngebauden zusétzlich dem Strombedarf fiir
Beleuchtung gegeniiberzustellen. Der monatliche Ertrag ist nach BIN-V18599-9:2018-69 DIN/TS 18955-09:
2025-10 zu bestimmen. Bei Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie sind die
monatlichen Stromertrdge unter Verwendung der mittleren monatlichen Strahlungsintensitéten der

Referenzkhmazone Potsdam nach DIN/TS 18599-10: 2025-10 Anhang E DINALL8§99-}9—294~8~99%&1haﬂg£

%94—8—99—Anhang—8 zu ermitteln.

§ 24 Einfluss von Wiarmebriicken

Unbeschadet der Regelung in § 12 ist der verbleibende Einfluss von Warmebriicken bei der Ermittlung des
J ahres-Prlmarenerglebedarfs nach § 20 Absatz 1 ederAbsatz2 und naeh § 21 Absatz 1 und 2 nach einer der in

DM%OS%BeﬂehﬂguﬂgA—’A)M—Q% DIN/TS 18599-2: 2025-10 genannten Vorgehenswelsen zu
berucks1cht1gen Warmebruckenzuschlage mit Uberprufung und Einhaltung der Glelchwertlgkelt nach-DIN-V

§ 25 Berechnungsrandbedingungen

(1) Bei den Berechnungen fiir die Ermittlung des Jahres-Primérenergiebedarfs nach § 20 Absatz 1-eder-Absatz
2 und nach § 21 Absatz 1 und 2 ist fiir das zu errichtende Gebdude eine Ausstattung mit einem System fiir die
Gebidudeautomation der Klasse C nach BINVE5991H-2048-09 DIN/TS 18599-11: 2025-10 zugrunde zu
legen. Eine Gebdudeautomation der Klassen A oder B nach BPIN-V148599 1204809 DIN/TS 18599-11:
2025-10 kann zugrunde gelegt werden, wenn das zu errichtende Gebdude mit einem System einer dieser
Klassen ausgestattet ist.

(2) Bei den Berechnungen fiir die Ermittlung des Jahres-Primérenergiebedarfs nach § 20 Absatz 1-eder-Absatz
2 und nach § 21 Absatz 1 und 2 ist fiir das zu errichtende Gebdude und das Referenzgebéude ein
Verschattungsfaktor von 0,9 zugrunde zu legen, soweit die baulichen Bedingungen nicht detailliert
beriicksichtigt werden.

ool LS00 0L O e b el sl gesmchen )

(4) Bei den Berechnungen fiir die Ermittlung des Jahres-Primérenergiebedarfs nach § 21 Absatz 1 und 2 sind
fiir das zu errichtende Nichtwohngebédude die in PINV1E859910:2018-09 TFabeHe 5-bis9 DIN/TS 18599-
10:2025-10 Tabelle 6 bis 12 aufgefiihrten Nutzungsrandbedingungen und Klimadaten zu verwenden; bei der
Berechnung des Referenzgebdudes miissen die in PIN-V18599-10:-2018-09-Tabelle-5 DIN/TS 18599-
10:2025-10 Tabelle 6 und Tabelle 7 enthaltenen Werte angesetzt werden.
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(5) Bei den Berechnungen fiir die Ermittlung des Jahres-Primérenergiebedarfs nach § 21 Absatz 1 und 2 sind
fiir das zu errichtende Nichtwohngebdude und das Referenzgebiude bei Heizsystemen in Raumhohen von 4

Metern oder weniger ein Absenkbetrieb gemaf BIN-V18599-2:2018-09-Gleichung 29 DIN/TS 18599-2:
2025-10 Gleichung 29 und bei Heizsystemen in Raumhdhen von mehr als 4 Metern ein Abschaltbetrieb gemaf

DIN-V18599-2:2018-09-Gletehung 30 DIN/TS 18599-2: 2025-10 Gleichung 30 zugrunde zu legen, jeweils
mit einer Dauer gemif den Nutzungsrandbedingungen in BINV18599140:2048-09 TabeHe 5 DIN/TS 18599-
10:2025-10 Tabelle 6 und 7.

(6) Bei den Berechnungen fiir die Ermittlung des Jahres-Primérenergiebedarfs nach § 21 Absatz 1 und 2 ist fiir
das zu errichtende Nichtwohngebdude und das Referenzgebdude ein Verbauungsindex von 0,9 zugrunde zu
legen, soweit die Verbauung nicht genau nach BPIN-V18599-4:2018-09-Absehnitt-5-5-2 DIN/TS 18599-4:
2025-10 Abschnitt 5.5.2 ermittelt wird.

(7) Bei den Berechnungen fiir die Ermittlung des Jahres-Primérenergiebedarfs nach § 21 Absatz 1 und 2 ist fiir
das zu errichtende Nichtwohngebdude und das Referenzgebidude der Wartungsfaktor in den Zonen der
Nutzungen 14, 15 und 22 bis 24 nach DIN/TS 18599-10: 2025-10 Tabelle 6 rach-DINV18599-10:2018-09
Tabelle-S mit 0,6 und im Ubrigen mit 0,8 anzusetzen.

(8) Bei den Berechnungen fiir die Ermittlung des Jahres-Primérenergiebedarfs nach § 21 Absatz 1 und 2 darf
abweichend von BIN-V18599-10:2648-09 DIN/TS 18599-10: 2025-10 fiir das zu errichtende
Nichtwohngebdude und das Referenzgebédude bei , 3 £
und-7-die-tatsiehliche jeweils der tatsdchliche Wartungswert der Beleuchtungsstarke angesetzt werden, Jedoch
bei Zonen der Nutzung 6 nicht mehr als 1 500 Lux und bei Zonen der Nutzung 7 nicht mehr als 1 000 Lux.

Beim Referenzgebéude ist der Primérenergiebedarf fiir die Beleuchtung mit dem Tabellenverfahren nach BN
V18599-4-2018-09 DIN/TS 18599-4: 2025-10 zu berechnen.

(9) Fiir die Ermittlung des Hochstwerts des Transmissionswarmeverlusts nach § 16 ist DIN/TS 18599-2: 2025-
10 Anhang F anzuwenden und die wirmeiibertragende Umfassungsfliche eines Wohngebiudes in
Quadratmetern nach den in BIN-V18599-1:2018-09-Absehnitt- 8 DIN/TS 18599-1:2025-10 Abschnitt 8
angegebenen BemalBungsregeln ist so festzulegen, dass sie mindestens alle beheizten und gekiihlten Radume
einschlief3t. Fiir alle umschlossenen Rdume sind dabei die gleichen Bedingungen anzunehmen, die bei der
Berechnung nach § 20 Absatz 1 ederAbsatz2 in Verbindung mit § 20 Absatz 3 und 4, § 22 und den Absitzen
1 bis 3 zugrunde zu legen sind.

H(10) Abweichend von BIN-V18599-10:2048-69 DIN/TS 18599-10:2025-10 sind die Zonen nach BIN-V
18599-10:2018-09-TabeHe 5 Nutzung32-und-33 DIN/TS 18599-10:2025-10 Tabelle 6 und Tabelle 7 Nutzung

34 und 35 als unbeheizt und ungekiihlt anzunehmen und damit nicht Gegenstand von Berechnungen und

Anforderungen nach diesem Gesetz.

§ 26 Priifung der Dichtheit eines Gebiudes

(1) Wird die Luftdichtheit eines zu errichtenden Gebaudes vor seiner Fertigstellung nach DIN EN ISO 9972:
2018-12 Anhang NA iiberpriift, darf die gemessene Netto-Luftwechselrate bei der Ermittlung des Jahres-
Primérenergiebedarfs nach § 20 Absatz 1 ederAbsatz2 und nach § 21 Absatz 1 und 2 nach Maligabe der
Absiitze 2 bis 5 als Luftwechselrate in Ansatz gebracht werden. Bei der Uberpriifung der Luftdichtheit sind die
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Messungen nach den Absitzen 2 bis 5 sowohl mit Uber- als auch mit Unterdruck durchzufiihren. Die
genannten Hochstwerte sind fiir beide Fille einzuhalten.

(2) Der bei einer Bezugsdruckdifferenz von 50 Pascal gemessene Volumenstrom in Kubikmeter pro Stunde
darf

1. ohne raumlufttechnische Anlagen hochstens das 3fache des beheizten oder gekiihlten Luftvolumens des
Gebéudes in Kubikmetern betragen und

2. mit raumlufttechnischen Anlagen hochstens das 1,5fache des beheizten oder gekiihlten Luftvolumens des
Gebéudes in Kubikmetern betragen.

(3) Abweichend von Absatz 2 darf bei Gebduden mit einem beheizten oder gekiihlten Luftvolumen von {iber 1
500 Kubikmetern der bei einer Bezugsdruckdifterenz von 50 Pascal gemessene Volumenstrom in Kubikmeter
pro Stunde

1. ohne raumlufttechnische Anlagen hochstens das 4,5fache der Hiillflache des Gebédudes in Quadratmetern
betragen und

2. mit raumlufttechnischen Anlagen hochstens das 2,5fache der Hiillfliche des Gebaudes in Quadratmetern
betragen.

(4) Wird bei Nichtwohngebéduden die Dichtheit lediglich fiir bestimmte Zonen beriicksichtigt oder ergeben sich
fiir einzelne Zonen aus den Absitzen 2 und 3 unterschiedliche Anforderungen, so kann der Nachweis der
Dichtheit fiir diese Zonen getrennt durchgefiihrt werden.

(5) Besteht ein Gebaude aus gleichartigen, nur von auen erschlossenen Nutzeinheiten, so darf die Messung
nach Absatz 1 nach MaBigabe von DIN EN ISO 9972: 2018-12 Anhang NB auf eine Stichprobe dieser
Nutzeinheiten begrenzt werden.

§ 27 Gemeinsame Heizungsanlage fiir mehrere Gebiude

Wird ein zu errichtendes Gebaude mit Warme aus einer Heizungsanlage versorgt, aus der auch andere
Gebéaude oder Teile davon Warme beziehen, ist es abweichend von BINSV18599:- 204 8-09-und-biszum3+
Dezember2023-aueh-vorr- DINV470110:-2003-08 DIN/TS 18599: 2025-10 zuléssig, bei der Ermittlung des
Jahres-Primérenergiebedarfs des zu errichtenden Gebéudes eigene zentrale Einrichtungen der
Wiérmeerzeugung, Warmespeicherung oder Warmwasserbereitung anzunehmen, die hinsichtlich ihrer Bauart,
ihres Baualters und ihrer Betriebsweise den gemeinsam genutzten Einrichtungen entsprechen, hinsichtlich
ihrer GroBe und Leistung jedoch nur auf das zu berechnende Gebdude ausgelegt sind. Soweit dabei zusétzliche
Wiérmeverteil- und Warmwasserleitungen zur Verbindung der versorgten Gebaude verlegt werden, sind deren
Wirmeverluste anteilig zu berticksichtigen.

§ 28 Anrechnung mechanisch betriebener Liiftungsanlagen

(1) Im Rahmen der Berechnung nach § 20 Absatz 1-ederAbsatz2 ist bei mechanischen Liiftungsanlagen die
Anrechnung der Warmeriickgewinnung oder einer regelungstechnisch verminderten Luftwechselrate nur

zuldssig, wenn
1. die Dichtheit des Gebaudes nach § 13 in Verbindung mit § 26 nachgewiesen wird,

2. die Liiftungsanlage mit Einrichtungen ausgestattet ist, die eine Beeinflussung der Luftvolumenstrome jeder
Nutzeinheit durch den Nutzer erlauben oder eine bedarfsgefiihrte Regelung auf Basis von geeigneten

FithrungsgréBen vorhanden ist und

3. sichergestellt ist, dass die aus der Abluft gewonnene Wirme vorrangig vor der vom Heizsystem
bereitgestellten Warme genutzt wird.
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(2) Die bei der Anrechnung der Warmeriickgewinnung anzusetzenden Kennwerte der Liiftungsanlage sind
nach den anerkannten Regeln der Technik zu bestimmen oder den aligemeinen-bavaufsichtlichenZulassungen
der-verwendetenProdukte energetischen Kennwerten der Herstellerdaten nach der Verordnung (EU)
1253/2014 zu entnehmen.

(3) Auf ein Wohngebaude mit nicht mehr als zwei Wohnungen, von denen eine nicht mehr als 50
Quadratmeter Gebaudenutzfliche Nutzfliche hat, ist Absatz 1 Nummer 2 nicht anzuwenden.

§ 29 Berechnung des Jahres-Primiirenergiebedarfs und des Transmissionswirmeverlustes
bei aneinandergereihter Bebauung von Wohngebéiuden

(1) Bei der Berechnung des Jahres-Primérenergiebedarfs nach § 20 und des Transmissionswéirmeverlustes von
aneinandergereihten Wohngebduden werden Gebdudetrennwénde zwischen

1. Gebéuden, die nach ihrem Verwendungszweck auf Innentemperaturen von mindestens 19 Grad Celsius
beheizt werden, als nicht wirmedurchlissig angenommen und bei der Ermittlung der
wirmeiibertragenden Umfassungsfldache nicht beriicksichtigt,

2. Wohngebiuden und Gebauden, die nach ihrem Verwendungszweck auf Innentemperaturen von mindestens

12 Grad Celsius und weniger als 19 Grad Celsius beheizt werden, bei der Berechnung des

bl : 5 DIN/TS 18599-2: 2025-10 gewichtet und

3. Wohngebiduden und Gebauden oder Gebaudeteilen, in denen keine beheizten Raume im Sinne des § 3
Absatz 1 Nummer 4 vorhanden sind, bei der Berechnung des Warmedurchgangskoeffizienten mit einem
Temperaturfaktor in Hohe von 0,5 gewichtet.

(2) Werden beheizte Teile eines Gebaudes getrennt berechnet, ist Absatz 1 Nummer 1 sinngemél fiir die
Trennfldchen zwischen den Gebédudeteilen anzuwenden.

§ 30 Zonenweise Beriicksichtigung von Energiebedarfsanteilen bei einem zu errichtenden
Nichtwohngebiude

(1) Ist ein zu errichtendes Nichtwohngeb&ude nach § 21 Absatz 2 fiir die Berechnung des Jahres-
Primérenergiebedarfs nach § 21 Absatz 1 in Zonen zu unterteilen, sind Energiebedarfsanteile nach Maligabe
der Absitze 2 bis 7 in die Ermittlung des Jahres-Priméirenergiebedarfs einer Zone einzubeziehen.

(2) Der Primirenergiebedarf fiir das Heizungssystem und die Heizfunktion der raumlufttechnischen Anlage ist
zu bilanzieren, wenn die Raum-Solltemperatur des Gebaudes oder einer Gebaudezone fiir den Heizfall
mindestens 12 Grad Celsius betrdgt und eine durchschnittliche Nutzungsdauer fiir die Gebdudebeheizung auf
Raum-Solltemperatur von mindestens vier Monaten pro Jahr vorgesehen ist.

(3) Der Primédrenergiebedarf fiir das Kiihlsystem und die Kiihlfunktion der raumlufttechnischen Anlage ist zu
bilanzieren, wenn fiir das Gebdude oder eine Gebidudezone fiir den Kiihlfall der Einsatz von Kiihltechnik und
eine durchschnittliche Nutzungsdauer fiir Gebaudekiihlung auf Raum-Solltemperatur von mehr als zwei
Monaten pro Jahr und mehr als zwei Stunden pro Tag vorgesehen sind.

(4) Der Primérenergiebedarf fiir die Dampfversorgung ist zu bilanzieren, wenn fiir das Gebaude oder eine
Gebédudezone eine solche Versorgung wegen des Einsatzes einer raumlufttechnischen Anlage nach Absatz 3
fiir durchschnittlich mehr als zwei Monate pro Jahr und mehr als zwei Stunden pro Tag vorgesehen ist.

(5) Der Primédrenergiebedarf fiir Warmwasser ist zu bilanzieren, wenn ein Nutzenergiebedarf fiir Warmwasser
in Ansatz zu bringen ist und der durchschnittliche tigliche Nutzenergiebedarf fiir Warmwasser wenigstens 0,2
Kilowattstunden pro Person und Tag oder 0,2 Kilowattstunden pro Beschiftigtem und Tag betrigt.
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(6) Der Primérenergiebedarf fiir Beleuchtung ist zu bilanzieren, wenn in einem Gebaude oder einer
Gebiaudezone eine Beleuchtungsstirke von mindestens 75 Lux erforderlich ist und eine durchschnittliche
Nutzungsdauer von mehr als zwei Monaten pro Jahr und mehr als zwei Stunden pro Tag vorgesehen ist.

(7) Der Primérenergiebedarf fiir Hilfsenergien ist zu bilanzieren, wenn er beim Heizungssystem und bei der
Heizfunktion der raumlufttechnischen Anlage, beim Kiihlsystem und bei der Kiihlfunktion der
raumlufttechnischen Anlage, bei der Dampfversorgung, bei der Warmwasseranlage und der Beleuchtung
auftritt. Der Anteil des Primérenergiebedarfs fiir Hilfsenergien fiir Liiftung ist zu bilanzieren, wenn eine
durchschnittliche Nutzungsdauer der Liiftungsanlage von mehr als zwei Monaten pro Jahr und mehr als zwei
Stunden pro Tag vorgesehen ist.

Fufinote
(+++ § 30 Abs. 5: Zur Anwendung vgl. § 32 Abs. 3 Satz 2 +++)

§ 31 Vereinfachtes Nachweisverfahren fiir zu errichtende Wohngebiude und
Nichtwohngebiude

Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie kann gemeinsam mit dem Bundesministerium fiir
Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen fiir Gruppen von Wohngebéduden und fiir Gruppen von
Nichtwohngebduden auf der Grundlage von Modellberechnungen bestimmte Ausstattungsvarianten
beschreiben, die unter dort definierten Anwendungsvoraussetzungen die Anforderungen nach § 10 Absatz 2 in
Verbindung mit den §§ 15 und 16 beziehungsweise den §§ 18 und 19 generell erfiillen, und diese im
Bundesanzeiger bekannt machen. Die Anwendungsvoraussetzungen fiir das vereinfachte Nachweisverfahren
konnen sich auf die Grofle, die Form, die Ausrichtung und die Dichtheit der Gebdude sowie auf die
Vermeidung von Wérmebriicken und auf die Anteile von bestimmten Aufenbauteilen an der
wirmeiibertragenden Umfassungsflidche beziehen. Die Einhaltung der nach § 10 Absatz 2 in Verbindung mit
den §§ 15 und 16 beziehungsweise den §§ 18 und 19 festgelegten Anforderungen wird vermutet, wenn ein
Wohngebdude oder Nichtwohngebidude die Anwendungsvoraussetzungen erfiillt, die in der Bekanntmachung
definiert sind, und gemiB einer der dazu beschriebenen Ausstattungsvarianten errichtet wird. Berechnungen
nach § 15 Absatz 2 oder § 18 Absatz 2 sind nicht erforderlich. Die im Energieausweis unter Anwendung des
vereinfachten Nachweisverfahrens zu verwendenden Angaben werden ebenfalls bekannt gemacht.

§ 32 Vereinfachtes Berechnungsverfahren fiir ein zu errichtendes Nichtwohngebiude

(1) Abweichend von § 21 Absatz 1 und 2 darf der Jahres-Primérenergiebedarf des zu errichtenden
Nichtwohngebdudes und des Referenzgebdudes unter Verwendung eines Ein-Zonen-Modells ermittelt werden,

wenn

1. die Summe der Nettogrundflichen Nutzfliche aus der typischen Hauptnutzung und den Verkehrsflachen
des Gebaudes mehr als zwei Drittel der gesamten Nettogrundfliche Nutzfliche des Gebdudes betrégt,

2. in dem Gebiude die Beheizung und die Warmwasserbereitung fiir alle Riume auf dieselbe Art erfolgen,

3. das Gebédude nicht gekiihlt wird,
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4. hochstens 10 Prozent der Nettogrundfliche Nutzfliche des Gebdudes durch Glithlampen, Halogenlampen
oder durch die Beleuchtungsart ,,indirekt nach BIN-V18599:2018-69 DIN/TS 18599: 2025-10
beleuchtet werden und

5. auBerhalb der Hauptnutzung keine raumlufttechnische Anlage eingesetzt wird, deren Werte fiir die
spezifische Leistungsaufnahme der Ventilatoren die entsprechenden Werte der Anlage 2 Nummer 6.1 und
6.2 tiberschreiten.

(2) Das vereinfachte Berechnungsverfahren kann angewandt werden fiir
1. ein Biirogebdude, auch mit Verkaufseinrichtung, einen Gewerbebetrieb oder eine Gaststitte,

2. ein Gebidude des Grof3- und Einzelhandels mit hochstens 1 000 Quadratmetern Nettogrundfliche
Nutzflache, wenn neben der Hauptnutzung nur Biiro-, Lager-, Sanitdr- oder Verkehrsfldchen vorhanden
sind,

3. einen Gewerbebetrieb mit hochstens 1 000 Quadratmetern Nettograndfliche Nutzflache, wenn neben der
Hauptnutzung nur Biiro-, Lager-, Sanitér- oder Verkehrsflichen vorhanden sind,

4. eine Schule, eine Turnhalle, einen Kindergarten und eine Kindertagesstétte oder eine dhnliche Einrichtung,
5. eine Beherbergungsstétte ohne Schwimmbhalle, Sauna oder Wellnessbereich oder
6. eine Bibliothek.

(3) Bei Anwendung des vereinfachten Verfahrens sind abweichend von den Mafigaben des § 21 Absatz 2 bei
der Berechnung des Jahres-Primirenergiebedarfs die Bestimmungen fiir die Nutzung und die Werte fiir den
Nutzenergiebedarf fiir Warmwasser der Anlage 6 zu verwenden. § 30 Absatz 5 ist entsprechend anzuwenden.

(4) Abweichend von Absatz 1 Nummer 3 kann das vereinfachte Verfahren auch angewendet werden, wenn in
einem Biirogebiude eine Verkaufseinrichtung, ein Gewerbebetrieb oder eine Gaststétte gekiihlt wird und die
Nettogrundfliche Nutzfliche der gekiihlten Rdume jeweils 450 Quadratmeter nicht iibersteigt. Der
Energiebedarf fiir die Kiihlung von Anlagen der Datenverarbeitung bleibt als Energieeinsatz fiir
Produktionsprozesse im Sinne von § 2 Absatz 1 Satz 2 aufler Betracht.

(5) Bei Anwendung des vereinfachten Verfahrens sind in den Féllen des Absatzes 4 Satz 1 der Hochstwert und
der Referenzwert des Jahres-Primédrenergiebedarfs pauschal um 56 42 Kilowattstunden pro Quadratmeter und
Jahr je Quadratmeter gekiihlter Nettogrundfliche Nutzfliche der Verkaufseinrichtung, des Gewerbebetriebes

oder der Gaststétte zu erhdhen. Dieser Betrag-istim-Energiebedarfsausweis-als-elektrische Energie-fiir
Kiihlongauszoweisen-

(6) Der Jahres-Primérenergiebedarf fiir Beleuchtung darf vereinfacht fiir den Bereich der Hauptnutzung
berechnet werden, der die geringste Tageslichtversorgung aufweist.

(7) Der im vereinfachten Verfahren ermittelte Jahres-Primérenergiebedarf des Referenzgebdudes nach § 18
Absatz 1 in Verbindung mit der Anlage 2 ist um 10 Prozent zu reduzieren. Der reduzierte Wert ist der
Hochstwert des Jahres-Primérenergiebedarfs des zu errichtenden Gebaudes.

(8) § 20 Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden.

§ 33 Andere Berechnungsverfahren

Werden in einem Gebaude bauliche oder anlagentechnische Komponenten eingesetzt, fiir deren energetische
Bewertung weder anerkannte Regeln der Technik noch nach § 38 Absatz 4 Satz 2 bekannt gemachte gesicherte
Erfahrungswerte vorliegen, so diirfen die energetischen Eigenschaften dieser Komponenten unter Verwendung
derselben Randbedingungen wie in den Berechnungsverfahren und Mafigaben nach den §§ 20 bis 30 durch
dynamisch-thermische Simulationsrechnungen ermittelt werden oder es sind hierfiir andere Komponenten
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anzusetzen, die dhnliche energetische Eigenschaften besitzen und fiir deren energetische Bewertung
anerkannte Regeln der Technik oder bekannt gemachte gesicherte Erfahrungswerte vorliegen.

Teil 3
Modernisierung von bestehenden Gebiuden

Abschnitt 1
Allgemeine Anforderungen an bestehende Gebiude

§ 34 Aufrechterhaltung der energetischen Qualitit; entgegenstehende Rechtsvorschriften

(1) AuBenbauteile eines bestehenden Gebéudes diirfen nicht in einer Weise verandert werden, dass die
energetische Qualitit des Gebdudes verschlechtert wird. Satz 1 ist nicht anzuwenden auf Anderungen von
AuBenbauteilen, wenn die Flache der geéinderten Bauteile nicht mehr als 10 Prozent der gesamten Fldche der
jeweiligen Bauteilgruppe nach Anlage 7 betriftt.

(2) Die Anforderungen an ein bestehendes Gebdude nach diesem Teil sind nicht anzuwenden, soweit ihre
Erfiillung anderen 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften zur Standsicherheit, zum Brandschutz, zum
Schallschutz, zum Arbeitsschutz oder zum Schutz der Gesundheit entgegensteht.

§ 35 Nachriistung eines bestehenden Gebiudes

(1) Eigentiimer eines Wohngebdudes sowie Eigentiimer eines Nichtwohngebéudes, die nach ihrer
Zweckbestimmung jahrlich mindestens vier Monate auf Innentemperaturen von mindestens 19 Grad Celsius
beheizt werden, miissen dafiir sorgen, dass oberste Geschossdecken, die nicht den Anforderungen an den
Mindestwarmeschutz nach BEN-4408-2:2043-02 DIN 4108-2: 2026-05 geniigen, so geddmmt sind, dass der
Wiérmedurchgangskoeffizient der obersten Geschossdecke 0,24 Watt pro Quadratmeter und Kelvin nicht
iiberschreitet. Die Pflicht nach Satz 1 gilt als erfiillt, wenn anstelle der obersten Geschossdecke das dariiber
liegende Dach entsprechend geddmmt ist oder den Anforderungen an den Mindestwéarmeschutz nach BN
4108-2:2643-062 DIN 4108-2: 2026-05 geniigt.

(2) Wird der Wiarmeschutz nach Absatz 1 Satz 1 durch Ddmmung in Deckenzwischenrdumen ausgefiihrt und
ist die Dammschichtdicke im Rahmen dieser Maflnahmen aus technischen Griinden begrenzt, so gelten die
Anforderungen als erfiillt, wenn die nach anerkannten Regeln der Technik hochstmogliche Dammschichtdicke
eingebaut wird, wobei ein Bemessungswert der Wérmeleitfahigkeit von 0,035 Watt pro Meter und Kelvin
einzuhalten ist. Abweichend von Satz 1 ist ein Bemessungswert der Warmeleitféhigkeit von 0,045 Watt pro
Meter und Kelvin einzuhalten, soweit Dammmaterialien in Hohlrdume eingeblasen oder Ddmmmaterialien aus
nachwachsenden Rohstoffen verwendet werden. Wird der Warmeschutz nach Absatz 1 Satz 2 als
Zwischensparrenddmmung ausgefiihrt und ist die Ddmmschichtdicke wegen einer innenseitigen Bekleidung
oder der Sparrenhohe begrenzt, sind die Sétze 1 und 2 entsprechend anzuwenden.

(3) Bei einem Wohngebédude mit nicht mehr als zwei Wohnungen, von denen der Eigentiimer eine Wohnung
am 1. Februar 2002 selbst bewohnt hat, ist die Pflicht nach Absatz 1 erst im Fall eines Eigentiimerwechsels
nach dem 1. Februar 2002 von dem neuen Eigentiimer zu erfiillen. Die Frist zur Pflichterfiillung betrigt zwei
Jahre ab dem ersten Eigentumsiibergang nach dem 1. Februar 2002.

(4) Die Absitze 1 bis 3 sind bei Wohngebauden mit nicht mehr als zwei Wohnungen, von denen der
Eigentlimer eine Wohnung selbst bewohnt, nicht anzuwenden, soweit die fiir eine Nachriistung erforderlichen
Aufwendungen durch die eintretenden Einsparungen nicht innerhalb angemessener Frist erwirtschaftet werden

konnen.
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§ 36 Anforderungen an ein bestehendes Gebiiude bei Anderung

Soweit bei beheizten oder gekiihlten Rdumen eines Gebdudes AuBlenbauteile im Sinne der Anlage 7 erneuert,
ersetzt oder erstmalig eingebaut werden, sind diese MaB3nahmen so auszufiihren, dass die betroffenen Flidchen
des AuBlenbauteils die Warmedurchgangskoeffizienten der Anlage 7 nicht iiberschreiten. Ausgenommen sind
Anderungen von AuBenbauteilen, die nicht mehr als 10 Prozent der gesamten Flache der Jewelhgen

Bautellgruppe des Gebiudes betreffen. Nimm

§ 37 Berechnung des Wiarmedurchgangskoeffizienten

(1) Der Warmedurchgangskoeftizient eines Bauteils nach § 36 wird unter Beriicksichtigung der neuen und der
vorhandenen Bauteilschichten berechnet. Fiir die Berechnung sind folgende Verfahren anzuwenden:

1. PINV18599-2:2018-09-Absehnitt-6-1-4-3 DIN/TS 18599-2: 2025-10 Abschnitt 6.1.4.3 fiir die
Berechnung der an Erdreich grenzenden Bauteile,

§ ndung m 4 DIN 4108-4: 2020-11 in Verbindung
mit DIN EN ISO 6946: 2018-03 fur die Berechnung opaker Bauteile und

3. BIN4H08-4-2017-03 DIN 4108-4: 2020-11 fiir die Berechnung transparenter Bauteile sowie von
Vorhangfassaden.

(2) Werden bei MaBnahmen nach § 36 Gefilleddcher durch die keilformige Anordnung einer Ddmmschicht
aufgebaut, so ist der Warmedurchgangskoeffizient nach Anhang C der BPIN-ENISO-6946:2008-04-in

Verbindung mit DIN-4108-4:-2017-03 DIN EN ISO 6946: 2018-03 in Verbindung mit DIN 4108-4: 2020-11

zu ermitteln. Dabei muss der Bemessungswert des Warmedurchgangswiderstandes am tiefsten Punkt der
neuen Dammschicht den Mindestwarmeschutz nach § 11 erfiillen.

§ 38 Energetische Bewertung eines bestehenden Gebiudes

(1) Die Anforderungen des § 36 gelten als erfiillt, wenn
1. das-gednderte ein vor dem 1. Januar 2030 gedndertes Wohngebdude insgesamt

a) den Jahres-Primdrenergiebedarf fiir Heizung, Warmwasserbereitung, Liiftung und Kiihlung den auf
die Gebiudenutzfliche Nutzfliche bezogenen Wert des Jahres-Primérenergiebedarfs eines
Referenzgebéudes, das die gleiche Geometrie, Gebéudenutzfliche Nutzfliche und Ausrichtung wie
das gednderte Gebdude aufweist und der technischen Referenzausfiihrung der Anlage 1 entspricht,
um nicht mehr als 40 50 Prozent iiberschreitet und

b) den Hochstwert des spezifischen, auf die warmeiibertragende Umfassungsflache bezogenen
Transmissionswiarmeverlusts nach Absatz 2 um nicht mehr als 40 Prozent {iberschreitet,

2. das-gedinderte ein vor dem 1. Januar 2030 gedndertes Nichtwohngebdude insgesamt

a) den Jahres-Primédrenergiebedarf fiir Heizung, Warmwasserbereitung, Liiftung, Kiihlung und
eingebaute Beleuchtung den auf die Nettogrundiliche Nutzfliche bezogenen Wert des Jahres-
Primérenergiebedarfs eines Referenzgebaudes, das die gleiche Geometrie, Nettograndfliche
Nutzfliache, Ausrichtung und Nutzung, einschlieBlich der Anordnung der Nutzungseinheiten, wie das
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gednderte Gebdude aufweist und der technischen Referenzausfithrung der Anlage 2 entspricht, um
nicht mehr als 40 50 Prozent iiberschreitet und

b) das auf eine Nachkommastelle gerundete 1,25fache der Hochstwerte der mittleren
Wirmedurchgangskoeffizienten der warmeiibertragenden Umfassungsflache gemaB der Anlage 3 um

nicht mehr als 40 Prozent {iberschreitet:, §+8-Absatz1-Satz2-ist-entsprechendanzuwenden:

3. ein ab dem 1. Januar 2030 gedndertes Wohngebédude insgesamt

a) den Jahres-Primérenergiebedarf fiir Heizung, Warmwasserbereitung, Liiftung und Kiihlung den auf
die Nutzflache bezogenen Wert des Jahres-Primérenergiebedarfs eines Referenzgebiudes, das die
gleiche Geometrie, Nutzfliche, Ausrichtung und Nutzung, einschlieBlich der Anordnung der
Nutzungseinheiten, wie das gednderte Gebdude aufweist und der technischen Referenzausfiihrung
der Anlage 1 entspricht, um nicht mehr als 60 Prozent iiberschreitet und

b) den Hochstwert des spezifischen, auf die wirmeiibertragende Umfassungsfliche bezogenen
Transmissionswarmeverlusts nach Absatz 2 um nicht mehr als 40 Prozent liberschreitet,

4. ein ab dem 1. Januar 2030 gedndertes Nichtwohngebdude insgesamt

a) den Jahres-Primédrenergiebedarf fiir Heizung, Warmwasserbereitung, Liiftung, Kiihlung und
eingebaute Beleuchtung den auf die Nutzfldche bezogenen Wert des Jahres-Primirenergiebedarfs
eines Referenzgebiudes, das die gleiche Geometrie, Nutzfliche, Ausrichtung und Nutzung,
einschlieflich der Anordnung der Nutzungseinheiten, wie das geénderte Gebdude aufweist und der
technischen Referenzausfiihrung der Anlage 2 entspricht, um nicht mehr als 60 Prozent iiberschreitet
und

b) das auf eine Nachkommastelle gerundete 1,25fache der Hochstwerte der mittleren
Wirmedurchgangskoeffizienten der wirmetibertragenden Umfassungsfliche gemal der Anlage 3 um
nicht mehr als 40 Prozent tiberschreitet.

Auf ein Nichtwohngebiude, das sich im Eigentum der 6ffentlichen Hand befindet und von einer Behorde
genutzt wird, ist Satz 1 Nummer 4 Buchstabe a ab dem 1. Januar 2028 anzuwenden. § 18 Absatz 1 Satz 2
ist entsprechend anzuwenden.

(2) Der Hochstwert nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b betrigt

1. bei einem freistehenden Wohngebdude mit einer Gebaudenutzfliche Nutzfliche von bis zu 350
Quadratmetern 0,40 Watt pro Quadratmeter und Kelvin,

2. bei einem freistehenden Wohngebédude mit einer Gebéudenutziliche Nutzfliche von mehr als 350
Quadratmetern 0,50 Watt pro Quadratmeter und Kelvin,

3. bei einem einseitig angebauten Wohngebédude 0,45 Watt pro Quadratmeter und Kelvin oder
4. bei allen anderen Wohngebduden 0,65 Watt pro Quadratmeter und Kelvin.

(3) In den Féllen des Absatzes 1 sind die Berechnungsverfahren nach § 20 Absatz 1-eder-Absatz2 oder nach §
21 Absatz 1 und 2 unter Beachtung der Ma3gaben nach § 20 Absatz 3 bis 6, der §§ 22 bis 30 und der §§ 32
und 33 sowie nach Maflgabe von Absatz 4 entsprechend anzuwenden.

(4) Fehlen Angaben zu geometrischen Abmessungen eines Gebédudes, konnen diese durch vereinfachtes
AufmalB ermittelt werden. Liegen energetische Kennwerte fiir bestehende Bauteile und Anlagenkomponenten
nicht vor, kdnnen gesicherte Erfahrungswerte fiir Bauteile und Anlagenkomponenten vergleichbarer
Altersklassen verwendet werden. In den Fillen der Sdtze 1 und 2 kénnen anerkannte Regeln der Technik
verwendet werden. Die Einhaltung solcher Regeln wird vermutet, soweit Vereinfachungen fiir die
Datenaufnahme und die Ermittlung der energetischen Eigenschaften sowie gesicherte Erfahrungswerte
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verwendet werden, die vom Bundesministerium flir Wirtschaft und Energie und vom Bundesministerium fiir

Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen gemeinsam im Bundesanzeiger bekannt gemacht worden sind.

(5) Absatz 4 kann auch in den Féllen des § 36 sowie des § 39 angewendet werden.

§ 39 Anforderungen an ein bestehendes Gebiude bei Erweiterung und Ausbau

(1) Bei der Erweiterung und dem Ausbau eines Gebdudes um beheizte oder gekiihlte Rdume darf

1. bei Wohngebiuden der spezifische, auf die warmeiibertragende Umfassungsflache bezogene
Transmissionswéarmeverlust der AuBBenbauteile der neu hinzukommenden beheizten oder gekiihlten
Réaume das 1,2fache des entsprechenden Wertes des Referenzgebdudes geméll der Anlage 1 nicht
iiberschreiten oder

2. bei Nichtwohngebiuden die mittleren Warmedurchgangskoeffizienten der warmeiibertragenden
Umfassungsflache der Aulenbauteile der neu hinzukommenden beheizten oder gekiihlten Réume das auf
eine Nachkommastelle gerundete 1,25fache der Hochstwerte gemil3 der Anlage 3 nicht liberschreiten.

Abweichend von Satz 1 Nummer 2 sind in Féllen, bei denen die hinzukommende zusammenhéngende
Nutzfldche mehr als 100 Prozent der Nutzflache des bisherigen Gebaudes betrégt, die Anforderungen nach
den §§ 18 und 19 einzuhalten.

(2) Ist die hinzukommende zusammenhéngende Nutzflache groBer als 50 Quadratmeter, sind aulerdem die
Anforderungen an den sommerlichen Warmeschutz nach § 14 einzuhalten.

Abschnitt 2
Besondere Renovierungsanforderungen an bestehende Nichtwohngebiude

§40-Creggefallen)

§ 40 Renovierungsanforderungen an bestehende Nichtwohngebéude

(1) Der Eigentiimer eines bestehenden Nichtwohngebdudes hat mit geeigneten Mainahmen dafiir zu sorgen,
dass die Gesamtenergieeffizienz des Nichtwohngebaudes den Wert nicht iiberschreitet, der sich ergibt

1. ab 1. Januar 2030 aus Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und
2. ab 1. Januar 2033 aus Absatz 2 Satz 1 Nummer 2.

Satz 1 ist nicht anzuwenden, soweit die Einhaltung der Anforderung nach Satz 1 technisch unmoglich oder
wirtschaftlich unzumutbar ist oder anderen 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften widerspricht.

(2) Der Jahres-Primdrenergiebedarf fiir Heizung, Warmwasserbereitung, Liiftung, Kiihlung und eingebaute
Beleuchtung des bestehenden Nichtwohngebiudes darf

1. ab 1. Januar 2030 das 3,5fache und
2. ab 1. Januar 2033 das 2,95fache

des Jahres-Primérenergiebedarfs eines Referenzgebiudes, das die gleiche Geometrie, Nutzfliche, Ausrichtung
und Nutzung aufweist und der technischen Referenzausfiihrung der Anlage 2 entspricht, nicht tiberschreiten.
Fiir die Berechnung des Primérenergiebedarfs des Referenzgebdudes nach Satz 1 ist abweichend von Anlage 2
Nummer 4.1 immer der Primdrenergiefaktor von 0,7 zu verwenden.

(3) Die Einhaltung der Anforderung an die Gesamtenergieeffizienz nach Absatz 1 Satz 1 gilt als erfiillt, wenn
das Nichtwohngebiude

1. ab dem 1. Januar 1996 errichtet wurde,
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2. vor dem 1. Januar 1996 errichtet worden ist und der Eigentiimer nachweist, dass es durch spitere
Anderung mindestens auf das Anforderungsniveau der Wirmeschutzverordnung vom 16. August 1994
(BGBI. I S.2121) in der bis zum Ablauf des 31. Januar 2002 geltenden Fassung gebracht worden ist oder,
dass der Jahres-Heizwarmebedarf des Nichtwohngebdudes die Anforderungen nach der
Wiérmeschutzverordnung vom 16. August 1994 (BGBI. I S. 2121) in der bis zum Ablauf des 31. Januar
2002 geltenden Fassung nicht iiberschreitet,

3. eine Heizungsanlage nutzt, die die bereitgestellte Wérme liberwiegend mit Biomasse oder einer
Wirmepumpe erzeugt, oder

4. mit Fernwérme versorgt wird.
(4) Absatz 1 ist nicht anzuwenden auf

1. ein bestehendes Nichtwohngebdude, wenn zum Zeitpunkt nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 feststeht,
dass insbesondere

a) das Nichtwohngebdude abgerissen wird,
b) das Betriebsgeldnde, auf dem das Nichtwohngebédude errichtet ist, aufgegeben wird,

¢) die Nutzung des Nichtwohngebiudes gedndert wird, so dass es nicht mehr unter die Anforderung
nach Absatz 1 fallen wiirde, oder

d) das Nichtwohngebiude einer umfassenden Sanierung unterzogen wird,

2. ein Baudenkmal, bei dem aufgrund von Vorschriften des Bundes- oder Landesrechts eine besonders
geschiitzte Bausubstanz oder eine sonstige besonders erhaltenswerte Bausubstanz vorliegt,

3. eine Industrieanlage, eine Werkstatt oder ein landwirtschaftliches Nutzgebdude mit jeweils niedrigem
Energiebedarf,

4. ein landwirtschaftliches Nutzgebdude, das von einem Sektor genutzt wird, auf den ein nationales
sektorspezifisches Abkommen iiber die Gesamtenergieeftizienz anzuwenden ist,

5. ein freistehendes kleines Gebdude oder

6. ein Gebédude im Eigentum des Bundes, der verbiindeten Streitkréfte oder einer Gesellschaft mit Beteiligung
des Bundes, das der Landes- und Biindnisverteidigung dient.

§4H-Cweggetallen)

§ 41 Nachweis zur Gesamtenergieeffizienz von Nichtwohngebiuden

Die Einhaltung der Anforderungen an die Gesamtenergieeftfizienz nach § 40 Absatz 1 und 2 ist auf Verlangen
der nach Landesrecht zustindigen Behorde nachzuweisen. Dies kann anhand eines Energieausweises oder in
anderer geeigneter Weise erfolgen, wenn im Energieausweis oder in anderer geeigneter Weise die
Gesamtenergieeffizienz des Nichtwohngebédudes ausgewiesen wird. Mit einem Energiebedarfsausweis, der vor
dem 1. Januar 2027 ausgestellt worden ist, kann der Nachweis

1. bis zum Ablauf des 31. Dezember 2032 nur gefiihrt werden, wenn der auf dem Energiebedarfsausweis
ausgewiesene Wert des nicht-erneuerbaren Primédrenergiebedarfs des Gebdudes das 0,5fache des auf dem
Energiebedarfsausweis ausgewiesenen Endwerts der Effizienzskala nicht {iberschreitet und

2. ab dem 1. Januar 2033 nur gefiihrt werden, wenn der auf dem Energiebedarfsausweis ausgewiesene Wert
des nicht-erneuerbaren Primédrenergiebedarfs des Gebédudes das 0,4fache des auf dem
Energiebedarfsausweis ausgewiesenen Endwerts der Effizienzskala nicht {iberschreitet.
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Abschnitt 3
Modernisierung der Wirmeversorgung in Gebiuden

§ 42 Grundsatz

(1) Wird eine Heizungsanlage in einem bestehenden Gebdude oder Gebdudenetz ersetzt und der Eigentiimer
entscheidet sich fiir eine der in Absatz 2 genannten Optionen oder fiir eine Kombination daraus, sind die
MaBgaben der §§ 43 bis 46 zu beachten.

(2) Optionen fiir den Ersatz einer Heizungsanlage sind
1. eine Heizungsanlage, die mit Gas, Heizol oder Fliissiggas beschickt wird,
2. eine elektrisch angetriebene Wérmepumpe,
3. eine solarthermische Anlage,

4. eine Heizungsanlage zur Nutzung von Biomasse oder griinem, blauem, orangenem oder tiirkisem
Wasserstoff einschlielich daraus hergestellter Derivate,

5. eine Warmepumpen-Hybridheizung bestehend aus einer elektrisch angetriebenen Warmepumpe in
Kombination mit einer Gas-, Heizdl-, Fliissiggas- oder Biomassefeuerung,

6. eine Solarthermie-Hybridheizung bestehend aus einer solarthermischen Anlage in Kombination mit einer
Gas-, Heizol-, Fliissiggas- oder Biomassefeuerung,

7. eine hocheffiziente KWK-Anlage im Sinne des § 2 Nummer 8a des Kraft-Wirme-Kopplungsgesetzes vom
21. Dezember 2015 (BGBL. I S. 2498), das zuletzt durch Artikel 24 des Gesetzes vom 18. Dezember 2025
(BGBL. 2025 I Nr. 347) gedndert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, gebdudeintegriert oder
gebdudenah und netzintegriert,

8. eine Stromdirektheizung,
9. eine Hausiibergabestation zum Anschluss an ein Wéarmenetz oder
10. eine andere innovative Heizungslosung.

(3) Die Anforderung nach Absatz 1 ist nicht auf ein Gebdude im Eigentum des Bundes, der verbiindeten
Streitkréfte oder einer Gesellschaft mit Beteiligung des Bundes anzuwenden, das der Landes- und
Biindnisverteidigung dient.

§ 42a Griingas-/Griinheizolquote

In einem bis zum 1. Dezember 2026 durch die Bundesregierung vorzulegenden Gesetz wird eine Griingas-
/Griinheizdlquote eingefiihrt. Dieses Gesetz wird die Inverkehrbringer von Gas, Ol und Fliissiggas
verpflichten, die zur Warmeversorgung von Gebduden in Verkehr zu bringenden Brennstoffe ab dem Jahr
2045 vollstindig auf klimaneutrale Brennstoffe umzustellen, um den angemessenen Beitrag des
Gebiudesektors zur Einhaltung der Ziele nach § 3 Absatz 2 des Bundes-Klimaschutzgesetzes sicherzustellen.

§ 43 Einbau einer Heizungsanlage, die mit Gas, Heizol oder Fliissiggas beschickt wird

(1) Wird eine Heizungsanlage, die mit Gas, Heizol oder Fliissiggas beschickt wird, nach dem 29. Juli 2026 in
ein bestehendes Gebaude neu eingebaut, hat der Eigentiimer des Gebaudes sicherzustellen, dass ab dem 1.
Januar 2029 mindestens 10 Prozent, ab dem 1. Januar 2030 mindestens 15 Prozent, ab dem 1. Januar 2035
mindestens 30 Prozent und ab dem 1. Januar 2040 mindestens 60 Prozent der mit der Anlage bereitgestellten
Wiérme aus Biomethan, Biodl, biogenem Fliissiggas, griinem, blauem, orangenem oder tiirkisem Wasserstoff
einschlieBlich daraus hergestellter Derivate erzeugt wird.
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(2) Bei der Nutzung von Biomethan sind die Anforderungen des §22-Absatz+-Satz2 Nummer2 § 22 Absatz
2 einzuhalten. Bei der Nutzung von biogenem Fliissiggas sind die Anforderungen des §22-Absatz1-Satz2
Nummer3 § 22 Absatz 3 einzuhalten. Bei der Nutzung von Biodl sind die Anforderungen des § 22 Absatz 4

einzuhalten.

(3) Die Pflicht nach Absatz 1 kann auch durch die Nutzung einer solarthermischen Anlage erfiillt werden. Die
Pflicht wird im Zeitraum vom 1. Januar 2029 bis zum Ablauf des 31. Dezember 2034 erfiillt, wenn die
solarthermische Anlage

1. bei Wohngebauden mit hochstens zwei Wohnungen mit einer Fldche von mindestens 0,04 Quadratmetern
Aperturfliche je Quadratmeter Nutzflache installiert und betrieben wird,

2. bei Wohngebéduden mit mehr als zwei Wohnungen mit einer Fliche von mindestens 0,03 Quadratmetern
Aperturflache je Quadratmeter Nutzfliche installiert und betrieben wird.

Im Ubrigen hat der Gebaudeeigentiimer durch eine fachkundige Person nach § 88 oder eine
Unternehmererklarung nachzuweisen, zu welchem Anteil die Pflicht nach Absatz 1 durch die Nutzung einer
solarthermischen Anlage erfiillt wird, wenn ein hoherer Anteil als 15 Prozent auf die Pflicht nach Absatz 1
angerechnet werden soll.

(4) Die Pflicht nach Absatz 1 kann auch durch die Nutzung einer raumlufttechnischen Anlage mit
Warmertickgewinnung erfiillt werden. Die Pflicht wird im Zeitraum vom 1. Januar 2029 bis zum Ablauf des
31. Dezember 2034 erfiillt, wenn

1. der Warmeriickgewinnungsgrad der raumlufttechnischen Anlage mindestens 73 Prozent erreicht,

2. die Leistungszahl, die aus dem Verhéltnis der mittels Warmeriickgewinnung genutzten Wérme zum
Stromeinsatz fiir den Betrieb der raumlufttechnischen Anlage ermittelt wird, mindestens 10 betrdgt und

3. die Liiftungsanlage die gesamte Flache eines Gebdudes versorgt.

(5) Wird eine Warmepumpen-Hybridheizung in ein Gebaude eingebaut, gilt die Anforderung aus Absatz 1 als
erfiillt, wenn die Leistung der Warmepumpe beim Teillastpunkt A nach der DIN EN 14825 mindestens 30
Prozent oder bei bivalent alternativem Betrieb mindestens 40 Prozent der Leistung des Spitzenlasterzeugers
bei bivalent parallelem oder bivalent teilparallelem Betrieb entspricht. Wird eine Warmepumpen-
Hybridheizung nach Satz 1 in ein Gebdude mit mindestens sechs Wohnungen oder in ein Nichtwohngebiude
eingebaut, hat der Gebdudeeigentiimer im Zeitraum nach dem 31. Dezember 2039 durch eine fachkundige
Person nach § 88 oder eine Unternehmererklarung nachzuweisen, zu welchem Anteil die Pflicht nach Absatz 1
durch die Warmepumpe erfiillt wird, wenn ein héherer Anteil als 30 Prozent auf die Pflicht nach Absatz 1
angerechnet werden soll. Fiir alle anderen Betriebsweisen der Wirmepumpen-Hybridheizung gilt die
Nachweispflicht nach Satz 2 ab dem 1. Januar 2029.

(6) Die Pflicht nach Absatz 1 ist in Fillen, in denen der Eigentiimer des Gebdudes nicht der Betreiber der
Heizungsanlage ist, durch den Betreiber der Heizungsanlage zu erfiillen.

(7) Wird eine Heizungsanlage, die mit Gas, Heizol oder Fliissiggas beschickt wird, aufgrund eines irreparablen
Ausfalls der bestehenden Heizungsanlage in dem Zeitraum vom 1. Januar 2028 bis zum Ablauf des 31.
Dezember 2028 neu eingebaut, gilt die Pflicht nach Absatz 1 erst nach Ablauf von zwoIf Monaten ab dem
Einbau der Heizungsanlage. Wird eine Heizungsanlage nach Absatz 1 aufgrund eines irreparablen Ausfalls der
bestehenden Heizungsanlage ab dem 1. Januar 2029 neu eingebaut, gilt eine zum Zeitpunkt des Ausfalls der
bestehenden Heizungsanlage etwaig bestehende Pflicht nach Absatz 1 fiir zwolf Monate ab dem Einbau der
Heizungsanlage fort. Im Fall des Satzes 2 ist Absatz 1 nach Ablauf von zwolf Monaten mit der zu diesem
Zeitpunkt bestehenden Pflicht anzuwenden.
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§ 44 Einbau einer solarthermischen Anlage

Wird eine solarthermische Anlage mit Fliissigkeiten als Warmetrdger genutzt, miissen die darin enthaltenen
Kollektoren oder muss das System mit dem européischen Priifzeichen ,,Solar Keymark* zertifiziert sein,
solange und soweit die Verwendung einer CE-Kennzeichnung nach Mallgabe eines Durchfiithrungsrechtsaktes
auf der Grundlage der Richtlinie 2009/125/EG nicht zwingend vorgeschrieben ist. Die Zertifizierung muss
nach den anerkannten Regeln der Technik erfolgen.

§ 45 Einbau einer Heizungsanlage zur Nutzung fester Biomasse

(1) Wenn eine Feuerungsanlage im Sinne der Verordnung {iber kleine und mittlere Feuerungsanlagen vom 26.
Januar 2010 (BGBI. I S. 38), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 13. Oktober 2021 (BGBI. I S.
4676) gedndert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung in ein bestehendes Gebaude eingebaut wird, hat
der Gebaudeeigentiimer sicherzustellen, dass

1. die Nutzung in einem Biomasseofen mit Wasser als Warmetrdger oder einem Biomassekessel erfolgt und

2. nur Biomasse nach § 3 Absatz 1 Nummer 4, 5, 5a, 6, 7, 8 oder 13 der Verordnung iiber kleine und mittlere
Feuerungsanlagen eingesetzt wird.

§ 5 Absatz 2 der Verordnung iiber kleine und mittlere Feuerungsanlagen bleibt unbertihrt.

(2) Wird eine Biomasse-Hybridheizung bestehend aus einer Heizungsanlage zur Nutzung fester Biomasse nach
Absatz 1 in Kombination mit einer Gas-, Heizol- oder Fliissiggasfeuerung eingebaut, wird die Pflicht nach §
43 Absatz 1 durch die Nutzung fester Biomasse erfiillt. Wird eine Biomasse-Hybridheizung nach Satz 1 in ein
Gebédude mit mindestens sechs Wohnungen oder ein Nichtwohngebédude eingebaut, hat der
Gebaudeeigentiimer im Zeitraum nach dem 31. Dezember 2034 durch eine fachkundige Person nach § 88 oder
eine Unternehmererklarung nachzuweisen, zu welchem Anteil die Pflicht nach § 43 Absatz 1 durch die
Nutzung fester Biomasse erfiillt wird, wenn ein hoherer Anteil als 15 Prozent auf die Pflicht nach Absatz 1
angerechnet werden soll.

§ 46 Einbau einer Stromdirektheizung

(1) Eine Stromdirektheizung darf in ein bestehendes Gebdude mit Wohnungen nur eingebaut werden, wenn
das Gebdude die Anforderungen an den baulichen Warmeschutz nach den §§ 16 und 19 um mindestens 30
Prozent unterschreitet. Satz 1 ist nicht anzuwenden in einem Gebdude mit nicht mehr als zwei Wohnungen,
von denen der Eigentiimer eine Wohnung selbst bewohnt.

(2) Absatz 1 ist nicht beim Austausch einer bestehenden Einzelraum-Stromdirektheizung anzuwenden.

§ 47 (weggefallen)
§ 48 (weggefallen)
§ 49 (weggefallen)
§ 50 (weggefallen)
§ 51 (weggefallen)
§ 52 (weggefallen)
§ 53 (weggefallen)
§ 54 (weggefallen)
§ 55 (weggefallen)
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Teil 4
Anlagen der Heizungs-, Kiihl- und Raumlufttechnik sowie der
Warmwasserversorgung

Abschnitt 1
Gebiudeautomation

§ 56 Gebiudeautomatisierung und Gebaudesteuerung

(1) Ein Nichtwohngebdude mit der Nennleistung einer Heizungsanlage, einer kombinierten Raumheizungs-
und Liiftungsanlage, einer Klimaanlage oder einer kombinierten Klima- und Liiftungsanlage von mehr als 70
Kilowatt muss bis zum Ablauf des 31. Dezember 2029 mit einem System fiir die Gebdudeautomatisierung und
Gebaudesteuerung nach MaBigabe der Absitze 2 und 3 ausgeriistet werden, es sei denn, die Ausriistung ist
technisch nicht moglich oder wirtschaftlich unzumutbar.

(2) Das System fiir die Gebdudeautomatisierung und Gebédudesteuerung muss in der Lage sein,

1. eine kontinuierliche Uberwachung, Protokollierung und Analyse der Verbriuche aller Hauptenergietriiger
sowie aller gebdudetechnischen Systeme und eine Anpassung des Verbrauchs dieser Hauptenergietriger
durchzufiihren,

2. die erhobenen Daten iiber eine gingige und frei konfigurierbare Schnittstelle zugénglich zu machen, sodass
Auswertungen firmen- und herstellerunabhéngig erfolgen konnen,

3. Anforderungswerte in Bezug auf die Energieeffizienz des Gebdudes aufzustellen,
4. Effizienzverluste von gebdudetechnischen Systemen zu erkennen,
5. den Betreiber {iber mdgliche Verbesserungen der Energieeffizienz zu informieren und
6. die Raumklimaqualitit zu iiberwachen.
(3) Zusitzlich zu den Anforderungen nach Absatz 2 muss ein zu errichtendes Nichtwohngebaude
1. mit einem System fiir die Gebdudeautomatisierung und Gebaudesteuerung ausgestattet sein, das

a) mindestens entsprechend dem Automationsgrad B nach der DIN/TS 18599-11: 2025-10 bei einer
Anlage nach Absatz 1 mit einer Nennleistung von mehr als 290 Kilowatt entspricht und

b) mindestens entsprechend dem Automationsgrad C nach der DIN/TS 18599-11: 2025-10 bei einer
Anlage nach Absatz 1 mit einer Nennleistung von mehr als 70 Kilowatt entspricht und

2. ein technisches Inbetriebnahme-Management einschlieBlich der Einregelung der gebdudetechnischen
Anlagen durchlaufen, um einen optimalen Betrieb zu gewéhrleisten.

Das System fiir die Gebdudeautomatisierung und Gebaudesteuerung nach Satz 1 Nummer 1 muss
sicherstellen, dass dieses System die Kommunikation zwischen miteinander verbundenen gebaudetechnischen
Systemen und anderen Anwendungen innerhalb des Gebdudes ermdglichen und gewéhrleisten kann, dass es
gemeinsam mit anderen Typen gebdudetechnischer Systeme betrieben werden kann, auch bei
unterschiedlichen herstellereigenen Technologien, Gerdten und Herstellern. Das technische Inbetriebnahme-
Management nach Satz 1 Nummer 2 muss mindestens den Zeitraum einer Heizperiode fiir Anlagen zur
Wirmeerzeugung und mindestens eine Kiihlperiode fiir Anlagen zur Kilteerzeugung erfassen.

(4) Wurde in ein bestehendes Nichtwohngebédude in einem Zeitraum von bis zu drei Jahren vor dem 1. Januar
2027 ein System fiir die Gebdudeautomatisierung und Gebaudesteuerung eingebaut, das nicht den
Anforderungen des Absatzes 2 entspricht, darf der Eigentlimer die Nachriistung des Systems, um die
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Anforderungen des Absatzes 1 einzuhalten, nach dem 31. Dezember 2029 vornehmen. Die Frist zur Erfiillung
dieser Verpflichtung betrégt zehn Jahre.

(5) Die Bestimmungen der Absétze 1 bis 4 sind nicht auf ein Gebdude im Eigentum des Bundes, der
verbiindeten Streitkrifte oder einer Gesellschaft mit Beteiligung des Bundes anzuwenden, das der Landes- und
Biindnisverteidigung dient.

(6) Zusitzlich zu den Anforderungen nach Absatz 2 muss ein Nichtwohngebiude mit der Nennleistung einer
Anlage nach Absatz 1 von mehr als 70 Kilowatt bis zum Ablauf des 31. Dezember 2029 mit einer
automatischen Beleuchtungssteuerung ausgestattet sein, es sei denn, die Ausstattung ist technisch unmoglich
oder wirtschaftlich unzumutbar. Die automatische Beleuchtungssteuerung nach Satz 1 soll angemessen zoniert
sein und iiber eine Belegungserkennung verfiigen.

Abschnitt 2
Aufrechterhaltung der energetischen Qualitiit bestehender Anlagen

Unterabschnitt 1
Verinderungsverbot

§ 57 Verbot von Verinderungen; entgegenstehende Rechtsvorschriften

(1) Eine Anlage und Einrichtung der Heizungs-, Kiihl- oder Raumlufttechnik oder der Warmwasserversorgung
darf, soweit sie zum Nachweis der Anforderungen energieeinsparrechtlicher Vorschriften des Bundes zu
beriicksichtigen war, nicht in einer Weise verandert werden, dass die energetische Qualitit des Gebdudes
verschlechtert wird.

(2) Die Anforderungen an Anlagen und Einrichtungen nach diesem Teil sind nicht anzuwenden, soweit ihre
Erfiillung anderen 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften zur Standsicherheit, zum Brandschutz, zum
Schallschutz, zum Arbeitsschutz oder zum Schutz der Gesundheit entgegensteht.

Unterabschnitt 2
Betreiberpflichten
§ 58 Betriebsbereitschaft

(1) Energiebedarfssenkende Einrichtungen in Anlagen und Einrichtungen der Heizungs-, Kiihl- und
Raumlufttechnik sowie der Warmwasserversorgung sind vom Betreiber betriebsbereit zu erhalten und
bestimmungsgeméil zu nutzen.

(2) Der Betreiber kann seine Pflicht nach Absatz 1 auch dadurch erfiillen, dass er andere anlagentechnische
oder bauliche MaBnahmen trifft, die den Einfluss einer energiebedarfssenkenden Einrichtung auf den Jahres-
Primérenergiebedarf ausgleicht.

§ 59 Sachgerechte Bedienung

Eine Anlage und Einrichtung der Heizungs-, Kiihl- oder Raumlufttechnik oder der Warmwasserversorgung ist
vom Betreiber sachgerecht zu bedienen.

§ 60 Wartung und Instandhaltung

(1) Komponenten, die einen wesentlichen Einfluss auf den Wirkungsgrad von Anlagen und Einrichtungen der
Heizungs-, Kiihl- und Raumlufttechnik sowie der Warmwasserversorgung haben, sind vom Betreiber

regelmiBig zu warten und instand zu halten.
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(2) Fiir die Wartung und Instandhaltung ist Fachkunde erforderlich. Fachkundig ist, wer die zur Wartung und
Instandhaltung notwendigen Fachkenntnisse und Fertigkeiten besitzt. Die Handwerksordnung bleibt unberiihrt.

§ 60a Priifung und Optimierung von Wirmepumpen

(1) Warmepumpen, die nach dem 31. Dezember 2023 als Heizungsanlage zumZweek-dertnbetriebnahme in
einem Gebdude mit mindestens sechs Wohnungen oder sonstigen selbstdndigen Nutzungseinheiten oder zur
Einspeisung in ein Gebdudenetz in Betrieb genommen werden, an das mindestens sechs Wohnungen oder
sonstige selbstindige Nutzungseinheiten angeschlossen sind, rach-Ablautdes3+-Dezember 2023 -eingebaut
oderaufeesteltwerden; miissen nach einer vollstindigen Heizperiode, spétestens jedoch zwei Jahre nach
Inbetriebnahme, einer Betriebspriifung unterzogen werden, wenn der Betrieb der Warmepumpe flir

Raumwirme und Warmwasser erfolgt. Satz1istnieht-fir Warmwasser-Wirmepumpen-oder buft-buft-
Wirmepumpen-anzuwenden—Dies gilt nicht fiir Warmepumpen, die einer Fernkontrolle unterliegen oder fiir

die ein Wartungsvertrag besteht. Die Betriebspritfung nach-Satz -mussfiir Warmepumpen, die nicht einer
Fernkontrolle unterliegen und fiir die kein Wartungsvertrag besteht, sind spétestens alle fiinf Jahre wiederholt

werden erneut zu priifen.

(2) Die Betriebspriifung nach Absatz 1 umfasst die Uberpriifung der fiir Betrieb, Funktion und Effizienz der
Wirmepumpe mafgeblichen Einstellungen und Komponenten.

(3) Die Betrlebsprufung nach Absatz 1 in Verblndung mit Absatz 2 ist von einer fachkundlgen Person
durchzufithren t ;
Iﬁh&}tevefh&bsatz—}abéeekt—dﬂfehia&fen%&t Fachkundig sind 1nsbesondere Personen mit einschldgiger
handwerklicher oder technischer Berufsqualifikation im Bereich Heizungs-, Kilte-, Luftheizungs- oder

Elektrotechnik.
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£5)(4) Das Ergebnis der Priifung und der etwaige Optimierungsbedarf hinsichtlich der Anforderungen nach
Absatz 1 ist sind schriftlich festzuhalten und dem Verantwortlichen zum Nachweis zu {ibersenden. Die
erforderlichen Optimierungsmafinahmen sind innerhalb von einem Jahr nach der Betriebspriifung
durchzufiihren. Das Ergebnis der Priifung nach Satz 1 und ein Nachweis iiber die durchgefiihrten Arbeiten
nach Satz 2 sind auf Verlangen dem Mieter unverziiglich vorzulegen. Satz 3 ist auf Pachtverhéltnisse und auf
sonstige Formen der entgeltlichen Nutzungsiiberlassung von Gebauden oder Wohnungen entsprechend
anzuwenden.

§ 60b Priifung und Optimierung ilterer Heizungsanlagen

(1) Eine Heizungsanlage mit Wasser als Warmetrdger, die nach Ablauf des 30. September 2009 eingebaut oder
aufgestellt wurde, keine Warmepumpe ist und in einem Gebdude mit mindestens sechs Wohnungen oder
sonstigen selbstindigen Nutzungseinheiten betrieben wird, ist innerhalb eines Jahres nach Ablauf von 15
Jahren nach Einbau oder Aufstellung einer Heizungspriifung und Heizungsoptimierung zu unterziehen. Eine
Heizungsanlage mit Wasser als Wérmetrager, die vor dem 1. Oktober 2009 eingebaut oder aufgestellt wurde,
die keine Warmepumpe ist und die in einem Gebdude mit mindestens sechs Wohnungen oder sonstigen
selbstdndigen Nutzungseinheiten betrieben wird, ist bis zum Ablauf des 30. September 2027 einer
Heizungspriifung und Heizungsoptimierung zu unterziehen.

In der Heizungspriifung nach Satz 1 oder 2 ist zu priifen, ob die Heizungsanlage hinsichtlich ihrer

wesentlichen Einstellungen, Komponenten und Betriebsparameter energieeffizient betrieben wird.

(2) Zur Optimierung einer Anlage zur Warmeerzeugung nach Absatz 1 Satz 3 Nummer sind unter
Beriicksichtigung moglicher negativer Auswirkungen auf die Bausubstanz des Gebaudes und die menschliche
Gesundheit insbesondere Anpassungen der Regelung, der Temperatur- und Betriebsfiihrung sowie weiterer

betrieblicher Einstellungen und Hinweise auf weitergehende Einsparmalinahmen regelméfig notwendig.:
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(3) Die Heizungspriifung nach Absatz 1 Satz 3 ist von einer fachkundigen Person im Sinne des § 60a Absatz 3

durchzufithren. Fachkundig sind-insbesondere Personcen-nach-§-60a-Absatz 4 Nummer-1, 2, 4-und 6.

(4) Die Heizungspriifung nach Absatz 1 sowie danach erforderliche MaBnahmen zur Optimierung sollen im
Zusammenhang mit ohnehin stattfindenden Tétigkeiten oder Mafinahmen der fachkundigen Personen nach
Absatz 3, insbesondere bei der Durchfiihrung von Kehr- und Uberpriifungstitigkeiten oder einer
Feuerstittenschau nach dem Schornsteinfeger-Handwerksgesetz vom 26. November 2008 (BGBI. I S. 2242) in
der jeweils geltenden Fassung, oder bei Heizungswartungsarbeiten, angeboten und durchgefiihrt werden. Die
Heizungspriifung kann auch im Rahmen der Durchfiihrung eines hydraulischen Abgleichs nachgewiesen

werden.

(5) Das Ergebnis der Priifung nach Absatz 1 Satz 3 und der etwaige Optimierungsbedarf sind schriftlich
festzuhalten und dem Verantwortlichen zum Nachweis zu libersenden. Sofern die Priifung Optimierungsbedarf
nach Absatz1-Satz3-Nummer+ Absatz 1 Satz 3 in Verbindung mit Absatz 2 aufzeigt, sind die
OptimierungsmafBnahmen innerhalb von einem Jahr nach der Heizungspriifung durchzufiihren und schriftlich
festzuhalten. Das Ergebnis der Priifung nach Satz 1 und der Nachweis nach Satz 2 sind auf Verlangen dem
Mieter unverziiglich vorzulegen. §-60a-Absatz5-Satz4 § 60a Absatz 4 Satz 4 ist entsprechend anzuwenden.

werden. Ebenfalls von der Verpflichtung nach Absatz 1 ausgenommen sind, sofern die Gesamtauswirkungen
eines solchen Ansatzes gleichwertig sind, Heizungsanlagen eder, kombinierte Heizungs- und Liiftungsanlagen
oder Liiftungsanlagen, die

1. unter eine vertragliche Vereinbarung iiber ein Niveau der Gesamtenergieeffizienz oder eine
Energieeffizienzverbesserung fallen, insbesondere unter einen Energieleistungsvertrag gemaB § 3 Absatz
1 Nummer 8a, oder

2. von einem Versorgungsunternechmen oder einem Netzbetreiber betrieben werden und demnach
systemseitigen MaBnahmen zur Uberwachung der Effizienz unterliegen.

£8)(7) Bei einer Ausnahme von der Inspektionsverpflichtung nach Absatz7 Absatz 6 Satz 1 sind zum
Nachweis der Ausstattung des Gebdudes mit Systemen fiir die Gebdudeautomatisierung nach § 56
Projektunterlagen in iiberpriifbarer Form vorzulegen. Fiir eine Ausnahme von der Inspektionsverpflichtung
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nach Absatz7 Absatz 6 Satz 2 sind zum Nachweis der Gleichwertigkeit der Mainahmen folgende Unterlagen
und Nachweise vorzulegen:

1. Unterlagen iiber die Gebdude-, Anlagen- und Betreiberdaten,

2. der Nachweis, dass die Anlagen unter ein vereinbartes Kriterium fiir die Gesamtenergieeffizienz fallen, in
Form eines geeigneten Energieleistungsvertrages und

3. der Nachweis, dass die Anlagen von einem Versorgungsunternehmen oder einem Netzbetreiber betrieben
werden, unter Vorlage eines geeigneten Betreibervertrages.

§ 60c Hydraulischer Abgleich und weitere Mafinahmen zur Heizungsoptimierung

(1) Ein Heizungssystem mit Wasser als Wérmetrdger ist nach dem Einbau oder der Aufstellung einer
Heizungsanlage zum Zweck der Inbetriebnahme in Gebduden mit mindestens sechs Wohnungen oder

sonstigen selbstindigen Nutzungseinheiten hydraulisch abzugleichen.

(2) Der hydraulische Abgleich umfasst die fiir einen ordnungsgemaifen und energieeffizienten Betrieb
erforderlichen Planungs- und Umsetzungsleistungen, insbesondere die Heizlastberechnung sowie die
erforderliche Anpassung von Heizflachen und Regelung. Die Heizlastberechnung ist nach DIN EN 12831-1:
2017-09 in Verbindung mit DIN/TS 12831-1: 2020-04 oder nach einem gleichwertigen Verfahren

durchzufihren.

(3) Der hydraulische Abgleich ist nach Mafigabe des Verfahrens B nach der ZVSHK-Fachregel ,,Optimierung
von Heizungsanlagen im Bestand®, VdZ — Wirtschaftsvereinigung Gebaude und Energie e. V., 1. aktualisierte
Neuauflage April 2022, Nummer 4.2. oder nach einem gleichwertigen Verfahren durchzufiihren.

(4) Die Bestitigung des hydraulischen Abgleichs ist einschlieBlich der Einstellungswerte, der Heizlast des
Gebaudes, der eingestellten Leistung der Warmeerzeuger und der raumweisen Heizlastberechnung, der
Auslegungstemperatur, der Einstellung der Regelung und des-Driiekens Drucks im Ausdehnungsgefal3
schriftlich festzuhalten und dem Verantwortlichen mitzuteilen. Die Bestitigung nach Satz 1 ist auf Verlangen
dem Mieter unverziiglich vorzulegen. §-60a-Absatz5-Satz4 § 60a Absatz 4 Satz 4 ist entsprechend
anzuwenden. 3 Fiir die raumweise Heizlastberechnung gilt das Verfahren der DIN EN 12831, Teil 1, Ausgabe
September 2017, in Verbindung mit DIN/TS 12831, Teil 1, Ausgabe April 2020, die bei der Beuth Verlag
GmbH, Berlin, zu beziehen und beim Deutschen Patentamt archivmaBig gesichert hinterlegt sind.
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Abschnitt 3
Einbau und Ersatz

Unterabschnitt 1
Verteilungseinrichtungen und Warmwasseranlagen

§ 61 Verringerung und Abschaltung der Warmezufuhr sowie Ein- und Ausschaltung
elektrischer Antriebe

(1) Wird eine Zentralheizung in ein Gebédude eingebaut, hat der Bauherr oder der Eigentiimer dafiir Sorge zu
tragen, dass die Zentralheizung mit zentralen selbsttitig wirkenden Einrichtungen zur Verringerung und
Abschaltung der Wéarmezufuhr sowie zur Ein- und Ausschaltung elektrischer Antriebe ausgestattet ist. Die
Regelung der Warmezufuhr sowie der elektrischen Antriebe im Sinne von Satz 1 erfolgt in Abhingigkeit von

1. der AuBentemperatur oder einer anderen geeigneten Fithrungsgrofe und
2. der Zeit.

(2) Soweit die in Absatz 1 Satz 1 geforderte Ausstattung bei einer Zentralheizung in einem bestehenden
Gebiude nicht vorhanden ist, muss der Eigentiimer sie bis zum 30. September 2021 nachriisten.

(3) Wird in einem Wohngebdude, das mehr als fiinf Wohnungen hat, eine Zentralheizung eingebaut, die jede
einzelne Wohnung mittels Warmeiibertrager im Durchlaufprinzip mit Wérme fiir die Beheizung und die
Warmwasserbereitung aus dem zentralen System versorgt, kann jede einzelne Wohnung mit den Einrichtungen
nach Absatz 1 ausgestattet werden.

§ 62 Wasserheizung, die ohne Wiirmeiibertrager an eine Nah- oder Fernwirmeversorgung
angeschlossen ist

Bei einer Wasserheizung, die ohne Warmeiibertrager an eine Nah- oder Fernwiarmeversorgung angeschlossen
ist, kann die Pflicht nach § 61 hinsichtlich der Verringerung und Abschaltung der Warmezufuhr auch ohne
entsprechende Einrichtung in der Haus- und Kundenanlage dadurch erfiillt werden, dass die Vorlauftemperatur
des Nah- oder Fernwéarmenetzes in Abhédngigkeit von der AuBlentemperatur und der Zeit durch eine
entsprechende Einrichtung in der zentralen Erzeugungsanlage geregelt wird.

§ 63 Raumweise Regelung der Raumtemperatur

(1) Wird eine heizungstechnische Anlage mit Wasser als Warmetriger in ein Gebaude eingebaut, hat der
Bauherr oder der Eigentiimer dafiir Sorge zu tragen, dass die heizungstechnische Anlage mit einer selbsttitig
wirkenden Einrichtung zur raumweisen Regelung der Raumtemperatur ausgestattet ist. Satz 1 ist nicht

anzuwenden auf
1. eine FuBbodenheizung in Raumen mit weniger als sechs Quadratmetern Nutzfliche oder
2. ein Einzelheizgerit, das zum Betrieb mit festen oder fliissigen Brennstoffen eingerichtet ist.

(2) Mit Ausnahme von Wohngebéuden ist fiir Gruppen von Rdumen gleicher Art und Nutzung eine
Gruppenregelung zulissig.

(3) Soweit die in Absatz 1 Satz 1 geforderte Ausstattung bei einem bestehenden Gebaude nicht vorhanden ist,
muss der Eigentlimer sie nachriisten. Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 sind entsprechend anzuwenden.

(4) Eine FuBbodenheizung, die vor dem 1. Februar 2002 eingebaut worden ist, darf abweichend von Absatz 1
Satz 1 mit einer Einrichtung zur raumweisen Anpassung der Warmeleistung an die Heizlast ausgestattet

werden.
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§ 64 Umwilzpumpe, Zirkulationspumpe

Eine Zirkulationspumpe muss beim Einbau in eine Warmwasseranlage mit einer selbsttitig wirkenden

Einrichtung zur Ein- und Ausschaltung ausgestattet werden. Die Trinkwasserverordnung bleibt unberiihrt.

Unterabschnitt 2
Klimaanlagen und sonstige Anlagen der Raumlufttechnik

§ 65 Begrenzung der elektrischen Leistung

Beim Einbau einer Klimaanlage, die eine Nennleistung fiir den Kéltebedarf von mehr als 12 Kilowatt hat, und
einer raumlufttechnischen Anlage mit Zu- und Abluftfunktion, die fiir einen Volumenstrom der Zuluft von
wenigstens 4 000 Kubikmetern je Stunde ausgelegt ist, in ein Gebdude sowie bei der Erneuerung von einem
Zentralgerit oder Luftkanalsystem einer solchen Anlage muss diese Anlage so ausgefiihrt werden, dass bei
Auslegungsvolumenstrom der Grenzwert fiir die spezifische Ventilatorleistung nach DIN EN 16798-3: 2017-
11 Kategorie 4 nicht liberschritten wird von

1. der auf das Fordervolumen bezogenen elektrischen Leistung der Einzelventilatoren oder

2. dem gewichteten Mittelwert der auf das jeweilige Fordervolumen bezogenen elektrischen Leistung aller
Zu- und Abluftventilatoren.

Der Grenzwert fiir die spezifische Ventilatorleistung der Kategorie 4 kann um Zuschldge nach DIN EN 16798:
2017-11 Abschnitt 9.5.2.2 fiir Gas- und Schwebstofffilter- sowie Warmeriickfithrungsbauteile der Klasse H2
nach DIN EN 13053: 2012-02 erweitert werden.

§ 66 Regelung der Be- und Entfeuchtung

(1) Soweit eine Anlage nach § 65 Satz 1 dazu bestimmt ist, die Feuchte der Raumluft unmittelbar zu
verdndern, muss diese Anlage beim Einbau in ein Gebdude und bei Erneuerung des Zentralgerites einer
solcher Anlage mit einer selbsttitig wirkenden Regelungseinrichtung ausgestattet werden, bei der getrennte
Sollwerte fiir die Be- und die Entfeuchtung eingestellt werden kénnen und als Fithrungsgréfie mindestens die
direkt gemessene Zu- oder Abluftfeuchte dient.

(2) Sind solche Einrichtungen in einer bestehenden Anlage nach § 65 Satz 1 nicht vorhanden, muss der
Betreiber sie innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf der Frist des § 76 Absatz 1 Satz 2 nachriisten. Fiir
sonstige raumlufttechnische Anlagen ist Satz 1 entsprechend anzuwenden.

§ 67 Regelung der Volumenstrome

(1) Beim Einbau einer Anlage nach § 65 Satz 1 in ein Gebdude und bei der Erneuerung eines Zentralgerites
oder eines Luftkanalsystems einer solcher Anlage muss diese Anlage mit einer Einrichtung zur selbsttétigen
Regelung der Volumenstrome in Abhéngigkeit von den thermischen und stofflichen Lasten oder zur
Einstellung der Volumenstrome in Abhingigkeit von der Zeit ausgestattet werden, wenn der
Zuluftvolumenstrom dieser Anlage hoher ist als 9 Kubikmeter pro Stunde je Quadratmeter versorgter
Nutzfldche des Gebéudes.

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, soweit in den versorgten Rdumen auf Grund des Arbeits- und
Gesundheitsschutzes erhdhte Zuluftvolumenstrome erforderlich oder Lastinderungen weder messtechnisch
noch hinsichtlich des zeitlichen Verlaufs erfassbar sind.
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§ 68 Wirmeriickgewinnung

Wird eine Anlage nach § 65 Satz 1 in Gebdude eingebaut oder ein Zentralgerit einer solchen Anlage erneuert,
muss diese mit einer Einrichtung zur Warmeriickgewinnung ausgestattet sein, es sei denn, die riickgewonnene
Wiairme kann nicht genutzt werden oder das Zu- und das Abluftsystem sind rdumlich vollstindig getrennt. Die
Einrichtung zur Warmeriickgewinnung muss mindestens der DIN EN 13053: 2007-11 Klassifizierung H3
entsprechen. Fiir die Betriebsstundenzahl sind die Nutzungsrandbedingungen nach BIN1859910:-2018-09
DIN/TS 18599-10:2025-10 und fiir den Luftvolumenstrom der AuB3enluftvolumenstrom mafigebend.

Unterabschnitt 3
Wirmedimmung von Rohrleitungen und Armaturen

§ 69 Wirmeverteilungs- und Warmwasserleitungen sowie Armaturen

(1) Werden Warmeverteilungs- und Warmwasserleitungen sowie Armaturen erstmalig in ein Gebdude
eingebaut oder werden sie ersetzt, hat der Bauherr oder der Eigentiimer dafiir Sorge zu tragen, dass die
Wirmeabgabe der Rohrleitungen und Armaturen nach Anlage 8 begrenzt wird.

(2) Der Eigentiimer eines Gebdudes hat dafiir Sorge zu tragen, dass die Warmeabgabe von bisher
ungeddmmten, zuginglichen Warmeverteilungs- und Warmwasserleitungen, die sich nicht in beheizten
Réumen befinden, nach Anlage 8 begrenzt wird.

(3) Bei einem Wohngebédude mit nicht mehr als zwei Wohnungen, von denen der Eigentiimer eine Wohnung
am 1. Februar 2002 selbst bewohnt hat, ist die Pflicht nach Absatz 2 erst im Falle eines Eigentiimerwechsels
nach dem 1. Februar 2002 von dem neuen Eigentlimer zu erfiillen.

(4) Die Frist zur Pflichterfiillung nach Absatz 3 betrdgt zwei Jahre ab dem ersten Eigentumsiibergang nach
dem 1. Februar 2002.

§ 70 Kilteverteilungs- und Kaltwasserleitungen sowie Armaturen

Werden Kalteverteilungs- und Kaltwasserleitungen sowie Armaturen, die zu Klimaanlagen oder sonstigen
Anlagen der Raumlufttechnik im Sinne des § 65 Satz 1 gehoren, erstmalig in ein Gebdude eingebaut oder
werden sie ersetzt, hat der Bauherr oder der Eigentiimer dafiir Sorge zu tragen, dass die Warmeaufnahme der
eingebauten oder ersetzten Kélteverteilungs- und Kaltwasserleitungen sowie Armaturen nach Anlage 8
begrenzt wird.

§ 71 (weggefallen)
§ 72 (weggefallen)

§ 73 (weggefallen)

Abschnitt 4
Energetische Inspektion von Klimaanlagen

§ 74 Betreiberpflicht

(1) Der Betreiber won einer in ein Gebdude eingebauten Klimaanlage mit einer Nennleistung fiir den
Kiltebedarf von mehr als 12 Kilowatt eder, einer kombinierten Klima- und Liiftungsanlage mit einer
Nennleistung fiir den Kéltebedarf von mehr als 12 Kilowatt oder einer Liiftungsanlage mit einer Nennleistung
von mehr als 70 Kilowatt hat innerhalb der in § 76 genannten Zeitrdume energetische Inspektionen dieser
Anlage durch eine berechtigte Person im Sinne des § 77 Absatz 1 durchfiihren zu lassen.
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(2) Der Betreiber kann die Pflicht nach Absatz 1 Satz 1 durch eine stichprobenweise Inspektion nach Ma3gabe
von § 75 Absatz 4 erfiillen, wenn er mehr als zehn Klimaanlagen mit einer Nennleistung fiir den Kéltebedarf
von mehr als 12 Kilowatt und bis zu 70 Kilowatt oder mehr als zehn kombinierte Klima- und Liiftungsanlagen
mit einer Nennleistung fiir den Kéltebedarf von mehr als 12 Kilowatt und bis zu 70 Kilowatt betreibt, die in
vergleichbare Nichtwohngebiude eingebaut und nach Anlagentyp und Leistung gleichartig sind. Ein
Nichtwohngebaude ist vergleichbar, wenn es nach demselben Plan errichtet wird, der fiir mehrere
Nichtwohngebdude an verschiedenen Standorten erstellt wurde. Nach Anlagentyp und Leistung gleichartige
Klimaanlagen oder kombinierte Klima- und Liiftungsanlagen sind Anlagen gleicher Bauart, gleicher Funktion
und gleicher Kiihlleistung je Quadratmeter Nettegrundfliche Nutzfliche.

(3) Im Falle eines Nichtwohngebiudes entfallt die Pflicht nach Absatz 1,

1. wenn das Gebdude mit einem System fiir die Gebdudeantomation Gebdudeautomatisierung und
Geb#uderegelung Gebdudesteuerung nach § 56 Absatz5 Absatz 2ausgestattet ist oder

2. sofern die Gesamtauswirkungen eines solchen Ansatzes gleichwertig sind, wenn die Klimaanlage oder
kombinierte Klima- und Liiftungsanlage

a) unter eine vertragliche Vereinbarung iiber ein Niveau der Gesamtenergieeffizienz oder eine
Energieeffizienzverbesserung fillt, insbesondere unter einen Energieleistungsvertrag nach § 3
Absatz 1 Nummer 8a, oder

b) von einem Versorgungsunternehmen oder einem Netzbetreiber betrieben wird und demnach
systemseitigen MaBnahmen zur Uberwachung der Effizienz unterliegt.

(4) Die Pflicht nach Absatz 1 besteht nicht, wenn eine Klimaanlage oder eine kombinierte Klima- und
Liiftungsanlage in ein Wohngebdude eingebaut ist, das ausgestattet ist mit

1. einer kontinuierlichen elektronischen Uberwachungsfunktion, die die Effizienz der vorhandenen
gebdudetechnischen Systeme misst und den Eigentiimer oder Verwalter des Gebdudes dariiber informiert,
wenn sich die Effizienz erheblich verschlechtert hat und eine Wartung der vorhandenen
gebdudetechnischen Systeme erforderlich ist, und

2. einer wirksamen Regelungsfunktion zur Gewihrleistung einer optimalen Erzeugung, Verteilung,
Speicherung oder Nutzung von Energie.

(5) Die Pflicht nach Absatz 1 ist nicht auf ein Gebdude im Eigentum des Bundes, der verbiindeten Streitkréfte
oder einer Gesellschaft mit Beteiligung des Bundes anzuwenden, das der Landes- und Biindnisverteidigung

dient.

§ 75 Durchfiihrung und Umfang der Inspektion

(1) Die Inspektion einer Klimanalage,-edereiner kombinierten Klima- und Liiftungsanlage oder einer
Liiftungsanlage umfasst MaBnahmen zur Priifung der Komponenten, die den Wirkungsgrad der Anlage
beeinflussen, und der Anlagendimensionierung im Verhéltnis zum Kiihlbedarf des Gebdudes.

(2) Die Inspektion bezieht sich insbesondere auf

1. die Uberpriifung und Bewertung der Einfliisse, die fiir die Auslegung der Anlage verantwortlich sind,
insbesondere Verdnderungen der Raumnutzung und -belegung, der Nutzungszeiten, der inneren
Wirmequellen sowie der relevanten bauphysikalischen Eigenschaften des Gebdudes und der vom
Betreiber geforderten Sollwerte hinsichtlich Luftmengen, Temperatur, Feuchte, Betriebszeit sowie
Toleranzen, und

2. die Feststellung der Effizienz der wesentlichen Komponenten.
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(3) Die Inspektion einer Klimaanlage mit einer Nennleistung fiir den Kéltebedarf von mehr als 70 Kilowatt,
oder einer kombinierten Klima- und Liiftungsanlage mit einer Nennleistung fiir den Kéltebedarf von mehr als
70 Kilowatt oder einer Liiftungsanlage mit einer Nennleistung von mehr als 70 Kilowatt ist nach DIN SPEC
15240: 2019-03 durchzufiihren.

(4) In den Fillen des § 74 Absatz 2 ist bei einem Betrieb von bis zu 200 Klimaanlagen jede zehnte Anlage und
bei einem Betrieb von mehr als 200 Klimaanlagen jede 20. Anlage einer Inspektion nach MaB3gabe der Absitze
1 bis 3 zu unterzichen.

(5) Soweit eine Uberpriifung einer Anlage nach Absatz 1 nach der Verordnung (EU) 2024/573 erfolgt ist, sind
diese Uberpriifungen in der Inspektion nach Absatz 2 nicht mehr durchzufiihren. Die Ergebnisse der
Uberpriifung nach der Verordnung (EU) 2024/573 sind zu iibernehmen.

§ 76 Zeitpunkt der Inspektion

(1) Die Inspektion einer Klimaanlage mit einer Nennleistung fiir den Kéltebedarf von mehr als 12 Kilowatt

und bis zu 70 Kilowatt oder einer kombinierten Klima- und Liiftungsanlage mit einer Nennleistung fiir den
Kaltebedarf von mehr als 12 Kilowatt und bis zu 70 Kilowatt ist erstmals im zehnten Jahr nach der
Inbetriebnahme oder der Erneuerung wesentlicher Bauteile wie Wéarmeiibertrager, Ventilator oder
Kaltemaschine durchzufiihren. Die Inspektion einer Klimaanlage mit einer Nennleistung fiir den Kéltebedarf
von mehr 70 Kilowatt, einer kombinierten Klima- und Liiftungsanlage mit einer Nennleistung fiir den
Kaltebedarf von mehr 70 Kilowatt oder einer Liiftungsanlage mit einer Nennleistung von mehr als 70 Kilowatt
ist erstmals im fiinften Jahr nach der Inbetriebnahme oder der Erneuerung wesentlicher Bauteile wie
Wairmeiibertrager, Ventilator oder Kéltemaschine durchzufiihren. Abweichend von den Sétzen 1 und 2 ist eine
Klimaanlage mit einer Nennleistung fiir den Kéltebedarf von mehr als 12 Kilowatt oder eine kombinierte
Klima- und Liiftungsanlage mit einer Nennleistung von mehr als 12 Kilowatt, die am 1. Oktober 2023 mehr als
zehn Jahre alt war, bis zum Ablauf des 31. Dezember 2028 erstmals einer Inspektion zu unterziehen.
Abweichend von Satz 2 sind die am 1. Januar 2027 mehr als vier und bis zu zwdlf Jahre alten Liiftungsanlagen
innerhalb von sechs Jahren, die tiber zwdlf Jahre alten Liiftungsanlagen innerhalb von vier Jahren und die iiber
20 Jahre alten Liiftungsanlagen innerhalb von zwei Jahren nach dem 1. Januar 2027 erstmals einer Inspektion
zu unterziehen.

(2) Nach der erstmaligen Inspektion einer Klimaanlage mit einer Nennleistung fiir den Kéltebedarf von mehr

als 12 Kilowatt und bis zu 70 Kilowatt oder einer kombinierten Klima- und Liiftungsanlage mit einer
Nennleistung fiir den Kéltebedarf von mehr als 12 Kilowatt und bis zu 70 Kilowatt ist die Anlage
wiederkehrend alle zehn Jahre einer Inspektion zu unterziehen. Nach der erstmaligen Inspektion einer
Klimaanlage mit einer Nennleistung fiir den Kéltebedarf von mehr 70 Kilowatt, einer kombinierten Klima-
und Liiftungsanlage mit einer Nennleistung fiir den Kéltebedarf von mehr als 70 Kilowatt oder einer
Liiftungsanlage mit einer Nennleistung von mehr als 70 Kilowatt ist die Anlage wiederkehrend alle fiinf Jahre
einer Inspektion zu unterziechen. Wenn an der Klimaanlage, der kombinierten Klima- und Liiftungsanlage oder
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der Liiftungsanlage nach der erstmaligen Inspektion oder nach einer wiederkehrenden Inspektion keine
Anderungen vorgenommen wurden oder in Bezug auf den Kiihl- oder Liiftungsbedarf des Gebiudes keine
Anderungen eingetreten sind, muss die Priifung der Anlagendimensionierung oder des Betriebs bei anderen

Temperaturen nicht wiederholt werden.

§ 77 Fachkunde des Inspektionspersonals

(1) Eine Inspektion darf nur von einer fachkundigen Person durchgefiihrt werden.
(2) Fachkundig ist insbesondere

1. eine Person mit einem berufsqualifizierenden Hochschulabschluss in einer der Fachrichtungen
Versorgungstechnik oder Technische Gebdudeausriistung mit mindestens einem Jahr Berufserfahrung in
Planung, Bau, Betrieb oder Priifung raumlufttechnischer Anlagen,

2. eine Person mit einem berufsqualifizierenden Hochschulabschluss in einer der Fachrichtungen
Maschinenbau, Elektrotechnik, Verfahrenstechnik oder Bauingenieurwesen oder einer anderen
technischen Fachrichtung mit einem Ausbildungsschwerpunkt bei der Versorgungstechnik oder der
Technischen Gebdudeausriistung mit mindestens drei Jahren Berufserfahrung in Planung, Bau, Betrieb
oder Priifung raumlufttechnischer Anlagen,

3. eine Person, die fiir ein zulassungspflichtiges anlagentechnisches Gewerbe die Voraussetzungen zur
Eintragung in die Handwerksrolle erfiillt,

4. eine Person, die fiir ein zulassungsfreies Handwerk in einem der Bereiche nach Nummer 3 einen

Meistertitel erworben hat,

5. eine Person, die auf Grund ihrer Ausbildung berechtigt ist, ein zulassungspflichtiges Handwerk in einem
der Bereiche nach Nummer 3 ohne Meistertitel selbstindig auszuiiben,

6. eine Person, die staatlich anerkannter oder gepriifter Techniker ist, dessen Ausbildungsschwerpunkt auch
die Beurteilung von Liiftungs- und Klimaanlagen umfasst.

(3) Eine gleichwertige Aus- oder Fortbildung, die in einem anderen Mitgliedstaat der Europdischen Union,
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens iiber den Europdischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz
erworben worden ist und durch einen entsprechenden Nachweis belegt werden kann, ist den in Absatz 2
genannten Aus- und Fortbildungen gleichgestellt.

Fufinote
(+++ § 77 Abs. 3: Zur Anwendung vgl. § 88 Abs. 4 +++)

§ 78 Inspektionsbericht; Registriernummern

(1) Die inspizierende Person hat einen Inspektionsbericht mit den Ergebnissen der Inspektion und Ratschlidgen
in Form von kurz gefassten fachlichen Hinweisen fiir Malnahmen zur kosteneffizienten Verbesserung der
energetischen Eigenschaften der Anlage, fiir deren Austausch oder fiir Alternativlosungen zu erstellen.

(2) Die inspizierende Person hat den Inspektionsbericht unter Angabe ihres Namens, ihrer Anschrift und
Berufsbezeichnung sowie des Datums der Inspektion und des Ausstellungsdatums eigenhéndig zu
unterschreiben oder mit einem Faksimile der Unterschrift zu versehen. Der Inspektionsbericht ist dem
Betreiber zu iibergeben.

(3) Vor Ubergabe des Inspektionsberichts an den Betreiber hat die inspizierende Person die nach § 98 Absatz 2
zugeteilte Registriernummer einzutragen.

(4) Zur Sicherstellung des Vollzugs der Inspektionspflicht nach § 74 Absatz 1 hat der Betreiber den
Inspektionsbericht der nach Landesrecht zustindigen Behorde auf Verlangen vorzulegen.
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Teil 5
Energieausweise

Fufinote
(+++ Teil 5: Zur Nichtanwendung vgl. § 79 Abs. 4 Satz 1 +++)

§ 79 Grundsitze des Energieausweises

(1) Der Energieausweis dient der Information oder, soweit dies gesetzlich vorgesehen ist, dem Nachweis iiber
die Gesamtenergieeffizienz eines Gebdudes und soll eine Beurteilung und einen iiberschlégigen Vergleich von
Gebiduden ermoglichen. Ein Energieausweis ist auf der Grundlage einer energetischen Bilanzierung oder auf
der Grundlage des erfassten Energieverbrauchs nach Mal3gabe der §§ 80 bis 86 auszustellen. Es ist dabei
zuldssig, in dem Energiecausweis sowohl den Energiebedarf als auch den Energieverbrauch des Gebédudes

anzugeben.

(2) Ein Energleauswels wird fiir ein Gebaude ausgestellt. Er-istfiir Feile-von-einem-Gebiudeauszustellen;

—Der Energieausweis muss einfach und

verstindlich sein. Er ist digital in einem maschinenlesbaren Format auszustellen. Auf Verlangen des Bauherrn

oder des Eigentiimers ist der Energieausweis auch in Papierform auszustellen.

(3) Ein Energieausweis ist fiir eine Giiltigkeitsdauer von zehn Jahren auszustellen. Unabhédngig davon verliert

er seine Giiltigkeit, wenn nach § 80 Absatz 2 ein neuer Energieausweis erforderlich wird.

(4) Die Vorschriften dieses Teils sind nicht anzuwenden auf ein Gebdude im Eigentum des Bundes, der
verbilindeten Streitkrifte oder einer Gesellschaft mit Beteiligung des Bundes, das der Landes- und
Biindnisverteidigung dient, und auf ein kleines Gebaude.

Fufinote
§ 79 Abs. 4 Satz 1 Kursivdruck: Gliederungseinheit "Abschnitt" in Teil 5 nicht vorhanden.

§ 80 Ausstellung und Verwendung von Energieausweisen

(1) Wird ein Gebaude errichtet, ist ein Energiebedarfsausweis Energicausweis auf der Grundlage einer
energetischen Bilanzierung unter Zugrundelegung der energetischen Eigenschaften des fertiggestellten
Gebéudes nach § 81 auszustellen. Der Eigentiimer hat sicherzustellen, dass der Energleauswels unverzughch

nach Fertigstellung des Gebédudes ausgestellt un
wird. Die Sétze 1 und 2 sind fiir den Bauherren entsprechend anzuwenden, wenn der Eigentlimer nicht
zugleich Bauherr des Gebaudes ist. Der Eigentiimer hat den Energieausweis der nach Landesrecht zustindigen
Behorde auf Verlangen vorzulegen.

(2) Werden bei einem bestehenden Gebiude Anderungen im Sinne des § 36 ausgefiihrt oder wird ein
Wohngebiude durch Anderungen zu einem Nichtwohngebiude, ist ein Energiebedarfsausweis Energieausweis
auf der Grundlage einer energetischen Bilanzierung nach § 81 unter Zugrundelegung der energetischen

Eigenschaften des gednderten Gebdudes auszustellen, wenn vnter-Anwendung-des§38Absatztund 2 fir das

gesamte Gebaude Berechnungen nach § 38 Absatz 3 durchgefiihrt werden. Absatz 1 Satz 2 bis 4 ist

entsprechend anzuwenden.
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(3) Soll ein mit einem Gebdude bebautes Grundstiick oder Wohnungs- oder Teileigentum verkauft, ein
Erbbaurecht an einem bebauten Grundstiick begriindet oder iibertragen oder ein Gebédude, eine Wohnung oder
eine sonstige selbstdndige Nutzungseinheit vermietet, verpachtet oder verleast oder ein solcher Miet-, Pacht
oder Leasingvertrag verldngert werden, ist ein Energieausweis auszustellen, wenn nicht bereits ein giiltiger
Energicausweis fiir das Gebédude vorliegt. In den Fallen des Satzes 1 ist fiir ein Nichtwohngebdude ein
Energieausweis auf der Grundlage einer energetischen Bilanzierung nach § 81 auszustellen. Wehngebiude,die

(4) Im Falle eines Verkaufs oder der Bestellung eines Rechts im Sinne des Absatzes 3 Satz 1 hat der Verkdufer
oder der Immobilienmakler dem potenziellen Kaufer spitestens bei der Besichtigung einen Energicausweis
oder eine Kopie hiervon vorzulegen. Die Vorlagepflicht wird auch durch einen deutlich sichtbaren Aushang
oder ein deutlich sichtbares Auslegen wihrend der Besichtigung erfiillt. Findet keine Besichtigung statt, haben
der Verkaufer oder der Immobilienmakler den Energieausweis oder eine Kopie hiervon dem potenziellen
Kaufer unverziiglich vorzulegen. Der Energieausweis oder eine Kopie hiervon ist spitestens dann
unverziiglich vorzulegen, wenn der potenzielle Kéufer zur Vorlage auffordert. Unverziiglich nach Abschluss
des Kaufvertrages hat der Verkdufer oder der Immobilienmakler dem Kéaufer den Energieausweis oder eine

Kopie hiervon zu iibergeben. Im-Ealle-desVerkaufs-eines- Wohngebiudes-mit-nicht-mehr-alszwei-Wohnung

(5) Im Falle einer Vermietung, Verpachtung oder eines Leasings oder einer Verliangerung eines solchen

Vertrages im Sinne des Absatzes 3 Satz 1 ist flir den Vermieter, den Verpéchter, den Leasinggeber oder den
Immobilienmakler Absatz 4 Satz 1 bis 5 entsprechend anzuwenden.

EnergieausweisesdenNutzer: Flir ein bestehendes Nichtwohngebiude, das sich im Eigentum der 6ffentlichen
Hand befindet und von einer Behorde genutzt wird, ist ein Energieausweis auf der Grundlage einer
energetischen Bilanzierung nach § 81 auszustellen, sofern nicht bereits ein giiltiger Energieausweis vorliegt.
Weist das Nichtwohngebédude nach Satz 1 starken Publikumsverkehr auf, ist der ausgestellte Energieausweis
an einer auffilligen und fiir die Offentlichkeit gut sichtbaren Stelle auszuhingen. Wird ein bestehendes
Nichtwohngebdude, das sich nicht im Eigentum der 6ffentlichen Hand befindet, behordlich genutzt und weist
die genutzte Flache starken Publikumsverkehr auf, trifft die Pflicht zum Aushang des Energicausweises den
Nutzer. Der Eigentiimer hat ihm zu diesem Zweck den Energieausweis oder eine Kopie hiervon zu iibergeben.

Zur Erfillung der Pflicht nach Satz 2 ist es ausreichend, von einem Energieausweis nur einen Auszug nach
dem Muster geméB nach § 85 Absatz8 Absatz 3 auszuhéngen.
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Eigentlimer eines Nichtwohngebédudes mit starkem Publikumsverkehr, das nicht behordlich genutzt wird, hat
einen Energieausweis an einer auffilligen und fiir die Offentlichkeit gut sichtbaren Stelle auszuhéingen, sobald
und solange fiir das Gebédude ein Energicausweis vorliegt. Absatz 6 Satz 3 bis 5 ist entsprechend anzuwenden.

(8) Wenn ein Energieausweis nach den Absétzen 6 oder 7 auszuhédngen ist, kann der Energieausweis ohne die
Empfehlungen nach § 84 ausgehidngt werden.

Fufinete

§ 81 Energieausweis auf der Grundlage einer energetischen Bilanzierung

(1) Wird ein Energieausweis fiir ein zu errichtendes Gebdude auf der Grundlage des-berechneten
Energiebedarfs einer energetischen Bilanzierung ausgestellt, sind die Ergebnisse der nach den §§ 15 und 16
oder beziehungsweise nach den §§ 18 und 19 erforderlichen Berechnungen zugrunde zu legen. In den Féllen
des § 31 Absatz1 sind die Kennwerte zu verwenden, die in den Bekanntmachungen nach § 31 Absatz2 der
jeweils zutreffenden Ausstattungsvariante zugewiesen sind.

(2) Wird ein Energieausweis flir ein bestehendes Gebaude auf der Grundlage des-berechnetenEnergiebedarfs
einer energetischen Bilanzierung ausgestellt, ist auf die erforderlichen Berechnungen § 38 Absatz 3 und 4

entsprechend anzuwenden.

§ 82 Energieausweis auf der Grundlage des erfassten Endenergieverbrauchs

(1) Wird fiir ein Gebdude, das ausschlieBBlich Wohnzwecken dient, ein Energieausweis auf der Grundlage des
erfassten Endenergieverbrauchs ausgestellt, sind derwitterangsbereinigte Endenergie- die
Gesamtenergieeffizienz sowie der Endenergieverbrauch und der Priméarenergieverbrauch nach Mallgabe der
Absitze 2 bis 5 zu berechnen. Der Endenergieverbrauch ist nach Energietrigern differenziert mindestens
monatlich-tiber 24-aufeinanderfolgende Menate jihrlich iiber einen Zeitraum von zwei Jahren zu erfassen. Die

Bestimmungen des § 38 Absatz 4 {iber die vereinfachte Datenerhebung sind entsprechend anzuwenden.

(2) Bei-einem-Wohngebaude-ist-der Der Endenergieverbrauch ist fiir die Heizung und die

Warmwasserbereitung zu ermitteln und in Kilowattstunden pro Jahr und Quadratmeter Gebaudenutzfliche
Nutzfliche anzugeben. Ist im Fall dezentraler Warmwasserbereitung in einem Wehngebaude Gebiude nach
Absatz 1 der hierauf entfallende Verbrauch nicht bekannt, ist der Endenergieverbrauch um-einePauschale-ven
20-KHewattstunden pauschal um 16 Kilowattstunden pro Jahr und Quadratmeter Gebiudenutzfliche
Nutzfldche zu erhdhen. B Sofern keine erfassten Verbrauchsdaten vorliegen, ist im Fall der Kiithlung von
Raumluft in einem Wohngebiude ist der fir Heizungund-Warmwasser ermittelte Endenergieverbrauch v
einePauschale-von-6-Iilowattstunden flir Strom pauschal um 6 Kilowattstunden pro Jahr und Quadratmeter
gekiihlter Gebaudenutzfliche Nutzfliche zu erhdhen. Ist die Gebaudenutzfliche Nutzfliche nicht bekannt,
kann sie bei Wehngebauden einem Gebdude nach Absatz 1 mit bis zu zwei Wohneinheiten mit beheiztem
Keller pauschal mit dem 1,35fachen Wert der Wohnfléche, bei sonstigen Wehngebauden Gebduden nach
Absatz 1 mit dem 1 2fachen Wert der Wohnfldche angesetzt werden. Bei-Nichtwohngebiuden-ist-der

(3) Der erfasste Endenergieverbrauch fiir-die Hetzung ist einer Witterungsbereinigung zu unterziehen. Er ist
durch eine angemessene Berlicksichtigung des Verhaltens der Nutzenden einschlieBlich langerer Leerstinde
auf die Nutzungsrandbedmgungen fiir Wohngebaude nach DIN/TS 18599-10: 2025-10 Tabelle 5 zu

normalisieren. De

(4) Zur Ermittlung des Energieverbrauchs sind die folgenden Verbrauchsdaten zu verwenden:
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1. Verbrauchsdaten aus Abrechnungen von Heizkosten nach der Verordnung iiber Heizkostenabrechnung in
der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Oktober 2009 (BGBIL. I S. 3250), die zuletzt durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 16. Oktober 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 280) gedndert worden ist in der jeweils geltenden
Fassung fiir das gesamte Gebaude,

2. andere geeignete Verbrauchsdaten, insbesondere Abrechnungen von Energielieferanten oder sachgerecht
durchgefiihrte Verbrauchsmessungen, oder

3. eine Kombination von Verbrauchsdaten nach den Nummern 1 und 2.

Die zu verwendenden Verbrauchsdaten miissen die jiingste Abrechnungsperiode einschlie3en, deren Ende
nicht mehr als +5-Menate 18 Monate zurlickliegen darf.

(5) Der Primédrenergieverbrauch wird auf der Grundlage des nach Energietragern differenzierten
Endenergleverbrauchs und der Prlmarenerglefaktoren nach § 22 berechnet. Fiir d—t&\&%t.efuﬂgsberemghmg—des

Berechnung des Priméirenergieverbrauchs auf der Grundlage des ermittelten erfassten Endenergieverbrauchs
ist ein nach Mafigabe der Absitze 2 und 3 mit einem den anerkannten Regeln der Technik entsprechendes
Verfahren anzuwenden zu berechnen. Die Elnhaltung der anerkannten Regeln der Technik wird vermutet,
soweit wenn bei der Ermi nfaeh i
Energieausweises das vom Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie und vom Bundesministerium fiir
Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen im Bundesanzeiger gemeinsam bekannt gemacht-wordensind
gemachte Verfahren angewendet wird.

§ 83 Ermittlung und Bereitstellung von Daten

(1) Der Aussteller ermittelt die Daten,
Daten; die nach § 81 Absatztund 2 in Verblndung mit den §§ 20 bis 33 und § 38 oder nach § 82 Absatz 1, 2
Satz 1 ederSatz5 und Absatz 4 Satz 1 die Grundlage fiir die Ausstellung des Energieausweises sind, selbst

oder verwendet die entsprechenden vom Eigentiimer des Gebéudes bereitgestellten Daten. Der Aussteller hat

dafiir Sorge zu tragen, dass die von ihm ermittelten Daten richtig sind. Der Aussteller hat ein bestehendes
Gebdiude, fiir das er einen Energieausweis erstellt, vor Ort zu begehen oder sich fiir eine Beurteilung der
energetischen Eigenschaften geeignete Bildaufnahmen des Gebéudes zur Verfiigung stellen zu lassen.

(2) Wird ein Energiebedarfsauswets Energicausweis auf der Grundlage einer energetischen Bilanzierung nach
§ 81 Absatz 1 ausgestellt und stellt der Aussteller keine eigenen Berechnungen, die nach den §§ 15 und 16;
beziehungsweise nach den §§ 18 und 19 oder nach § 38 Absatz 3 erforderlich sind, an, hat er die

Berechnungen einzusehen oder sich vom Eigentiimer zur Verfligung stellen zu lassen. Wird-ein

(3) Stellt der Eigentiimer des Gebédudes die Daten bereit, hat er dafiir Sorge zu tragen, dass die Daten richtig
sind. Der Aussteller muss die vom Eigentlimer bereitgestellten Daten sorgfiltig priifen und darf die Daten
seinen Berechnungen und bei der Ausstellung des Energiecausweises nicht zugrunde legen, wenn Zweifel an
deren Richtigkeit bestehen.
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§ 84 Empfehlungen fiir die Verbesserung der Energieeffizienz

(1) Der Aussteller hat, der fiir ein bestehendes Gebaude;fiirdas-er einen Energicausweis erstelt ausstellt, ver

hat im Energieausweis Empfehlungen

serm-in Form von kurz gefassten

fachlichen Hinweisen fiir die kostenoptimale oder kosteneffiziente Verbesserung der Gesamtenergieeffizienz
und die Verringerung der betriebsbedingten Treibhausgasemissionen sowie die Verbesserung der
Raumklimaqualitit des Gebdudes zu geben, es sei denn, die fachliche Beurteilung hat ergeben, dass solche
MafBnahmen nicht moglich sind oder die Gesamtenergieeffizienzklasse der Klasse A entspricht. Die

\W % NG . hlhnocen-he hen B NMalRnahmen
v O O ay via a a

folgende Grundsitze:

1. sie miissen eine Schitzung der Energieeinsparungen und der Verringerung der betriebsbedingten
Treibhausgasemissionen enthalten,

2. sie umfassen eine Beurteilung,

a) ob die Heizungs-, Liiftungs-, Klima- und Warmwasserbereitungsanlagen so angepasst werden
konnen, dass sie mit effizienteren Temperatureinstellungen betrieben werden konnen einschlielich
der erforderlichen Auslegung der Warmeleistung und der Anforderungen an Temperatur und
Durchfluss und

b) der verbleibenden Lebensdauer einer Heizungs- oder Klimaanlage und konnen mogliche Alternativen
fiir den Austausch der Heizungsanlage oder Klimaanlage unter Beriicksichtigung der lokalen und
systembezogenen Gegebenheiten enthalten.

(2) Die Bestimmungen des § 38 Absatz 4 iiber die vereinfachte Datenerhebung sind entsprechend anzuwenden.
Sind Modernisierungsempfehlungen nicht moglich, hat der Aussteller dies im Energieausweis zu vermerken.

§ 85 Angaben im Energieausweis
(1) Ein Energieausweis muss mindestens folgende Angaben-zurAusweisartund-zum - Gebaude-enthalten:

1. Fassung dieses des Gesetzes, auf deren Grundlage der Energieausweis erstellt wird,

2. Energiebedarfsausweis Energicausweis im Sinne des § 81 oder Energieverbrauchsausweisim-Sinne des §

82 mit Hinweisen zu den Aussagen der jeweiligen Ausweisart iiber die energetische Qualitét des
Gebéaudes,

3. Name, Anschrift des Ausstellers, Ausstellungsdatum und Ablaufdatum des Energicausweises,
4. Registriernummer,

5. die Anschrift des Gebiudes,

6. die Art des Gebdudes: Wohngebaude oder Nichtwohngebiude,

7. bei einem Wohngebdude: Gebaudetyp,

8. bei einem Nichtwohngebdude: Hauptnutzung oder Gebiaudekategorie,

9.-mFalle-des§ 79 Absatz 2 Satz 2 Gebiudetet-Energieeffizienzklasse nach § 86,

10. die berechnete Primérenergie in Kilowattstunden pro Jahr und Quadratmeter Nutzfliache,

11. die berechnete Endenergie in Kilowattstunden pro Jahr und Quadratmeter Nutzflidche,
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10:12. das Baujahr des Gebaudes,

+H13. das Baujahr des Wéarmeerzeugers; bei einer Fern- oder Nahwiarmeversorgung: Baujahr der
Ubergabestation,

14. Anteil der am Standort erzeugten erneuerbaren Energie an der Endenergie in Prozent unter
Standardnutzungs- und Standardrandbedingungen,

+2-15. bei einem Gebidude mit Wohnraum Wehngebiude: Anzahl der Wohnungen und Gebaudenutzfliche

NutzflicherberErmitthung der Gebiudenutzflicheaus, dabei ist darauf hinzuweisen, wenn die Ermittlung
der Nutzfliche anhand der Wohnflache gemif nach § 82 Absatz 2 Satz 4 erfolgt ist-darauf-hinzoweisen,

16. die betriebsbedingten Treibhausgasemissionen in Kilogramm Kohlendioxid-Aquivalent pro Quadratmeter
Nutzfliache und Jahr,

17. die Lebenszyklus-Treibhausgasemissionen nach dem Bericht nach § 88b, ausgewiesen als Gesamtsumme
der betrachteten Lebenszyklusphasen von der Herstellung bis zum Riickbau des Gebéaudes
(Lebenszyklusphasen A bis C)

a) ab 1. Januar 2028 fiir neu zu errichtende Gebaude mit einer Nutzflache von mehr als 1000
Quadratmetern,

b) ab 1. Januar 2030 fiir neu zu errichtende Gebéude,
143-18. bei einem Nichtwohngebiude: Nettegrundfliche Nutzfliche,
+4-19. wesentliche Energietriger flir Heizung #nd bezichungsweise Warmwasser,
15 (weggelallen)
146:20. die Art der Liiftung und, falls vorhanden, Art der Kiihlung,

1+7:21. ob inspektionspflichtige Klimaa 0 o age Anlagen im
Sinne des § 74 Absatz 1 vorhanden smd uﬂd—Fal-hgke&séafeum—éer—ﬁ&ehs%eﬂ—h&spekﬂeﬂ

148-22. der Anlass der Ausstellung des Energieausweises,

23. die berechnete Primédrenergie in Megawattstunden und die berechnete jéhrliche Endenergie in

Megawattstunden,

24. Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen in Megawattstunden, Hauptenergietrdger und Art der
erneuerbaren Energiequelle,

25. die berechnete Nutzenergie in Kilowattstunden pro Jahr und Quadratmeter Nutzflache,

26. Ja- oder Nein-Angabe, ob das Gebdude in der Lage ist, auf externe Signale zu reagieren und den
Energieverbrauch anzupassen,

27. wenn ein Warmeverteilungssystem innerhalb des Gebdudes vorhanden ist, Ja- oder Nein-Angabe dariiber,
ob dieses System in der Lage ist, mit niedrigen oder effizienten Temperaturen betrieben zu werden,

28. bei einem Nichtwohngebdude: der Verhiltniswert des errechneten Primérenergiebedarf zum
Primédrenergiebedarf des Referenzgebéudes,

29. bei Neubau eines Wohn- oder Nichtwohngebédudes: Einhaltung des sommerlichen Warmeschutzes,

30. Modernisierungsempfehlungen nach § 84 und
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31. das fiir die Energieberechnung verwendete Verfahren:

a) Verfahren nach den §§ 20, 21, 31 oder nach § 32,

b) Vereinfachung nach § 38 Absatz 4.

(2) Zur Ermittlung der Treibhausgasemissionen fiir die nach Absatz 1 Nummer 16 und § 84 zu machenden
Angaben sind die Berechnungsregelungen und Emissionsfaktoren der Anlage 9 anzuwenden.
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€8)(3) Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie erstellt gemeinsam mit dem Bundesministerium fiir

Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen Muster zu-denEnergiebedarfs—und-den
Energieverbrauchsausweisen, nach denen Energicausweise auszustellen sind;sewie-Musterfitrden-Aushang
vonEnergieatusweisennach-§-80-Absatz6-und7 und macht diese im Bundesanzeiger bekannt.

§ 86 Energieeffizienzklassen

(1) Im Energieausweis ist die Energieeffizienzklasse des Wohngebaudes entsprechend der Einteilung nach
Absatz 2 in Verbindung mit Anlage 10 anzugeben.

(2) Die Energieeffizienzklassen gemifl Anlage 10 ergeben sich unmittelbar aus dem Endenergieverbrauch oder
Endenergiebedarf.

(3) Im Energieausweis ist die Energieeffizienzklasse des Nichtwohngebdudes entsprechend der Einteilung
nach Absatz 4 in Verbindung mit Anlage 10a anzugeben. In die Effizienzklasse A diirfen nur
Nichtwohngebdude eingestuft werden, die keine Emissionen aus der Nutzung fossiler Energie am Standort des
Gebédudes verursachen (Nullemissionsgebiude).

(4) Die Energieeffizienzklassen gemif3 Anlage 10a ergeben sich unmittelbar aus dem Verhéltniswert des
errechneten Primérenergiebedarfs zum Primérenergiebedarf des Referenzgebédudes. Fiir die Bestimmung des
Wertes nach Satz 1 ist bei der Berechnung des Priméarenergiebedarfs des Referenzgebdudes abweichend von

Anlage 2 Nummer 4.1 immer der Primérenergiefaktor von 0,7 zu verwenden.

§ 87 Pflichtangaben in einer Immobilienanzeige

H-Wird vor dem Verkauf, der Vermietung, der Verpachtung oder dem Leasing eines Gebédudes, einer
Wohnung oder einer sonstigen selbstindigen Nutzungseinheit eine Immobilienanzeige in kommerziellen
Medien aufgegeben und liegt zu diesem Zeitpunkt ein Energieausweis vor, so hat der Verkaufer, der
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Vermieter, der Verpachter, der Leasinggeber oder der Immobilienmakler, wenn eine dieser Personen die
Ver6ftentlichung der Immobilienanzeige verantwortet, sicherzustellen, dass die Immobilienanzeige folgende
Pflichtangaben enthilt:

1. ob der Energiecausweis nach § 81 oder nach § 82 ausgestellt wurde,

2. das Ausstellungsdatum des Energieausweises, der darin angegebene Jahres-Primérenergiebedarf in
Kilowattstunden pro Jahr und Quadratmeter Nutzfliche, die Energieeffizienzklasse, das Baujahr des
Gebédudes und die im Energieausweis genannten wesentlichen Energietrager fiir die Heizung des
Gebaudes.

§ 88 Ausstellungsberechtigung fiir Energieausweise

(1) Zur Ausstellung eines Energieausweises ist nur eine Person berechtigt,

1. die nach bauordnungsrechtlichen Vorschriften der Lander zur Unterzeichnung von bautechnischen
Nachweisen des Wéarmeschutzes oder der Energieeinsparung bei der Errichtung von Gebauden berechtigt
ist, im Rahmen der jeweiligen Nachweisberechtigung,

2. die eine der in Absatz 2 genannten Voraussetzungen erfiillt und einen berufsqualifizierenden
Hochschulabschluss erworben hat

a) in einer der Fachrichtungen Architektur, Innenarchitektur, Hochbau, Bauingenieurwesen, Technische
Gebaudeausriistung, Physik, Bauphysik, Maschinenbau oder Elektrotechnik oder

b) in einer anderen technischen oder naturwissenschaftlichen Fachrichtung mit einem
Ausbildungsschwerpunkt auf einem unter Buchstabe a genannten Gebiet,

3. die eine der in Absatz 2 genannten Voraussetzungen erfiillt und

a) fur ein zulassungspflichtiges Bau-, Ausbau- oder anlagentechnisches Gewerbe oder fiir das
Schornsteinfegerhandwerk die Voraussetzungen zur Eintragung in die Handwerksrolle erfiillt,

b) fiir ein zulassungsfreies Handwerk in einem der Bereiche nach Buchstabe a einen Meistertitel
erworben hat oder

¢) auf Grund ihrer Ausbildung berechtigt ist, ein zulassungspflichtiges Handwerk in einem der Bereiche
nach Buchstabe a ohne Meistertitel selbstdndig auszuiiben,
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4. die eine der in Absatz 2 genannten Voraussetzungen erfiillt und staatlich anerkannter oder gepriifter
Techniker ist, dessen Ausbildungsschwerpunkt auch die Beurteilung der Gebaudehiille, die Beurteilung
von Heizungs- und Warmwasserbereitungsanlagen oder die Beurteilung von Liiftungs- und Klimaanlagen
umfasst, oder

5. die nach den Vorschriften der Lander zur Ausstellung der Erfiillungserkldrung nach § 92 berechtigt ist.
(2) Voraussetzung fiir die Ausstellungsberechtigung nach Absatz 1 Nummer 2 bis 4 ist

1. wahrend des Studiums ein Ausbildungsschwerpunkt im Bereich des energiesparenden Bauens oder nach
einem Studium ohne einen solchen Schwerpunkt eine mindestens zweijahrige Berufserfahrung in
wesentlichen bau- oder anlagentechnischen Tétigkeitsbereichen des Hochbaus,

2. eine erfolgreiche Schulung im Bereich des energiesparenden Bauens, die den wesentlichen Inhalten der
Anlage 11 entspricht, oder

3. eine Offentliche Bestellung als vereidigter Sachverstandiger fiir ein Sachgebiet im Bereich des
energiesparenden Bauens oder in wesentlichen bau- oder anlagentechnischen Tatigkeitsbereichen des
Hochbaus.

(3) Wurde der Inhalt der Schulung nach Absatz 2 Nummer 2 oder nach Absatz 5 auf Wohngebéude
beschrénkt, so ist der erfolgreiche Teilnehmer der Schulung nur berechtigt, Energicausweise fiir Wohngebaude

auszustellen.

(4) § 77 Absatz 3 ist auf Aus- oder Fortbildungen im Sinne des Absatzes 1 Nummer 2 bis 4 entsprechend

anzuwenden.

(5) Zur Ausstellung eines Energieausweises ist abweichend von Absatz 1 auch eine Person berechtigt, die eine
Qualifikationspriifung Energieberatung des Bundesamtes fiir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle erfolgreich
abgeschlossen hat.

§ 88a Verordnungsermiichtigung zur Priifungsordnung Qualifikationspriifung
Energieberatung; Subdelegation

(1) Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der
Zustimmung des Bundesrates bedarf, eine Priifungsordnung fiir die Qualifikationspriifung Energieberatung
nach § 88 Absatz 5 zu erlassen. Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie kann die Erméchtigung
nach Satz 1 durch Rechtsverordnung auf das Bundesamt fiir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle iibertragen.

(2) Die Priifungsordnung hat festzulegen
1. die Zulassungsvoraussetzungen und das Zulassungsverfahren zur Priifung,
2. die Anforderungen an die priifende Stelle,
3. das Priifungsverfahren,
4. Art und Anzahl von Priifungseinheiten sowie zeitlicher Umfang der zu erbringenden Priifungsleistungen,
5. die in der Priifung durch den Priifling nachzuweisenden Qualifikationen,
6. das Verfahren bei der Bewertung der Feststellung der Priifungsergebnisse sowie die Bewertungsmalstibe,
7. die Rechtsfolgen des Riicktritts und des Fernbleibens von der Priifung sowie von Ordnungsverstof3en,
8. die Wiederholung von Priifungen oder von einzelnen Priifungseinheiten und

9. die Erteilung der Priifungszeugnisse.
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Die Priifungsordnung kann ferner Regelungen zur Bildung von Priifungsausschiissen bei der priifenden Stelle
sowie zu Priifungs- und Teilnehmergebiihren treffen.

§ 88b Lebenszyklus-Treibhausgasemissionen, Bericht

(1) Die Lebenszyklus-Treibhausgasemissionen sind zu ermitteln
1. ab 1. Januar 2028 fiir neu zu errichtende Gebaude mit einer Nutzfliche von mehr als 1000 Quadratmeter,
2. ab 1. Januar 2030 fiir neu zu errichtende Gebaude.

(2) Die Ermittlung nach Absatz 1 erfolgt nach den Regeln der Technik nach § 7 Absatz 5.

(3) Die nach Absatz 2 ermittelten Lebenszyklus-Treibhausgasemissionen sind in einem Bericht zur
Treibhausgas-Bilanz im Lebenszyklus auszustellen. Der Bericht ist ein unselbstindiger Teil, der der
Ausstellung der Lebenszyklus-Treibhausgasemissionen im Energicausweis nach § 85 Absatz 1 Nummer 17
dient.

(4) Das Bundesministerium fiir Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen erstellt fiir den Bericht zur
Treibhausgas-Bilanz im Lebenszyklus nach Absatz 3 Satz 1 ein Muster und macht dieses im Bundesanzeiger
bekannt.

(5) Der ausgestellte Bericht ist dem Aussteller des Energicausweises in einem maschinenlesbaren
elektronischen Format zu tibermitteln.

(6) Das Bundesministerium fiir Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen macht die Anforderungen an das
Datenaustauschformat fiir die Ubermittlung nach Absatz 5 bekannt.

§ 88c Ausstellungsberechtigung fiir den Bericht zur Treibhausgas-Bilanz im Lebenszyklus

(1) Zur Ausstellung eines Berichts nach § 88b Absatz 3 ist nur eine Person berechtigt, die eine Fortbildung im
Bereich der angewandten Okobilanz fiir Gebiude erfolgreich abgeschlossen hat, und die

1. nach § 88 zur Ausstellung von Energicausweisen berechtigt ist,
2. nach bauordnungsrechtlichen Vorschriften der Lander bauvorlageberechtigt ist oder

3. nach bauordnungsrechtlichen Vorschriften der Lander zur Erstellung eines Berichts zur Treibhausgas-
Bilanz im Lebenszyklus berechtigt ist.

(2) Die nach Absatz 1 erforderliche Fortbildung soll den Aussteller eines Berichts zur Treibhausgas-Bilanz im
Lebenszyklus eines neuen Gebaudes in die Lage versetzen, die Regeln der Technik nach § 7 Absatz 5 zu
beachten und die Vorschriften der DIN SPEC 91606: 2026-07 sachgemil anzuwenden. Die Fortbildung soll
praktische Ubungen einschlieBen und insbesondere die im Folgenden genannten Fachkenntnisse vermitteln

1. Klimaschutzziele sowie Klimawirkungen von Gebéuden,

2. rechtliche und normative Grundlagen der Okobilanzierung,

3. Kenntnis und Interpretation der Datengrundlage und Indikatoren fiir die Okobilanzierung,

4. Bilanzierungsmethodik der Okobilanzierung und Massenermittlung der zu bilanzierenden Bauprodukte,
5. Berechnungsschritte zur Okobilanzierung,

6. Software-Anwendung fiir die Okobilanzierung und

7. Optimierung und Nachweisfiihrung der Okobilanz eines Gebiudes.
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Der Umfang der Fortbildung insgesamt sowie der einzelnen Schwerpunkte soll dem Zweck und den
Anforderungen nach den Sétzen 1 und 2 sowie der Vorbildung der jeweiligen Teilnehmer angemessen

Rechnung tragen.

Teil 6
Finanzielle Forderung der Nutzung erneuerbarer Energien fiir die
Erzeugung von Wirme oder Kilte und von Energieeffizienzmafinahmen

§ 89 Fordermittel

(1) Die Nutzung erneuerbarer Energien fiir die Erzeugung von Wirme oder Kélte, die Errichtung besonders
energieeffizienter und die Verbesserung der Energieeffizienz bestehender Gebdude konnen durch den Bund
nach Mallgabe des Bundeshaushaltes gefordert werden. Gefordert werden konnen

1. MaBBnahmen zur Nutzung erneuerbarer Energien fiir die Erzeugung von Warme oder Kélte in bereits
bestehenden Gebduden nach Maligabe des § 90,

2. MaBnahmen zur Nutzung erneuerbarer Energien fiir die Erzeugung von Warme oder Kilte in neu zu
errichtenden Gebduden nach MalB3gabe des § 90, wenn die Vorgaben des § 91 eingehalten werden,

3. Mafinahmen zur Errichtung besonders energieeffizienter Gebaude, wenn mit der geforderten MaBBnahme
die Anforderungen nach den §§ 15 und 16 sowie nach den §§ 18 und 19 iibererfiillt werden, und

4. MaBnahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz bei der Sanierung bestehender Gebdude, wenn mit der
geforderten MaBnahme die Anforderungen nach den §§ 35, 36, 38, 56 und 61 bis 70 iibererfiillt werden.
Einzelheiten werden insbesondere durch Verwaltungsvorschriften des Bundesministeriums fiir Wirtschaft
und Energie im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen geregelt.

(2) Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie legt dem Haushaltsausschuss des Bundestages bis zum
Ablauf des 30. September 2023 ein Konzept zur Zustimmung vor, das Anderungen der Richtlinie fiir die
Bundesforderung fiir effiziente Gebaude — Einzelmalinahmen (BEG EM) vom 9. Dezember 2022 (BAnz AT
30.12.2022 B1) vorsieht. Anderungen der Richtlinie nach Satz 1 bediirfen bis zum Ablauf des 31. Oktober
2025 der Zustimmung des Haushaltsausschusses des Bundestages. Danach ist die Zustimmung nur fiir
wesentliche Anderungen der Richtlinie nach Satz 1 erforderlich. Wesentliche Anderungen sind insbesondere
solche eines Fordersatzes, einer Forderhohe oder der Art eines Bonus.

§ 90 Geforderte Maflnahmen zur Nutzung erneuerbarer Energien

(1) Gefordert werden konnen Maflnahmen im Zusammenhang mit der Nutzung erneuerbarer Energien zur
Bereitstellung von Wirme oder Kélte, insbesondere die Errichtung oder Erweiterung von

1. solarthermischen Anlagen,
2. Anlagen zur Nutzung von Biomasse,
3. Anlagen zur Nutzung von Geothermie und Umweltwirme sowie

4. Wirmenetzen, Speichern und Ubergabestationen fiir Wirmenutzer, wenn sie auch aus Anlagen nach den
Nummern 1 bis 3 gespeist werden.

(2) Vorbehaltlich weitergehender Anforderungen an die Forderung in den Regelungen nach § 89 Absatz 1 Satz
3 ist

1. eine solarthermische Anlage mit Fliissigkeiten als Warmetrdger nur forderfahig, wenn die darin
enthaltenen Kollektoren oder das System mit dem européischen Priifzeichen ,,Solar Keymark* zertifiziert
sind oder ist,
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2. eine Anlage zur Nutzung von fester Biomasse nur forderfihig, wenn der Umwandlungswirkungsgrad
mindestens folgende Werte erreicht:

a) 89 Prozent bei einer Anlage zur Heizung oder Warmwasserbereitung, die der Erfiillung der
Anforderungen nach § 45 oder einer Pflicht nach § 4 Absatz 4 oder § 9 dient,

b) 70 Prozent bei einer Anlage, die nicht der Heizung oder Warmwasserbereitung dient,

3. eine Warmepumpe zur Nutzung von Geothermie, Umweltwarme oder Abwérme nur forderfahig, wenn sie
die Anforderungen des Anhangs VII der Richtlinie (EU) 2018/2001 erfiillt.

Die Zertifizierung von einer solarthermischen Anlage mit dem européischen Priifzeichen ,,Solar Keymark*
muss nach den anerkannten Regeln der Technik erfolgen. Der Umwandlungswirkungsgrad eines
Biomassekessels ist der nach DIN EN 303-5: 2012-10 ermittelte Kesselwirkungsgrad, der
Umwandlungswirkungsgrad eines Biomasseofens der nach BPIN-EN14785:2006-09 DIN EN 16510-2-6:
2023-02 ermittelte feuerungstechnische Wirkungsgrad und in den iibrigen Fillen des Satzes 1 Nummer 2 der
nach den anerkannten Regeln der Technik berechnete Wirkungsgrad.

§ 91 Verhiltnis zu den Anforderungen an ein Gebaude

(1) MaBlnahmen kdnnen nicht gefordert werden, soweit sie der Erfiillung der Anforderungen nach § 10 Absatz
2 oder einer landesrechtlichen Pflicht nach § 4 Absatz 4 oder § 9 dienen.

(2) Absatz 1 ist nicht bei den folgenden Maflnahmen anzuwenden:

1. der Errichtung eines Wohngebdudes, bei dem Anforderungen eingehalten werden, die anspruchsvoller sind
als die fiir die Errichtung eines Wohngebéudes jeweils geltenden Neubauanforderungen nach diesem
Gesetz, sofern die Mafinahme nicht unter die Nummern 3 bis 7 fillt,

2. der Errichtung eines Nichtwohngebéudes, bei dem Anforderungen eingehalten werden, die anspruchsvoller
sind als die fiir Nichtwohngebéude jeweils geltenden Neubauanforderungen nach diesem Gesetz, sofern
die Mallnahme nicht unter die Nummern 3 bis 7 fillt,

3. MaBnahmen, die technische oder sonstige Anforderungen erfiillen, die in den Fillen von § 4 Absatz 4 und
§ 9 anspruchsvoller als die Anforderungen nach der landesrechtlichen Pflicht sind,

4. MaBnahmen, die den Warme- und Kélteenergiebedarf zu einem Anteil decken, der in den Fillen von § 4
Absatz 4 und § 9 hoher als der landesrechtlich vorgeschriebene Mindestanteil ist,

5. Mafinahmen, die mit weiteren Malnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz verbunden werden,
6. Mafinahmen zur Nutzung solarthermischer Anlagen auch fiir die Heizung eines Gebdudes und
7. Mafinahmen zur Nutzung von Tiefengeothermie.

(3) Die Forderung kann in den Féllen des Absatzes 2 auf die Gesamtmalnahme bezogen werden.

(4) Einzelheiten werden in den Regelungen nach § 89 Absatz 1 Satz 3 geregelt.

(5) FérdermaBnahmen durch das Land oder durch ein Kreditinstitut, an dem der Bund oder das Land beteiligt
sind, bleiben unberiihrt.
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Teil 7
Vollzug

§ 92 Erfiillungserklirung

(1) Fiir ein zu errichtendes Gebédude hat der Bauherr oder Eigentiimer der nach Landesrecht zustéindigen
Behorde durch eine Erfiillungserklarung nachzuweisen oder zu bescheinigen, dass die Anforderungen dieses
Gesetzes eingehalten werden. Die Erfiillungserkldrung ist nach Fertigstellung des Gebéudes vorzulegen,
soweit das Landesrecht nicht einen anderen Zeitpunkt der Vorlage bestimmt. Das Landesrecht bestimmt, wer
zur Ausstellung der Erfiillungserklarung berechtigt ist.

(2) Werden bei einem bestehenden Gebiude Anderungen im Sinne des § 36 Satz 1 ausgefiihrt, hat der
Eigentiimer der nach Landesrecht zustéindigen Behorde eine Erfiillungserkldrung unter Zugrundelegung der
energetischen Eigenschaften des gednderten Gebdudes abzugeben, wenn unter Anwendung des § 38 Absatz 1
und 2 fiir das gesamte Gebdude Berechnungen nach § 38 Absatz 3 durchgefiihrt werden. Die Pflicht nach Satz
1 besteht auch in den Féllen des § 39. Absatz 1 Satz 2 und 3 ist entsprechend anzuwenden.

§ 93 Pflichtangaben in der Erfiillungserklirung

In der Erfiillungserklarung sind fiir das gesamte Gebaude oder, soweit die Berechnungen fiir unterschiedliche
Zonen zu erfolgen haben, stattdessen fiir jede Zone, unter Beachtung der sich aus diesem Gesetz ergebenden
Berechnungsvorgaben, technischen Anforderungen und Randbedingungen die zur Uberpriifung erforderlichen
Angaben zu machen. Erforderliche Berechnungen sind beizufiigen. Das Landesrecht bestimmt den niheren
Umfang der Nachweispflicht.

§ 94 Verordnungsermichtigung

Die Landesregierungen werden erméchtigt, durch Rechtsverordnung das Verfahren zur Erfiillungserklarung,
die Berechtigung zur Ausstellung der Erfiillungserklérung, die Pflichtangaben in der Erfiillungserkldrung und
die vorzulegenden Nachweise zu regeln, einen von § 92 Absatz 1 Satz 2 abweichenden Zeitpunkt fiir die
Vorlage der Erfiillungserkldrung zu bestimmen und weitere Bestimmungen zum Vollzug der Anforderungen
und Pflichten dieses Gesetzes zu treffen. Die Landesregierungen werden ferner erméchtigt, durch
Rechtsverordnung zu bestimmen, dass Aufgaben des Vollzugs dieses Gesetzes abweichend von § 92 Absatz 1
Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 einer geeigneten Stelle, einer Fachvereinigung oder einem Sachverstindigen
iibertragen werden. Die Landesregierungen konnen die Erméchtigungen nach den Sétzen 1 und 2 durch
Rechtsverordnung auf andere Behorden tibertragen.

§ 95 Behordliche Befugnisse

Die zustindige Behorde kann im Einzelfall die zur Erfiillung der Verpflichtungen aus diesem Gesetz
erforderlichen Anordnungen treffen. Dritte, die fiir den Bauherren oder Eigentiimer an der Planung, Errichtung
oder Anderung von Gebiuden oder technischen Anlagen eines Gebiudes beteiligt sind, haben Anordnungen
der Behorde, die sich auch an sie richten, unmittelbar zu befolgen.

§ 96 Private Nachweise

(1) Wer geschiftsméBig an oder in einem bestehenden Gebdude Arbeiten durchfiihrt, hat dem Eigentiimer
unverziiglich nach Abschluss der Arbeiten in folgenden Féllen schriftlich zu bestétigen, dass die von ithm
gednderten oder eingebauten Bau- oder Anlagenteile den Anforderungen der in den Nummern 1 bis 10
genannten Vorschriften entsprechen (Unternehmererklérung):

1. Anderung von AuBenbauteilen im Sinne von § 36,
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2. Dammung oberster Geschossdecken im Sinne von § 35 Absatz 1, auch in Verbindung mit Absatz 3,
3. Einbau von Zentralheizungen nach den §§ 61 bis 63,
4. Ausstattung von Zentralheizungen mit Regelungseinrichtungen nach den §§ 61 bis 63,

5. Einbau von Umwiélzpumpen in Zentralheizungen und Zirkulationspumpen in Warmwasseranlagen nach §
64,

6. erstmaliger Einbau, Ersatz oder Warmeddmmung von Warmeverteilungs- und Warmwasserleitungen nach
§ 69 oder von Kilteverteilungs- und Kaltwasserleitungen in Klimaanlagen oder sonstigen Anlagen der
Raumlufttechnik nach § 70,

7. Einbau von Klima- und raumlufttechnischen Anlagen oder Zentralgeréten und Luftkanalsystemen solcher
Anlagen nach den §§ 65 bis 68,

8. Ausriistung von Anlagen nach Nummer 7 mit Einrichtung zur Feuchteregelung nach § 66,

9. Durchfiihrung hydraulischer Abgleiche und weiterer Malnahmen zur Heizungsoptimierung nach § 60c
oder

10. Einbau von Systemen fiir die Gebdudeautomatisierung nach § 56.
Satz 1 ist entsprechend anzuwenden auf

1. die Ergebnisse der Betriebspriifungen von Warmepumpen nach § 60a Absatz 5 Satz 1 und der Nachweise
der durchgefiihrten Optimierungsmafnahmen nach § 60a Absatz 5 Satz 2 oder

2. die Ergebnisse der Heizungspriifungen und Heizungsoptimierungen nach § 60b Absatz 5 Satz 1 und der
Nachweise der durchgefiihrten OptimierungsmaBinahmen nach § 60b Absatz 5 Satz 2.

(2) Zum Zwecke des Nachweises der Erfiillung der Pflichten aus den in Absatz 1 genannten Vorschriften ist
die Unternehmererkldrung von dem Eigentiimer mindestens zehn Jahre aufzubewahren. Der Eigentiimer hat
die Unternehmererkldrung der nach Landesrecht zustindigen Behorde auf Verlangen vorzulegen.

(3) In einer Unternehmererklarung nach Absatz 1 ist zusitzlich anzugeben:

1. im Falle von Arbeiten nach Absatz 1 Nummer 3 die Aufwandszahl der Zentralheizung fiir die
Bereitstellung von Raumwarme und, soweit die Zentralheizung mit einer zentralen Warmwasserbereitung
verbunden ist, auch die Aufwandszahl fiir die Warmwasserbereitung,

2. im Falle von Arbeiten nach Absatz 1 Nummer 7 der gewichtete Mittelwert der auf das jeweilige
Fordervolumen bezogenen elektrischen Leistung aller Zu- und Abluftventilatoren sowie der
Wirmeriickgewinnungsgrad, soweit Anforderungen nach § 68 einzuhalten sind.

Die nach Satz 1 anzugebenden Eigenschaften konnen nach anerkannten technischen Regeln berechnet werden
oder aus Herstellerangaben auf der Grundlage solcher Regeln bestimmt werden; alternativ diirfen Angaben aus
Bekanntmachungen nach § 38 Absatz 4 verwendet werden. Die jeweilige Grundlage nach Satz 2 ist ebenfalls
in der Unternehmererklarung anzugeben.

(4) Wer ein Gebédude geschiftsmiBig mit Biomethan, Bio6l, biogenem Fliissiggas, griinem, blauem,
orangenem oder tiirkisem Wasserstoff einschlieBlich daraus hergestellter Derivate oder fester Biomasse zum
Zweck der Erfiillung von Anforderungen nach diesem Gesetz beliefert, muss dem Belieferten mit der
Abrechnung bestétigen, dass die jeweiligen Anforderungen nach § 43 Absatz 1 und 2 und § 45 Absatz 1 Satz 1
Nummer 2 erfiillt sind.

(5) Mit den Bestdtigungen nach Absatz 4 wird die Erfiillung der Pflichten aus den Vorschriften nach § 43
Absatz 1 und 2 und § 45 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 nachgewiesen. Im Fall der Nutzung von Biomethan,
Bioo6l, biogenem Fliissiggas, griinem, blauem, orangenem oder tlirkisem Wasserstoff einschlieBlich daraus
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hergestellter Derivate oder fester Biomasse sind die Abrechnungen und Bestitigungen in den ersten 15 Jahren
nach Inbetriebnahme der Heizungsanlage von dem Eigentiimer oder Belieferten jeweils mindestens fiinf Jahre
nach Lieferung aufzubewahren. Die Abrechnungen und Bestétigungen sind der nach Landesrecht zustindigen
Behorde auf Verlangen vorzulegen.

(6) Kommt bei der Ermittlung des Jahres-Primédrenergiebedarfs eines zu errichtenden Gebaudes § 22 Absatz+
SatzH Nummer2-oder Nummer3 Absatz 2 oder 3 zur Anwendung, muss sich der Eigentiimer vom
Lieferanten bei Vertragsabschluss bescheinigen lassen, dass

1. die vereinbarte Biomethanlieferung die Anforderungen nach § 22 Absatz+-Satz1 Nuommer 2 Buchstabee
wnd-d-Absatz 2 erfiillt oder

2. die vereinbarte Lieferung von biogenem Fliissiggas die Anforderungen nach § 22 Absatz 3-Absatz+-Satz+
B e I e il

Die Bescheinigung ist der zusténdigen Behdrde innerhalb von einem Monat nach Fertigstellung des Gebdudes
vorzulegen. Die Pflicht nach Satz 2 besteht auch, wenn der Eigentiimer den Lieferanten wechselt.-Die
Abrechnungen der Lieferung von Biomethan oder von biogenem Fliissiggas miissen die Bestitigung des
Lieferanten enthalten, dass im Fall der Lieferung von Biomethan die Anforderungen nach § 22 Absatz+-Satz+
Nummer 2 Buechstabe-eund-d-Absatz 2 oder im Fall der Lieferung von biogenem Fliissiggas die
Anforderungen nach § 22 Absatz1-Satz+ Nummer3-Buehstabe-e-Absatz 3 im Abrechnungszeitraum erfiillt
worden sind. Die Abrechnungen sind vom Eigentiimer mindestens flinf Jahre ab dem Zeitpunkt der Lieferung
aufzubewahren.

§ 97 Aufgaben des bevollméchtigten Bezirksschornsteinfegers

(1) Bei einer heizungstechnischen Anlage priift der bevollméchtigte Bezirksschornsteinfeger als Beliehener im
Rahmen der Feuerstéttenschau nach § 14 des Schornsteinfeger-Handwerksgesetzes vom 26. November 2008
(BGBI. I S. 2242) in der jeweils geltenden Fassung, ob

1. Wérmeverteilungs- und Warmwasserleitungen, die nach § 69 Absatz 2, auch in Verbindung mit § 69
Absatz 3 und 4, geddmmt werden mussten, weiterhin ungeddmmt sind und

2. die Abrechnungen und Bestitigungen nach § 96 Absatz 5 vorliegen.

(2) Bei einer heizungstechnischen Anlage, die in ein bestehendes Gebdude eingebaut wird, priift der
bevollmichtigte Bezirksschornsteinfeger im Rahmen der bauordnungsrechtlichen Abnahme der Anlage oder,
wenn eine solche Abnahme nicht vorgesehen ist, als Belichener im Rahmen der ersten Feuerstéttenschau nach
dem Einbau auBlerdem, ob

1. die Anforderungen nach § 57 Absatz 1 erfiillt sind,

2. eine Zentralheizung mit einer zentralen selbsttitig wirkenden Einrichtung zur Verringerung und
Abschaltung der Wéarmezufuhr sowie zur Ein- und Ausschaltung elektrischer Antriebe nach § 61 Absatz 1
ausgestattet ist,

3. bei Warmeverteilungs- und Warmwasserleitungen sowie Armaturen die Warmeabgabe nach § 69 Absatz 1
begrenzt ist und

4. die Anforderungen an den Einbau von Heizungsanlagen bei Nutzung von fester Biomasse nach § 45
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 eingehalten werden.

Satz 1 ist bei zu errichtenden Gebduden entsprechend anzuwenden.

(3) Der bevollmichtigte Bezirksschornsteinfeger weist den Eigentiimer bei Nichterfiillung der Pflichten oder
bei Nichtbeachtung eines Verbots aus den in den Absétzen 1 und 2 genannten Vorschriften schriftlich auf diese
Pflichten oder Verbote hin und setzt eine angemessene Frist zu deren Nacherfiillung oder zur Beseitigung
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eines verbotswidrigen Zustands. Werden die Pflichten nicht innerhalb der festgesetzten Frist erfiillt oder wird
ein verbotswidriger Zustand nicht beseitigt, unterrichtet der bevollméachtigte Bezirksschornsteinfeger
unverziiglich die nach Landesrecht zustindige Behorde.

(4) Bei einer Zentralheizung, die in einem bestehenden Gebdude vorhanden ist, priift der bevollméchtigte
Bezirksschornsteinfeger als Beliechener im Rahmen der Feuerstéttenschau, ob der Eigentiimer zur Nachriistung
nach § 61 Absatz 2 verpflichtet ist und diese Pflicht erfiillt wurde. Bei Nichterfiillung der Pflicht unterrichtet
der bevollmichtigte Bezirksschornsteinfeger unverziiglich die nach Landesrecht zustindige Behorde.

(5) Die Erfiillung der Pflichten aus den in den Absitzen 1, 2 und 4 genannten Vorschriften kann durch Vorlage
der Unternehmererklidrungen gegeniiber dem bevollméchtigten Bezirksschornsteinfeger nachgewiesen werden.
Es bedarf dann keiner weiteren Priifung durch den bevollmichtigten Bezirksschornsteinfeger.

§ 98 Registriernummer

(1) Wer einen Inspektionsbericht nach § 78 oder einen Energieausweis nach § 79 ausstellt, hat fiir diesen
Bericht oder fiir diesen Energieausweis bei der Registrierstelle eine Registriernummer zu beantragen. Der
Antrag ist grundsétzlich elektronisch zu stellen. Eine Antragstellung in Papierform ist zulédssig, soweit die
elektronische Antragstellung fiir den Antragsteller eine unbillige Hérte bedeuten wiirde. Bei der Antragstellung
sind Name und Anschrift der nach Satz 1 antragstellenden Person, das Land und die Postleitzahl der
Belegenheit des Gebdudes, das Ausstellungsdatum des Inspektionsberichts oder des Energicausweises

anzugeben sowie

1. in den Fillen des § 78 die Nennleistung der inspizierten Klimaanlage, eder der kombinierten Klima- und
Liiftungsanlage oder der Liiftungsanlage,

2. in den Féllen des § 79
a) die Art des Energicausweises: Energiebedarfs—oder Energieverbrauchsausweis Energicausweis auf der

Grundlage einer energetischen Bilanzierung oder Energiecausweis auf der Grundlage des erfassten
Endenergieverbrauchs und

b) die Art des Gebédudes: Wohn- oder Nichtwohngebiude, Neubau oder bestehendes Gebéude.

(2) Die Registrierstelle teilt dem Antragsteller fiir jeden neu ausgestellten Inspektionsbericht oder
Energieausweis eine Registriernummer zu. Die Registriernummer ist unverziiglich nach Antragstellung zu

erteilen.

§ 99 Stichprobenkontrollen von Energieausweisen und Inspektionsberichten iiber
Klimaanlagen

(1) Die zustiandige Behorde (Kontrollstelle) unterzieht Inspektionsberichte iiber Klimaanlagen, eder iiber
kombinierte Klima- und Liiftungsanlagen oder iiber Liiftungsanlagen nach § 78 und Energicausweise nach §
79 nach MaBgabe der folgenden Absitze einer Stichprobenkontrolle.

(2) Die Stichproben miissen jeweils einen statistisch signifikanten Prozentanteil aller in einem Kalenderjahr
neu ausgestellten Energicausweise und neu ausgestellten Inspektionsberichte iber Klimaanlagen erfassen. Die
Stichprobenkontrolle von Energicausweisen, die nach dem hakrafttreten-des-Gesetzes-1. Januar 2027 bis zum
3 Juh20624+ Ablauf des 31. Juli 2027 ausgestellt werden und auf die die Vorschriften dieses Gesetzes
anzuwenden sind, kann nach dem 3+—-ai2024 31. Juli 2027 durchgefiihrt werden.

(3) Die Kontrollstelle kann bei der Registrierstelle Registriernummern und dort vorliegende Angaben nach §
98 Absatz 1 zu neu ausgestellten Energieausweisen und Inspektionsberichten iiber im jeweiligen Land
belegene Gebdude und Klimaanlagen, kombinierten Klima- und Liiftungsanlagen und Liiftungsanlagen

verarbeiten, soweit dies fiir die Vorbereitung der Durchfiihrung der Stichprobenkontrollen erforderlich ist.
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Nach dem Abschluss der Stichprobenkontrolle hat die Kontrollstelle die Daten nach Satz 1 jedenfalls im
Einzelfall unverziiglich zu l6schen. Kommt es auf Grund der Stichprobenkontrolle zur Einleitung eines
BuBgeldverfahrens gegen den Ausweisaussteller nach § 108 Absatz 1 Nummer15;4+7-oder2+ Nummer 21, 23
oder 26 oder gegen die inspizierende Person nach § 108 Absatz 1 NummerH-eder2+ Nummer 17 oder 26, so
sind abweichend von Satz 2 die Daten nach Satz 1, soweit diese im Rahmen des Bufigeldverfahrens
erforderlich sind, erst nach dessen rechtskréftigem Abschluss unverziiglich zu 16schen.

(4) Die gezogene Stichprobe von Energiecausweisen wird von der Kontrollstelle auf der Grundlage der
nachstehenden Optionen oder gleichwertiger MaBinahmen iiberpriift:

1. Validitétspriifung der Eingabe-Gebédudedaten, die zur Ausstellung des Energicausweises verwendet
wurden, und der im Energieausweis angegebenen Ergebnisse,

2. Priifung der Eingabe-Gebiudedaten und Uberpriifung der im Energieausweis angegebenen Ergebnisse
einschlieBlich der abgegebenen Modernisierungsempfehlungen,

3. vollstiandige Priifung der Eingabe-Gebdudedaten, die zur Ausstellung des Energieausweises verwendet
wurden, vollstindige Uberpriifung der im Energieausweis angegebenen Ergebnisse einschlieBlich der
abgegebenen Modernisierungsempfehlungen und, falls dies insbesondere auf Grund des
Einverstindnisses des Eigentiimers des Gebdudes moglich ist, Inaugenscheinnahme des Gebaudes zur
Priifung der Ubereinstimmung zwischen den im Energieausweis angegebenen Spezifikationen mit dem
Gebéude, fiir das der Energieausweis erstellt wurde.

Wird im Rahmen der Stichprobe ein Energieausweis gezogen, der bereits auf der Grundlage von Landesrecht
einer zumindest gleichwertigen Uberpriifung unterzogen wurde, und ist die Uberpriifung einer der Optionen
nach Satz 1 gleichwertig, findet insofern keine erneute Uberpriifung statt.

(5) Aussteller von Energiecausweisen sind verpflichtet, Kopien der von ihnen ausgestellten Energicausweise
und der zu deren Ausstellung verwendeten Daten und Unterlagen zwei Jahre ab dem Ausstellungsdatum des
jeweiligen Energicausweises aufzubewahren, um die Durchfiihrung von Stichprobenkontrollen und
BuBgeldverfahren zu ermoglichen.

(6) Die Kontrollstelle kann zur Durchfiihrung der Uberpriifung nach Absatz 4 Satz 1 in Verbindung mit Absatz
1 vom jeweiligen Aussteller die Ubermittlung einer Kopie des Energieausweises und die zu dessen
Ausstellung verwendeten Daten und Unterlagen verlangen. Der Aussteller ist verpflichtet, dem Verlangen der
Kontrollbehorde zu entsprechen. Der Energieausweis sowie die Daten und Unterlagen sind der Kontrollstelle
grundsitzlich in elektronischer Form zu tibermitteln. Die Kontrollstelle darf hierfiir ein Datenformat vorgeben.
Eine Ubermittlung in Papierform ist zulissig, soweit die elektronische Ubermittlung fiir den Antragsteller eine
unbillige Harte bedeuten wiirde. Angaben zum Eigentiimer und zur Adresse des Gebéudes darf die
Kontrollstelle nur verlangen, soweit dies zur Durchfiihrung der Uberpriifung im Einzelfall erforderlich ist.
Werden die in Satz 6 genannten Angaben von der Kontrollstelle nicht verlangt, hat der Aussteller Angaben
zum Eigentiimer und zur Adresse des Gebdudes in der Kopie des Energieausweises sowie in den zu dessen
Ausstellung verwendeten Daten und Unterlagen vor der Ubermittlung unkenntlich zu machen. Im Fall der
Ubermittlung von Angaben nach Satz 6 in Verbindung mit Satz 2 hat der Aussteller des Energieausweises den
Eigentlimer des Gebdudes hieriiber unverziiglich zu informieren.

(7) Die vom Aussteller nach Absatz 6 tibermittelten Kopien von Energieausweisen, Daten und Unterlagen
diirfen, soweit sie personenbezogene Daten enthalten, von der Kontrollstelle nur fiir die Durchfithrung der
Stichprobenkontrollen und hieraus resultierender BuB3geldverfahren gegen den Ausweisaussteller nach §468
Absatz - Nummer 15,1 7-eder 2+ § 108 Absatz 1 Nummer 21, 23 oder 26 verarbeitet werden, soweit dies im
Einzelfall jeweils erforderlich ist. Die in Satz 1 genannten Kopien, Daten und Unterlagen diirfen nur so lange
gespeichert oder aufbewahrt werden, wie dies zur Durchfiihrung der Stichprobenkontrollen und der
BuBgeldverfahren im Einzelfall erforderlich ist. Sie sind nach Durchfiihrung der Stichprobenkontrollen und bei
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Einleitung von Bufigeldverfahren nach deren rechtskriftigem Abschluss jeweils im Einzelfall unverziiglich zu
16schen oder zu vernichten. Im Ubrigen bleiben die Verordnung (EU) 2016/679, das Bundesdatenschutzgesetz
und die Datenschutzgesetze der Lander in der jeweils geltenden Fassung unberiihrt.

(8) Die Absitze 5 bis 7 sind auf die Durchfiihrung der Stichprobenkontrolle von Inspektionsberichten tiber
Klimaanlagen, iiber kombinierte Klima- und Liiftungsanlagen oder tiber Liiftungsanlagen entsprechend
anzuwenden.

§ 100 Nicht personenbezogene Auswertung von Daten

(1) Die Kontrollstelle kann den nicht personenbezogenen Anteil der Daten, die sie im Rahmen des § 99 Absatz
3 Satz 1, Absatz 4, 6 Satz 1 bis 5 und Absatz 8 verarbeitet hat, unbefristet zur Verbesserung der Erfiillung von
Aufgaben der Energieeinsparung auswerten.

(2) Die Auswertung kann sich bei Energieausweisen insbesondere auf folgende Merkmale beziehen:

1. Art des Energicausweises:-Energiebedarfs—oder Energieverbrauchsausweis Energicausweis auf der

Grundlage einer energetischen Bilanzierung oder Energieausweis auf der Grundlage des erfassten
Endenergieverbrauchs,

2. Anlass der Ausstellung des Energieausweises nach § 80 Absatz 1 bis 6,
3. Art des Gebdudes: Wohn- oder Nichtwohngebédude, Neubau oder bestehendes Gebéude,

4. Gebidudeeigenschaften, wie die Eigenschaften der wiarmeiibertragendenden Umfassungsflidche und die Art
der heizungs-, kiihl- und raumlufttechnischen Anlagentechnik sowie der Warmwasserversorgung, bei
Nichtwohngebiuden auch die Art der Nutzung und die Zonierung,

5. Werte des Endenergiebedarfs oder -verbrauchs sowie des Primédrenergiebedarfs oder -verbrauchs fiir das
Gebdude,

6. wesentliche Energietrdger fiir Heizung und Warmwasser,
7. Einsatz erneuerbarer Energien und

8. Land und Landkreis der Belegenheit des Gebdaudes ohne Angabe des Ortes, der Stral3e und der
Hausnummer.

(3) Die Auswertung kann sich bei Inspektionsberichten iiber Klimaanlagen, tiber kombinierte Klima- und
Liiftungsanlagen und iiber Liiftungsanlagen insbesondere auf folgende Merkmale beziehen:

1. Nennleistung der inspizierten Klimaanlage, der inspizierten kombinierten Klima- und Liiftungsanlage oder

der inspizierten Liiftungsanlage,
2. Art des Gebaudes: Wohn- oder Nichtwohngebdude und

3. Land und Landkreis der Belegenheit des Gebaudes, ohne Angabe des Ortes, der Strafie und der
Hausnummer.

§ 101 Verordnungsermichtigung; Erfahrungsberichte der Linder

(1) Die Landesregierungen werden erméchtigt, zu den in § 78 und in den §§ 98 bis 100 getroffenen
Regelungen zur Erfassung und Kontrolle von Inspektionsberichten und Energieausweisen sowie zur nicht
personenbezogenen Auswertung der hierbei erhobenen und gespeicherten Daten durch Rechtsverordnung
Regelungen zu erlassen

1. zur Art der Durchfiihrung der Erfassung und Kontrolle von Inspektionsberichten und Energieausweisen
sowie zur nicht personenbezogenen Auswertung der hierbei erhobenen und gespeicherten Daten, die iiber
die Vorgaben der in § 78 und in den §§ 98 bis 100 getroffenen Regelungen hinausgehen, sowie
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2. zum Verfahren, die auch von den in § 78 und in den §§ 98 bis 100 getroffenen Regelungen abweichen

konnen.

(2) Die Landesregierungen werden ermichtigt, durch Rechtsverordnung die Ubertragung von Aufgaben zur
Erfassung und Kontrolle von Inspektionsberichten und Energieausweisen sowie zur nicht personenbezogenen
Auswertung der hierbei erhobenen und gespeicherten Daten, die in § 78 und in den §§ 98 bis 100 und in einer
Rechtsverordnung nach Absatz 1 geregelt sind, auf folgende Stellen zu regeln:

1. auf bestehende Behorden in den Landern, auch auf bestehende Korperschaften oder Anstalten des
offentlichen Rechts, die der Aufsicht des jeweiligen Landes unterstehen, oder

2. auf Fachvereinigungen oder Sachverstindige (Beleihung).

Bei der Ubertragung im Wege der Beleihung konnen die Landesregierungen in der Rechtsverordnung nach
Satz 1 Nummer 2 auch die Voraussetzungen und das Verfahren der Beleihung regeln; dabei muss
sichergestellt werden, dass die Aufgaben von der belichenen Stelle entsprechend den in § 78 und in den §§ 98
bis 100 getroffenen Regelungen und der Rechtsverordnung nach Absatz 1 wahrgenommen werden. Beliehene
unterstehen der Aufsicht der jeweils zustindigen Behorde.

(3) Die Landesregierungen konnen die Erméchtigungen nach den Absétzen 1 und 2 Satz 1 und 2 durch
Rechtsverordnung auf andere Behorden iibertragen.

(4) Die Lander berichten der Bundesregierung erstmals zum 1. Mérz 2024, danach alle drei Jahre, {iber die
wesentlichen Erfahrungen mit den Stichprobenkontrollen nach § 99. Die Berichte diirfen keine
personenbezogenen Daten enthalten.

§ 102 Befreiungen

(1) Die nach Landesrecht zustindigen Behdrden haben auf Antrag des Eigentiimers oder Bauherren von den
Anforderungen dieses Gesetzes zu befreien, soweit

1. die Ziele dieses Gesetzes durch andere als in diesem Gesetz vorgesehene Maflnahmen im gleichen Umfang
erreicht werden oder

2. die Anforderungen im Einzelfall wegen besonderer Umstiande durch einen unangemessenen Aufwand oder
in sonstiger Weise zu einer unbilligen Hérte fiihren.

Eine unbillige Harte liegt insbesondere vor, wenn die erforderlichen Aufwendungen innerhalb der iiblichen
Nutzungsdauer, bei Anforderungen an bestehende Gebaude innerhalb angemessener Frist durch die
eintretenden Einsparungen nicht erwirtschaftet werden kdnnen, das heifit, wenn die notwendigen Investitionen
nicht in einem angemessenen Verhdltnis zum Ertrag stehen. Eine unbillige Harte liegt auch vor, wenn die
notwendigen Investitionen nicht in einem angemessenen Verhiltnis zum Wert des Gebédudes stehen. Hierbei
sind unter Berlicksichtigung des Ziels dieses Gesetzes die zur Erreichung dieses Ziels erwartbaren
Preisentwicklungen fiir Energie einschlieBlich der Preise flir Treibhausgase nach dem europiischen und dem
nationalen Emissionshandel zu beriicksichtigen. Eine unbillige Hérte liegt auch vor, wenn aufgrund besonderer
personlicher Umsténde die Erfiillung der Anforderungen des Gesetzes nicht zumutbar ist.

(2) Absatz 1 ist auf die Vorschriften von Teil 5 nicht anzuwenden.

(3) Die Erfiillung der Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 hat der Eigentiimer oder der Bauherr
darzulegen und nachzuweisen. Die nach Landesrecht zustindige Behérde kann auf Kosten des Eigentiimers
oder Bauherrn die Vorlage einer Beurteilung der Erfiillung der Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 1
Nummer 1 durch qualifizierte Sachverstindige verlangen.

(4) Bis zum 31. Dezember 2030 kénnen die nach Landesrecht zustindigen Behorden auf Antrag im Einzelfall
oder flir genau begrenzte Fille allgemein die zuldssige Nutzungsdauer von Gebduden im Sinne des § 2 Absatz
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2 Nummer 6 und des § 104 Satz 2 um weitere zwei Jahre verldngern, wenn ansonsten die Unterbringung von
Gefliichteten durch die 6ffentliche Hand oder im 6ffentlichen Auftrag erheblich verzdgert wiirde.

(5) (weggefallen)

§ 103 Innovationsklausel

(1) Bis zum 31. Dezember 2030 kénnen die nach Landesrecht zustindigen Behorden auf Antrag nach § 102
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1

1. von den Anforderungen des § 10 Absatz 2 befreien, wenn

a) ein Wohngebaude so errichtet wird, dass die Treibhausgasemissionen des Gebdudes gleichwertig
begrenzt werden und der Hochstwert des Jahres-Endenergiebedarfs fiir Heizung,
Warmwasserbereitung, Liiftung und Kithlung das 6;55fache-des-auf die-Gebaudenutzfliche den auf
die Nutzflache bezogenen Wertes des Jahres-Endenergiebedarfs eines Referenzgebaudes, das die
gleiche Geometrie, Gebdudenutzfliche Nutzfliche und Ausrichtung wie das zu errichtende Gebédude
aufweist und der technischen Referenzausfiihrung der Anlage 1 entspricht, nicht {iberschreitet oder

b) ein Nichtwohngebiude so errichtet wird, dass die Treibhausgasemissionen des Gebdudes gleichwertig
begrenzt werden und der Hochstwert des Jahres-Endenergiebedarfs fiir Heizung,
Warmwasserbereitung, Liiftung, Kiihlung und eingebaute Beleuchtung das-0;55fache-desaufdie
Nettogrundfliche den auf die Nutzfliche bezogenen Wertes des Jahres-Endenergiebedarfs eines
Referenzgebéudes, das die gleiche Geometrie, Nettograndfliche Nutzfliche, Ausrichtung und
Nutzung, einschlieBlich der Anordnung der Nutzungseinheiten, wie das zu errichtende Gebaude
aufweist und der technischen Referenzausfithrung der Anlage 2 entspricht, nicht {iberschreitet oder

2. von den Anforderungen des § 38 Absatz 1 in Verbindung mit § 36 befreien, wenn

a) ein Wohngebéude so gedndert wird, dass die Treibhausgasemissionen des Gebaudes gleichwertig
begrenzt werden und der Jahres-Endenergiebedarf fiir Heizung, Warmwasserbereitung, Liiftung und
Kiihlung das4fache-des-auf-die- Gebiudenutzfliche den auf die Nutzfliche bezogenen Wertes des
Jahres-Endenergiebedarfs eines Referenzgebidudes, das die gleiche Geometrie, Gebaudenutzfliche
Nutzfldche und Ausrichtung wie das geénderte Gebdude aufweist und der technischen
Referenzausfiihrung der Anlage 1 entspricht, um nicht mehr als 50 Prozent iiberschreitet oder

b) ein Nichtwohngebdude so gedndert wird, dass die Treibhausgasemissionen des Gebaudes
gleichwertig begrenzt werden und der Jahres-Endenergiebedarf fiir Heizung, Warmwasserbereitung,
Liiftung, Kiihlung und eingebaute Beleuchtung das+H4fache-des-auf-die Nettogrundfliche den auf
die Nutzflache bezogenen Wertes des Jahres-Endenergiebedarfs eines Referenzgebaudes, das die
gleiche Geometrie, Nettegrundfliche Nutzfliche, Ausrichtung und Nutzung, einschlieBlich der
Anordnung der Nutzungseinheiten, wie das gednderte Gebdude aufweist und der technischen
Referenzausfiihrung der Anlage 2 entspricht, um nicht mehr als 50 Prozent iiberschreitet.

(2) Der Antragsteller hat der nach Landesrecht zustidndigen Behdrde spétestens ein Jahr nach Abschluss der

MaBnahme nach Absatz 1 einen Bericht mit den wesentlichen Erfahrungen bei der Anwendung der Regelung,
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insbesondere iiber Investitionskosten, Energieverbriauche und, soweit synthetisch erzeugte Energietriger in
fliissiger oder gasformiger Form genutzt werden, iiber die Herkunft, die Erzeugung und die Kosten dieser
Energietriger sowie die Bestimmung der Treibhausgasemissionen, vorzulegen. Die Lénder konnen der
Bundesregierung Daten der Berichte nach Satz 1 zum Zwecke der Auswertung zur Verfiigung stellen.

(3) Bis zum 31. Dezember 2030 kénnen Bauherren oder Eigentiimer bei Anderung ihrer Gebiude, die in
rdumlichem Zusammenhang stehen, eine Vereinbarung iiber die gemeinsame Erfiillung der Anforderungen
nach § 38 Absatz 1 in Verbindung mit § 36 treffen, wenn sichergestellt ist, dass die von der Vereinbarung
erfassten gednderten Gebaude in ihrer Gesamtheit die Anforderungen nach § 38 Absatz 1 erfiillen. Jedes
gednderte Gebaude, das von der Vereinbarung erfasst wird, muss eine Mindestqualitit der Anforderungen an
die warmetibertragende Umfassungsfldche einhalten. Die Mindestqualitit nach Satz 2 gilt als erfiillt, wenn die
Wirmedurchgangskoeffizienten der geédnderten Auflenbauteile jedes einzelnen Gebdudes die Hochstwerte der
Wiérmedurchgangskoeffizienten nach § 36 in Verbindung mit Anlage 7 um nicht mehr als 40 Prozent
tiberschreiten.

(4) Einer Vereinbarung nach Absatz 3 muss eine einheitliche Planung zugrunde liegen, die eine Realisierung
der Mafinahmen an allen von der Vereinbarung erfassten Gebauden in einem zeitlichen Zusammenhang von
nicht mehr als drei Jahren vorsieht. Der zustidndigen Behorde ist die Vereinbarung anzuzeigen. § 107 Absatz 4
bis 6 ist entsprechend anzuwenden.

Teil 8
Besondere Gebaude, Solarenergie, Buligeldvorschriften, Anschluss- und
Benutzungszwang

§ 104 Kleine Gebiude und Gebiude aus Raumzellen

Werden bei einem zu errichtenden kleinen Gebéude die fiir den Fall des erstmaligen Einbaus anzuwendenden
Hochstwerte der Warmedurchgangskoeffizienten der AuBlenbauteile nach § 36 eingehalten, gelten die
Anforderungen des § 10 Absatz 2 als erfiillt. Satz 1 ist auf ein Gebdude entsprechend anzuwenden, das fiir eine
Nutzungsdauer von hochstens zehn Jahren bestimmt und aus Raumzellen von jeweils bis zu 50 Quadratmetern
Nutzfliche zusammengesetzt ist. Die nach Landesrecht zustdndige Behorde kann die Nutzungsdauer eines
Gebédudes nach Satz 2 um weitere zwei Jahre verldngern, wenn ansonsten die Unterbringung von Personen
durch die 6ffentliche Hand oder im 6ffentlichen Auftrag erheblich verzogert wiirde.

§ 105 Baudenkmiiler und sonstige besonders erhaltenswerte Bausubstanz

Soweit bei einem Baudenkmal, bei auf Grund von Vorschriften des Bundes- oder Landesrechts besonders
geschiitzter Bausubstanz oder bei sonstiger besonders erhaltenswerter Bausubstanz die Erfiillung der
Anforderungen dieses Gesetzes die Substanz oder das Erscheinungsbild beeintrichtigt oder andere
MafBnahmen zu einem unverhéltnisméBig hohen Aufwand fithren, kann von den Anforderungen dieses

Gesetzes abgewichen werden.

Ein Angebot des Bundesinstituts fiir Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) auf www.gmodg.bund.de - Seite 71 von 105


http://www.gmodg.bund.de/

GModG - Konsolidierte, nichtamtliche Lesefassung (Artikel 2 des Anderungsgesetzes, giiltig ab 01.01.2027)

§ 106 Solarenergie in Gebauden

(1) Ein zu errichtendes Gebéude ist so zu konzipieren, dass sein Potenzial zur Erzeugung von Solarenergie auf
der Grundlage der Sonneneinstrahlung am Standort optimiert wird, um die kosteneffiziente Installation von
Solartechnologien nach Mallgabe von Absatz 2 zu ermdglichen.

(2) Eine Solarenergieanlage ist zu errichten

1. ab dem 1. Januar 2027 auf einem zu errichtenden 6ffentlichen Nichtwohngebdude und auf einem neuen
Nichtwohngebdude mit einer Nutzflache von mehr als 250 Quadratmetern,

2.ab dem 1. Januar 2028

a) auf einem bestehenden dffentlichen Nichtwohngebdude mit einer Nutzfldche von mehr als 2000

Quadratmetern,

b) auf einem bestehenden Nichtwohngebdude mit einer Nutzfliche von mehr als 500 Quadratmetern,
wenn Anderungen im Sinne des § 36 ausgefiihrt und unter Anwendung des § 38 Absatz 1 und 2 fiir
das gesamte Gebédude Berechnungen nach § 38 Absatz 3 durchgefiihrt werden,

3. ab dem 1. Januar 2029 auf einem bestehenden 6ffentlichen Nichtwohngebédude mit einer Nutzfldche von
mehr als 750 Quadratmetern,

4. ab dem 1. Januar 2030
a) auf einem neuen Wohngebiude,
b) auf einem neuen iiberdachten Parkplatz, der physisch an ein Gebdude angrenzt,

5. ab dem 1. Januar 2031 auf einem bestehenden 6ffentlichen Nichtwohngebdude mit einer Nutzflache von
mehr als 250 Quadratmetern.

Die Maligabe nach Satz 1 ist nicht anzuwenden, soweit die Errichtung einer Solarenergieanlage technisch
unmoglich, funktional nicht realisierbar, wirtschaftlich unzumutbar ist oder anderen 6ffentlich-rechtlichen
Vorschriften widerspricht.

(3) Die Absitze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn fiir das Gebdude MaBBnahmen nach § 40 Absatz 1 zu

ergreifen sind.

(4) Die Lander konnen durch Landesrecht weitergehende Anforderungen an die Errichtung von
Solarenergieanlagen stellen. Satz 1 findet keine Anwendung auf ein Gebdude im Eigentum des Bundes, der
verbilindeten Streitkriafte oder einer Gesellschaft mit Beteiligung des Bundes, das der Landes- und
Biindnisverteidigung dient.

(5) Die Absitze 1 und 2 sind nicht auf ein Gebdude im Eigentum des Bundes, der verbiindeten Streitkrifte
oder einer Gesellschaft mit Beteiligung des Bundes anzuwenden, das der Landes- und Biindnisverteidigung
dient.

§ 107 Wirmeversorgung im Quartier

(1) In den Féllen des § 10 Absatz 2 oder des § 38 Absatz 1 in Verbindung mit § 36 kdnnen Bauherren oder
Eigentiimer, deren Gebdude in rdumlichem Zusammenhang stehen, Vereinbarungen iiber eine gemeinsame
Versorgung ihrer Gebdude mit Warme oder Kailte treffen, um die jeweiligen Anforderungen nach § 10 Absatz
2 oder nach § 38 Absatz 1 in Verbindung mit § 36 zu erfiillen. Gegenstand von Vereinbarungen nach Satz 1
konnen insbesondere sein:
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1. die Errichtung und der Betrieb gemeinsamer Anlagen zur zentralen oder dezentralen Erzeugung,
Verteilung, Nutzung oder Speicherung von Warme und Kélte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-
Wiérme-Kopplung,

2. die Benutzung von Grundstiicken, deren Betreten und die Fithrung von Leitungen {iber Grundstiicke.

(2) Treftfen Bauherren oder Eigentiimer eine Vereinbarung nach Absatz 1, sind die Anforderungen nach § 10
Absatz 2 Nummer 1 und 2 und nach § 38 Absatz 1 in Verbindung mit § 36 fiir jedes Gebaude, das von der
Vereinbarung erfasst wird, einzuhalten. § 103 Absatz 3 bleibt unberiihrt.

(3) Diritte, insbesondere Energieversorgungsunternehmen, konnen an Vereinbarungen im Sinne des Absatzes 1
beteiligt werden. § 22 bleibt unbertiihrt.

(4) Die Vereinbarung ist der zustindigen Behorde auf Verlangen vorzulegen.

(5) Eine Vereinbarung im Sinne des Absatzes 1 bedarf der Schriftform, soweit nicht durch Rechtsvorschriften
eine andere Form vorgeschrieben ist.

(6) Die Regelungen der Absitze 1 bis 4 sind entsprechend anwendbar, wenn die Gebdude, die im rdumlichen
Zusammenhang stehen und nach den Absitzen 1 bis 3 gemeinsam Anforderungen dieses Gesetzes erfiillen,
einem Eigentiimer gehoren. An die Stelle der Vereinbarung nach Absatz 1 tritt eine schriftliche
Dokumentation des Eigentiimers, die der zustdndigen Behdrde auf Verlangen vorzulegen ist.

Fulinote
(+++ § 107 Abs. 5 bis 7: Zur Anwendung vgl. § 103 Abs. 4 Satz 3 +++)

§ 108 Buflgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsitzlich oder leichtfertig

1. entgegen § 15 Absatz 1, den §§ 16, 18 Absatz 1 Satz 1 oder § 19 ein dort genanntes Gebaude nicht richtig
errichtet,

2. entgegen § 35 Absatz 1 Satz 1 nicht dafiir sorgt, dass eine dort genannte Geschossdecke geddmmt ist,
3. entgegen § 36 Satz 1 eine dort genannte Mafinahme nicht richtig ausfiihrt,

4. entgegen § 40 Absatz 1 Satz 1 nicht dafiir sorgt, dass die Gesamtenergieeffizienz einen dort genannten

Wert nicht liberschreitet,

4.5. entgegen § 43 Absatz 1 nicht sicherstellt, dass Warme zu einem dort genannten Zeitpunkt mindestens in
der dort genannten Menge mit einem dort genannten Brennstoff erzeugt wird,

5:60. entgegen § 45 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder 2 nicht sicherstellt, dass die Nutzung der Biomasse in der
dort genannten Weise erfolgt und nur dort genannte Biomasse eingesetzt wird,

6-7. entgegen § 46 Satz 1 eine Stromdirektheizung einbaut,
7.8. entgegen § 56 Absatz 1 ein Nichtwohngebédude nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig ausriistet,

89. entgegen § 60a Absatz 1 Satz 1 eine Warmepumpe nicht oder nicht rechtzeitig einer Betriebspriifung
unterzieht,

9:10. entgegen § 60a-Absatz5-Satz2 Absatz 4 Satz 2 oder § 60b Absatz 5 Satz 2 eine
OptimierungsmafBnahme nicht oder nicht rechtzeitig durchfiihrt,

10-11. entgegen § 60b Absatz 1 Satz 1 oder 2 eine Heizungsanlage nicht oder nicht rechtzeitig einer
Heizungspriifung unterzieht,

+H-12. entgegen § 60c Absatz 1 ein Heizungssystem nicht oder nicht rechtzeitig hydraulisch abgleicht,
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12:13. entgegen § 61 Absatz 1 Satz 1 nicht dafiir Sorge tragt, dass eine Zentralheizung mit einer dort

genannten Einrichtung ausgestattet ist,

13-14. entgegen § 63 Absatz 1 Satz 1 nicht dafiir Sorge trigt, dass eine dort genannte heizungstechnische
Anlage mit einer dort genannten Einrichtung ausgestattet ist,

1+4:15. entgegen § 69 Absatz 1 oder 2 oder § 70 nicht dafiir Sorge triagt, dass die Warmeabgabe oder
Wirmeaufnahme dort genannter Leitungen oder Armaturen begrenzt wird,

145-16. entgegen § 74 Absatz 1 eine Inspektion nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig durchfiihren lasst,
1+6:17. entgegen § 77 Absatz 1 eine Inspektion durchfiihrt,

+7%18. entgegen § 80 Absatz 1 Satz 2, auch in Verbindung mit Satz 3, nicht sicherstellt, dass ein
Energieausweis oder eine Kopie iibergeben wird,

18:19. entgegen § 80 Absatz 4 Satz 1 oder 4, jeweils auch in Verbindung mit Absatz 5, einen Energieausweis
oder eine Kopie nicht, nicht richtig, nicht vollstindig oder nicht rechtzeitig vorlegt,

19:20. entgegen § 80 Absatz 4 Satz 5, auch in Verbindung mit Absatz 5, einen Energieausweis oder eine
Kopie nicht, nicht richtig, nicht vollstindig oder nicht rechtzeitig iibergibt,

20-21. entgegen § 83 Absatz 1 Satz 2 oder Absatz 3 Satz 1 nicht dafiir Sorge trigt, dass dort genannte Daten
richtig sind,

2422, entgegen § 87 Absatz 1 nicht sicherstellt, dass die Immobilienanzeige die dort genannten
Pflichtangaben enthilt,

22.23. entgegen § 88 Absatz 1 einen Energicausweis ausstellt,

23-24. entgegen § 96 Absatz 1 eine Bestitigung nicht, nicht richtig, nicht vollstidndig, nicht in der
vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig vornimmt,

2425, entgegen § 96 Absatz 6 Satz 1 oder 2, auch in Verbindung mit Satz 3, eine Bescheinigung nicht, nicht
richtig, nicht vollstindig oder nicht rechtzeitig ausstellen 14sst oder nicht, nicht richtig, nicht vollstindig
oder nicht rechtzeitig vorlegt oder

25.26. einer vollziehbaren Anordnung nach § 99 Absatz 6 Satz 1, auch in Verbindung mit Absatz 8,
zuwiderhandelt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann geahndet werden

1. in den Fillen des Absatzes 1 Nummer 1 bis 3 und-12-bis14 13 bis 15 mit einer Geldbuf3e bis zu
fiinfzigtausend Euro,

2. in den Féllen des Absatzes 1 Nummer 15-bis22 16 bis 23 mit einer GeldbulBle bis zu zehntausend Euro und

3. in den librigen Féllen des Absatzes 1 mit einer Geldbuf3e bis zu fiinftausend Euro.

§ 109 Anschluss- und Benutzungszwang

Die Gemeinden und Gemeindeverbiande kdnnen von einer Bestimmung nach Landesrecht, die sie zur
Begriindung eines Anschluss- und Benutzungszwangs an ein Netz der 6ffentlichen Fernwarme- oder
Fernkilteversorgung ermichtigt, auch zum Zwecke des Klima- und Ressourcenschutzes Gebrauch machen.
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) Teil 9
Ubergangsvorschriften

§ 110 Anforderungen an Anlagen der Heizungs-, Kiihl- und Raumlufttechnik sowie der
Warmwasserversorgung und an Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien

Die technischen Anforderungen dieses Gesetzes an Anlagen der Heizungs-, Kiihl- und Raumlufttechnik sowie
der Warmwasserversorgung und an Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien gelten, solange und soweit ein
Durchfiihrungsrechtsakt auf der Grundlage der Richtlinie 2009/125/EG nicht etwas anderes vorschreibt.

§ 111 Allgemeine Ubergangsvorschriften

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes sind nicht anzuwenden auf Vorhaben, welche die Errichtung, die
Anderung, die groBere Renovierung, die Erweiterung oder den Ausbau von Gebiuden zum Gegenstand haben,
falls die Bauantragstellung oder der Antrag auf Zustimmung oder die Bauanzeige vor dem Inkrafttreten dieses
Gesetzes erfolgte. Fiir diese Vorhaben sind die Bestimmungen der mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes
zugleich abgeldsten oder gednderten Rechtsvorschriften in den zum Zeitpunkt der Bauantragstellung oder des
Antrags auf Zustimmung oder der Bauanzeige jeweils geltenden Fassungen weiter anzuwenden. Die Sétze 1
und 2 sind entsprechend anzuwenden auf alle Félle nicht genehmigungsbediirftiger Vorhaben; fiir Vorhaben,
die nach Mafigabe des Bauordnungsrechts der zustindigen Behdrde zur Kenntnis zu geben sind, ist dabei auf
den Zeitpunkt des Eingangs der Kenntnisgabe bei der zustdndigen Behorde und fiir sonstige nicht
genehmigungsbediirftige, insbesondere genehmigungs-, anzeige- und verfahrensfreie Vorhaben auf den
Zeitpunkt des Beginns der Bauausfiihrung abzustellen.

(2) Auf Vorhaben, welche die Errichtung, die Anderung, die groBere Renovierung, die Erweiterung oder den
Ausbau von Gebduden zum Gegenstand haben, ist dieses Gesetz in der zum Zeitpunkt der Bauantragstellung,
des Antrags auf Zustimmung oder der Bauanzeige geltenden Fassung anzuwenden. Satz 1 ist entsprechend
anzuwenden auf alle Fille nicht genehmigungsbediirftiger Vorhaben; fiir Vorhaben, die nach Maligabe des
Bauordnungsrechts der zustindigen Behorde zur Kenntnis zu geben sind, ist dabei auf den Zeitpunkt des
Eingangs der Kenntnisgabe bei der zustdndigen Behorde und fiir sonstige nicht genehmigungsbediirftige,
insbesondere genehmigungs-, anzeige- und verfahrensfreie Vorhaben auf den Zeitpunkt des Beginns der
Bauausfiihrung abzustellen.

(3) Auf Verlangen des Bauherren ist abweichend von den Absétzen 1 und 2 das jeweils neue Recht
anzuwenden, wenn iiber den Bauantrag oder iiber den Antrag auf Zustimmung oder nach einer Bauanzeige
noch nicht bestandskriftig entschieden worden ist.

§ 112 Ubergangsvorschriften fiir Energieausweise

(1) Wird Wurde nach dem 1. November 2020 ein Energicausweis geméf nach § 80 Absatz 1, 2 oder Absatz 3
fiir ein Gebdude ausgestellt, auf das dieses Gesetz in der bis zum 31. Dezember 2023 geltenden Fassung ver

demInkrafitreten-dieses-Gesetzes-geltende Rechtsversehriften anzuwenden sind ist, ist in der Kopfzeile

zumindest der ersten Seite des Energieausweises in geeigneter Form die angewandte Fassung der fiir den
Energieausweis mafigeblichen Rechtsvorschrift anzugeben.

(2) Ward Wurde nach dem 1. November 2020 ein Energiecausweis geméh nach § 80 Absatz 3 Satz 1 oder
Absatz 6 Satz 1 in der bis zum Ablauf des 31. Dezember 2026 geltenden Fassung fiir ein Gebdude ausgestellt,
sind die Vorschriften der Energieeinsparverordnung vom 24. Juli 2007 (BGBI. I S. 1419) in der bis zum
Ablauf des 31. Oktober 2020 geltenden Fassung bis zum 1. Mai 2021 weiter anzuwenden.
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(3) Wird vor dem Verkauf, der Vermietung, der Verpachtung oder dem Leasing eines Gebdudes, einer
Wohnung oder einer sonstigen selbstdndigen Nutzungseinheit eine Immobilienanzeige in kommerziellen
Medien aufgegeben und liegt zu diesem Zeitpunkt ein Energieausweis vor, der vor dem 1. Januar 2027
ausgestellt wurde, so hat der Verkdufer, der Vermieter, der Verpéchter, der Leasinggeber oder der
Immobilienmakler, wenn eine dieser Personen die Verdffentlichung der Immobilienanzeige verantwortet,
sicherzustellen, dass die Immobilienanzeige folgende Angaben enthélt:

1. die Art des Energieausweises: Energiebedarfsausweis nach § 81 in der bis einschlieBlich 31. Dezember
2026 geltenden Fassung oder Energieverbrauchsausweis nach § 82 in der bis einschlieBlich 31. Dezember
2026 geltenden Fassung,

2. den im Energieausweis genannten Wert des Endenergiebedarfs oder des Endenergieverbrauchs fiir das
Gebaude,

3. die im Energieausweis genannten wesentlichen Energietriger fiir die Heizung des Gebéudes,
4. bei einem Wohngebdude das im Energieausweis genannte Baujahr und

5. bei einem Wohngebdude die im Energieausweis genannte Energieeffizienzklasse.

(4) Bei einem Nichtwohngebiude ist bei einem Energiebedarfsausweis oder bei einem

Energieverbrauchsausweis, die vor dem 1. Januar 2027 ausgestellt wurden, als Pflichtangabe nach Absatz 3
Nummer 2 der Endenergiebedarf oder Endenergieverbrauch sowohl fiir Wérme als auch fiir Strom jeweils
getrennt aufzufiihren.
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§ 113 Ubergangsvorschriften fiir Aussteller von Energieausweisen

H-Zur Ausstellung von Energicausweisen flir bestehende Wohngebaude nach § 80 Absatz 3 sind erginzend
zu § 88 auch Personen berechtigt, die vor dem 25. April 2007 nach Mal3gabe der Richtlinie des
Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Technologie iiber die Férderung der Beratung zur sparsamen und
rationellen Energieverwendung in Wohngebéduden vor Ort vom 7. September 2006 (BAnz S. 6379) als
Antragsberechtigte beim Bundesamt fiir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle registriert worden sind.
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Anlage 1 (zu § 15 Absatz 1)
Technische Ausfithrung des Referenzgebiudes (Wohngebiude)

Anlagen

Referenzausfiihrung/Wert (Mafleinheit)

Bauteile

. Eigenschaft
A2 ERE e (zu den Nummern 1.1 bis 4)
1.1 Auflenwand (einschlieBlich Einbauten, Wirmedurchgangskoeffizient U =0,28 W/(m*-K)
wie Rollladenkisten), Geschossdecke
gegen Auflenluft
1.2 AuBlenwand gegen Erdreich, Bodenplatte, | Wéarmedurchgangskoeffizient U =0,35 W/(m*K)
Wainde und Decken zu unbeheizten
Réumen
1.3 Dach, oberste Geschossdecke, Winde zu Wirmedurchgangskoeffizient U =0,20 W/(m?-K)
Abseiten
1.4 Fenster, Fenstertiiren Wirmedurchgangskoeffizient Uw = 1,3 W/(m*-K)
Gesamtenergiedurchlassgrad der | BeiBerechnungnach
Verglasung B e i
el —0.60
—&="0560
g=10,60
1.5 Dachfliachenfenster, Glasddcher und Wirmedurchgangskoeffizient Uw = 1,4 W/(m*-K)
Lichtbander
Gesamtenergiedurchlassgrad der | BeiBerechnungnach
Verglasung ~ DIN-V-4108-6:2003-06:
—ud —0.60
_g;g;é,g
g=10,60
1.6 Lichtkuppeln Wirmedurchgangskoeffizient Uw =2,7 W/(m*-K)
Gesamtenergiedurchlassgrad der Bei Berechnung nach
Verglasung B
Ol
beh
g=0,064
1.7 Auflentiiren; Tiiren gegen unbeheizte Wirmedurchgangskoeffizient U = 1,8 W/(m*K)
Réume
2 Bauteile nach den Nummern 1.1 bis 1.7 Wirmebriickenzuschlag AUws = 0,05 W/(m?-K)
3 Solare Warmegewinne iiber opake wie das zu errichtende Gebdude
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Referenzausfiihrung/Wert (Maf3einheit)

) Eigenschaft
N LRI R (zu den Nummern 1.1 bis 4)
4 B e Bemessungswert-fso B Rerechnen el
Gebaudedichtheit + DIN.V. 4108 6:2003 06
i Dichtheitsorif
B
Kategorie I nach DIN/TS
18599-2:2025-10 Tabelle 8
5 Sonnenschutzvorrichtung keine Sonnenschutzvorrichtung
6 Heizungsanlage

» Wirmeerzeugung iiber technologieneutralen Referenz-
warmeerzeuger (gerechnet wie DIN/TS 18599-5: 2025-10

Abschnitt 6.5.9), Medium Warmwasser, niedrige Temperatur,

Diammklassc 1/2, AwstetneanBerhalb-der thermisehenHitHe:

Gesamt-Primérenergiefaktor
- bis 31.12.2029 fy 10t = 0,75,
- ab1.1.2030 fy 0t = 0,70
Aufstellung:
— Gebéude bis zu 500 m? Nutzfliche innerhalb der thermischen Hiille

— Gebaude mit mehr als 500 m? Nutzflache aulerhalb der
thermischen Hiille

* Auslegungstemperatur 55/45 °C, zentrales Verteilsystem,

Verteilleitungen wie Aufstellung Wérmeerzeuger, Steig- und
Anbindeleitungen innerhalb der wirmeiibertragenden
Umfassungsfléche, ausschlieBlich statisch hydraulisch
abgeglichen, Pumpe mit EEI = 0,23, Pumpe auf Bedarf
ausgelegt, keine Uberstromventile/hydraulische Weichen, fiir
den Referenzfall sind die Rohrleitungsldngen und die
Umgebungstemperaturen geméfl den Standardwerten nach
DIN/TS 18599-5: 2025-10 Netztyp-H Netztyp Ila zu ermitteln

rmetibersabe-m alen hen Heizf] hen—Anordn

» Wirmetibergabe mit freien Heizflédchen (ohne Geblése)
(Anordnung vor Aullenwand opak), ausschlieBlich statisch
hydraulisch abgeglichen, P-Regler nach DIN/TS 18599-5: 2025-
10 Tabelle 11 ab 1988, zertifiziert
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Bauteile/Systeme

Referenzausfiihrung/Wert (Maf3einheit)

Eigenschaft
(zu den Nummern 1.1 bis 4)

Anlage zur Warmwasserbereitung

« zentrale Warmwasserbereitung

 gemeinsame Wirmebereitung mit Heizungsanlage nach Nummer 6

oS A< 500-m (i : .
—grofie-Solaranlage bei A -=500-m?2
« indirekt beheizter Speicher nach DIN/TS 18599-8: 2025-10,

Aufstellung mit Warmeerzeuger, separate Umwilzpumpe

vorhanden, Pumpe mit Zirkulation, Zirkulationspumpe geregelt

und auf Bedarf ausgelegt

* Verteilsystem mit Zirkulation, Verteilleitung wie Aufstellung
Warmwasserspeicher, Steig- und Anbindeleitungen innerhalb der
warmetiibertragenden Umfassungsfliache, Standard-Leitungslédngen
nach DIN/TS 18599-8: 2025-10 Netztyp I

Kiihlung

keine Kiihlung

Liiftung

zentrale Abluftanlage mit AuBenwandluftdurchldssen (ALD), nicht
bedarfsgefiihrt mit geregeltem DC-Ventilator,

— —1
>

* DIN-V18599-16:-2018-69 DIN/TS 18599-10: 2025-10:
nutzungsbedingter MindestauBenluftwechsel nnutz: 0,5 h™!

10

Gebaudeautomation

Klasse C nach-BIN-V18599-1:-2018-09 DIN/TS 18599-11: 2025-
10
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Anlage 2 (zu § 18 Absatz 1)
Technische Ausfithrung des Referenzgebiudes (Nichtwohngebiude)

Konsolidierte, nichtamtliche Lesefassung (Artikel 2 des Anderungsgesetzes, giiltig ab 01.01.2027)

Nr. Bauteile/Systeme Eigenschaft Referenzausfiihrung/Wert
(zu den Nummern 1.1 bis 1.13) (MaBeinheit)
Raum-Solltemperaturen | Raum-Solltemperaturen
im Heizfall im Heizfall
>19°C von 12 bis <19 °C
1.1 AuBenwand (einschlie8lich Wirmedurchgangskoeffizient U=0,28 W/(m*K)/ U = 0,35 W/(m?-K)
Einbauten, wie
Rollladenkésten),
Geschossdecke gegen
AuBenluft
1.2 Vorhangfassade (siche auch Wirmedurchgangskoeffizient U=1,4 W/(m*K)/ U = 1,9 W/(m?-K)
Nummer 1.14)
Gesamtenergiedurchlassgrad der | g=0,48 g =0,60
Verglasung
Lichttransmissionsgrad der Tv,D65,5NA = 0,78
Verglasung Tv,065,5NA = 0,72
1.3 Wand gegen Erdreich, Wirmedurchgangskoeffizient U=0,35 W/(m*-K) U = 0,35 W/(m*K)
Bodenplatte, Winde und
Decken zu unbeheizten
Réumen (aufler
Abseitenwénde nach Nummer
1.4)
1.4 Dach (soweit nicht unter Wirmedurchgangskoeffizient U =0,20 W/(m?-K) U = 0,35 W/(m?-K)
Nummer 1.5), oberste
Geschossdecke, Winde zu
Abseiten
1.5 Glasdacher Wirmedurchgangskoeffizient Uw =2,7 W/(m?-K) Uw = 2,7 W/(m*-K)
Gesamtenergiedurchlassgrad der | g =0,63 g =0,63
Verglasung
Lichttransmissionsgrad der Tv,065,5NA = 0,76 Tv,065,5NA = 0,76
Verglasung
1.6 Lichtbander Wirmedurchgangskoeffizient Uw =2,4 W/(m*-K) Uw =2,4 W/(m*-K)
Gesamtenergiedurchlassgrad der | g=10,55 g =0,55
Verglasung
Lichttransmissionsgrad der Tv,D65,5NA = 0,48 Tv,065,5NA = 0,48
Verglasung
1.7 Lichtkuppeln Wirmedurchgangskoeffizient Uw =2,7 W/(m*-K) Uw = 2,7 W/(m*-K)
Gesamtenergiedurchlassgrad der | g =0,64 g = 0,64
Verglasung
Lichttransmissionsgrad der Tv,D65,5NA = 0,59 Tv,D65,5NA = 0,59
Verglasung
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Nr. Bauteile/Systeme Eigenschaft Referenzausfiihrung/Wert
(zu den Nummern 1.1 bis 1.13) (MaBeinheit)
Raum-Solltemperaturen | Raum-Solltemperaturen
im Heizfall im Heizfall
>19°C von 12 bis < 19 °C
1.8 Fenster, Fenstertiiren Wirmedurchgangskoeffizient Uw = 1,3 W/(m*-K) Uw = 1,9 W/(m*-K)
(siehe auch Nummer 1.14)
Gesamtenergiedurchlassgrad der | g =10,60 g = 0,60
Verglasung
Lichttransmissionsgrad der Tv,D65,5NA = 0,78 Tv,065,5NA = 0,78
Verglasung
1.9 Dachfldachenfenster Wirmedurchgangskoeffizient Uw = 1,4 W/(m?-K) Uw = 1,9 W/(m*-K)
(siche auch Nummer 1.14)
Gesamtenergiedurchlassgrad der | 0,60 0,60
Verglasung
Lichttransmissionsgrad der 0,78 0,78
Verglasung
1.10 | AuBentiiren; Tiiren gegen Wirmedurchgangskoeffizient U= 1,8 W/(m*K) U =2,9 W/(m*K)
unbeheizte Rdume; Tore
1.11 Bauteile in den Nummern 1.1 | Warmebriickenzuschlag AUws = 0,05 W/(m?-K) |AUws = 0,1 W/(m?-K)
und 1.3 bis 1.10
1.12 | Gebdudedichtheit Kategorie-nach- DIN-V18599-2: | Kategorie |
S e nach DIN/TS 18599-2: 2025-10 Tabelle 8
Bemessungswert
1.13 Tageslichtversorgung bei Tageslichtversorgungsfaktor * kein Sonnen- oder Blendschutz vorhanden: 0,70
Sonnen- oder Blendschutz CrL Verssa nach-DIN-V18599-4: | . Blendschutz vorhanden: 0,15
oder bei Sonnen- und 2048-09 DIN/TS 18599-4: 2025-
Blendschutz 10
1.14 Sonnenschutzvorrichtung Fiir das Referenzgebdude ist die tatséchliche Sonnenschutzvorrichtung des zu
errichtenden Gebédudes anzunehmen,; sie ergibt sich gegebenenfalls aus den
Anforderungen zum sommerlichen Wéarmeschutz nach § 14 oder aus Erfordernissen
des Blendschutzes.
Soweit hierfiir Sonnenschutzverglasung zum Einsatz kommt, sind fiir diese
Verglasung folgende Kennwerte anzusetzen:
« anstelle der Werte der Nummer 1.2:
Gesamtenergiedurchlassgrad der Verglasung & g =0,35,
Lichttransmissionsgrad der Verglasung-s+DB65:SNA—— tv,pes,sna = 0,58
« anstelle der Werte der Nummern 1.8 und 1.9:
Gesamtenergiedurchlassgrad der Verglasung g g=0,35,
Lichttransmissionsgrad der Verglasung #D65:SNA  Tv,pss,sna = 0,62.
2 Solare Wiarmegewinne iiber wie beim zu errichtenden Gebéude
opake Bauteile
3.1 Beleuchtungsart direkt/indirekt mit-ele

LEDs in LED-Leuchten, Sonstige
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Nr. Bauteile/Systeme Eigenschaft Referenzausfiihrung/Wert
(zu den Nummern 1.1 bis 1.13) (Mafieinheit)
Raum-Solltemperaturen | Raum-Solltemperaturen
im Heizfall im Heizfall
>19°C von 12 bis < 19 °C
32 Regelung der Beleuchtung Automatische Beleuchtungssteuerung mit Prasenzkontrolle fiir Heizungsanlage oder
kombinierte Raumheizungs- und Liiftungsanlage oder Klimaanlage oder kombinierte
Klima- und Liftungsanlage mit einer Nennleistung von >290 kW [>70 kW]
« Prisenzkontrolle:
— in Zonen der Nutzungen 4, 15 bis 19, 21 und 31': mit Prisenzmelder
— im Ubrigen: manuell
+ Konstantlichtkontrolle/tageslichtabhéngige Kontrolle:
—in Zonen der Nutzungen 5, 9, 10, 14,221+bis22.3-29 37 bis40* 27 bis 24, 31,
39 bis 42*:Konstantlichtkontrolle gemaB-DIN-V18599-4:2018-09-Absehnitt
54.6-DIN/TS 18599-4: 2025-10 Abschnitt 5.4.6
—in Zonen der Nutzungen 1 bis 4, 8, 12,28 3+und-36* 30, 33 und 38*:
tageslichtabhéngige Kontrolle, Kontrollart ,,gedimmt, nicht ausschaltend" gemaf
DINS18599-4:-2018-09- Absehnitt-5-54-DIN/TS 18599-4: 2025-10 Abschnitt
5.4.6
— im Ubrigen: manuell
4.1 Heizung (Raumhéhen <4 m)
— Wirmeerzeuger
technologieneutraler Referenzwérmeerzeuger (gerechnet wie DIN/TS 18599-5: 2025-
10 Abschnitt 6.5.9), Medium Warmwasser, niedrige Temperatur, Ddmmbklasse 1/2,
Aufstellung auBerhalb der thermischen Hiille,
Gesamt-Primérenergiefaktor:
- bis 31.12.2029 fprt = 0,75,
- ab 1.1.2030 fpt = 0,70;
- Wirmeerzeuger in Nichtwohngebdude im Eigentum der 6ffentlichen Hand
und von einer Behorde genutzt ab 1.1.2028 fp,tot = 0,70
4.2 Heizung (Raumhéhen <4 m) - Dbei statiseher wasserfithrender Heizung und Umluftheizung (dezentrale
— Wirmeverteilung Nachheizung in RLT-Anlage):
Zweirohrnetz, aufien liegende Verteilleitungen im unbeheizten Bereich,
innen liegende Steigstringe, innen liegende Anbindeleitungen,
Systemtemperatur 55/45 °C, ausschlieBlich statisch hydraulisch
abgeglichen, Ap-eenst Pumpe mit EEI = 0,23, Pumpe auf Bedarf ausgelegt,
Pumpe mit intermittierendem Betrieb, keine Uberstrémventile/hydraulische
Weichen, fiir den Referenzfall sind die Rohrleitungslédngen und die
Umgebungstemperaturen gemal den Standardwerten nach BPIN-V18599-5+
2048-09 DIN/TS 18599-5: 2025-10 zu ermitteln.
- bei zentralem RLT-Gerit:
Zweirohrnetz, Systemtemperatur 70/55 °C,-ausschlieflich statisch
hydraulisch abgeglichen,-Ap-eenst-Pumpe mit EEI = 0,23, Pumpe auf
Bedarf ausgelegt, fiir den Referenzfall sind die Rohrleitungsldngen und die
Lage der Rohrleitungen wie beim zu errichtenden Gebdude anzunehmen.
4.3 Heizung (Raumhoéhen <4 m) - Dbei statischer wasserfithrender Heizung: freie Heizflachen (ohne Geblidse) an
— Wirmeiibergabe der AuBlenwand (bei Anordnung vor Glasflachen mit Strahlungsschutz),
ausschlieBlich statisch hydraulisch abgeglichen, P-Regler nach DIN/TS
18599-5:2025-10 Tabelle 11 (nieht ab 1988, zertifiziert), keine Hilfsenergie
- bei Umluftheizung (dezentrale Nachheizung in RLT-Anlage): Regelgrofie
Raumtemperatur, hohe Regelgiite.
4.4 Heizung (Raumhéhen >4 m) | ¢ Dezentrales Heizsystem:
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Bauteile/Systeme

Referenzausfiihrung/Wert
(Mafieinheit)

Eigenschaft
(zu den Nummern 1.1 bis 1.13)

Raum-Solltemperaturen | Raum-Solltemperaturen
im Heizfall
von 12 bis < 19 °C

im Heizfall
>19°C

- Wairmeerzeuger gemil BIN-V18599-5:-2018-09- Tabele-52 DIN/TS
18599-5:2025-10 Tabelle 59:

- Dezentraler Warmlufterzeuger,

- nicht kondensierend,

- Leistung 25 bis 50 kW je Gerit,

- Eﬁellg*et{lager_grdg.%. a 5

- Leistungsregelung 1 (einstufig oder mehrstufig/modulierend ohne
Anpassung der Verbrennungsluftmenge),

* Energietridger Biomethan

» Wirmetibergabe gemill DIN-V18599-5:2018-09-Tabele +6-und Fabelle 22
DIN/TS 18599-5: 2025-10 Tabellen 11, 12, 19 und 22:

- Radialventilator Luftheizung (direkter Warmlufterzeuger) ohne zuséitzliche
vertikale Luftumwélzung, Auslass horizontal, ehne-Warmtaftriiekfithrung

Systemgebldse mit Radialventilator,
- Raumtemperaturregelung P-Regler nach DIN/TS 18599-5: 2025-10 Tabelle
11 (nicht ab 1988, zertifiziert)

5.1

Warmwasser

— zentrales System

* Wirmeerzeuger:

gemeinsame Wirmebereitung mit Heizungsanlage nach Nr. 4.1.

» Warmespeicherung:
hivalente Ro

indirekt beheizter Speicher, aullerhalb der thermischen Hiille aufgestellt nach
DIN/TS 18599-8: 2025-10 Abschnitt 6.4.2.

» Wirmeverteilung:
mit Zirkulation, fir den Referenzfall sind die Rohrleitungslange und die Lage der
Rohrleitungen wie beim zu errichtenden Gebaude anzunehmen.

52

Warmwasser
— dezentrales System

hydraulisch geregelter gesteuerter Elektro-Durchlauferhitzer, eine Zapfstelle und 6
Meter Leitungslidnge pro Gerit bei Gebdudezonen, die einen Warmwasserbedarf von
hochstens 200 Wh/(m?-d) aufweisen

6.1

Raumlufttechnik
— Abluftanlage

spezifische Leistungsaufnahme Ventilator PSFP = 1,0 kW/(m?%/s)

6.2

Raumlufttechnik
— Zu- und Abluftanlage

« Luftvolumenstromregelung:
Soweit fiir Zonen der Nutzungen 4, 8, 9, 12, 13,23,24, 3537 und-46%25, 26, 37,
39 und 42! eine Zu- und Abluftanlage vorgesehen wird, ist diese mit
bedarfsabhéngiger Luftvolumenstromregelung Kategorie IDA-C4, fiir alle {ibrigen
Nutzungen IDA-C1 gemaB-BIN-V18599-7:-2018-09 Absehnitt 5-8-1+-DIN/TS
18599-7: 2025-10 Abschnitt 5.8.1 auszulegen.

« Spezifische Leistungsaufnahme:

- Zuluftventilator Pspp = 1,5 kW/(m?/s),
- Abluftventilator Psrp = 1,0 kW/(m?/s).
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Bauteile/Systeme

Eigenschaft Referenzausfiihrung/Wert
(zu den Nummern 1.1 bis 1.13) (Mafieinheit)

Raum-Solltemperaturen | Raum-Solltemperaturen
im Heizfall im Heizfall
>19°C von 12 bis < 19 °C

Erweiterte Psrp-Zuschldge nach DIN EN 16798-3: 2017-11 Abschnitt 9.5.2.2 kdnnen
fiir HEPA-Filter, Gasfilter sowie Warmertickfiihrungsbauteile der Klassen H2 oder H1
nach DIN EN 13053: 2007-11 angerechnet werden.
» Wiarmeriickgewinnung iiber Plattenwirmeiibertrager:

- Temperaturdnderungsgrad 1t,comp = 856-0,73,

- Zulufttemperatur 18 °C,

- Druckverhiltniszahl fp = 0,4.
« Luftkanalfithrung: innerhalb des Gebéudes,

* kein Qualitdtssicherungsverfahren.

* bei Kiihlfunktion: Auslegung fiir 6/12 °C, keine indirekte Verdunstungskiihlung.

6.3

Raumlufttechnik —
Luftbefeuchtung

fiir den Referenzfall ist die Einrichtung zur Luftbefeuchtung wie beim zu errichtenden
Gebidude anzunehmen

6.4

Raumlufttechnik — Nur-Luft-
Klimaanlagen

« als kiihllastgeregeltes Variabel-Volumenstrom-System ausgefiihrt:
Druckverhéltniszahl fp = 0,4, konstanter Vordruck.

* Luftkanalfiihrung: innerhalb des Gebdudes

Raumkiihlung

* Kéltesystem:
- Kaltwasser-Ventilatorkonvektor, Briistungsgerit,

- Kaltwassertemperatur 14/18 °C.
« Kaltwasserkreis Raumkiihlung:

- Uberstrdmung 10 %,

- spezifische elektrische Leistung der Verteilung Pd,spez = 30 Wer/kWiite,

- hydraulisch abgeglichen,

- geregelte Pumpe, Pumpe hydraulisch entkoppelt,

- saisonale sowie Nacht- und Wochenendabschaltung nach-DIN-V18599-7-
2018-09-Anhang D DIN/TS 18599-7: 2025-10, Anhang D.

Kalteerzeugung

 Erzeuger:
Kolben-/Scrollverdichter mehrstufig schaltbar, R134a R290, auBBenluftgekiihlt, kein
Speicher, Baualterfaktor fcs = 1,0, Freikiihlfaktor frc = 1,0.

« Kaltwassertemperatur:

- bei mehr als 5 000 m? mittels Raumkiihlung konditionierter

Nettogrundfliche Nutzfliche 14/18 °C,
- im Ubrigen 6/12 °C.
« Kaltwasserkreis Erzeuger inklusive RLT-Kiihlung:

- Uberstrdmung 30 %,

- spezifische elektrische Leistung der Verteilung Pd,spez = 20 Wer/kWiite,

- hydraulisch abgeglichen,

- ungeregelte Pumpe, Pumpe hydraulisch entkoppelt,

- saisonale sowie Nacht- und Wochenendabschaltung nach-BDIN-V18599-7-
204809 Anhang D DIN/TS 18599-7: 2025-10, Anhang D,

- Verteilung auBlerhalb der konditionierten Zone.
* Der Primérenergiebedarf fiir das Kiihlsystem und die Kiihlfunktion der
raumlufttechnischen Anlage darf fiir Zonen der Nutzungen 1 bis 3, 8, 10, 16, 18 bis
20-and-3+*und 33" nur zu 50 % angerechnet werden.

9

Gebidudeautomation

Klasse C nach-BIN-V18599H-:2018-09 DIN/TS 18599-11: 2025-10

* Nutzungen nach-Fabelle-5-der DIN-V18599-10:2018-09 DIN/TS 18599-10: 2025-10 Tabelle 6 und 7.
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Konsolidierte, nichtamtliche Lesefassung (Artikel 2 des Anderungsgesetzes, giiltig ab 01.01.2027)

Hochstwerte der mittleren Warmedurchgangskoeffizienten der wiarmeiibertragenden

Umfassungsfliche (Nichtwohngebiude)

Hochstwerte der Mittelwerte der
Wirmedurchgangskoeffizienten
MBS | ERLE Zonen mit Zonen mit Raum-
Raum-Solltemperaturen Solltemperaturen im
im Heizfall > 19 °C Heizfall von 12 bis<19°C
1 Opake AufBlenbauteile, soweit nicht in Bauteilen der U =0,28 W/(m*K) U = 0,50 W/(m*K)
Nummern 3 und 4 enthalten
2 Transparente AuBenbauteile, soweit nicht in Bauteilen | U = 1,5 W/(m?-K) U =2,8 W/(m*K)
der Nummern 3 und 4 enthalten
3 Vorhangfassade 0=1,5 W/(m?*K) 0 =3,0 W/(m*>K)
4 Glasdicher, Lichtbinder, Lichtkuppeln U=2,5 U=3,1 W/(m?K)

Bei der Berechnung des Mittelwerts des jeweiligen Bauteils sind die Bauteile nach Maf3gabe ihres

Flachenanteils zu beriicksichtigen. Die Warmedurchgangskoeffizienten von Bauteilen gegen unbeheizte

Réaume (auBer Dachrdumen) oder Erdreich sind zusétzlich mit dem Faktor 0,5 zu gewichten. Bei der

Berechnung des Mittelwerts der an das Erdreich angrenzenden Bodenplatten bleiben die Flachen

unberiicksichtigt, die mehr als 5 Meter vom &ufleren Rand des Gebdudes entfernt sind. Die Berechnung ist fiir

Zonen mit unterschiedlichen Raum-Solltemperaturen im Heizfall getrennt durchzufiihren.

Fiir die Berechnung des Warmedurchgangskoeffizienten der an Erdreich grenzenden Bauteile ist BIN-V
¥8599-2—29¥8£9Absehﬁ%6+4% DIN/TS 18599-2: 2025-10 Abschnitt 6.1.4.3 und fiir opake Bauteile ist

DIN 4108-4: 2020-11 in Verbindung

mit DIN EN ISO 6946: 2018-03 anzuwenden. Fiir die Berechnung des Warmedurchgangskoeffizienten
transparenter Bauteile sowie von Vorhangfassaden ist BPEN-4408-4:-2047-03 DIN 4108-4: 2020-11

anzuwenden.
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Anlage 4 (zu § 22 Absatz 1)
Primérenergiefaktoren

Nummer | Kategorie Energietriger Primérenergiefaktoren
el I "
1 Fossile Brennstoffe Heizol 1,1
2 Erdgas 1,1
3 Fliissiggas 1,1
4 Steinkohle 1,1
5 Braunkohle 1,2
6 Biogene Brennstoffe Biogas +10,7
7 Biomethan 0,7
8 Biogenes Fliissiggas 0,7
79 Biodl +10,7
&10 Holz/feste Biomasse 0;20,7
11 Synthetische Brennstoffe Wasserstoff einschlief3lich daraus 0,7
hergestellter Derivate
12 Synthetisches Heizol 0,7
913 Strom netzbezogen 1815
10 14 gebdudenah erzeugt (aus Photovoltaik | 0,0
oder Windkraft)
15 Wirme, Kilte Fernwérme 0,7
1216 Erdwirme, Geothermie, Solarthermie, | 0,0
Umgebungswirme
1317 Erdkélte, Umgebungskalte 0,0
1418 Abwirme 0,0
1519 Wirme aus KWK, gebdudeintegriert | nach-VerfahrenB-gemih
oder gebdudenah Ll st o e oo
5354 nach der in DIN EN
15316-4-5:2017-09
Abschnitt 6.2.2.1.6.3
beschriebenen Methode
16 20 Siedtungsabfile Stoffe, die 0,0
thermisch behandelt oder
entsorgt werden miissen
(Abfall, Klarschlamm,
Deponiegas, Grubengas)
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Anlage 5 (aufgehoben) (zu-§31-Absatz H
Vereinfachtes Nachwei £al i o el Jes Wol biud
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Anlage 6 (zu § 32 Absatz 3)
Zu verwendendes Nutzungsprofil fiir die Berechnungen des Jahres-Primérenergiebedarfs
beim vereinfachten Berechnungsverfahren fiir ein zu errichtendes Nichtwohngebaude

Konsolidierte, nichtamtliche Lesefassung (Artikel 2 des Anderungsgesetzes, giiltig ab 01.01.2027)

Freihandbereich

Nummer | Gebiudetyp und Hauptnutzung Nutzung Nutzenergiebedarf
Warmwasser*

1 Biirogebdude mit der Hauptnutzung Einzelbiiro, Einzelbiiro 0
Gruppenbiiro, Grolraumbiiro, Besprechung,
Sitzung, Seminar

2 Biirogebdude mit Verkaufseinrichtung oder Einzelbiiro 0
Gewerbebetrieb und der Hauptnutzung
Einzelbiiro, Gruppenbiiro, Grofiraumbiiro,
Besprechung, Sitzung, Seminar

3 Biirogebdude mit Gaststétte und der Einzelbiiro 1,5 kWh je Sitzplatz in der
Hauptnutzung Einzelbiiro, Gruppenbiiro, Gaststitte und Tag
Grofiraumbiiro, Besprechung, Sitzung, Seminar

4 Gebédude des GroB- und Einzelhandels bis 1 000 | Einzelhandel/Kauthaus 0
Quadratmeter Nettogrundfliche Nutzfliche mit
der Hauptnutzung GroB3-, Einzelhandel/Kaufhaus

5 Gewerbebetriebe bis 1 000 Quadratmeter Gewerbliche und industrielle 1,5 kWh je Beschéftigten
Nettogrundfliche Nutzflache mit der Hallen — leichte Arbeit, und Tag
Hauptnutzung Gewerbe iiberwiegend sitzende Tétigkeit

6 Schule, Kindergarten und -tagesstitte, ahnliche Klassenzimmer/Gruppenraum Ohne Duschen: 65 Wh je
Einrichtungen mit der Hauptnutzung Quadratmeter und Tag,
Klassenzimmer, Gruppenraum 200 Nutzungstage

7 Turnhalle mit der Hauptnutzung Turnhalle Turnhalle 1,5 kWh je Person und Tag

8 Beherbergungsstitte ohne Schwimmbhalle, Sauna | Hotelzimmer 250 Wh je Quadratmeter
oder Wellnessbereich mit der Hauptnutzung und Tag, 365 Nutzungstage
Hotelzimmer

9 Bibliothek mit der Hauptnutzung Lesesaal, Bibliothek, Lesesaal 0

* Die flichenbezogenen Werte bezichen sich auf die gesamte Nutzfldche des Gebédudes; der monatliche Nutzenergiebedarf fiir
Trinkwarmwasser ist nach PIN-V18599-10:2018-09-TabeHe 7 FuBnete-a DIN/TS 18599-8: 2025-10 Abschnitt 6.1 zu
berechnen.
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Anlage 7 (zu § 36) )
Hochstwerte der Wiarmedurchgangskoeffizienten von Auflenbauteilen bei Anderung an
bestehenden Gebiuden

Konsolidierte, nichtamtliche Lesefassung (Artikel 2 des Anderungsgesetzes, giiltig ab 01.01.2027)

Nummer

Erneuerung,
Ersatz oder erstmaliger Einbau von Aufienbauteilen

Wohngebéiude und Zonen | Wohngebiude und Zonen

von Nichtwohngebéiuden von Nichtwohngebiuden
mit Raum-Solltemperatur

>19°C

mit Raum-Solltemperatur
von 12 bis <19 °C

Hochstwerte der Wirmedurchgangskoeffizienten Umax

Bauteilgruppe: AuBlenwéinde

AuBlenwinde:
— Ersatz oder

— erstmaliger Einbau

U =0,24 W/(m>'K) U=0,35 W/(m*K)

1b1)2

Auflenwiénde:

— Anbringen von Bekleidungen (Platten oder
plattenartige Bauteile), Verschalungen,
Mauervorsatzschalen oder Dammschichten auf der
AuBenseite einer bestechenden Wand oder

— Erneuerung des Auflenputzes einer bestehenden Wand

U = 0,24 W/(m?>K) U = 0,35 W/(m>K)

Bauteilgruppe: Fenster, Fenstertiiren, Dachflichenfenster, Glasdécher, AuBentiiren und Vorhangfassaden

2a

Gegen AuBlenluft abgrenzende Fenster und Fenstertiiren:
— Ersatz oder erstmaliger Einbau des gesamten Bauteils
oder

— Einbau zusitzlicher Vor- oder Innenfenster

Uw = 1,3 W/(m?K) Uw = 1,9 W/(m?>K)

2b

Gegen AuBlenluft abgrenzende Dachflachenfenster:

— Ersatz oder erstmaliger Einbau des gesamten Bauteils
oder

— Einbau zusitzlicher Vor- oder Innenfenster

Uw = 1,4 W/(m?K) Uw = 1,9 W/(m?>K)

2c?

Gegen AuBlenluft abgrenzende Fenster, Fenstertiiren und
Dachflachenfenster:
— Ersatz der Verglasung oder verglaster Fliigelrahmen

Ug = 1,1 W/(m*K) Keine Anforderung

2d

Vorhangfassaden in Pfosten-Riegel-Konstruktion, deren
Bauart DIN EN ISO 12631: 2018-01 entspricht: — Ersatz
oder erstmaliger Einbau des gesamten Bauteils

Ue = 1,5 W/(m*K) Ue = 1,9 W/(m*K)

2e

Gegen AuBlenluft abgrenzende Glasdicher: — Ersatz oder
erstmaliger Einbau des gesamten Bauteils oder — Ersatz
der Verglasung oder verglaster Fliigelrahmen

Uw/Ug = 2,0 W/(m?>K) Uw/Ug = 2,7 W/(m?>K)

2f

Gegen Auflenluft abgrenzende Fenstertiiren mit Klapp-,
Falt-, Schiebe- oder Hebemechanismus: — Ersatz oder
erstmaliger Einbau des gesamten Bauteils

Uw = 1,6 W/(m>K) Uw = 1,9 W/(m?>K)

3a*

Gegen Auflenluft abgrenzende Fenster, Fenstertiiren und
Dachfléchenfenster mit Sonderverglasung: — Ersatz oder
erstmaliger Einbau des gesamten Bauteils oder — Einbau
zusitzlicher Vor- oder Innenfenster

Uw/Ug = 2,0 W/(m?K) Uw/Ug = 2,8 W/(m?>K)

3b*

Gegen Auflenluft abgrenzende Fenster, Fenstertiiren und
Dachfléchenfenster mit Sonderverglasung: — Ersatz der
Sonderverglasung oder verglaster Fliigelrahmen

Ug = 1,6 W/(m?K) Keine Anforderung
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Nummer

Erneuerung,

‘Wohngebiude und Zonen
von Nichtwohngebiuden
mit Raum-Solltemperatur
>19°C

Wohngebiude und Zonen
von Nichtwohngebiuden
mit Raum-Solltemperatur
von 12 bis <19 °C

Ersatz oder erstmaliger Einbau von Aufienbauteilen

Hochstwerte der Wirmedur:

chgangskoeffizienten Umax

303)4

Vorhangfassaden in Pfosten-Riegel-Konstruktion, deren
Bauart DIN EN ISO 12631: 2018-01 entspricht, mit
Sonderverglasung: — Ersatz oder erstmaliger Einbau des
gesamten Bauteils

Ue =2,3 W/(m>K)

Uc = 3,0 W/(m?>K)

Einbau neuer Aufentiiren (ohne rahmenlose Tiiranlagen

aus Glas, Karusselltiiren und kraftbetétigte Tiiren)

U = 1,8 W/(m*K)
(Ttirflache)

U= 1,8 W/(m?>K)
(Tiirflache)

Bauteilgruppe: Dachflachen sowie Decken und

Wainde gegen unbeheizte Dachriume

Sa!

Gegen AuBlenluft abgrenzende Dachfliachen
einschlieBlich Dachgauben sowie gegen unbeheizte
Dachrdume abgrenzende Decken (oberste
Geschossdecken) und Winde (einschlieSlich
Abseitenwénde):

— Ersatz oder

— erstmaliger Einbau

Anzuwenden nur auf opake Bauteile

U = 0,24 W/(m?>K)

U = 0,35 W/(m>K)

Sbl)ﬁ

Gegen AuBlenluft abgrenzende Dachflichen
einschlieBlich Dachgauben sowie gegen unbeheizte
Dachrdume abgrenzende Decken (oberste
Geschossdecken) und Winde (einschlieSlich
Abseitenwénde):

— Ersatz oder Neuaufbau einer Dachdeckung
einschlielich der darunter liegenden Lattungen und
Verschalungen oder

— Aufbringen oder Erneuerung von Bekleidungen oder
Verschalungen oder Einbau von Dammschichten auf
der kalten Seite von Wénden oder obersten
Geschossdecken

Anzuwenden nur auf opake Bauteile

U = 0,24 W/(m?>K)

U = 0,35 W/(m>K)

501)5

Gegen AuBenluft abgrenzende Dachfldchen mit

Abdichtung:

— Ersatz einer Abdichtung, die flachig das Gebéaude
wasserdicht abdichtet, durch eine neue Schicht gleicher
Funktion (bei Kaltdachkonstruktionen einschlieBlich
darunter liegender Lattungen)

Anzuwenden nur auf opake Bauteile

U = 0,20 W/(m*-K)

U=0,35 W/(m*K)

Bauteilgruppe: Winde gegen Erdreich oder unbeheizte Rdume (mit Ausnahme von Dachrdumen)

sowie Decken nach unten gegen Erdreich, AuBlenluft oder unbeheizte Raume

6a'

Winde, die an Erdreich oder an unbeheizte Raume (aufer
Dachrédume) grenzen, und Decken, die beheizte Raume
nach unten zum Erdreich oder zu unbeheizten Raumen
abgrenzen:

— Ersatz oder

— erstmaliger Einbau

U = 0,30 W/(m?>K)

Keine Anforderung
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Wohngebiude und Zonen | Wohngebiude und Zonen
von Nichtwohngebiuden von Nichtwohngebiuden
mit Raum-Solltemperatur | mit Raum-Solltemperatur
Erneuerung, >19°C von 12 bis <19 °C
Nummer | Ersatz oder erstmaliger Einbau von Aullenbauteilen | fgchstwerte der Wirmedurchgangskoeffizienten Umax
6b'.* Wainde, die an Erdreich oder an unbeheizte Rdume (aufler | U= 0,30 W/(m?-K) Keine Anforderung
Dachrdume) grenzen, und Decken, die beheizte Rdume
nach unten zum Erdreich oder zu unbeheizten Raumen
abgrenzen:
— Anbringen oder Ermeuern von auflenseitigen
Bekleidungen oder Verschalungen,
Feuchtigkeitssperren oder Drainagen oder
— Anbringen von Deckenbekleidungen auf der Kaltseite
6¢'.3 Decken, die beheizte Rdaume nach unten zum Erdreich, U =0,50 W/(m?-K) Keine Anforderung
zur AuBenluft oder zu unbeheizten Rdumen abgrenzen:
— Aufbau oder Erneuerung von Fufbodenaufbauten auf
der beheizten Seite
6d! Decken, die beheizte Rdume nach unten zur AuBenluft U =0,24 W/(m*-K) U =0,35 W/(m*-K)
abgrenzen:
— Ersatz oder
— Erstmaliger Einbau
6e'.’ Decken, die beheizte Rdume nach unten zur Auflenluft U =0,24 W/(m?>-K) U =10,35 W/(m?>K)
abgrenzen:
— Anbringen oder Erneuern von auflenseitigen
Bekleidungen oder Verschalungen,
Feuchtigkeitssperren oder Drainagen oder
— Anbringen von Deckenbekleidungen auf der Kaltseite

! Werden MafBinahmen nach den Nummern 1a, 1b, 5a, 5b, Sc, 6a, 6b, 6¢, 6d oder 6e ausgefiihrt und ist die Ddmmschichtdicke im
Rahmen dieser Maflnahmen aus technischen Griinden begrenzt, so gelten die Anforderungen als erfiillt, wenn die nach

anerkannten Regeln der Technik héchstmdgliche Dammschichtdicke eingebaut wird, wobei ein Bemessungswert der

Wirmeleitfahigkeit von A = 0,035 W/(m-K) einzuhalten ist. Abweichend von Satz 1 ist ein Bemessungswert der

Wirmeleitfahigkeit von A = 0,045 W/(m-K) einzuhalten, soweit Ddmmmaterialien in Hohlrdume eingeblasen oder

Dédmmmaterialien aus nachwachsenden Rohstoffen verwendet werden. Wird bei Mafinahmen nach Nummer 5b eine Dachdeckung

einschlieBlich darunter liegender Lattungen und Verschalungen ersetzt oder neu aufgebaut, sind die Sétze 1 und 2 entsprechend

anzuwenden, wenn der Warmeschutz als Zwischensparrendimmung ausgefiihrt wird und die Dammschichtdicke wegen einer

innenseitigen Bekleidung oder der Sparrenhdhe begrenzt ist. Die Sétze 1 bis 3 sind bei Mafinahmen nach den Nummern 5a, 5b und

5c nur auf opake Bauteile anzuwenden.

2 Werden Mafinahmen nach Nummer 1b ausgefiihrt, miissen die dort genannten Anforderungen nicht eingehalten werden, wenn die
Auflenwand nach dem 31. Dezember 1983 unter Einhaltung energiesparrechtlicher Vorschriften errichtet oder erneuert worden ist.

3 Bei Ersatz der Verglasung oder verglaster Fliigelrahmen gelten die Anforderungen nach den Nummern 2c, 2e und 3¢ nicht, wenn
der vorhandene Rahmen zur Aufnahme der vorgeschriebenen Verglasung ungeeignet ist. Werden bei Mafinahmen nach Nummer
2¢ oder bei Maflnahmen nach Nummer 2e Verglasungen oder verglaste Fliigelrahmen ersetzt und ist die Glasdicke im Rahmen
dieser Mafinahmen aus technischen Griinden begrenzt, so gelten die Anforderungen als erfiillt, wenn eine Verglasung mit einem
Wirmedurchgangskoeffizienten von hochstens 1,3 W/(m?-K) eingebaut wird. Werden MaBnahmen nach Nummer 2¢ an Kasten-
oder Verbundfenstern durchgefiihrt, so gelten die Anforderungen als erfiillt, wenn eine Glastafel mit einer infrarot-reflektierenden
Beschichtung mit einer Emissivitit en < 0,2 eingebaut wird.

4 Sonderverglasungen im Sinne der Nummern 3a, 3b und 3¢ sind
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Wohngebiude und Zonen | Wohngebiude und Zonen
von Nichtwohngebiuden von Nichtwohngebiuden
mit Raum-Solltemperatur | mit Raum-Solltemperatur
>19°C von 12 bis <19 °C

Erneuerung,

Nummer | Ersatz oder erstmaliger Einbau von Aullenbauteilen | fgchstwerte der Wirmedurchgangskoeffizienten Umax

— Schallschutzverglasungen mit einem bewerteten Schallddmmmal der Verglasung von Rw.r > 40 dB nach BINENASO- 717+
2043-06 DIN EN ISO 717-1: 2021-05 oder einer vergleichbaren Anforderung,

— Isolierglas-Sonderaufbauten zur Durchschusshemmung, Durchbruchhemmung oder Sprengwirkungshemmung nach anerkannten
Regeln der Technik oder

— Isolierglas-Sonderaufbauten als Brandschutzglas mit einer Einzelelementdicke von mindestens 18 mm nach DIN 4102-13: 1990-
05 oder einer vergleichbaren Anforderung.

5 Werden Mafinahmen nach den Nummern 5b, 5c, 6b, 6¢ oder 6e ausgefiihrt, miissen die dort genannten Anforderungen nicht
eingehalten werden, wenn die Bauteilfliche nach dem 31. Dezember 1983 unter Einhaltung energiesparrechtlicher Vorschriften
errichtet oder erneuert worden ist.
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Anlage 8 (zu den §§ 69 und 70)
Anforderungen an die Wirmediammung von Rohrleitungen und Armaturen

1. Wirmedimmung von Wirmeverteilungs- und Warmwasserleitungen sowie Armaturen
a) Wirmeverteilungs- und Warmwasserleitungen sowie Armaturen sind wie folgt zu ddimmen:

aa) Bei Leitungen und Armaturen mit einem Innendurchmesser von bis zu 22 Millimetern betrdgt die
Mindestdicke der Dammschicht, bezogen auf eine Wérmeleitfahigkeit von 0,035 Watt pro Meter und
Kelvin, 20 Millimeter.

bb) Bei Leitungen und Armaturen mit einem Innendurchmesser von mehr als 22 Millimetern und bis zu 35
Millimetern betrdgt die Mindestdicke der Ddmmschicht, bezogen auf eine Warmeleitfiahigkeit von
0,035 Watt pro Meter und Kelvin, 30 Millimeter.

cc) Bei Leitungen und Armaturen mit einem Innendurchmesser von mehr als 35 Millimetern und bis zu 100
Millimetern ist die Mindestdicke der Dammschicht, bezogen auf eine Warmeleitfahigkeit von 0,035
Watt pro Meter und Kelvin, gleich dem Innendurchmesser.

dd) Bei Leitungen und Armaturen mit einem Innendurchmesser von mehr als 100 Millimetern betrigt die
Mindestdicke der Dammschicht, bezogen auf eine Wérmeleitfdhigkeit von 0,035 Watt pro Meter und
Kelvin, 100 Millimeter.

ee) Bei Leitungen und Armaturen nach den Doppelbuchstaben aa bis dd, die sich in Wand- und
Deckendurchbriichen, im Kreuzungsbereich von Leitungen, an Leitungsverbindungsstellen oder bei
zentralen Leitungsnetzverteilern befinden, betragt die Mindestdicke der Dammschicht, bezogen auf eine
Warmeleitfahigkeit von 0,035 Watt pro Meter und Kelvin, die Hélfte des jeweiligen Wertes nach den
Doppelbuchstaben aa bis dd.

ff) Bei Warmeverteilungsleitungen nach den Doppelbuchstaben aa bis dd, die nach dem 31. Januar 2002 in
Bauteilen zwischen beheizten Rdumen verschiedener Nutzer verlegt werden, betragt die Mindestdicke
der Dammschicht, bezogen auf eine Warmeleitfahigkeit von 0,035 Watt pro Meter und Kelvin, die
Halfte des jeweiligen Wertes nach den Doppelbuchstaben aa bis dd.

gg) Bei Leitungen und Armaturen nach Doppelbuchstabe ff, die sich in einem Fuflbodenaufbau befinden,
betrigt die Mindestdicke der Ddmmschicht, bezogen auf eine Warmeleitfiahigkeit von 0,035 Watt pro
Meter und Kelvin, 6 Millimeter.

hh) Soweit in den Fillen des § 69 Absatz 1 Wéarmeverteilungs- und Warmwasserleitungen an Auf3enluft
grenzen, betrigt die Mindestdicke der Ddmmschicht, bezogen auf eine Warmeleitfahigkeit von 0,035
Watt pro Meter und Kelvin, das Zweifache des jeweiligen Wertes nach den Doppelbuchstaben aa bis
dd.

Die Wirmeleitfahigkeiten der Warmeddmmung sind jeweils auf eine Mitteltemperatur von 40 Grad Celsius

zu beziehen.

b) In den Fillen des § 69 Absatz 1 ist Buchstabe a nicht anzuwenden, soweit sich Warmeverteilungsleitungen
nach Buchstabe a Doppelbuchstabe aa bis dd in beheizten Rdumen oder in Bauteilen zwischen beheizten
Réumen eines Nutzers befinden und ihre Warmeabgabe durch frei liegende Absperreinrichtungen
beeinflusst werden kann.

¢) In Féllen des § 69 Absatz 1 ist Buchstabe a nicht anzuwenden auf Warmwasserleitungen bis zu einem
Wasserinhalt von 3 Litern, die weder in den Zirkulationskreislauf einbezogen noch mit elektrischer
Begleitheizung ausgestattet sind (Stichleitungen) und sich in beheizten Rdumen befinden.
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2. Wirmedimmung von Kilteverteilungs- und Kaltwasserleitungen sowie Armaturen in den Féllen des
§70

Bei Kalteverteilungs- und Kaltwasserleitungen sowie Armaturen von Raumlufttechnik- und

Klimakaltesystemen mit einem Innendurchmesser

a) von bis zu 22 Millimetern betriagt die Mindestdicke der Ddmmschicht 9 Millimeter, bezogen auf eine
Wiarmeleitfahigkeit der DAmmschicht von 0,035 Watt pro Meter und Kelvin,

b) von mehr als 22 Millimetern betrdgt die Mindestdicke der Ddmmschicht 19 Millimeter, bezogen auf eine
Wirmeleitfahigkeit der DAmmschicht von 0,035 Watt pro Meter und Kelvin.

Die Wiarmeleitfahigkeit der Kalteddmmung ist jeweils auf eine Mitteltemperatur von 10 Grad Celsius zu
beziehen.

3. Materialien mit anderen Wirmeleitfihigkeiten

Bei Materialien mit anderen Warmeleitfahigkeiten als 0,035 Watt pro Meter und Kelvin sind die
Mindestdicken der Dammschichten entsprechend umzurechnen. Fiir die Umrechnung und die
Wirmeleitfahigkeit des Dammmaterials sind die in anerkannten Regeln der Technik enthaltenen
Berechnungsverfahren und Rechenwerte zu verwenden.

4. Gleichwertige Begrenzung

Bei Warmeverteilungs- und Warmwasserleitungen sowie Kélteverteilungs- und Kaltwasserleitungen diirfen
die Mindestdicken der Dammschichten nach den Nummern 1 und 2 insoweit vermindert werden, als eine
gleichwertige Begrenzung der Warmeabgabe oder der Warmeauthahme auch bei anderen
Rohrddmmstoffanordnungen und unter Berticksichtigung der Ddmmwirkung der Leitungswénde sichergestellt
ist.

Ein Angebot des Bundesinstituts fiir Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) auf www.gmodg.bund.de - Seite 97 von 105


http://www.gmodg.bund.de/

GModG — Konsolidierte, nichtamtliche Lesefassung (Artikel 2 des Anderungsgesetzes, giiltig ab 01.01.2027)

Anlage 9 (zu § 85 Absatz6 Absatz 2)
Umrechnung in Treibhausgasemissionen

1. Angabe in Energiebedarfsausweisen Energieausweisen auf der Grundlage einer energetischen
Bilanzierung nach § 81

Die mit dem Gebédudebetrieb verbundene emittierte Menge von Treibhausgasen berechnet sich fiir die Angabe
in-Energiebedarfsausweisen nach § 85 Absatz 1 Nummer 16 jeweils bezogen auf den Quadratmeter wie folgt:

a) Die Treibhausgasemissionen berechnen sich bei fossilen Brennstoffen, bei Biomasse, bei Strom und bei
Abwérme aus dem Produkt des nach § 20 oder nach § 21 ermittelten endenergetischen Bedarfswerts des
Gebiudes beziiglich des betreffenden Energietrégers und dem auf die eingesetzte Energiemenge bezogenen
Emissionsfaktor nach Nummer 3. Der Emissionsfaktor fiir ,,gebdudenahe Erzeugung" bei gasférmiger und
flissiger Biomasse darf dabei nur verwendet werden, wenn die Voraussetzungen des § 22 Absatz 1 Nummer
+-oder Nummer2 Satz 2erfiillt sind.

b) Wird Wirme aus einer gebaudeintegrierten oder gebaudenahen Kraft-Wérme- Kopplungsanlage bezogen ist
der Emissionsfaktor naeh 4

153 16-4-5:2017-09 Abschnitt 6.2.2.1.6.3 beschnebenen Methode entspricht, unter Verwendung der
Emissionsfaktoren nach Nummer 3 zu bestimmen und jeweils mit dem nach § 20 oder nach § 21 ermittelten,

durch die Kraft-Wiarme-Kopplungsanlage gedeckten endenergetischen Bedarfswert des Gebdudes zu
multiplizieren.

¢) Wird Fernwérme oder -kélte zur Deckung des Endenergiebedarfs (Warme, Kélte) eingesetzt, die ganz oder
teilweise aus Kraft—Wéimle—Kopplungsanlagen stammt, und hat der Betreiber des Wéarmenetzes einen

Emissionsfaktor at

VemeﬁduﬂgdeﬁEmism&sfaktefenﬂae}fNummer% mit einem Verfahren das der in DIN EN 15316-4-5:
2017-09 Abschnitt 6.2.2.1.6.3 beschriebenen Methode entspricht, unter Verwendung der Emissionsfaktoren
nach Nummer 3 ermittelt und ver6ffentlicht, ist dieser Emissionsfaktor zu verwenden und mit dem nach § 20
oder nach § 21 ermittelten endenergetischen Bedarfswert des Gebdudes zu multiplizieren.

d) Wird Fernwarme oder -kilte zur Deckung des Endenergiebedarfs (Wérme, Kilte) eingesetzt, die ganz oder
teilweise aus Kraft-Wérme-Kopplungsanlagen stammt, und hat der Betreiber des Versorgungsnetzes keinen
Emissionsfaktor ermittelt und verdffentlicht, ist der auf die fiir die Fernwarme oder -kilte eingesetzten
Brennstoffe bezogene Emissionsfaktor nach Nummer 3 zu verwenden und mit dem nach § 20 oder nach § 21
ermittelten endenergetischen Bedarfswert des Gebdudes zu multiplizieren.

e) Bei der Ermittlung der Emissionsfaktoren nach Buchstabe c sind die Vorkettenemissionen der einzelnen
Energietrager und die Netzverluste zu beriicksichtigen. Zur Beriicksichtigung der Vorkettenemissionen kann
ein pauschaler Aufschlag von 20 Prozent, mindestens aber von 40 Gramm Kohlendioxid-Aquivalent pro
Kilowattstunde, auf den ohne Beriicksichtigung der Vorkettenemissionen bestimmten Emissionsfaktor
angewendet werden.

f) Falls der Warme-, Kélte- und Strombedarf des Gebédudes aus unterschiedlichen Brennstoffen und
Energietragern gedeckt wird, so ist die Gesamttreibhausgasemission als die Summe der nach § 20 oder nach
§ 21 ermittelten endenergetischen Bedarfswerte des Gebdudes beziiglich der einzelnen Brennstoffe und
Energietrager, jeweils multipliziert mit den betreffenden Emissionsfaktoren, zu ermitteln.

gHweggefallen)
h-tweggefallen)
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2. Angabe in Energieverbrauchsausweisen-Energieausweisen auf der Grundlage des erfassten
Endenergieverbrauchs nach § 82

Die mit dem Gebdudebetrieb verbundenen Treibhausgasemissionen nach § 85 Absatz 1 Nummer 16 berechnen
sich als Summe der nach Energietragern differenzierten nach § 82 Absatz 1, 2 und 5 normalisierten jahrlichen

Energieverbrauchswerte ats—

cr-cizelnen Encrgietriger, jeweils

multipliziert mit den entsprechenden Emissionsfaktoren nach Nummer 3, bezogen auf den Quadratmeter.

3. Emissionsfaktoren

Nummer | Kategorie Energietriger Emissionsfaktor
[g COz-Aquivalent pro kWh]
1 Fossile Brennstoffe Heizol 310
2 Erdgas 240
3 Fliissiggas 270
4 Steinkohle 400
5 Braunkohle 430
6 Biogene Brennstoffe Biogas 140 80
7 Biogas, gebdudenah erzeugt 7570
8 Biomethan 80
%9 Biogenes Fliissiggas 186 80
910 Biodl 210 80
10-11 Biodl, gebdudenah erzeugt 10570
H 12 Holz/feste Biomasse 20
13 Synthetische Brennstoffe Wasserstoff einschlieBlich daraus hergestellter 80
Derivate
14 Synthetisches Heizol 80
215 Strom netzbezogen 560 100
1316 gebaudenah erzeugt (aus Photovoltaik oder 0
Windkraft)
1517 Wirme, Kilte Erdwirme, Geothermie, Solarthermie, 0
Umgebungswérme
1618 Erdkélte, Umgebungskalte 0
1719 Abwirme aus Prozessen 40 10
1820 Wirme aus KWK, gebédudeintegriert oder B S
gebdudenah nach der in DIN EN 15316-4-
5:2017-09 Abschnitt
6.2.2.1.6.3 beschriebenen
Methode
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Nummer | Kategorie

Energietriger

Emissionsfaktor
[g COz-Aquivalent pro kWh]

1921 S forbrennnnes e Die e b il | 20
Hilfsenergieund-Stiitzfenerung) Wirme aus der
Verbrennung von Stoffen, die thermisch
behandelt oder entsorgt werden miissen (Abfall,
Klarschlamm, Deponiegas, Grubengas)
2022 Nah-/Fernwiarme aus KWK mit | Brennstoff: Stein-/Braunkohle 300
Deckungsanteil der KWK an der
2423 Wirmeerzeugung von gasformige und fliissige Brennstoffe 180
2224 mindestens 70 Prozent erneuerbarer Brennstoff 40
2325 Nah-/Fernwirme aus Brennstoff: Stein-/Braunkohle 400
Loy
2426 gasformige und fliissige Brennstoffe 300
2527 erneuerbarer Brennstoff 60
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Anlage 10 (zu § 86 Absatz 1)

Energieeffizienzklassen von Wohngebiuden

Energieeffizienzklasse

Endenergie
[Kilowattstunden pro Quadratmeter Gebdudenutzfliche nach DIN/TS 18599:
2025-10, die beheizt oder gekiihlt wird, und Jahr]

A+ <30
A <50
B <75
C <100
D <130
E <160
F <200
G <250
H >250
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Anlage 10a (zu § 86 Absatz 3)
Energieeffizienzklassen von Nichtwohngebiuden

Energieeffizienzklasse Primérenergiereferenzfaktor
A +00<1,0

B 139>1,0

C 17 >1,48

D 2.17>1,97

E 2.56>246

F 2.95>2095

G 3.50>35
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Anlage 11 (zu § 88 Absatz 2 Nummer 2)
Anforderungen an die Inhalte der Schulung fiir die Berechtigung zur Ausstellung von
Energieausweisen

1. Zweck der Schulung
Die nach § 88 Absatz 2 Nummer 2 verlangte Schulung soll die Aussteller von Energieausweisen in die
Lage versetzen, bei der Ausstellung solcher Energieausweise die Vorschriften dieses Gesetzes
einschliellich des technischen Regelwerks zum energiesparenden Bauen sachgemil3 anzuwenden. Die
Schulung soll praktische Ubungen einschliefen und insbesondere die im Folgenden genannten
Fachkenntnisse vermitteln.

2. Inhaltliche Schwerpunkte der Schulung zu Wohngebiuden

a) Bestandsaufnahme und Dokumentation des Gebédudes, der Baukonstruktion und der technischen Anlagen
Ermittlung, Bewertung und Dokumentation des Einflusses der geometrischen und energetischen Kennwerte
der Gebadudehiille einschlieBlich aller Einbauteile und Warmebriicken, der Luftdichtheit und Erkennen von
Leckagen, der bauphysikalischen Eigenschaften von Baustoffen und Bauprodukten einschlieBBlich der damit
verbundenen konstruktiv-statischen Aspekte, der energetischen Kennwerte von anlagentechnischen
Komponenten einschlielich deren Betriebseinstellung und Wartung, der Auswirkungen des
Nutzerverhaltens und von Leerstand und von Klimarandbedingungen und Witterungseinfliissen auf den
Energieverbrauch.

b) Beurteilung der Gebaudehiille Ermittlung von Eingangs- und Berechnungsgrofen fiir die energetische
Berechnung, wie zum Beispiel Warmeleitfahigkeit, Warmedurchlasswiderstand,
Wiérmedurchgangskoeffizient, Transmissionswarmeverlust, Liiftungswarmebedarf und nutzbare interne
und solare Warmegewinne. Durchfiihrung der erforderlichen Berechnungen nach BIN-V18599-oder DIN
M4408-6 DIN/TS 18599: 2025-10 sowie Anwendung vereinfachter Annahmen und Berechnungs- und
Beurteilungsmethoden. Beriicksichtigung von MaBinahmen des sommerlichen Warmeschutzes und
Berechnung nach BIN-4408-2 DIN 4108-2: 2013-02, Kenntnisse iiber Luftdichtheitsmessungen und die
Ermittlung der Luftdichtheitsrate.

¢) Beurteilung von Heizungs- und Warmwasserbereitungsanlagen Detaillierte Beurteilung von Komponenten
einer Heizungsanlage zur Warmeerzeugung, Warmespeicherung, Warmeverteilung und Wérmeabgabe.
Kenntnisse iiber die Interaktion von Gebaudehiille und Anlagentechnik, Durchfithrung der Berechnungen
nach DIN-V18599-eder DIN-V-4701-10 DIN/TS 18599: 2025-10, Beurteilung von Systemen der

alternativen und erneuerbaren Energie- und Warmeerzeugung.

d) Beurteilung von Liiftungs- und Klimaanlagen Bewertung unterschiedlicher Arten von Liiftungsanlagen
und deren Konstruktionsmerkmalen, Beriicksichtigung der Brand- und Schallschutzanforderungen fiir
liftungstechnische Anlagen, Durchfithrung der Berechnungen nach BIN18599-eder DINV-470110
DIN/TS 18599: 2025-10, Grundkenntnisse iiber Klimaanlagen.

¢) Erbringung der Nachweise Kenntnisse {iber energetische Anforderungen an Wohngebéude und das
Bauordnungsrecht, insbesondere des Mindestwarmeschutzes, die Durchfiihrung der Nachweise und
Berechnungen des Jahres-Primérenergiebedarfs, die Ermittlung des Energieverbrauchs und seine
rechnerische Bewertung einschlieBlich der Witterungsbereinigung und iiber die Ausstellung eines
Energieausweises.

f) Grundlagen der Beurteilung von Modernisierungsempfehlungen einschlief8lich ihrer technischen
Machbarkeit und Wirtschaftlichkeit Kenntnisse und Erfahrungswerte iiber Amortisations- und
Wirtschaftlichkeitsberechnung fiir einzelne Bauteile und Anlagen einschlieBlich Investitionskosten und
Kosteneinsparungen, iiber erfahrungsgemaf wirtschaftlich rentable, im Allgemeinen verwirklichungsfahige
Modernisierungsempfehlungen fiir kosteneffiziente Verbesserungen der energetischen Eigenschaften des
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Wohngebdudes, iiber Vor- und Nachteile bestimmter Verbesserungsvorschlidge unter Beriicksichtigung
bautechnischer und rechtlicher Rahmenbedingungen (zum Beispiel bei Wechsel des Heizenergietragers,
Grenzbebauung, Grenzabsténde), liber aktuelle Forderprogramme, {iber tangierte bauphysikalische und
statisch-konstruktive Einfliisse, wie zum Beispiel Warmebriicken, Tauwasseranfall (Kondensation),
Wasserdampftransport, Schimmelpilzbefall, Bauteilanschliisse und Vorschlige fiir weitere
AbdichtungsmalBnahmen, iiber die Auswahl von Materialien zur Herstellung der Luftdichtheit nach den
Gesichtspunkten der Vertriglichkeit der Wirksamkeit sowie der Dauerhaftigkeit und {iber Auswirkungen
von wirmeschutztechnischen Maflnahmen auf den Schall- und Brandschutz. Erstellung erfahrungsgemif
wirtschaftlich rentabler, im Allgemeinen verwirklichungsfahiger Modernisierungsempfehlungen fiir
kosteneffiziente Verbesserungen der energetischen Eigenschaften.

3. Inhaltliche Schwerpunkte der Schulung zu Nichtwohngebduden
Zusitzlich zu den unter Nummer 2 aufgefiihrten Schwerpunkten soll die Schulung insbesondere die
nachfolgenden Fachkenntnisse zu Nichtwohngebiuden vermitteln:

a) Bestandsaufnahme und Dokumentation des Gebéaudes, der Baukonstruktion und der technischen Anlagen
Energetische Modellierung eines Gebaudes — hierzu gehoren beheiztes oder gekiihltes Volumen,
konditionierte oder nicht konditionierte Rdume, Versorgungsbereich der Anlagentechnik —, Ermittlung der
Systemgrenze und Einteilung des Gebdudes in Zonen nach entsprechenden Nutzungsrandbedingungen,
Zuordnung von geometrischen und energetischen KenngréBen zu den Zonen und Versorgungsbereichen,
Zusammenwirken von Gebdude und Anlagentechnik mit Verrechnung von Bilanzanteilen, Anwendung
vereinfachter Verfahren, zum Beispiel die Anwendung des Ein-Zonen-Modells, Bestimmung von
Wirmequellen und -senken und des Nutzenergiebedarfs von Zonen, Ermittlung, Bewertung und
Dokumentation der energetischen Kennwerte von raumlufttechnischen Anlagen, insbesondere von
Klimaanlagen, und Beleuchtungssystemen.

b) Beurteilung der Gebaudehiille Ermittlung von Eingangs- und Berechnungsgrofien und energetische
Bewertung von Fassadensystemen, insbesondere von Vorhang- und Glasfassaden, Bewertung von
Systemen flir den sommerlichen Wérmeschutz und von Verbauungs- und Verschattungssituationen.

¢) Beurteilung von Heizungs- und Warmwasserbereitungsanlagen Berechnung des Endenergiebedarfs fiir
Heizungs- und Warmwasserbereitung einschlieBlich der Verluste in den technischen Prozessschritten nach

DI Q500 nd-1DIN Q500 R R No K A Armek nresaplacsenn h IN

18599-9 DIN/TS 18599-5: 2025-10
Kopplungsanlagen nach DIN/TS 18599-9: 2025-10, Bilanzierung von Nah- und Fernwirmesystemen und
der Nutzung erneuerbarer Energien.

d) Beurteilung von raumlufttechnischen Anlagen und sonstigen Anlagen zur Kiihlung Berechnung des
Kiihlbedarfs von Gebduden (Nutzkilte) und der Nutzenergie fiir die Luftaufbereitung, Bewertung
unterschiedlicher Arten von raumlufttechnischen Anlagen und deren Konstruktionsmerkmalen,
Beriicksichtigung der Brand- und Schallschutzanforderungen fiir diese Anlagen, Berechnung des
Energiebedarfs fiir die Befeuchtung mit einem Dampferzeuger, Ermittlung von Ubergabe- und
Verteilverlusten, Bewertung von Bauteiltemperierungen, Durchfithrung der Berechnungen nach BIN-V
185992 DINV18599-3-und BPIN-V18599-7 DIN/TS 18599-2: 2025-10, DIN/TS 18599-3: 2025-10 und
DIN/TS 18599-7: 2025-10 und der Nutzung erneuerbarer Energien.

e) Beurteilung von Beleuchtungs- und Belichtungssystemen Berechnung des Endenergiebedarfs fiir die
Beleuchtung nach BPIN-Y18599-4 DIN/TS 18599-4: 2025-10, Bewertung der Tageslichtnutzung, zam
Beispiel der Fenster, der Tageslichtsysteme, des Beleuchtungsniveaus, des Wartungswertes sowie der
Beleuchtungsstirke, der tageslichtabhéngigen Kunstlichtregelung, zum Beispiel der Art, der
Kontrollstrategie, des Funktionsumfangs, sowie des Schaltsystems und der Kunstlichtbeleuchtung, zum
Beispiel der Lichtquelle, der Vorschaltgerite sowie der Leuchten.
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f) Erbringung der Nachweise Kenntnisse iiber energetische Anforderungen an Nichtwohngebdude und das
Bauordnungsrecht, insbesondere den Mindestwarmeschutz, Durchfiihrung der Nachweise und
Berechnungen des Jahres-Primérenergiebedarfs, Ermittlung des Energieverbrauchs und seine rechnerische
Bewertung einschlielich der Witterungsbereinigung, Ausstellung eines Energicausweises.

g) Grundlagen der Beurteilung von Modernisierungsempfehlungen einschlie8lich ihrer technischen
Machbarkeit und Wirtschaftlichkeit Erstellung von erfahrungsgemaf wirtschaftlich rentablen, im
Allgemeinen verwirklichungsfiahigen Modernisierungsempfehlungen fiir kosteneffiziente Verbesserungen
der energetischen Eigenschaften fiir Nichtwohngebéude.

4. Umfang der Schulung
Der Umfang der Fortbildung insgesamt sowie der einzelnen Schwerpunkte soll dem Zweck und den
Anforderungen dieser Anlage sowie der Vorbildung der jeweiligen Teilnehmer Rechnung tragen.
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Allgemeiner Teil

[bookmark: bm2][bookmark: _Toc242254460]§ 1 Zweck und Ziel

(1) Ziel dieses Gesetzes ist es, einen wesentlichen Beitrag zur Erreichung der nationalen Klimaschutzziele zu leisten. Dies soll durch wirtschaftliche, sozialverträgliche und effizienzsteigernde Maßnahmen zur Einsparung von Treibhausgasemissionen sowie der zunehmenden Nutzung von erneuerbaren Energien oder unvermeidbarer Abwärme für die Energieversorgung von Gebäuden erreicht werden.

(2) Unter Beachtung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit soll das Gesetz im Interesse des Klimaschutzes, der stetigen Reduktion von fossilen Ressourcen und der Minderung der Abhängigkeit von Energieimporten dazu beitragen, die energie- und klimapolitischen Ziele der Bundesregierung sowie eine weitere Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch für Wärme und Kälte zu erreichen und eine nachhaltige Entwicklung der Energieversorgung zu ermöglichen.

(3) Die Errichtung und der Betrieb einer Anlage sowie der dazugehörigen Nebenanlagen zur Erzeugung sowie zum Transport von Wärme, Kälte und Strom aus erneuerbaren Energien sowie Effizienzmaßnahmen in Gebäuden liegen im überragenden öffentlichen Interesse und dienen der öffentlichen Sicherheit. Bis der Gebäudebetrieb im Bundesgebiet treibhausgasneutral ist, sollen die erneuerbaren Energien sowie Effizienzmaßnahmen als vorrangige Belange in die jeweils durchzuführenden Schutzgüterabwägungen eingebracht werden. Satz 2 ist nicht gegenüber Belangen der Landes- und Bündnisverteidigung anzuwenden.

[bookmark: bm3][bookmark: _Toc242254461]§ 2 Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz ist anzuwenden auf

1. Gebäude, soweit sie nach ihrer Zweckbestimmung unter Einsatz von Energie beheizt oder gekühlt werden, und

2. deren Anlagen und Einrichtungen der Heizungs-, Kühl-, Raumluft- und Beleuchtungstechnik sowie der Warmwasserversorgung. Der Energieeinsatz für Produktionsprozesse in Gebäuden ist nicht Gegenstand dieses Gesetzes.

(2) Mit Ausnahme der §§ 74 bis 78 ist dieses Gesetz nicht anzuwenden auf

1. Betriebsgebäude, die überwiegend zur Aufzucht oder zur Haltung von Tieren genutzt werden,

2. Betriebsgebäude, soweit sie nach ihrem Verwendungszweck großflächig und lang anhaltend offen gehalten werden müssen,

3. unterirdische Bauten,

4. Unterglasanlagen und Kulturräume für Aufzucht, Vermehrung und Verkauf von Pflanzen,

5. Traglufthallen und Zelte,

6. Gebäude, die dazu bestimmt sind, wiederholt aufgestellt und zerlegt zu werden, und provisorische Gebäude mit einer geplanten Nutzungsdauer von bis zu zwei Jahren,

7. Gebäude, die dem Gottesdienst oder anderen religiösen Zwecken gewidmet sind,

8. Wohngebäude, die

a) für eine Nutzungsdauer von weniger als vier Monaten jährlich bestimmt sind oder

b) für eine begrenzte jährliche Nutzungsdauer bestimmt sind und deren zu erwartender Energieverbrauch für die begrenzte jährliche Nutzungsdauer weniger als 25 Prozent des zu erwartenden Energieverbrauchs bei ganzjähriger Nutzung beträgt, und

9. sonstige handwerkliche, landwirtschaftliche, gewerbliche, industrielle oder für öffentliche Zwecke genutzte Betriebsgebäude, die nach ihrer Zweckbestimmung

a) auf eine Raum-Solltemperatur von weniger als 12 Grad Celsius beheizt werden oder

b) jährlich weniger als vier Monate beheizt sowie jährlich weniger als zwei Monate gekühlt werden.

(3) Auf Bestandteile von Anlagen der Heizungs-, Kühl- und Raumlufttechnik sowie der Warmwasserversorgung, die sich nicht im räumlichen Zusammenhang mit Gebäuden nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 befinden, ist dieses Gesetz nicht anzuwenden.

[bookmark: bm4][bookmark: _Toc242254462]§ 3 Begriffsbestimmungen

(1) Im Sinne dieses Gesetzes ist

1. „Abwärme“ die Wärme oder Kälte, die aus technischen Prozessen und aus baulichen Anlagen stammenden Abluft- und Abwasserströmen entnommen wird,

2. „Aperturfläche“ die Lichteintrittsfläche einer solarthermischen Anlage,

3. „Baudenkmal“ ein nach Landesrecht geschütztes Gebäude oder eine nach Landesrecht geschützte Gebäudemehrheit,

4. „beheizter Raum“ ein Raum, der nach seiner Zweckbestimmung direkt oder durch Raumverbund beheizt wird,

4a. „Bilanzbezugsfläche“ die Bilanzbezugsgröße eines Wohngebäudes oder eines Nichtwohngebäudes nach DIN SPEC 91606: 2026-07* in Quadratmeter,

4a.4b. „Bioöl“ ein Heizöl, das hergestellt wird

a) aus der Veresterung von Biomasse zu Fettsäuremethylester oder

b) aus der Hydrierung von Biomasse zu hydriertem Pflanzenöl,

4b.4c. „blauer Wasserstoff“ Wasserstoff aus der Reformierung von Erdgas, dessen Erzeugung mit einem Kohlendioxid-Abscheidungsverfahren und Kohlendioxid-Speicherungsverfahren gekoppelt wird und der in Bezug auf die Verringerung von Treibhausgasemissionen einen Mindestschwellenwert von 70 Prozent des Vergleichswerts für fossile Brennstoffe für erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs erreicht, welcher in der nach Artikel 29a Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2018/2001 in der Fassung vom 13. Juni 2024 angenommenen Methode für die Bewertung der durch erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs und wiederverwertete kohlenstoffhaltige Kraftstoffe erzielten Treibhausgasemissionseinsparungen festgelegt ist,

5. „Brennwertkessel“ ein Heizkessel, der die energetische Nutzung des in den Abgasen enthaltenen Wasserdampfes durch Kondensation des Wasserdampfes im Betrieb vorsieht,

6. „einseitig angebautes Wohngebäude“ ein Wohngebäude, von dessen nach einer Himmelsrichtung weisenden vertikalen Flächen ein Anteil von 80 Prozent oder mehr an ein anderes Wohngebäude oder ein Nichtwohngebäude mit einer Raum-Solltemperatur von mindestens 19 Grad Celsius angrenzt,

7. „Elektroenergiebedarf für Nutzeranwendungen“ die weiteren Elektroenergieverbräuche nach DIN V 18599-9: 2018-09 DIN/TS 18599-9: 2025-10*,

8. „Energiebedarfsausweis“ ein Energieausweis, der auf der Grundlage des berechneten Energiebedarfs ausgestellt wird, Energieausweis“ ein Ausweis über die Gesamtenergieeffizienz eines Gebäudes,

8a. „Energieleistungsvertrag“ eine vertragliche Vereinbarung zwischen dem Begünstigten und dem Erbringer einer Maßnahme zur Energieeffizienzverbesserung, die während der gesamten Vertragslaufzeit einer Überprüfung und Überwachung unterliegt und in deren Rahmen Investitionen für Arbeiten, Lieferungen oder Dienstleistungen in die betreffende Maßnahme zur Energieeffizienzverbesserung in Bezug auf einen vertraglich vereinbarten Umfang an Energieeffizienzverbesserungen oder ein anderes vereinbartes Energieleistungskriterium, wie finanzielle Einsparungen, getätigt werden,

9. „Energieverbrauchsausweis“ ein Energieausweis, der auf der Grundlage des erfassten Energieverbrauchs ausgestellt wird,

9a. 9. „Gebäudenetz“ ein Netz zur ausschließlichen überwiegenden Versorgung mit Wärme und Kälte Raumwärme, Raumkälte und Warmwasser von mindestens zwei und bis zu 16 Gebäuden und bis zu 100 Wohneinheiten,

10. „Gebäudenutzfläche“ die Nutzfläche eines Wohngebäudes nach DIN V 18599: 2018-09, die beheizt oder gekühlt wird,

10a10. „gebäudetechnisches System“ die technische Ausrüstung eines Gebäudes oder Gebäudeteils für Raumheizung, Raumkühlung, Lüftung, Warmwasserbereitung für den häuslichen Gebrauch, eingebaute Beleuchtung, Gebäudeautomatisierung und -steuerung, Elektrizitätserzeugung Gebäudesteuerung, Erzeugung von erneuerbarer Energie und Speicherung von Energie am Gebäudestandort oder für eine Kombination derselben, einschließlich Systemen, die Energie aus erneuerbaren Quellen nutzen,

11. „gekühlter Raum“ ein Raum, der nach seiner Zweckbestimmung direkt oder durch Raumverbund gekühlt wird,

12. „Gesamtenergiebedarf“ der nach Maßgabe dieses Gesetzes bestimmte Jahres-Primärenergiebedarf

a) eines Wohngebäudes für Heizung, Warmwasserbereitung, Lüftung sowie Kühlung oder

b) eines Nichtwohngebäudes für Heizung, Warmwasserbereitung, Lüftung, Kühlung sowie eingebaute Beleuchtung,

13. „Geothermie“ die dem Erdboden entnommene Wärme,

13a. „größere Renovierung“ die Renovierung eines Gebäudes, bei der mehr als 25 Prozent der wärmeübertragenden Umfassungsfläche einer Renovierung unterzogen werden,

13b. „grüner Wasserstoff“ Wasserstoff, der die Anforderungen nach Artikel 2 Nummer 36 der Richtlinie (EU) 2018/2001 erfüllt, wobei der Wasserstoff zur Speicherung oder zum Transport auch in anderen Energieträgern chemisch oder physikalisch gespeichert werden kann,

14. „Heizkessel“ ein aus Kessel und Brenner bestehender Wärmeerzeuger, der dazu dient, die durch die Verbrennung freigesetzte Wärme an einen Wärmeträger zu übertragen,

14a. „Heizungsanlage“ eine Anlage zur Erzeugung von Raumwärme, Warmwasser oder einer Kombination davon einschließlich Hausübergabestationen zum Anschluss an ein Wärmenetz und Wärmeüberträger von unvermeidbarer Abwärme, mit Ausnahme von handbeschickten Einzelraumfeuerungsanlagen im Sinne des § 2 Nummer 3, offenen Kaminen nach § 2 Nummer 12 und Badeöfen nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d der Verordnung über kleine und mittlere Feuerungsanlagen vom 26. Januar 2010 (BGBl. I S. 38) in der jeweils geltenden Fassung,

15. „Jahres-Primärenergiebedarf“ der jährliche Gesamtenergiebedarf eines Gebäudes, der zusätzlich zum Energiegehalt der eingesetzten Energieträger und von elektrischem Strom auch die vorgelagerten Prozessketten bei der Gewinnung, Umwandlung, Speicherung und Verteilung mittels Primärenergiefaktoren einbezieht,

16. (weggefallen),

17. „kleines Gebäude“ ein Gebäude mit nicht mehr weniger als 50 Quadratmetern Nutzfläche,

18. „Klimaanlage“ die Gesamtheit aller zu einer gebäudetechnischen Anlage gehörenden Anlagenbestandteile, die für eine Raumluftbehandlung erforderlich sind, durch die die Temperatur geregelt wird,

18a. „Lebenszyklus-Treibhausgasemissionen“ die Summe aus gebäudebezogenen sowie betriebs- und nutzungsbedingten Treibhausgasemissionen, die über den gesamten Lebenszyklus eines Gebäudes entstehen bei der Herstellung und dem Transport von Bauprodukten, den Tätigkeiten auf der Baustelle, dem Energieaufwand im Gebäude, dem Ersatz von Bauprodukten, dem Rückbau, dem Transport und der Bewirtschaftung von ausgebauten Komponenten und Materialien und ihrer Wiederverwendung, ihrem Recycling, ihrer thermischen Verwertung und ihrer endgültigen Entsorgung,

18b. „Lebenszyklus-Treibhauspotenzial“ ein Indikator zur Quantifizierung der Summe der Treibhausgasemissionen eines Gebäudes über dessen gesamten Lebenszyklus, der nach Anhang III der Richtlinie (EU) 2024/1275 als flächenbezogener Wert in Kohlenstoffdioxid-Äquivalente angegeben wird und auf dem internationalen global warming potential 100-Standard basiert, welcher das Erwärmungspotenzial über einen Zeithorizont von 100 Jahren definiert,

19. „Nah-/Fernwärme“ die Wärme, die mittels eines Wärmeträgers durch ein Wärmenetz verteilt wird,

20. „Nah-/Fernkälte“ die Kälte, die mittels eines Kälteträgers durch ein Kältenetz verteilt wird,

21. „Nennleistung“ die vom Hersteller festgelegte und im Dauerbetrieb unter Beachtung des vom Hersteller angegebenen Wirkungsgrades als einhaltbar garantierte größte Wärme- oder Kälteleistung in Kilowatt,

22. „Nettogrundfläche“ die Nutzfläche eines Nichtwohngebäudes nach DIN V 18599: 2018-09, die beheizt oder gekühlt wird, (gestrichen)

23. „Nichtwohngebäude“ ein Gebäude, das nicht unter Nummer 33 fällt,

24. „Niedertemperatur-Heizkessel“ ein Heizkessel, der kontinuierlich mit einer Eintrittstemperatur von 35 Grad Celsius bis 40 Grad Celsius betrieben werden kann und in dem es unter bestimmten Umständen zur Kondensation des in den Abgasen enthaltenen Wasserdampfes kommen kann,

25. „Niedrigstenergiegebäude“ ein Gebäude, das eine sehr gute Gesamtenergieeffizienz aufweist und dessen Energiebedarf sehr gering ist und, soweit möglich, zu einem ganz wesentlichen Teil durch Energie aus erneuerbaren Quellen gedeckt werden soll,

26. „Nutzfläche“

a) bei einem Wohngebäude die Gebäudenutzfläche oder

b) bei einem Nichtwohngebäude die Nettogrundfläche,

	die Nettoraumfläche nach DIN 277: 2021-08, die beheizt oder gekühlt wird,

27. „Nutzfläche mit starkem Publikumsverkehr“ die öffentlich zugängliche Nutzfläche, die während ihrer Öffnungszeiten von einer großen Zahl von Menschen aufgesucht wird; eine solche Fläche kann sich insbesondere in einer öffentlichen oder einer privaten Einrichtung befinden, die für gewerbliche, freiberufliche, kulturelle, soziale oder behördliche Zwecke genutzt wird,

28. „oberste Geschossdecke“ die zugängliche Decke beheizter Räume zum unbeheizten Dachraum,

28a. „orangener Wasserstoff“ Wasserstoff, der aus Biomasse oder unter Verwendung von Strom aus Anlagen der Abfallwirtschaft hergestellt wird und der in Bezug auf die Verringerung von Treibhausgasemissionen einen Mindestschwellenwert von 70 Prozent des Vergleichswerts für fossile Brennstoffe für erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs erreicht, welcher in der nach Artikel 29a Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2018/2001 in der Fassung vom 13. Juni 2024 angenommenen Methode für die Bewertung der durch erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs und wiederverwertete kohlenstoffhaltige Kraftstoffe erzielten Treibhausgasemissionseinsparungen festgelegt ist,

29. „Stromdirektheizung“ ein Gerät zur direkten Erzeugung von Raumwärme durch Ausnutzung des elektrischen Widerstands auch in Verbindung mit Wärmespeichern,

29a. „System für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung“ ein System, das sämtliche Produkte, Software und Engineering-Leistungen umfasst, mit denen ein energieeffizienter, wirtschaftlicher und sicherer Betrieb gebäudetechnischer Systeme durch automatische Steuerungen sowie durch die Erleichterung des manuellen Managements dieser gebäudetechnischen Systeme unterstützt werden kann,

29b. „türkiser Wasserstoff“ Wasserstoff, der über die Pyrolyse von Erdgas hergestellt wird und der in Bezug auf die Verringerung von Treibhausgasemissionen einen Mindestschwellenwert von 70 Prozent des Vergleichswerts für fossile Brennstoffe für erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs erreicht, welcher in der nach Artikel 29a Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2018/2001 in der Fassung vom 13. Juni 2024 angenommenen Methode für die Bewertung der durch erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs und wiederverwertete kohlenstoffhaltige Kraftstoffe erzielten Treibhausgasemissionseinsparungen festgelegt ist,

30. „Umweltwärme“ die der Luft, dem Wasser oder der aus technischen Prozessen und baulichen Anlagen stammenden Abwasserströmen entnommene und technisch nutzbar gemachte Wärme oder Kälte mit Ausnahme der aus technischen Prozessen und baulichen Anlagen stammenden Abluftströmen entnommenen Wärme,

30a. „unvermeidbare Abwärme“ der Anteil der Wärme, der als Nebenprodukt in einer Industrie- oder Gewerbeanlage oder im tertiären Sektor aufgrund thermodynamischer Gesetzmäßigkeiten anfällt, nicht durch Anwendung des Standes der Technik vermieden werden kann, in einem Produktionsprozess nicht nutzbar ist und ohne den Zugang zu einem Wärmenetz ungenutzt in Luft oder Wasser abgeleitet werden würde,

	„unvermeidbare Abwärme“ Wärme, die als unvermeidbares Nebenprodukt in einer Industrieanlage, einer Stromerzeugungsanlage oder im tertiären Sektor anfällt und ohne den Zugang zu einem Wärmenetz ungenutzt in die Luft oder in das Wasser abgeleitet werden würde, dabei gilt Abwärme als unvermeidbar, soweit sie aus wirtschaftlichen, sicherheitstechnischen oder sonstigen Gründen im Produktionsprozess nicht nutzbar ist und nicht mit vertretbarem Aufwand verringert werden kann,

31. „Wärme- und Kälteenergiebedarf“ die Summe aus

a) der zur Deckung des Wärmebedarfs für Heizung und Warmwasserbereitung jährlich benötigten Wärmemenge, einschließlich des thermischen Aufwands für Übergabe, Verteilung und Speicherung der Energiemenge und

b) der zur Deckung des Kältebedarfs für Raumkühlung jährlich benötigten Kältemenge, einschließlich des thermischen Aufwands für Übergabe, Verteilung und Speicherung der Energiemenge,

32. „Wohnfläche“ die Fläche, die nach der Wohnflächenverordnung vom 25. November 2003 (BGBl. I S. 2346) oder auf der Grundlage anderer Rechtsvorschriften oder anerkannter Regeln der Technik zur Berechnung von Wohnflächen ermittelt worden ist,

33. „Wohngebäude“ ein Gebäude, das nach seiner Zweckbestimmung überwiegend dem Wohnen dient, einschließlich von Wohn-, Alten- oder Pflegeheimen sowie ähnlicher Einrichtungen,

34. „zweiseitig angebautes Wohngebäude“ ein Wohngebäude, von dessen nach zwei unterschiedlichen Himmelsrichtungen weisenden vertikalen Flächen im Mittel ein Anteil von 80 Prozent oder mehr an ein anderes Wohngebäude oder ein Nichtwohngebäude mit einer Raum-Solltemperatur von mindestens 19 Grad Celsius angrenzt.

(2) Erneuerbare Energien im Sinne dieses Gesetzes ist oder sind

1. Geothermie,

2. Umweltwärme,

3. die technisch durch im unmittelbaren räumlichen Zusammenhang mit dem Gebäude stehenden Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie oder durch solarthermische Anlagen zur Wärme- oder Kälteerzeugung nutzbar gemachte Energie,

4. die technisch durch gebäudeintegrierte Windkraftanlagen zur Wärme- oder Kälteerzeugung nutzbar gemachte Energie,

5. die aus fester, flüssiger oder gasförmiger Biomasse erzeugte Wärme; die Abgrenzung erfolgt nach dem Aggregatzustand zum Zeitpunkt des Eintritts der Biomasse in den Wärmeerzeuger,

6. die aus grünem Wasserstoff oder den daraus hergestellten Derivaten erzeugte Wärme oder

7. die dem Erdboden oder dem Wasser entnommene und technisch nutzbar gemachte oder aus Wärme nach den Nummern 1 bis 6 technisch nutzbar gemachte Kälte.

(3) Biomasse im Sinne des Absatzes 1 Nummer 4a ist oder sind

1. Anbaubiomasse nach § 2 Absatz 24 der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung,

2. Rohstoffe nach Anhang IX der Richtlinie (EU) 2018/2001,

3. sonstige Bioabfälle, die nicht in Anhang IX der Richtlinie (EU) 2018/2001 aufgeführt sind. 

Satz 1 ist jeweils mit der Maßgabe anzuwenden, dass

1. Biomasse aus Rohstoffen mit hohem Risiko indirekter Landnutzungsänderung nach Artikel 3 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/807 ausgenommen ist,

2. die Nachhaltigkeitsanforderungen der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung vom 2. Dezember 2021 (BGBl. I S. 5126), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 13. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2286) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung entsprechend anzuwenden sind auf

a) flüssige Biomasse,

b) feste Biomasse in einer Anlage zur Erzeugung von Wärme oder Kälte mit einer Gesamtfeuerungswärmeleistung von 7,5 Megawatt oder mehr und

c) gasförmige Biomasse in einer Anlage zur Erzeugung von Wärme oder Kälte mit einer Gesamtfeuerungswärmeleistung von 2 Megawatt oder mehr.

(4) Biomasse im Sinne des Absatzes 2 Nummer 5 ist oder sind

1. Biomasse im Sinne der Biomasseverordnung vom 21. Juni 2001 (BGBl. I S. 1234), die zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 13. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2258) geändert worden ist,

2. Altholz der Kategorien A I und A II nach § 2 Nummer 4 Buchstabe a und b der Altholzverordnung vom 15. August 2002 (BGBl. I S. 3302), die zuletzt durch Artikel 120 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist,

3. biologisch abbaubare Anteile von Abfällen aus Haushalten und Industrie,

4. Deponiegas,

5. Klärgas,

6. Klärschlamm im Sinne der Klärschlammverordnung vom 27. September 2017 (BGBl. I S. 3465), die zuletzt durch Artikel 137 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung oder

7. Pflanzenölmethylester. 

Satz 1 ist jeweils mit der Maßgabe anzuwenden, dass

1. Biomasse aus Rohstoffen mit hohem Risiko indirekter Landnutzungsänderung nach Artikel 3 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/807 ausgenommen ist,

2. die Nachhaltigkeitsanforderungen der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung vom 2. Dezember 2021 (BGBl. I S. 5126) in der jeweils geltenden Fassung entsprechend anzuwenden sind auf

a) flüssige Biomasse,

b) feste Biomasse in einer Anlage zur Erzeugung von Wärme oder Kälte mit einer Gesamtfeuerungswärmeleistung von 7,5 Megawatt oder mehr und

c) gasförmige Biomasse in einer Anlage zur Erzeugung von Wärme oder Kälte mit einer Gesamtfeuerungswärmeleistung von 2 Megawatt oder mehr,

3. der zur Erzeugung der gasförmigen Biomasse in Vergärungsanlagen im Sinne des § 24 Absatz 1 Satz 1 und 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes ab einer Leistung von 1 Megawatt, welche nach Ablauf des 31. Dezember 2023 in Betrieb genommen werden, eingesetzte Anteil von Getreidekorn oder Mais in jedem Kalenderjahr insgesamt höchstens 50 Masseprozent betragen darf; als Mais sind Ganzpflanzen, Maiskorn-Spindel-Gemisch, Körnermais und Lieschkolbenschrot anzusehen. 

* Amtlicher Hinweis: Alle zitierten DIN-Vornormen und -Normen sind im Beuth-Verlag GmbH, Berlin, veröffentlicht und beim Deutschen Patent- und Markenamt in München archivmäßig gesichert niedergelegt. 



* Zu beziehen bei der Beuth Verlag GmbH, 10772 Berlin, und in der Deutschen Nationalbibliothek archivmäßig gesichert niedergelegt. 



* Zu beziehen bei der Beuth Verlag GmbH, 10772 Berlin, und in der Deutschen Nationalbibliothek archivmäßig gesichert niedergelegt.

[bookmark: bm5][bookmark: _Toc242254463]§ 4 Vorbildfunktion der öffentlichen Hand

(1) Einem Nichtwohngebäude, das sich im Eigentum der öffentlichen Hand befindet und von einer Behörde genutzt wird, kommt eine Vorbildfunktion zu. § 13 Absatz 2 des Bundes-Klimaschutzgesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2513) bleibt unberührt.

(2) Wenn die öffentliche Hand ein Nichtwohngebäude im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 errichtet oder einer größeren Renovierung gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 13a unterzieht, muss sie prüfen, ob und in welchem Umfang Erträge durch die Errichtung einer im unmittelbaren räumlichen Zusammenhang mit dem Gebäude stehenden Anlage zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie oder durch solarthermische Anlagen zur Wärme- und Kälteerzeugung erzielt und genutzt werden können.

(3) Die öffentliche Hand informiert über die Erfüllung der Vorbildfunktion im Internet oder auf sonstige geeignete Weise; dies kann im Rahmen der Information der Öffentlichkeit nach den Bestimmungen des Bundes und der Länder über den Zugang zu Umweltinformationen geschehen. Der Bund berichtet über die Erfüllung der Vorbildfunktion im Klimaschutzbericht der Bundesregierung.

(4) Die Länder können durch Landesrecht für öffentliche Gebäude, mit Ausnahme der öffentlichen Gebäude des Bundes, eigene Regelungen zur Erfüllung der Vorbildfunktion treffen und zu diesem Zweck über die Vorschriften dieses Gesetzes hinausgehen. Hiervon ausgenommen sind Vorgaben für die Berechnungsgrundlagen und -verfahren nach Teil 2 Abschnitt 3.

[bookmark: bm6][bookmark: _Toc242254464]§ 5 Grundsatz der Wirtschaftlichkeit

Die Anforderungen und Pflichten, die in diesem Gesetz oder in den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen aufgestellt werden, müssen nach dem Stand der Technik erfüllbar sowie für Gebäude gleicher Art und Nutzung und für Anlagen oder Einrichtungen wirtschaftlich vertretbar sein. Anforderungen und Pflichten gelten als wirtschaftlich vertretbar, wenn generell die erforderlichen Aufwendungen innerhalb der üblichen Nutzungsdauer durch die eintretenden Einsparungen erwirtschaftet werden können. Bei bestehenden Gebäuden, Anlagen und Einrichtungen ist die noch zu erwartende Nutzungsdauer zu berücksichtigen.

[bookmark: bm7][bookmark: _Toc242254465]§ 6 Verordnungsermächtigung zur Verteilung der Betriebskosten und zu Abrechnungs- und Verbrauchsinformationen

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates vorzuschreiben, dass

1. der Energieverbrauch der Benutzer von heizungs-, kühl- oder raumlufttechnischen oder der Versorgung mit Warmwasser dienenden gemeinschaftlichen Anlagen oder Einrichtungen erfasst wird,

2. die Betriebskosten dieser Anlagen oder Einrichtungen so auf die Benutzer zu verteilen sind, dass dem Energieverbrauch der Benutzer Rechnung getragen wird,

3. die Benutzer in regelmäßigen, im Einzelnen zu bestimmenden Abständen auf klare und verständliche Weise Informationen erhalten über Daten, die für die Einschätzung, den Vergleich und die Steuerung des Energieverbrauchs und der Betriebskosten von heizungs-, kühl- oder raumlufttechnischen oder der Versorgung mit Warmwasser dienenden gemeinschaftlichen Anlagen oder Einrichtungen relevant sind, und über Stellen, bei denen weitergehende Informationen und Dienstleistungen zum Thema Energieeffizienz verfügbar sind,

4. die zum Zwecke der Datenverarbeitung eingesetzte Technik einem Stand der Technik entsprechen muss, der Datenschutz, Datensicherheit und Interoperabilität gewährleistet, und

5. bei einem Wechsel des Abrechnungsdienstleisters oder einer Übernahme der Abrechnung durch den Gebäudeeigentümer die für die Abrechnung notwendigen Daten dem neuen Abrechnungsdienstleister oder dem Gebäudeeigentümer zugänglich gemacht werden müssen.

(2) In der Rechtsverordnung nach Absatz 1 können die Erfassung und Kostenverteilung abweichend von Vereinbarungen der Benutzer und von Vorschriften des Wohnungseigentumsgesetzes geregelt und es kann näher bestimmt werden, wie diese Regelungen sich auf die Rechtsverhältnisse zwischen den Beteiligten auswirken.

(3) In der Rechtsverordnung nach Absatz 1 ist vorzusehen, dass auf Antrag des Verpflichteten von den Anforderungen befreit werden kann, soweit diese im Einzelfall wegen besonderer Umstände durch einen unangemessenen Aufwand oder in sonstiger Weise zu einer unbilligen Härte führen.

(4) In der Rechtsverordnung nach Absatz 1 sind die erforderlichen technischen und organisatorischen Maßnahmen nach den Artikeln 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2) in der jeweils geltenden Fassung zur Sicherstellung von Datenschutz und Datensicherheit bei der Verarbeitung der für die in Absatz 1 Nummer 1 bis 4 genannten Zwecke erforderlichen personenbezogenen Daten festzulegen.

(5) Die Rechtsverordnung nach Absatz 1 hat vorzusehen, dass der Stand der Technik nach Absatz 1 Nummer 4 jeweils in Technischen Richtlinien und Schutzprofilen des Bundesamts für Sicherheit in der Informationstechnik festgelegt wird.

[bookmark: bm8][bookmark: _Toc242254466]§ 6a Verordnungsermächtigung zur Versorgung mit Fernkälte

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Allgemeinen Bedingungen für die Versorgung mit Fernkälte einschließlich von Rahmenregelungen über die Entgelte ausgewogen gestalten und hierbei unter angemessener Berücksichtigung der beiderseitigen Interessen

1. die Bestimmungen der Verträge einheitlich festsetzen,

2. Regelungen über den Vertragsschluss, den Gegenstand und die Beendigung der Verträge treffen sowie

3. die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien festlegen. 

Satz 1 gilt entsprechend für Bedingungen öffentlich-rechtlich gestalteter Versorgungsverhältnisse mit Ausnahme der Regelung des Verwaltungsverfahrens.

[bookmark: bm9][bookmark: _Toc242254467]§ 7 Regeln der Technik

(1) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie kann gemeinsam mit dem Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen durch Bekanntmachung im Bundesanzeiger auf Veröffentlichungen sachverständiger Stellen über anerkannte Regeln der Technik hinweisen, soweit in diesem Gesetz auf solche Regeln Bezug genommen wird.

(2) Zu den anerkannten Regeln der Technik gehören auch Normen, technische Vorschriften oder sonstige Bestimmungen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union und anderer Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum sowie der Republik Türkei, wenn ihre Einhaltung das geforderte Schutzniveau in Bezug auf Energieeinsparung und Wärmeschutz dauerhaft gewährleistet.

(3) Wenn eine Bewertung von Baustoffen, Bauteilen und Anlagen im Hinblick auf die Anforderungen dieses Gesetzes auf Grund anerkannter Regeln der Technik nicht möglich ist, weil solche Regeln nicht vorliegen oder wesentlich von ihnen abgewichen wird, sind der nach Landesrecht zuständigen Behörde die erforderlichen Nachweise für eine anderweitige Bewertung vorzulegen. Satz 1 ist nicht anzuwenden auf Baustoffe, Bauteile und Anlagen,

1. wenn für sie die nachstehenden Voraussetzungen erfüllt sind:

a) die Bewertung wird auch im Hinblick auf die Anforderungen zur Energieeinsparung im Sinne dieses Gesetzes durch die Verordnung (EU) Nr. 305/2011 oder die Verordnung (EU) 2024/3110 oder durch nationale Rechtsvorschriften zur Umsetzung oder Durchführung von Rechtsvorschriften der Europäischen Union gewährleistet,

b) die erforderlichen CE-Kennzeichnungen wurden angebracht und

c) die nach den in Buchstabe a genannten Vorschriften zulässigen Klassen und Leistungsstufen werden nach Maßgabe landesrechtlicher Vorschriften eingehalten oder

2. bei denen nach bauordnungsrechtlichen Vorschriften über die Verwendung von Bauprodukten auch die Einhaltung dieses Gesetzes sichergestellt wird.

(4) Verweisen die nach diesem Gesetz anzuwendenden datierten technischen Regeln auf undatierte technische Regeln, sind diese in der Fassung anzuwenden, die dem Stand zum Zeitpunkt der Herausgabe der datierten technischen Regel entspricht.

(5) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie und das Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen werden dem Deutschen Bundestag bis zum 31. Dezember 2022 gemeinsam einen Bericht über die Ergebnisse von Forschungsprojekten zu Methodiken zur ökobilanziellen Bewertung von Wohn- und Nichtwohngebäuden vorlegen.

(5) Die nach diesem Gesetz erforderliche Ermittlung der Lebenszyklus-Treibhausgasemissionen erfolgt auf der Grundlage des Lebenszyklus-Treibhauspotenzials. Der ermittelte Wert ist als Masse in Kilogramm Kohlenstoffdioxid-Äquivalent pro Quadratmeter Bilanzbezugsfläche und Jahr anzugeben. Für die Ermittlung nach Satz 1 ist eine Ökobilanzierung nach den Bilanzierungsregeln des Anhangs A der DIN SPEC 91606: 2026-07 durchzuführen. Für die Ökobilanzierung nach Satz 3 sind die vom Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen unter Berücksichtigung der Spezifikationen der DIN SPEC 91606: 2026-07 im Bundesanzeiger bekannt gemachten Datengrundlagen und Arbeitshilfen zu verwenden. Als Datengrundlage für die Ökobilanzierung kann auch die nationale Referenzdatenbank verwendet werden, die das Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen bereitstellt.

[bookmark: bm10][bookmark: _Toc242254468]§ 8 Verantwortliche

(1) Für die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes ist der Bauherr oder Eigentümer verantwortlich, soweit in diesem Gesetz nicht ausdrücklich ein anderer Verantwortlicher bezeichnet ist.

(2) Für die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes sind im Rahmen ihres jeweiligen Wirkungskreises auch die Personen verantwortlich, die im Auftrag des Eigentümers oder des Bauherren bei der Errichtung oder Änderung von Gebäuden oder der Anlagentechnik in Gebäuden tätig werden.

[bookmark: bm11][bookmark: _Toc242254469]§ 9 Länderregelung

Die Länder können durch Landesrecht weitergehende Anforderungen an die Erzeugung und Nutzung von Strom oder Wärme sowie Kälte aus erneuerbaren Energien in räumlichem Zusammenhang mit Gebäuden sowie weitergehende Anforderungen oder Beschränkungen an Stromdirektheizungen stellen.

[bookmark: bm12][bookmark: _Toc242254470]§ 9a Evaluation

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, das Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen und das Bundesministerium für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit werden die Regelungen der Teile 2, 3, 4 und 6 im Jahr 2030 im Hinblick auf ihren Beitrag zur Erreichung der Klimaschutzziele insbesondere für den Gebäudesektor und mit Blick auf das Ziel der Klimaneutralität 2045 gemäß dem Bundes-Klimaschutzgesetz vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2513), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 235) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung evaluieren und nach Maßgabe der Ergebnisse innerhalb von sechs Monaten nach Abschluss der Evaluierung einen Vorschlag für eine Weiterentwicklung der Klimaschutzmaßnahmen im Gebäudesektor vorlegen. Die Vorgaben des Bundes-Klimaschutzgesetzes bleiben von den Vorgaben dieses Gesetzes unberührt.

[bookmark: bm13][bookmark: _Toc242254471]Teil 2
Anforderungen an zu errichtende Gebäude

[bookmark: bm15][bookmark: _Toc242254472]Abschnitt 1
Allgemeiner Teil

[bookmark: bm17][bookmark: _Toc242254473]§ 10 Grundsatz und Niedrigstenergiegebäude

(1) Wer ein Gebäude errichtet, hat dieses als Niedrigstenergiegebäude nach Maßgabe von Absatz 2 zu errichten.

(2) Das Gebäude ist so zu errichten, dass

1. der Gesamtenergiebedarf für Heizung, Warmwasserbereitung, Lüftung und Kühlung, bei Nichtwohngebäuden auch für eingebaute Beleuchtung, den jeweiligen Höchstwert nicht überschreitet, der sich nach § 15 oder § 18 ergibt,

2. Energieverluste beim Heizen und Kühlen durch baulichen Wärmeschutz nach Maßgabe von § 16 oder § 19 vermieden werden und

3. die Maßgaben der §§ 42 bis 45 entsprechend eingehalten werden.

(3) Die Anforderungen an die Errichtung von einem Gebäude nach diesem Gesetz finden keine Anwendung, soweit ihre Erfüllung anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften zur Standsicherheit, zum Brandschutz, zum Schallschutz, zum Arbeitsschutz oder zum Schutz der Gesundheit entgegensteht.

(4) Unbeschadet der Regelung in Absatz 2 darf eine Stromdirektheizung in ein zu errichtendes Gebäude mit Wohnungen zum Zweck der Inbetriebnahme nur eingebaut oder in diesem nur aufgestellt werden, wenn das Gebäude die Anforderungen an den baulichen Wärmeschutz nach den §§ 16 und 19 um mindestens 45 Prozent unterschreitet. Satz 1 ist nicht anzuwenden in einem Gebäude mit nicht mehr als zwei Wohnungen, von denen der Eigentümer eine Wohnung selbst bewohnt.

(5) Bei einem zu errichtenden Nichtwohngebäude ist die Anforderung nach Absatz 2 Nummer 3 nicht für Gebäudezonen mit mehr als 4 Metern Raumhöhe anzuwenden, die durch dezentrale Gebläse- oder Strahlungsheizungen beheizt werden.

(6) Die Maßgaben nach Absatz 2 sind nicht auf ein Gebäude im Eigentum des Bundes, der verbündeten Streitkräfte oder einer Gesellschaft mit Beteiligung des Bundes anzuwenden, das der Landes- und Bündnisverteidigung dient.

[bookmark: bm18][bookmark: _Toc242254474]§ 11 Mindestwärmeschutz

(1) Bei einem zu errichtenden Gebäude sind Bauteile, die gegen die Außenluft, das Erdreich oder gegen Gebäudeteile mit wesentlich niedrigeren Innentemperaturen abgrenzen, so auszuführen, dass die Anforderungen des Mindestwärmeschutzes nach DIN 4108-2: 2013-02 DIN 4108-2: 2026-05 und DIN 4108-3: 2018-10 DIN 4108-3: 2024-03 erfüllt werden.

(2) Ist bei einem zu errichtenden Gebäude bei aneinandergereihter Bebauung die Nachbarbebauung nicht gesichert, müssen die Gebäudetrennwände den Anforderungen an den Mindestwärmeschutz nach Absatz 1 genügen.

[bookmark: bm19][bookmark: _Toc242254475]§ 12 Wärmebrücken

Ein Gebäude ist so zu errichten, dass der Einfluss konstruktiver Wärmebrücken auf den Jahres-Heizwärmebedarf nach den anerkannten Regeln der Technik und nach den im jeweiligen Einzelfall wirtschaftlich vertretbaren Maßnahmen so gering wie möglich gehalten wird.

[bookmark: bm20][bookmark: _Toc242254476]§ 13 Dichtheit

Ein Gebäude ist so zu errichten, dass die wärmeübertragende Umfassungsfläche einschließlich der Fugen dauerhaft luftundurchlässig nach den anerkannten Regeln der Technik abgedichtet ist. Öffentlich-rechtliche Vorschriften über den zum Zweck der Gesundheit und Beheizung erforderlichen Mindestluftwechsel bleiben unberührt.

[bookmark: bm21][bookmark: _Toc242254477]§ 14 Sommerlicher Wärmeschutz

(1) Ein Gebäude ist so zu errichten, dass der Sonneneintrag Sonnenenergieeintrag durch einen ausreichenden baulichen sommerlichen Wärmeschutz nach den anerkannten Regeln der Technik begrenzt wird. Bei der Ermittlung eines ausreichenden sommerlichen Wärmeschutzes nach den Absätzen 2 und 3 bleiben die öffentlich-rechtlichen Vorschriften über die erforderliche Tageslichtversorgung unberührt.

(2) Ein ausreichender sommerlicher Wärmeschutz nach Absatz 1 liegt vor, wenn die Anforderungen nach DIN 4108-2: 2013-02 Abschnitt 8 DIN 4108-2: 2026-05 Abschnitt 8 eingehalten werden und die rechnerisch ermittelten Werte des Sonnenenergieeintrags über transparente Bauteile in Gebäude (Sonneneintragskennwert) die in DIN 4108-2: 2013-02 Abschnitt 8.3.3 DIN 4108-2: 2026-05 Abschnitt 8.4.3 festgelegten Anforderungswerte nicht überschreiten. Der Sonneneintragskennwert des zu errichtenden Gebäudes ist nach dem in DIN 4108-2: 2013-02 Abschnitt 8.3.2 DIN 4108-2: 2026-05 Abschnitt 8.4.2 genannten Verfahren zu bestimmen.

(3) Ein ausreichender sommerlicher Wärmeschutz nach Absatz 1 liegt auch vor, wenn mit einem Berechnungsverfahren nach DIN 4108-2: 2013-02 Abschnitt 8.4 (Simulationsrechnung) DIN 4108-2: 2026-05 Abschnitt 8.5 gezeigt werden kann, dass unter den dort genannten Randbedingungen die für den Standort des Gebäudes in DIN 4108-2: 2013-02 Abschnitt 8.4 Tabelle 9 DIN 4108-2: 2026-05 Abschnitt 8.5 Tabelle 9 angegebenen Übertemperatur-Gradstunden nicht überschritten werden.

(4) Wird bei Gebäuden mit Anlagen zur Kühlung die Berechnung nach Absatz 3 durchgeführt, sind bauliche Maßnahmen zum sommerlichen Wärmeschutz gemäß DIN 4108-2: 2013-02 Abschnitt 4.3 DIN 4108-2: 2026-05 Abschnitt 4.3 insoweit vorzusehen, wie sich die Investitionen für diese baulichen Maßnahmen innerhalb deren üblicher Nutzungsdauer durch die Einsparung von Energie zur Kühlung unter Zugrundelegung der im Gebäude installierten Anlagen zur Kühlung erwirtschaften lassen.

(5) Auf Berechnungen nach den Absätzen 2 bis 4 kann unter den Voraussetzungen des Abschnitts 8.2.2 der DIN 4108-2: 2013-02 Abschnitts 8.3.2 der DIN 4108-2: 2026-05 verzichtet werden.

[bookmark: bm22][bookmark: _Toc242254478][bookmark: bm23]Abschnitt 2
Jahres-Primärenergiebedarf und baulicher Wärmeschutz bei zu errichtenden Gebäuden

[bookmark: bm24][bookmark: _Toc242254479][bookmark: bm25]Unterabschnitt 1
Wohngebäude

[bookmark: bm26][bookmark: _Toc242254480]§ 15 Gesamtenergiebedarf

(1) Ein zu errichtendes Wohngebäude ist so zu errichten, dass der Jahres-Primärenergiebedarf für Heizung, Warmwasserbereitung, Lüftung und Kühlung das 0,55fache des auf die Gebäudenutzfläche den auf die Nutzfläche bezogenen Wertes des Jahres-Primärenergiebedarfs eines Referenzgebäudes, das die gleiche Geometrie, Gebäudenutzfläche Nutzfläche und Ausrichtung wie das zu errichtende Gebäude aufweist und der technischen Referenzausführung der Anlage 1 entspricht, nicht überschreitet.

(2) Der Höchstwert des Jahres-Primärenergiebedarfs eines zu errichtenden Wohngebäudes nach Absatz 1 ist nach Maßgabe des § 20, der §§ 22 bis 24, des § 25 Absatz 1 bis 3 und 10 und 2, der §§ 26 bis 29, des § 31 und des § 33 zu berechnen.

[bookmark: bm27][bookmark: _Toc242254481]§ 16 Baulicher Wärmeschutz

Ein zu errichtendes Wohngebäude ist so zu errichten, dass der Höchstwert des spezifischen, auf die wärmeübertragende Umfassungsfläche bezogenen Transmissionswärmeverlusts das 1,0fache des entsprechenden Wertes des jeweiligen Referenzgebäudes nach § 15 Absatz 1 nicht überschreitet.

[bookmark: bm28][bookmark: _Toc242254482]§ 17 Aneinandergereihte Bebauung

Werden aneinandergereihte Wohngebäude gleichzeitig errichtet, dürfen sie hinsichtlich der Anforderungen der §§ 12, 14, 15 und 16 wie ein Gebäude behandelt werden. Die Vorschriften des Teiles 5 bleiben unberührt.

[bookmark: bm29][bookmark: _Toc242254483][bookmark: bm30]Unterabschnitt 2
Nichtwohngebäude

[bookmark: bm31][bookmark: _Toc242254484]§ 18 Gesamtenergiebedarf

(1) Ein zu errichtendes Nichtwohngebäude ist so zu errichten, dass der Jahres-Primärenergiebedarf für Heizung, Warmwasserbereitung, Lüftung, Kühlung und eingebaute Beleuchtung das 0,55fache des auf die Nettogrundfläche den auf die Nutzfläche bezogenen Wertes des Jahres-Primärenergiebedarfs eines Referenzgebäudes, das die gleiche Geometrie, Nettogrundfläche Nutzfläche, Ausrichtung und Nutzung, einschließlich der Anordnung der Nutzungseinheiten, wie das zu errichtende Gebäude aufweist und der technischen Referenzausführung der Anlage 2 entspricht, nicht überschreitet. Die technische Referenzausführung in der Anlage 2 Nummer 1.13 bis 9 ist nur insoweit zu berücksichtigen, wie eines der dort genannten Systeme in dem zu errichtenden Gebäude ausgeführt wird.

(2) Der Höchstwert des Jahres-Primärenergiebedarfs nach Absatz 1 eines zu errichtenden Nichtwohngebäudes ist nach Maßgabe der §§ 21 bis 24, des § 25 Absatz 1, 2 und 4 bis 8, der §§ 26 und 27, des § 30 und der §§ 32 und 33 zu berechnen.

(3) Wird ein zu errichtendes Nichtwohngebäude für die Berechnung des Jahres-Primärenergiebedarfs nach unterschiedlichen Nutzungen unterteilt und kommt für die unterschiedlichen Nutzungen jeweils das Berechnungsverfahren nach § 21 Absatz 1 und 2 mit deren jeweiligen Randbedingungen zur Anwendung, muss die Unterteilung hinsichtlich der Nutzung sowie der verwendeten Berechnungsverfahren und Randbedingungen beim Referenzgebäude mit der des zu errichtenden Gebäudes übereinstimmen. Bei der Unterteilung hinsichtlich der anlagentechnischen Ausstattung und der Tageslichtversorgung sind Unterschiede zulässig, die durch die technische Ausführung des zu errichtenden Gebäudes bedingt sind.

Fußnote

(+++ § 18 Abs. 1 Satz 2: Zur Anwendung vgl. § 50 Abs. 1 Satz 2 +++)

[bookmark: bm32]Die Fußnote zu § 18 Absatz 1 Satz 2 im geltenden Recht verweist auf „§ 50 Abs. 1 Satz 2“. Artikel 1 des Änderungsgesetzes nummeriert den bisherigen § 50 zu § 38 um.

[bookmark: _Toc242254485]§ 19 Baulicher Wärmeschutz

Ein zu errichtendes Nichtwohngebäude ist so zu errichten, dass die Höchstwerte der mittleren Wärmedurchgangskoeffizienten der wärmeübertragenden Umfassungsfläche der Anlage 3 nicht überschritten werden.

[bookmark: bm33][bookmark: _Toc242254486][bookmark: bm34]Abschnitt 3
Berechnungsgrundlagen und -verfahren

[bookmark: bm35][bookmark: _Toc242254487]§ 20 Berechnung des Jahres-Primärenergiebedarfs eines Wohngebäudes

(1) Für das zu errichtende Wohngebäude und das Referenzgebäude ist der Jahres-Primärenergiebedarf nach DIN V 18599: 2018-09 DIN/TS 18599: 2025-10 zu ermitteln.

(2) Bis zum 31. Dezember 2023 kann für das zu errichtende Wohngebäude und das Referenzgebäude der Jahres-Primärenergiebedarf auch nach DIN V 4108-6: 2003-06, geändert durch DIN V 4108-6 Berichtigung 1: 2004-03, in Verbindung mit DIN V 4701-10: 2003-08 ermittelt werden, wenn das Gebäude nicht gekühlt wird. Der in diesem Rechengang zu bestimmende Jahres-Heizwärmebedarf ist nach dem Monatsbilanzverfahren nach DIN V 4108-6: 2003-06, geändert durch DIN V 4108-6 Berichtigung 1: 2004-03, mit den dort in Anhang D.3 genannten Randbedingungen zu ermitteln. Als Referenzklima ist abweichend von DIN V 4108-6: 2003-06, geändert durch DIN V 4108-6 Berichtigung 1: 2004-03, das Klima nach DIN V 18599-10: 2018-09 Anhang E zu verwenden. Der Nutzwärmebedarf für die Warmwasserbereitung nach DIN V 4701-10: 2003-08 ist mit 12,5 Kilowattstunden je Quadratmeter Gebäudenutzfläche und Jahr anzusetzen. Zur Berücksichtigung von Lüftungsanlagen mit Wärmerückgewinnung sind die methodischen Hinweise in DIN V 4701-10: 2003-08 Abschnitt 4.1 zu beachten.

(2) Soweit nicht unerhebliche Teile der Nutzfläche des Wohngebäudes wesentlich anderen Zwecken als der Wohnnutzung dient und deren gebäudetechnischen Ausstattung sich wesentlich von der Wohnnutzung unterscheiden, ist das Gebäude nach Maßgabe der DIN/TS 18599: 2025-10 in Zonen zu unterteilen.

(3) Die Berechnungen sind für das zu errichtende Gebäude und das Referenzgebäude mit demselben Verfahren durchzuführen.

(4) Abweichend von DIN V 18599-1: 2018-09 DIN/TS 18599-1: 2025-10 sind bei der Berechnung des Endenergiebedarfs diejenigen Anteile nicht zu berücksichtigen, die durch in unmittelbarem räumlichen Zusammenhang zum Gebäude mittels einer solarthermischen Anlage gewonnene solare Strahlungsenergie sowie Umweltwärme gedeckt werden.

(5) Abweichend von DIN V 18599-1: 2018-09 DIN/TS 18599-1: 2025-10 ist bei der Berechnung des Primärenergiebedarfs der Endenergiebedarf für elektrische Nutzeranwendungen in der Bilanzierung nicht zu berücksichtigen.

(6) Werden in den Berechnungen nach den Absätzen 1 und 2 Absatz 1 Wärmedurchgangskoeffizienten berechnet, sind folgende Berechnungsverfahren anzuwenden:

1. DIN V 18599-2: 2018-09 Abschnitt 6.1.4.3 nach DIN/TS 18599-2: 2025-10 Abschnitt 6.1.4.3 für die Berechnung der an Erdreich grenzenden Bauteile,

2. DIN 4108-4: 2017-03 in Verbindung mit DIN EN ISO 6946: 2008-04 nach DIN 4108-4: 2020-11 in Verbindung mit DIN EN ISO 6946: 2018-03 für die Berechnung opaker Bauteile und

3. DIN 4108-4: 2017-03 nach DIN 4108-4: 2020-11 für die Berechnung transparenter Bauteile sowie von Vorhangfassaden.

Fußnote

(+++ § 20 Abs. 3 bis 6: Zur Anwendung vgl. § 21 Abs. 4 +++)

(+++ § 20 Abs. 3: Zur Anwendung vgl. § 32 Abs. 8 +++)
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(1) Für das zu errichtende Nichtwohngebäude und das Referenzgebäude ist der Jahres-Primärenergiebedarf nach DIN V 18599: 2018-09 DIN/TS 18599-1: 2025-10 zu ermitteln.

(2) Soweit sich bei einem Nichtwohngebäude Flächen hinsichtlich ihrer Nutzung, ihrer technischen Ausstattung, ihrer inneren Lasten oder ihrer Versorgung mit Tageslicht wesentlich unterscheiden, ist das Gebäude nach Maßgabe der DIN V 18599: 2018-09 DIN/TS 18599-1: 2025-10 in Verbindung mit § 18 Absatz 3 für die Berechnung nach Absatz 1 in Zonen zu unterteilen. Die Vereinfachungen zur Zonierung, zur pauschalierten Zuweisung der Eigenschaften der Hüllfläche und zur Ermittlung von tageslichtversorgten Bereichen gemäß DIN V 18599-1: 2018-09 Anhang D DIN/TS 18599-1:2025-10 Anhang D dürfen nach Maßgabe der dort angegebenen Bedingungen auch für zu errichtende Nichtwohngebäude verwendet werden.

(3) Für Nutzungen, die nicht in DIN V 18599-10: 2018-09 DIN/TS 18599-10:2025-10 aufgeführt sind, kann

1. die Nutzung 17 der Tabelle 5 in DIN V 18599-10: 2018-09 Tabelle 6 in DIN/TS 18599-10:2025-10 verwendet werden oder

2. eine Nutzung auf der Grundlage der DIN V 18599-10: 2018-09 DIN/TS 18599-10:2025-10 unter Anwendung gesicherten allgemeinen Wissensstandes individuell bestimmt und verwendet werden. 

Steht bei der Errichtung eines Nichtwohngebäudes die Nutzung einer Zone noch nicht fest, ist nach Satz 1 Nummer 1 zu verfahren. In den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 ist die individuell bestimmte Nutzung zu begründen und den Berechnungen beizufügen. Wird bei der Errichtung eines Nichtwohngebäudes in einer Zone keine Beleuchtungsanlage eingebaut, ist eine direkt-indirekte Beleuchtung mit stabförmigen Leuchtstofflampen mit einem Durchmesser von 16 Millimetern und mit einem elektronischen Vorschaltgerät anzunehmen.

(4) § 20 Absatz 3 bis 6 ist entsprechend anzuwenden.
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(1) Für die Ermittlung des Jahres-Primärenergiebedarfs nach § 20 Absatz 1 oder Absatz 2 und nach § 21 Absatz 1 und 2 sind für den nicht erneuerbaren Anteil die Primärenergiefaktoren der Anlage 4 zu verwenden. Davon abweichend sind in den nachfolgend genannten Fällen folgende Primärenergiefaktoren für den nicht erneuerbaren Anteil zu verwenden: kann 

1. für flüssige oder gasförmige Biomasse kann abweichend von Anlage 4 Nummer 6 und 7 für den nicht erneuerbaren Anteil der Wert 0,3 verwendet werden,

a)1. wenn die flüssige oder gasförmige Biomasse im unmittelbaren räumlichen Zusammenhang mit dem Gebäude oder mit mehreren Gebäuden, die im räumlichen Zusammenhang stehen, erzeugt wird und

b)2. diese Gebäude unmittelbar mit der flüssigen oder gasförmigen Biomasse versorgt werden; dabei müssen mehrere Gebäude müssen gemeinsam versorgt werden,

2.(2) für Wird gasförmige Biomasse, die aufbereitet und in das Erdgasnetz eingespeist worden ist (Biomethan) und in zu errichtenden Gebäuden eingesetzt, wird, kann abweichend von Anlage 4 Nummer 6 für den nicht erneuerbaren Anteil muss

a) der Wert 0,7 verwendet werden, wenn die Nutzung des Biomethans in einem Brennwertkessel erfolgt, oder

b) der Wert 0,5 verwendet werden, wenn die Nutzung des Biomethans in einer hocheffizienten KWK-Anlage im Sinne des § 2 Nummer 8a des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes vom 21. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2498), das zuletzt durch Artikel 266 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, erfolgt, und wenn

c) 1. bei der Aufbereitung und Einspeisung des Biomethans die Voraussetzungen nach Anlage 1 Nummer 1 Buchstabe a bis c des Erneuerbare-Energien-Gesetzes vom 25. Oktober 2008 (BGBl. I S. 2074) in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung erfüllt worden sind sein, und

d) 2. die Menge des entnommenen Biomethans im Wärmeäquivalent am Ende eines Kalenderjahres der Menge von Gas aus Biomasse entspricht entsprechen, das an anderer Stelle in das Gasnetz eingespeist worden ist, und Massenbilanzsysteme für den gesamten Transport und Vertrieb des Biomethans von seiner Herstellung über seine Einspeisung in das Erdgasnetz und seinen Transport im Erdgasnetz bis zu seiner Entnahme aus dem Erdgasnetz verwendet worden sind,.

3. (3) für Wird gasförmige Biomasse, die unter Druck verflüssigt worden ist (biogenes Flüssiggas) und in zu errichtenden Gebäuden eingesetzt wird, kann abweichend von Anlage 4 Nummer 6 für den nicht erneuerbaren Anteil, muss

a) der Wert 0,7 verwendet werden, wenn die Nutzung des biogenen Flüssiggases in einem Brennwertkessel erfolgt, oder

b) der Wert 0,5 verwendet werden, wenn die Nutzung des biogenen Flüssiggases in einer hocheffizienten KWK-Anlage im Sinne des § 2 Nummer 8a des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes erfolgt, und wenn

c) die Menge des entnommenen Gases am Ende eines Kalenderjahres der Menge von Gas aus Biomasse entspricht entsprechen, das an anderer Stelle hergestellt worden ist, und Massenbilanzsysteme für den gesamten Transport und Vertrieb des biogenen Flüssiggases von seiner Herstellung über seine Zwischenlagerung und seinen Transport bis zu seiner Einlagerung in den Verbrauchstank verwendet worden sind,.

4. für die Versorgung eines neu zu errichtenden Gebäudes mit aus Erdgas oder Flüssiggas erzeugter Wärme darf abweichend von Anlage 4 Nummer 15 für die in einer hocheffizienten KWK-Anlage im Sinne des § 2 Nummer 8a des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes erzeugte Wärme für den nicht erneuerbaren Anteil der Wert 0,6 verwendet werden, wenn

a) die Wärmerzeugungsanlage das zu errichtende Gebäude und ein oder mehrere bestehende Gebäude, die mit dem zu errichtenden Gebäude in einem räumlichen Zusammenhang stehen, dauerhaft mit Wärme versorgt und

b) vorhandene mit fossilen Brennstoffen beschickte Heizkessel des oder der mitversorgten bestehenden Gebäude außer Betrieb genommen werden. 

Durch eine Maßnahme nach Satz 2 Nummer 4 darf die Wärmeversorgung des oder der mitversorgten bestehenden Gebäude nicht in der Weise verändert werden, dass die energetische Qualität dieses oder dieser Gebäude verschlechtert wird. Bei Verwendung eines Gemisches aus Erdgas und gasförmiger Biomasse wird der Wert nach Satz 2 Nummer 2 Buchstabe a und b nur auf den energetischen Anteil der gasförmigen Biomasse angewendet. Bei Verwendung eines Gemisches aus biogenem Flüssiggas und Flüssiggas wird der Wert nach Satz 2 Nummer 3 Buchstabe a und b nur auf den energetischen Anteil des biogenen Flüssiggases angewendet.

(4) Wird Bioöl in zu errichtenden Gebäuden eingesetzt, muss die Menge des entnommenen Bioöls am Ende eines Kalenderjahres der Menge von Bioöl entsprechen, das an anderer Stelle hergestellt worden ist, und müssen Massenbilanzsysteme für den gesamten Transport und Vertrieb des Bioöls von seiner Herstellung über seine Zwischenlagerung und seinen Transport bis zu seiner Einlagerung in den Verbrauchstank verwendet worden sein.

(2)(5) Wird ein zu errichtendes Gebäude mit Fernwärme versorgt, kann zur Ermittlung des Jahres-Primärenergiebedarfs nach § 20 Absatz 1 oder Absatz 2 und nach § 21 Absatz 1 und 2 als Primärenergiefaktor der Wert für den nicht erneuerbaren Anteil nach Maßgabe der Sätze 2 bis 4 und 3 sowie von Absatz 3 Absatz 5 verwendet werden, den das Fernwärmeversorgungsunternehmen für den Wärmeträger in dem Wärmenetz, an das das Gebäude angeschlossen wird, ermittelt und veröffentlicht hat. Der ermittelte und veröffentlichte Wert nach Satz 1 kann verwendet werden, wenn das Fernwärmeversorgungsunternehmen zur Ermittlung des Primärenergiefaktors die zur Erzeugung und Verteilung der Wärme in einem Wärmenetz eingesetzten Brennstoffe und Strom, einschließlich Hilfsenergien, ermittelt, mit den Primärenergiefaktoren der Anlage 4 gewichtet und auf die abgegebene Wärmemenge bezogen sowie die Anwendung dieses Berechnungsverfahrens in der Veröffentlichung angegeben hat. Wird in einem Wärmenetz Wärme genutzt, die von einer Großwärmepumpe mit einer thermischen Leistung von mindestens 500 Kilowatt erzeugt wird, ist abweichend von Anlage 4 für netzbezogenen Strom zum Betrieb der Großwärmepumpe der Primärenergiefaktor für den nicht erneuerbaren Anteil von 1,2 zu verwenden. Wird in einem Wärmenetz Wärme genutzt, die in einer KWK-Anlage erzeugt wird, kann der ermittelte und veröffentlichte Wert nach Satz 1 verwendet werden, wenn das Fernwärmeversorgungsunternehmen zur Ermittlung des Primärenergiefaktors der Wärme aus der KWK-Anlage das Berechnungsverfahren nach DIN V 18599-1: 2018-09 Anhang A Abschnitt A.4 ein Berechnungsverfahren zur Ermittlung des Brennstoffanteils für die Wärmeerzeugung mit den Primärenergiefaktoren der Anlage 4 angewendet hat, das der in DIN EN 15316-4-5: 2017-09 Abschnitt 6.2.2.1.6.3 beschriebenen Methode entspricht, und die Anwendung dieser Methode in der Veröffentlichung angegeben hat.

(3) Liegt der ermittelte und veröffentlichte Wert des Primärenergiefaktors eines Wärmenetzes unter einem Wert von 0,3, ist als Primärenergiefaktor der Wert von 0,3 zu verwenden. Abweichend von Satz 1 darf ein ermittelter und veröffentlichter Wert, der unter 0,3 liegt, verwendet werden, wenn der Wert von 0,3 um den Wert von 0,001 für jeden Prozentpunkt des aus erneuerbaren Energien oder aus Abwärme erzeugten Anteils der in einem Wärmenetz genutzten Wärme verringert wird und das Fernwärmeversorgungsunternehmen dies in der Veröffentlichung angegeben hat.

(4)(6) Hat das Fernwärmeversorgungsunternehmen den Primärenergiefaktor für den Wärmeträger in dem Wärmenetz, an das das zu errichtende Gebäude angeschlossen wird, nicht ermittelt und veröffentlicht, kann ist als Primärenergiefaktor der Wert für den nicht erneuerbaren Anteil verwendet werden, der in den nach § 20 Absatz 1 oder Absatz 2 und nach § 21 Absatz 1 und 2 zur Ermittlung des Jahres-Primärenergiebedarfs zu verwendenden Berechnungsverfahren für die genutzte Fernwärme aufgeführt ist für die genutzte Fernwärme nach Anlage 4 zu verwenden. Abweichend von Satz 1 darf ein Wert, der unter dem Wert in Anlage 4 liegt, verwendet werden, wenn dieser Wert um den Wert von 0,002 für jeden Prozentpunkt des aus erneuerbaren Energien, Abwärme oder Wärme, die aus Grubengas erzeugt wird, erzeugten Anteils der in einem Wärmenetz genutzten Wärme verringert wird und das Fernwärmeversorgungsunternehmen dies veröffentlicht.

(5) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie wird gemeinsam mit dem Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen das Berechnungsverfahren zur Ermittlung der Primärenergiefaktoren von Wärmenetzen, in denen Wärme genutzt wird, die in KWK-Anlagen erzeugt wird, überprüfen. Dabei wird unter Beachtung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit die Umstellung des Berechnungsverfahrens auf ein Verfahren zur Ermittlung des Brennstoffanteils für die Wärmeerzeugung untersucht, das der in DIN EN 15316-4-5: 2017-09 Abschnitt 6.2.2.1.6.3 beschriebenen Methode entspricht. In die Untersuchung wird die Ermittlung eines Faktors einbezogen, mit dem der Anteil bestehender Gebäude an den an ein Wärmenetz angeschlossenen Gebäuden berücksichtigt wird. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie hat gemeinsam mit dem Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen dem Deutschen Bundestag bis zum 31. Dezember 2025 einen Bericht über das Ergebnis der Überprüfung vorzulegen. Der Bericht enthält einen Vorschlag für eine gesetzliche Regelung zur Umstellung des Berechnungsverfahrens ab dem Jahr 2030.

(7) Bei der Verwendung von Massenbilanzsystemen gemäß Absatz 2 Nummer 2, den Absätzen 3 und 4 ist § 3 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 und Absatz 4 Satz 2 Nummer 2 jeweils mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Feststellung der Eigenschaften nach § 3 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 oder Absatz 4 Satz 2 Nummer 2 zum Zeitpunkt der Aufnahme in das Massenbilanzsystem erfolgt. Vor dem 29. Juli 2026 registrierte Inventare dürfen weiter zur Erfüllung der Anforderungen nach Absatz 2 Nummer 2, den Absätze 3 und 4 verwendet werden.
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(1) Strom aus erneuerbaren Energien, der im unmittelbaren räumlichen Zusammenhang zu einem zu errichtenden Gebäude erzeugt wird, darf bei der Ermittlung des Jahres-Endenergiebedarfs und des Jahres-Primärenergiebedarfs des zu errichtenden Gebäudes nach § 20 Absatz 1 oder Absatz 2 und nach § 21 Absatz 1 und 2 nach Maßgabe des Absatzes 2 in Abzug gebracht werden.

(2) Zur Berechnung der abzugsfähigen Strommenge nach Absatz 1 ist der monatliche Ertrag der Anlage zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien dem Strombedarf für Heizung, Warmwasserbereitung, Lüftung, Kühlung und Hilfsenergien sowie bei Nichtwohngebäuden zusätzlich dem Strombedarf für Beleuchtung gegenüberzustellen. Der monatliche Ertrag ist nach DIN V 18599-9: 2018-09 DIN/TS 18955-09: 2025-10 zu bestimmen. Bei Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie sind die monatlichen Stromerträge unter Verwendung der mittleren monatlichen Strahlungsintensitäten der Referenzklimazone Potsdam nach DIN/TS 18599-10: 2025-10 Anhang E DIN V 18599-10: 2018-09 Anhang E sowie der Standardwerte zur Ermittlung der Nennleistung des Photovoltaikmoduls nach DIN V 18599-9: 2018-09 Anhang B zu ermitteln.
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Unbeschadet der Regelung in § 12 ist der verbleibende Einfluss von Wärmebrücken bei der Ermittlung des Jahres-Primärenergiebedarfs nach § 20 Absatz 1 oder Absatz 2 und nach § 21 Absatz 1 und 2 nach einer der in DIN V 18599-2: 2018-09 oder bis zum 31. Dezember 2023 auch in DIN V 4108-6: 2003-06, geändert durch DIN V 4108-6 Berichtigung 1: 2004-03 DIN/TS 18599-2: 2025-10 genannten Vorgehensweisen zu berücksichtigen. Wärmebrückenzuschläge mit Überprüfung und Einhaltung der Gleichwertigkeit nach DIN V 18599-2: 2018-09 oder DIN V 4108-6: 2003-06, geändert durch DIN V 4108-6 Berichtigung 1: 2004-03 DIN/TS 18599-2: 2025-10 sind nach DIN 4108 Beiblatt 2: 2019-06 zu ermitteln. Abweichend von DIN V 4108-6: 2003-06, geändert durch DIN V 4108-6 Berichtigung 1: 2004-03 kann bei Nachweis der Gleichwertigkeit nach DIN 4108 Beiblatt 2: 2019-06 der pauschale Wärmebrückenzuschlag nach Kategorie A oder Kategorie B verwendet werden.
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(1) Bei den Berechnungen für die Ermittlung des Jahres-Primärenergiebedarfs nach § 20 Absatz 1 oder Absatz 2 und nach § 21 Absatz 1 und 2 ist für das zu errichtende Gebäude eine Ausstattung mit einem System für die Gebäudeautomation der Klasse C nach DIN V 18599-11: 2018-09 DIN/TS 18599-11: 2025-10 zugrunde zu legen. Eine Gebäudeautomation der Klassen A oder B nach DIN V 18599-11: 2018-09 DIN/TS 18599-11: 2025-10 kann zugrunde gelegt werden, wenn das zu errichtende Gebäude mit einem System einer dieser Klassen ausgestattet ist.

(2) Bei den Berechnungen für die Ermittlung des Jahres-Primärenergiebedarfs nach § 20 Absatz 1 oder Absatz 2 und nach § 21 Absatz 1 und 2 ist für das zu errichtende Gebäude und das Referenzgebäude ein Verschattungsfaktor von 0,9 zugrunde zu legen, soweit die baulichen Bedingungen nicht detailliert berücksichtigt werden.

(3) Bei den Berechnungen für die Ermittlung des Jahres-Primärenergiebedarfs nach § 20 Absatz 1 sind für den Anteil mitbeheizter Flächen für das zu errichtende Wohngebäude und das Referenzgebäude die Standardwerte nach DIN V 18599: 2018-09 Tabelle 4 zu verwenden. (gestrichen)

(4) Bei den Berechnungen für die Ermittlung des Jahres-Primärenergiebedarfs nach § 21 Absatz 1 und 2 sind für das zu errichtende Nichtwohngebäude die in DIN V 18599-10: 2018-09 Tabelle 5 bis 9 DIN/TS 18599-10:2025-10 Tabelle 6 bis 12 aufgeführten Nutzungsrandbedingungen und Klimadaten zu verwenden; bei der Berechnung des Referenzgebäudes müssen die in DIN V 18599-10: 2018-09 Tabelle 5 DIN/TS 18599-10:2025-10 Tabelle 6 und Tabelle 7 enthaltenen Werte angesetzt werden.

(5) Bei den Berechnungen für die Ermittlung des Jahres-Primärenergiebedarfs nach § 21 Absatz 1 und 2 sind für das zu errichtende Nichtwohngebäude und das Referenzgebäude bei Heizsystemen in Raumhöhen von 4 Metern oder weniger ein Absenkbetrieb gemäß DIN V 18599-2: 2018-09 Gleichung 29 DIN/TS 18599-2: 2025-10 Gleichung 29 und bei Heizsystemen in Raumhöhen von mehr als 4 Metern ein Abschaltbetrieb gemäß DIN V 18599-2: 2018-09 Gleichung 30 DIN/TS 18599-2: 2025-10 Gleichung 30 zugrunde zu legen, jeweils mit einer Dauer gemäß den Nutzungsrandbedingungen in DIN V 18599-10: 2018-09 Tabelle 5 DIN/TS 18599-10:2025-10 Tabelle 6 und 7.

(6) Bei den Berechnungen für die Ermittlung des Jahres-Primärenergiebedarfs nach § 21 Absatz 1 und 2 ist für das zu errichtende Nichtwohngebäude und das Referenzgebäude ein Verbauungsindex von 0,9 zugrunde zu legen, soweit die Verbauung nicht genau nach DIN V 18599-4: 2018-09 Abschnitt 5.5.2 DIN/TS 18599-4: 2025-10 Abschnitt 5.5.2 ermittelt wird.

(7) Bei den Berechnungen für die Ermittlung des Jahres-Primärenergiebedarfs nach § 21 Absatz 1 und 2 ist für das zu errichtende Nichtwohngebäude und das Referenzgebäude der Wartungsfaktor in den Zonen der Nutzungen 14, 15 und 22 bis 24 nach DIN/TS 18599-10: 2025-10 Tabelle 6 nach DIN V 18599-10: 2018-09 Tabelle 5 mit 0,6 und im Übrigen mit 0,8 anzusetzen.

(8) Bei den Berechnungen für die Ermittlung des Jahres-Primärenergiebedarfs nach § 21 Absatz 1 und 2 darf abweichend von DIN V 18599-10: 2018-09 DIN/TS 18599-10: 2025-10 für das zu errichtende Nichtwohngebäude und das Referenzgebäude bei Zonen der DIN V 18599-10: 2018-09 Tabelle 5 Nutzung 6 und 7 die tatsächliche jeweils der tatsächliche Wartungswert der Beleuchtungsstärke angesetzt werden, jedoch bei Zonen der Nutzung 6 nicht mehr als 1 500 Lux und bei Zonen der Nutzung 7 nicht mehr als 1 000 Lux. Beim Referenzgebäude ist der Primärenergiebedarf für die Beleuchtung mit dem Tabellenverfahren nach DIN V 18599-4: 2018-09 DIN/TS 18599-4: 2025-10 zu berechnen.

(9) Für die Ermittlung des Höchstwerts des Transmissionswärmeverlusts nach § 16 ist DIN/TS 18599-2: 2025-10 Anhang F anzuwenden und die wärmeübertragende Umfassungsfläche eines Wohngebäudes in Quadratmetern nach den in DIN V 18599-1: 2018-09 Abschnitt 8 DIN/TS 18599-1:2025-10 Abschnitt 8 angegebenen Bemaßungsregeln ist so festzulegen, dass sie mindestens alle beheizten und gekühlten Räume einschließt. Für alle umschlossenen Räume sind dabei die gleichen Bedingungen anzunehmen, die bei der Berechnung nach § 20 Absatz 1 oder Absatz 2 in Verbindung mit § 20 Absatz 3 und 4, § 22 und den Absätzen 1 bis 3 zugrunde zu legen sind.

(10) Das beheizte Gebäudevolumen eines Wohngebäudes in Kubikmetern ist das Volumen, das von der nach Absatz 9 ermittelten wärmeübertragenden Umfassungsfläche umschlossen wird. Die Gebäudenutzfläche eines Wohngebäudes ist nach DIN V 18599-1: 2018-09 Gleichung 30 zu ermitteln. Abweichend von Satz 1 ist die Gebäudenutzfläche nach DIN V 18599-1: 2018-09 Gleichung 31 zu ermitteln, wenn die durchschnittliche Geschosshöhe eines Wohngebäudes, gemessen von der Oberfläche des Fußbodens zur Oberfläche des Fußbodens des darüber liegenden Geschosses, mehr als 3 Meter oder weniger als 2,5 Meter beträgt.

(11)(10) Abweichend von DIN V 18599-10: 2018-09 DIN/TS 18599-10:2025-10 sind die Zonen nach DIN V 18599-10: 2018-09 Tabelle 5 Nutzung 32 und 33 DIN/TS 18599-10:2025-10 Tabelle 6 und Tabelle 7 Nutzung 34 und 35 als unbeheizt und ungekühlt anzunehmen und damit nicht Gegenstand von Berechnungen und Anforderungen nach diesem Gesetz.
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(1) Wird die Luftdichtheit eines zu errichtenden Gebäudes vor seiner Fertigstellung nach DIN EN ISO 9972: 2018-12 Anhang NA überprüft, darf die gemessene Netto-Luftwechselrate bei der Ermittlung des Jahres-Primärenergiebedarfs nach § 20 Absatz 1 oder Absatz 2 und nach § 21 Absatz 1 und 2 nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 als Luftwechselrate in Ansatz gebracht werden. Bei der Überprüfung der Luftdichtheit sind die Messungen nach den Absätzen 2 bis 5 sowohl mit Über- als auch mit Unterdruck durchzuführen. Die genannten Höchstwerte sind für beide Fälle einzuhalten.

(2) Der bei einer Bezugsdruckdifferenz von 50 Pascal gemessene Volumenstrom in Kubikmeter pro Stunde darf

1. ohne raumlufttechnische Anlagen höchstens das 3fache des beheizten oder gekühlten Luftvolumens des Gebäudes in Kubikmetern betragen und

2. mit raumlufttechnischen Anlagen höchstens das 1,5fache des beheizten oder gekühlten Luftvolumens des Gebäudes in Kubikmetern betragen.

(3) Abweichend von Absatz 2 darf bei Gebäuden mit einem beheizten oder gekühlten Luftvolumen von über 1 500 Kubikmetern der bei einer Bezugsdruckdifferenz von 50 Pascal gemessene Volumenstrom in Kubikmeter pro Stunde

1. ohne raumlufttechnische Anlagen höchstens das 4,5fache der Hüllfläche des Gebäudes in Quadratmetern betragen und

2. mit raumlufttechnischen Anlagen höchstens das 2,5fache der Hüllfläche des Gebäudes in Quadratmetern betragen.

(4) Wird bei Nichtwohngebäuden die Dichtheit lediglich für bestimmte Zonen berücksichtigt oder ergeben sich für einzelne Zonen aus den Absätzen 2 und 3 unterschiedliche Anforderungen, so kann der Nachweis der Dichtheit für diese Zonen getrennt durchgeführt werden.

(5) Besteht ein Gebäude aus gleichartigen, nur von außen erschlossenen Nutzeinheiten, so darf die Messung nach Absatz 1 nach Maßgabe von DIN EN ISO 9972: 2018-12 Anhang NB auf eine Stichprobe dieser Nutzeinheiten begrenzt werden.

[bookmark: bm42][bookmark: _Toc242254494]§ 27 Gemeinsame Heizungsanlage für mehrere Gebäude

Wird ein zu errichtendes Gebäude mit Wärme aus einer Heizungsanlage versorgt, aus der auch andere Gebäude oder Teile davon Wärme beziehen, ist es abweichend von DIN V 18599: 2018-09 und bis zum 31. Dezember 2023 auch von DIN V 4701-10: 2003-08 DIN/TS 18599: 2025-10 zulässig, bei der Ermittlung des Jahres-Primärenergiebedarfs des zu errichtenden Gebäudes eigene zentrale Einrichtungen der Wärmeerzeugung, Wärmespeicherung oder Warmwasserbereitung anzunehmen, die hinsichtlich ihrer Bauart, ihres Baualters und ihrer Betriebsweise den gemeinsam genutzten Einrichtungen entsprechen, hinsichtlich ihrer Größe und Leistung jedoch nur auf das zu berechnende Gebäude ausgelegt sind. Soweit dabei zusätzliche Wärmeverteil- und Warmwasserleitungen zur Verbindung der versorgten Gebäude verlegt werden, sind deren Wärmeverluste anteilig zu berücksichtigen.

[bookmark: bm43][bookmark: _Toc242254495]§ 28 Anrechnung mechanisch betriebener Lüftungsanlagen

(1) Im Rahmen der Berechnung nach § 20 Absatz 1 oder Absatz 2 ist bei mechanischen Lüftungsanlagen die Anrechnung der Wärmerückgewinnung oder einer regelungstechnisch verminderten Luftwechselrate nur zulässig, wenn

1. die Dichtheit des Gebäudes nach § 13 in Verbindung mit § 26 nachgewiesen wird,

2. die Lüftungsanlage mit Einrichtungen ausgestattet ist, die eine Beeinflussung der Luftvolumenströme jeder Nutzeinheit durch den Nutzer erlauben oder eine bedarfsgeführte Regelung auf Basis von geeigneten Führungsgrößen vorhanden ist und

3. sichergestellt ist, dass die aus der Abluft gewonnene Wärme vorrangig vor der vom Heizsystem bereitgestellten Wärme genutzt wird.

(2) Die bei der Anrechnung der Wärmerückgewinnung anzusetzenden Kennwerte der Lüftungsanlage sind nach den anerkannten Regeln der Technik zu bestimmen oder den allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassungen der verwendeten Produkte energetischen Kennwerten der Herstellerdaten nach der Verordnung (EU) 1253/2014 zu entnehmen.

(3) Auf ein Wohngebäude mit nicht mehr als zwei Wohnungen, von denen eine nicht mehr als 50 Quadratmeter Gebäudenutzfläche Nutzfläche hat, ist Absatz 1 Nummer 2 nicht anzuwenden.

[bookmark: bm44][bookmark: _Toc242254496]§ 29 Berechnung des Jahres-Primärenergiebedarfs und des Transmissionswärmeverlustes bei aneinandergereihter Bebauung von Wohngebäuden

(1) Bei der Berechnung des Jahres-Primärenergiebedarfs nach § 20 und des Transmissionswärmeverlustes von aneinandergereihten Wohngebäuden werden Gebäudetrennwände zwischen

1. Gebäuden, die nach ihrem Verwendungszweck auf Innentemperaturen von mindestens 19 Grad Celsius beheizt werden, als nicht wärmedurchlässig angenommen und bei der Ermittlung der wärmeübertragenden Umfassungsfläche nicht berücksichtigt,

2. Wohngebäuden und Gebäuden, die nach ihrem Verwendungszweck auf Innentemperaturen von mindestens 12 Grad Celsius und weniger als 19 Grad Celsius beheizt werden, bei der Berechnung des Wärmedurchgangskoeffizienten mit einem Temperatur-Korrekturfaktor nach DIN V 18599-2: 2018-09 oder bis zum 31. Dezember 2023 auch nach DIN V 4108-6: 2003-06, geändert durch DIN V 4108-6 Berichtigung 1: 2004-03, DIN/TS 18599-2: 2025-10 gewichtet und

3. Wohngebäuden und Gebäuden oder Gebäudeteilen, in denen keine beheizten Räume im Sinne des § 3 Absatz 1 Nummer 4 vorhanden sind, bei der Berechnung des Wärmedurchgangskoeffizienten mit einem Temperaturfaktor in Höhe von 0,5 gewichtet.

(2) Werden beheizte Teile eines Gebäudes getrennt berechnet, ist Absatz 1 Nummer 1 sinngemäß für die Trennflächen zwischen den Gebäudeteilen anzuwenden.

[bookmark: bm45][bookmark: _Toc242254497]§ 30 Zonenweise Berücksichtigung von Energiebedarfsanteilen bei einem zu errichtenden Nichtwohngebäude

(1) Ist ein zu errichtendes Nichtwohngebäude nach § 21 Absatz 2 für die Berechnung des Jahres-Primärenergiebedarfs nach § 21 Absatz 1 in Zonen zu unterteilen, sind Energiebedarfsanteile nach Maßgabe der Absätze 2 bis 7 in die Ermittlung des Jahres-Primärenergiebedarfs einer Zone einzubeziehen.

(2) Der Primärenergiebedarf für das Heizungssystem und die Heizfunktion der raumlufttechnischen Anlage ist zu bilanzieren, wenn die Raum-Solltemperatur des Gebäudes oder einer Gebäudezone für den Heizfall mindestens 12 Grad Celsius beträgt und eine durchschnittliche Nutzungsdauer für die Gebäudebeheizung auf Raum-Solltemperatur von mindestens vier Monaten pro Jahr vorgesehen ist.

(3) Der Primärenergiebedarf für das Kühlsystem und die Kühlfunktion der raumlufttechnischen Anlage ist zu bilanzieren, wenn für das Gebäude oder eine Gebäudezone für den Kühlfall der Einsatz von Kühltechnik und eine durchschnittliche Nutzungsdauer für Gebäudekühlung auf Raum-Solltemperatur von mehr als zwei Monaten pro Jahr und mehr als zwei Stunden pro Tag vorgesehen sind.

(4) Der Primärenergiebedarf für die Dampfversorgung ist zu bilanzieren, wenn für das Gebäude oder eine Gebäudezone eine solche Versorgung wegen des Einsatzes einer raumlufttechnischen Anlage nach Absatz 3 für durchschnittlich mehr als zwei Monate pro Jahr und mehr als zwei Stunden pro Tag vorgesehen ist.

(5) Der Primärenergiebedarf für Warmwasser ist zu bilanzieren, wenn ein Nutzenergiebedarf für Warmwasser in Ansatz zu bringen ist und der durchschnittliche tägliche Nutzenergiebedarf für Warmwasser wenigstens 0,2 Kilowattstunden pro Person und Tag oder 0,2 Kilowattstunden pro Beschäftigtem und Tag beträgt.

(6) Der Primärenergiebedarf für Beleuchtung ist zu bilanzieren, wenn in einem Gebäude oder einer Gebäudezone eine Beleuchtungsstärke von mindestens 75 Lux erforderlich ist und eine durchschnittliche Nutzungsdauer von mehr als zwei Monaten pro Jahr und mehr als zwei Stunden pro Tag vorgesehen ist.

(7) Der Primärenergiebedarf für Hilfsenergien ist zu bilanzieren, wenn er beim Heizungssystem und bei der Heizfunktion der raumlufttechnischen Anlage, beim Kühlsystem und bei der Kühlfunktion der raumlufttechnischen Anlage, bei der Dampfversorgung, bei der Warmwasseranlage und der Beleuchtung auftritt. Der Anteil des Primärenergiebedarfs für Hilfsenergien für Lüftung ist zu bilanzieren, wenn eine durchschnittliche Nutzungsdauer der Lüftungsanlage von mehr als zwei Monaten pro Jahr und mehr als zwei Stunden pro Tag vorgesehen ist.

Fußnote

(+++ § 30 Abs. 5: Zur Anwendung vgl. § 32 Abs. 3 Satz 2 +++)

[bookmark: bm46][bookmark: _Toc242254498]§ 31 Vereinfachtes Nachweisverfahren für zu errichtende Wohngebäude und Nichtwohngebäude

(1) Ein zu errichtendes Wohngebäude erfüllt die Anforderungen nach § 10 Absatz 2 in Verbindung mit den §§ 15 bis 17, wenn es die Voraussetzungen nach Anlage 5 Nummer 1 erfüllt und seine Ausführung den Vorgaben von Anlage 5 Nummer 2 und 3 entspricht.

(2) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie macht gemeinsam mit dem Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen im Bundesanzeiger bekannt, welche Angaben für die auf Grundlage von Absatz 1 zu errichtenden Wohngebäude ohne besondere Berechnungen in Energiebedarfsausweisen zu verwenden sind.

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie kann gemeinsam mit dem Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen für Gruppen von Wohngebäuden und für Gruppen von Nichtwohngebäuden auf der Grundlage von Modellberechnungen bestimmte Ausstattungsvarianten beschreiben, die unter dort definierten Anwendungsvoraussetzungen die Anforderungen nach § 10 Absatz 2 in Verbindung mit den §§ 15 und 16 beziehungsweise den §§ 18 und 19 generell erfüllen, und diese im Bundesanzeiger bekannt machen. Die Anwendungsvoraussetzungen für das vereinfachte Nachweisverfahren können sich auf die Größe, die Form, die Ausrichtung und die Dichtheit der Gebäude sowie auf die Vermeidung von Wärmebrücken und auf die Anteile von bestimmten Außenbauteilen an der wärmeübertragenden Umfassungsfläche beziehen. Die Einhaltung der nach § 10 Absatz 2 in Verbindung mit den §§ 15 und 16 beziehungsweise den §§ 18 und 19 festgelegten Anforderungen wird vermutet, wenn ein Wohngebäude oder Nichtwohngebäude die Anwendungsvoraussetzungen erfüllt, die in der Bekanntmachung definiert sind, und gemäß einer der dazu beschriebenen Ausstattungsvarianten errichtet wird. Berechnungen nach § 15 Absatz 2 oder § 18 Absatz 2 sind nicht erforderlich. Die im Energieausweis unter Anwendung des vereinfachten Nachweisverfahrens zu verwendenden Angaben werden ebenfalls bekannt gemacht.

[bookmark: bm47][bookmark: _Toc242254499]§ 32 Vereinfachtes Berechnungsverfahren für ein zu errichtendes Nichtwohngebäude

(1) Abweichend von § 21 Absatz 1 und 2 darf der Jahres-Primärenergiebedarf des zu errichtenden Nichtwohngebäudes und des Referenzgebäudes unter Verwendung eines Ein-Zonen-Modells ermittelt werden, wenn

1. die Summe der Nettogrundflächen Nutzfläche aus der typischen Hauptnutzung und den Verkehrsflächen des Gebäudes mehr als zwei Drittel der gesamten Nettogrundfläche Nutzfläche des Gebäudes beträgt,

2. in dem Gebäude die Beheizung und die Warmwasserbereitung für alle Räume auf dieselbe Art erfolgen,

3. das Gebäude nicht gekühlt wird,

4. höchstens 10 Prozent der Nettogrundfläche Nutzfläche des Gebäudes durch Glühlampen, Halogenlampen oder durch die Beleuchtungsart „indirekt“ nach DIN V 18599: 2018-09 DIN/TS 18599: 2025-10 beleuchtet werden und

5. außerhalb der Hauptnutzung keine raumlufttechnische Anlage eingesetzt wird, deren Werte für die spezifische Leistungsaufnahme der Ventilatoren die entsprechenden Werte der Anlage 2 Nummer 6.1 und 6.2 überschreiten.

(2) Das vereinfachte Berechnungsverfahren kann angewandt werden für

1. ein Bürogebäude, auch mit Verkaufseinrichtung, einen Gewerbebetrieb oder eine Gaststätte,

2. ein Gebäude des Groß- und Einzelhandels mit höchstens 1 000 Quadratmetern Nettogrundfläche Nutzfläche, wenn neben der Hauptnutzung nur Büro-, Lager-, Sanitär- oder Verkehrsflächen vorhanden sind,

3. einen Gewerbebetrieb mit höchstens 1 000 Quadratmetern Nettogrundfläche Nutzfläche, wenn neben der Hauptnutzung nur Büro-, Lager-, Sanitär- oder Verkehrsflächen vorhanden sind,

4. eine Schule, eine Turnhalle, einen Kindergarten und eine Kindertagesstätte oder eine ähnliche Einrichtung,

5. eine Beherbergungsstätte ohne Schwimmhalle, Sauna oder Wellnessbereich oder

6. eine Bibliothek.

(3) Bei Anwendung des vereinfachten Verfahrens sind abweichend von den Maßgaben des § 21 Absatz 2 bei der Berechnung des Jahres-Primärenergiebedarfs die Bestimmungen für die Nutzung und die Werte für den Nutzenergiebedarf für Warmwasser der Anlage 6 zu verwenden. § 30 Absatz 5 ist entsprechend anzuwenden.

(4) Abweichend von Absatz 1 Nummer 3 kann das vereinfachte Verfahren auch angewendet werden, wenn in einem Bürogebäude eine Verkaufseinrichtung, ein Gewerbebetrieb oder eine Gaststätte gekühlt wird und die Nettogrundfläche Nutzfläche der gekühlten Räume jeweils 450 Quadratmeter nicht übersteigt. Der Energiebedarf für die Kühlung von Anlagen der Datenverarbeitung bleibt als Energieeinsatz für Produktionsprozesse im Sinne von § 2 Absatz 1 Satz 2 außer Betracht.

(5) Bei Anwendung des vereinfachten Verfahrens sind in den Fällen des Absatzes 4 Satz 1 der Höchstwert und der Referenzwert des Jahres-Primärenergiebedarfs pauschal um 50 42 Kilowattstunden pro Quadratmeter und Jahr je Quadratmeter gekühlter Nettogrundfläche Nutzfläche der Verkaufseinrichtung, des Gewerbebetriebes oder der Gaststätte zu erhöhen. Dieser Betrag ist im Energiebedarfsausweis als elektrische Energie für Kühlung auszuweisen.

(6) Der Jahres-Primärenergiebedarf für Beleuchtung darf vereinfacht für den Bereich der Hauptnutzung berechnet werden, der die geringste Tageslichtversorgung aufweist.

(7) Der im vereinfachten Verfahren ermittelte Jahres-Primärenergiebedarf des Referenzgebäudes nach § 18 Absatz 1 in Verbindung mit der Anlage 2 ist um 10 Prozent zu reduzieren. Der reduzierte Wert ist der Höchstwert des Jahres-Primärenergiebedarfs des zu errichtenden Gebäudes.

(8) § 20 Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden.

[bookmark: bm48][bookmark: _Toc242254500]§ 33 Andere Berechnungsverfahren

Werden in einem Gebäude bauliche oder anlagentechnische Komponenten eingesetzt, für deren energetische Bewertung weder anerkannte Regeln der Technik noch nach § 38 Absatz 4 Satz 2 bekannt gemachte gesicherte Erfahrungswerte vorliegen, so dürfen die energetischen Eigenschaften dieser Komponenten unter Verwendung derselben Randbedingungen wie in den Berechnungsverfahren und Maßgaben nach den §§ 20 bis 30 durch dynamisch-thermische Simulationsrechnungen ermittelt werden oder es sind hierfür andere Komponenten anzusetzen, die ähnliche energetische Eigenschaften besitzen und für deren energetische Bewertung anerkannte Regeln der Technik oder bekannt gemachte gesicherte Erfahrungswerte vorliegen.

[bookmark: bm49][bookmark: _Toc242254501][bookmark: bm50]Teil 3
Modernisierung von bestehenden Gebäuden

[bookmark: bm51][bookmark: _Toc242254502][bookmark: bm52]Abschnitt 1
Allgemeine Anforderungen an bestehende Gebäude

[bookmark: bm53][bookmark: _Toc242254503]§ 34 Aufrechterhaltung der energetischen Qualität; entgegenstehende Rechtsvorschriften

(1) Außenbauteile eines bestehenden Gebäudes dürfen nicht in einer Weise verändert werden, dass die energetische Qualität des Gebäudes verschlechtert wird. Satz 1 ist nicht anzuwenden auf Änderungen von Außenbauteilen, wenn die Fläche der geänderten Bauteile nicht mehr als 10 Prozent der gesamten Fläche der jeweiligen Bauteilgruppe nach Anlage 7 betrifft.

(2) Die Anforderungen an ein bestehendes Gebäude nach diesem Teil sind nicht anzuwenden, soweit ihre Erfüllung anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften zur Standsicherheit, zum Brandschutz, zum Schallschutz, zum Arbeitsschutz oder zum Schutz der Gesundheit entgegensteht.

[bookmark: bm54][bookmark: _Toc242254504]§ 35 Nachrüstung eines bestehenden Gebäudes

(1) Eigentümer eines Wohngebäudes sowie Eigentümer eines Nichtwohngebäudes, die nach ihrer Zweckbestimmung jährlich mindestens vier Monate auf Innentemperaturen von mindestens 19 Grad Celsius beheizt werden, müssen dafür sorgen, dass oberste Geschossdecken, die nicht den Anforderungen an den Mindestwärmeschutz nach DIN 4108-2: 2013-02 DIN 4108-2: 2026-05 genügen, so gedämmt sind, dass der Wärmedurchgangskoeffizient der obersten Geschossdecke 0,24 Watt pro Quadratmeter und Kelvin nicht überschreitet. Die Pflicht nach Satz 1 gilt als erfüllt, wenn anstelle der obersten Geschossdecke das darüber liegende Dach entsprechend gedämmt ist oder den Anforderungen an den Mindestwärmeschutz nach DIN 4108-2: 2013-02 DIN 4108-2: 2026-05 genügt.

(2) Wird der Wärmeschutz nach Absatz 1 Satz 1 durch Dämmung in Deckenzwischenräumen ausgeführt und ist die Dämmschichtdicke im Rahmen dieser Maßnahmen aus technischen Gründen begrenzt, so gelten die Anforderungen als erfüllt, wenn die nach anerkannten Regeln der Technik höchstmögliche Dämmschichtdicke eingebaut wird, wobei ein Bemessungswert der Wärmeleitfähigkeit von 0,035 Watt pro Meter und Kelvin einzuhalten ist. Abweichend von Satz 1 ist ein Bemessungswert der Wärmeleitfähigkeit von 0,045 Watt pro Meter und Kelvin einzuhalten, soweit Dämmmaterialien in Hohlräume eingeblasen oder Dämmmaterialien aus nachwachsenden Rohstoffen verwendet werden. Wird der Wärmeschutz nach Absatz 1 Satz 2 als Zwischensparrendämmung ausgeführt und ist die Dämmschichtdicke wegen einer innenseitigen Bekleidung oder der Sparrenhöhe begrenzt, sind die Sätze 1 und 2 entsprechend anzuwenden.

(3) Bei einem Wohngebäude mit nicht mehr als zwei Wohnungen, von denen der Eigentümer eine Wohnung am 1. Februar 2002 selbst bewohnt hat, ist die Pflicht nach Absatz 1 erst im Fall eines Eigentümerwechsels nach dem 1. Februar 2002 von dem neuen Eigentümer zu erfüllen. Die Frist zur Pflichterfüllung beträgt zwei Jahre ab dem ersten Eigentumsübergang nach dem 1. Februar 2002.

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind bei Wohngebäuden mit nicht mehr als zwei Wohnungen, von denen der Eigentümer eine Wohnung selbst bewohnt, nicht anzuwenden, soweit die für eine Nachrüstung erforderlichen Aufwendungen durch die eintretenden Einsparungen nicht innerhalb angemessener Frist erwirtschaftet werden können.

[bookmark: bm55]


[bookmark: _Toc242254505]§ 36 Anforderungen an ein bestehendes Gebäude bei Änderung

Soweit bei beheizten oder gekühlten Räumen eines Gebäudes Außenbauteile im Sinne der Anlage 7 erneuert, ersetzt oder erstmalig eingebaut werden, sind diese Maßnahmen so auszuführen, dass die betroffenen Flächen des Außenbauteils die Wärmedurchgangskoeffizienten der Anlage 7 nicht überschreiten. Ausgenommen sind Änderungen von Außenbauteilen, die nicht mehr als 10 Prozent der gesamten Fläche der jeweiligen Bauteilgruppe des Gebäudes betreffen. Nimmt der Eigentümer eines Wohngebäudes mit nicht mehr als zwei Wohnungen Änderungen im Sinne der Sätze 1 und 2 an dem Gebäude vor und werden unter Anwendung des § 38 Absatz 1 und 2 für das gesamte Gebäude Berechnungen nach § 38 Absatz 3 durchgeführt, hat der Eigentümer vor Beauftragung der Planungsleistungen ein informatorisches Beratungsgespräch mit einer nach § 88 zur Ausstellung von Energieausweisen berechtigten Person zu führen, wenn ein solches Beratungsgespräch als einzelne Leistung unentgeltlich angeboten wird. Wer geschäftsmäßig an oder in einem Gebäude Arbeiten im Sinne des Satzes 3 für den Eigentümer durchführen will, hat bei Abgabe eines Angebots auf die Pflicht zur Führung eines Beratungsgesprächs schriftlich hinzuweisen.

[bookmark: bm56][bookmark: _Toc242254506]§ 37 Berechnung des Wärmedurchgangskoeffizienten

(1) Der Wärmedurchgangskoeffizient eines Bauteils nach § 36 wird unter Berücksichtigung der neuen und der vorhandenen Bauteilschichten berechnet. Für die Berechnung sind folgende Verfahren anzuwenden:

1. DIN V 18599-2: 2018-09 Abschnitt 6.1.4.3 DIN/TS 18599-2: 2025-10 Abschnitt 6.1.4.3 für die Berechnung der an Erdreich grenzenden Bauteile,

2. DIN 4108-4: 2017-03 in Verbindung mit DIN EN ISO 6946: 2008-04 DIN 4108-4: 2020-11 in Verbindung mit DIN EN ISO 6946: 2018-03 für die Berechnung opaker Bauteile und

3. DIN 4108-4: 2017-03 DIN 4108-4: 2020-11 für die Berechnung transparenter Bauteile sowie von Vorhangfassaden.

(2) Werden bei Maßnahmen nach § 36 Gefälledächer durch die keilförmige Anordnung einer Dämmschicht aufgebaut, so ist der Wärmedurchgangskoeffizient nach Anhang C der DIN EN ISO 6946: 2008-04 in Verbindung mit DIN 4108-4: 2017-03 DIN EN ISO 6946: 2018-03 in Verbindung mit DIN 4108-4: 2020-11 zu ermitteln. Dabei muss der Bemessungswert des Wärmedurchgangswiderstandes am tiefsten Punkt der neuen Dämmschicht den Mindestwärmeschutz nach § 11 erfüllen.

[bookmark: bm57][bookmark: _Toc242254507]§ 38 Energetische Bewertung eines bestehenden Gebäudes

(1) Die Anforderungen des § 36 gelten als erfüllt, wenn

1. das geänderte ein vor dem 1. Januar 2030 geändertes Wohngebäude insgesamt

a) den Jahres-Primärenergiebedarf für Heizung, Warmwasserbereitung, Lüftung und Kühlung den auf die Gebäudenutzfläche Nutzfläche bezogenen Wert des Jahres-Primärenergiebedarfs eines Referenzgebäudes, das die gleiche Geometrie, Gebäudenutzfläche Nutzfläche und Ausrichtung wie das geänderte Gebäude aufweist und der technischen Referenzausführung der Anlage 1 entspricht, um nicht mehr als 40 50 Prozent überschreitet und

b) den Höchstwert des spezifischen, auf die wärmeübertragende Umfassungsfläche bezogenen Transmissionswärmeverlusts nach Absatz 2 um nicht mehr als 40 Prozent überschreitet,

2. das geänderte ein vor dem 1. Januar 2030 geändertes Nichtwohngebäude insgesamt

a) den Jahres-Primärenergiebedarf für Heizung, Warmwasserbereitung, Lüftung, Kühlung und eingebaute Beleuchtung den auf die Nettogrundfläche Nutzfläche bezogenen Wert des Jahres-Primärenergiebedarfs eines Referenzgebäudes, das die gleiche Geometrie, Nettogrundfläche Nutzfläche, Ausrichtung und Nutzung, einschließlich der Anordnung der Nutzungseinheiten, wie das geänderte Gebäude aufweist und der technischen Referenzausführung der Anlage 2 entspricht, um nicht mehr als 40 50 Prozent überschreitet und

b) das auf eine Nachkommastelle gerundete 1,25fache der Höchstwerte der mittleren Wärmedurchgangskoeffizienten der wärmeübertragenden Umfassungsfläche gemäß der Anlage 3 um nicht mehr als 40 Prozent überschreitet., § 18 Absatz 1 Satz 2 ist entsprechend anzuwenden.

3. ein ab dem 1. Januar 2030 geändertes Wohngebäude insgesamt

a) den Jahres-Primärenergiebedarf für Heizung, Warmwasserbereitung, Lüftung und Kühlung den auf die Nutzfläche bezogenen Wert des Jahres-Primärenergiebedarfs eines Referenzgebäudes, das die gleiche Geometrie, Nutzfläche, Ausrichtung und Nutzung, einschließlich der Anordnung der Nutzungseinheiten, wie das geänderte Gebäude aufweist und der technischen Referenzausführung der Anlage 1 entspricht, um nicht mehr als 60 Prozent überschreitet und

b) den Höchstwert des spezifischen, auf die wärmeübertragende Umfassungsfläche bezogenen Transmissionswärmeverlusts nach Absatz 2 um nicht mehr als 40 Prozent überschreitet,

4. ein ab dem 1. Januar 2030 geändertes Nichtwohngebäude insgesamt

a) den Jahres-Primärenergiebedarf für Heizung, Warmwasserbereitung, Lüftung, Kühlung und eingebaute Beleuchtung den auf die Nutzfläche bezogenen Wert des Jahres-Primärenergiebedarfs eines Referenzgebäudes, das die gleiche Geometrie, Nutzfläche, Ausrichtung und Nutzung, einschließlich der Anordnung der Nutzungseinheiten, wie das geänderte Gebäude aufweist und der technischen Referenzausführung der Anlage 2 entspricht, um nicht mehr als 60 Prozent überschreitet und

b) das auf eine Nachkommastelle gerundete 1,25fache der Höchstwerte der mittleren Wärmedurchgangskoeffizienten der wärmeübertragenden Umfassungsfläche gemäß der Anlage 3 um nicht mehr als 40 Prozent überschreitet.

Auf ein Nichtwohngebäude, das sich im Eigentum der öffentlichen Hand befindet und von einer Behörde genutzt wird, ist Satz 1 Nummer 4 Buchstabe a ab dem 1. Januar 2028 anzuwenden. § 18 Absatz 1 Satz 2 ist entsprechend anzuwenden.

(2) Der Höchstwert nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b beträgt

1. bei einem freistehenden Wohngebäude mit einer Gebäudenutzfläche Nutzfläche von bis zu 350 Quadratmetern 0,40 Watt pro Quadratmeter und Kelvin,

2. bei einem freistehenden Wohngebäude mit einer Gebäudenutzfläche Nutzfläche von mehr als 350 Quadratmetern 0,50 Watt pro Quadratmeter und Kelvin,

3. bei einem einseitig angebauten Wohngebäude 0,45 Watt pro Quadratmeter und Kelvin oder

4. bei allen anderen Wohngebäuden 0,65 Watt pro Quadratmeter und Kelvin.

(3) In den Fällen des Absatzes 1 sind die Berechnungsverfahren nach § 20 Absatz 1 oder Absatz 2 oder nach § 21 Absatz 1 und 2 unter Beachtung der Maßgaben nach § 20 Absatz 3 bis 6, der §§ 22 bis 30 und der §§ 32 und 33 sowie nach Maßgabe von Absatz 4 entsprechend anzuwenden.

(4) Fehlen Angaben zu geometrischen Abmessungen eines Gebäudes, können diese durch vereinfachtes Aufmaß ermittelt werden. Liegen energetische Kennwerte für bestehende Bauteile und Anlagenkomponenten nicht vor, können gesicherte Erfahrungswerte für Bauteile und Anlagenkomponenten vergleichbarer Altersklassen verwendet werden. In den Fällen der Sätze 1 und 2 können anerkannte Regeln der Technik verwendet werden. Die Einhaltung solcher Regeln wird vermutet, soweit Vereinfachungen für die Datenaufnahme und die Ermittlung der energetischen Eigenschaften sowie gesicherte Erfahrungswerte verwendet werden, die vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie und vom Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen gemeinsam im Bundesanzeiger bekannt gemacht worden sind.

(5) Absatz 4 kann auch in den Fällen des § 36 sowie des § 39 angewendet werden.

[bookmark: bm58][bookmark: _Toc242254508]§ 39 Anforderungen an ein bestehendes Gebäude bei Erweiterung und Ausbau

(1) Bei der Erweiterung und dem Ausbau eines Gebäudes um beheizte oder gekühlte Räume darf

1. bei Wohngebäuden der spezifische, auf die wärmeübertragende Umfassungsfläche bezogene Transmissionswärmeverlust der Außenbauteile der neu hinzukommenden beheizten oder gekühlten Räume das 1,2fache des entsprechenden Wertes des Referenzgebäudes gemäß der Anlage 1 nicht überschreiten oder

2. bei Nichtwohngebäuden die mittleren Wärmedurchgangskoeffizienten der wärmeübertragenden Umfassungsfläche der Außenbauteile der neu hinzukommenden beheizten oder gekühlten Räume das auf eine Nachkommastelle gerundete 1,25fache der Höchstwerte gemäß der Anlage 3 nicht überschreiten.

Abweichend von Satz 1 Nummer 2 sind in Fällen, bei denen die hinzukommende zusammenhängende Nutzfläche mehr als 100 Prozent der Nutzfläche des bisherigen Gebäudes beträgt, die Anforderungen nach den §§ 18 und 19 einzuhalten.

(2) Ist die hinzukommende zusammenhängende Nutzfläche größer als 50 Quadratmeter, sind außerdem die Anforderungen an den sommerlichen Wärmeschutz nach § 14 einzuhalten.

[bookmark: bm59][bookmark: _Toc242254509][bookmark: bm60]Abschnitt 2
Besondere Renovierungsanforderungen an bestehende Nichtwohngebäude

[bookmark: _Toc242254510][bookmark: bm61]§ 40 (weggefallen)

[bookmark: _Toc242254511]§ 40 Renovierungsanforderungen an bestehende Nichtwohngebäude

(1) Der Eigentümer eines bestehenden Nichtwohngebäudes hat mit geeigneten Maßnahmen dafür zu sorgen, dass die Gesamtenergieeffizienz des Nichtwohngebäudes den Wert nicht überschreitet, der sich ergibt

1. ab 1. Januar 2030 aus Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und

2. ab 1. Januar 2033 aus Absatz 2 Satz 1 Nummer 2.

Satz 1 ist nicht anzuwenden, soweit die Einhaltung der Anforderung nach Satz 1 technisch unmöglich oder wirtschaftlich unzumutbar ist oder anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften widerspricht.

(2) Der Jahres-Primärenergiebedarf für Heizung, Warmwasserbereitung, Lüftung, Kühlung und eingebaute Beleuchtung des bestehenden Nichtwohngebäudes darf

1. ab 1. Januar 2030 das 3,5fache und

2. ab 1. Januar 2033 das 2,95fache

des Jahres-Primärenergiebedarfs eines Referenzgebäudes, das die gleiche Geometrie, Nutzfläche, Ausrichtung und Nutzung aufweist und der technischen Referenzausführung der Anlage 2 entspricht, nicht überschreiten. Für die Berechnung des Primärenergiebedarfs des Referenzgebäudes nach Satz 1 ist abweichend von Anlage 2 Nummer 4.1 immer der Primärenergiefaktor von 0,7 zu verwenden.

(3) Die Einhaltung der Anforderung an die Gesamtenergieeffizienz nach Absatz 1 Satz 1 gilt als erfüllt, wenn das Nichtwohngebäude

1. ab dem 1. Januar 1996 errichtet wurde,

2. vor dem 1. Januar 1996 errichtet worden ist und der Eigentümer nachweist, dass es durch spätere Änderung mindestens auf das Anforderungsniveau der Wärmeschutzverordnung vom 16. August 1994 (BGBl. I S. 2121) in der bis zum Ablauf des 31. Januar 2002 geltenden Fassung gebracht worden ist oder, dass der Jahres-Heizwärmebedarf des Nichtwohngebäudes die Anforderungen nach der Wärmeschutzverordnung vom 16. August 1994 (BGBl. I S. 2121) in der bis zum Ablauf des 31. Januar 2002 geltenden Fassung nicht überschreitet,

3. eine Heizungsanlage nutzt, die die bereitgestellte Wärme überwiegend mit Biomasse oder einer Wärmepumpe erzeugt, oder

4. mit Fernwärme versorgt wird.

(4) Absatz 1 ist nicht anzuwenden auf

1. ein bestehendes Nichtwohngebäude, wenn zum Zeitpunkt nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 feststeht, dass insbesondere

a) das Nichtwohngebäude abgerissen wird,

b) das Betriebsgelände, auf dem das Nichtwohngebäude errichtet ist, aufgegeben wird,

c) die Nutzung des Nichtwohngebäudes geändert wird, so dass es nicht mehr unter die Anforderung nach Absatz 1 fallen würde, oder

d) das Nichtwohngebäude einer umfassenden Sanierung unterzogen wird,

2. ein Baudenkmal, bei dem aufgrund von Vorschriften des Bundes- oder Landesrechts eine besonders geschützte Bausubstanz oder eine sonstige besonders erhaltenswerte Bausubstanz vorliegt,

3. eine Industrieanlage, eine Werkstatt oder ein landwirtschaftliches Nutzgebäude mit jeweils niedrigem Energiebedarf,

4. ein landwirtschaftliches Nutzgebäude, das von einem Sektor genutzt wird, auf den ein nationales sektorspezifisches Abkommen über die Gesamtenergieeffizienz anzuwenden ist,

5. ein freistehendes kleines Gebäude oder

6. ein Gebäude im Eigentum des Bundes, der verbündeten Streitkräfte oder einer Gesellschaft mit Beteiligung des Bundes, das der Landes- und Bündnisverteidigung dient.

[bookmark: _Toc242254512][bookmark: bm62]§ 41 (weggefallen)

[bookmark: _Toc242254513]§ 41 Nachweis zur Gesamtenergieeffizienz von Nichtwohngebäuden

Die Einhaltung der Anforderungen an die Gesamtenergieeffizienz nach § 40 Absatz 1 und 2 ist auf Verlangen der nach Landesrecht zuständigen Behörde nachzuweisen. Dies kann anhand eines Energieausweises oder in anderer geeigneter Weise erfolgen, wenn im Energieausweis oder in anderer geeigneter Weise die Gesamtenergieeffizienz des Nichtwohngebäudes ausgewiesen wird. Mit einem Energiebedarfsausweis, der vor dem 1. Januar 2027 ausgestellt worden ist, kann der Nachweis

1. bis zum Ablauf des 31. Dezember 2032 nur geführt werden, wenn der auf dem Energiebedarfsausweis ausgewiesene Wert des nicht-erneuerbaren Primärenergiebedarfs des Gebäudes das 0,5fache des auf dem Energiebedarfsausweis ausgewiesenen Endwerts der Effizienzskala nicht überschreitet und

2. ab dem 1. Januar 2033 nur geführt werden, wenn der auf dem Energiebedarfsausweis ausgewiesene Wert des nicht-erneuerbaren Primärenergiebedarfs des Gebäudes das 0,4fache des auf dem Energiebedarfsausweis ausgewiesenen Endwerts der Effizienzskala nicht überschreitet.

[bookmark: bm63][bookmark: _Toc242254514][bookmark: bm64]Abschnitt 3
Modernisierung der Wärmeversorgung in Gebäuden

[bookmark: bm65][bookmark: _Toc242254515]§ 42 Grundsatz

(1) Wird eine Heizungsanlage in einem bestehenden Gebäude oder Gebäudenetz ersetzt und der Eigentümer entscheidet sich für eine der in Absatz 2 genannten Optionen oder für eine Kombination daraus, sind die Maßgaben der §§ 43 bis 46 zu beachten.

(2) Optionen für den Ersatz einer Heizungsanlage sind

1. eine Heizungsanlage, die mit Gas, Heizöl oder Flüssiggas beschickt wird,

2. eine elektrisch angetriebene Wärmepumpe,

3. eine solarthermische Anlage,

4. eine Heizungsanlage zur Nutzung von Biomasse oder grünem, blauem, orangenem oder türkisem Wasserstoff einschließlich daraus hergestellter Derivate,

5. eine Wärmepumpen-Hybridheizung bestehend aus einer elektrisch angetriebenen Wärmepumpe in Kombination mit einer Gas-, Heizöl-, Flüssiggas- oder Biomassefeuerung,

6. eine Solarthermie-Hybridheizung bestehend aus einer solarthermischen Anlage in Kombination mit einer Gas-, Heizöl-, Flüssiggas- oder Biomassefeuerung,

7. eine hocheffiziente KWK-Anlage im Sinne des § 2 Nummer 8a des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes vom 21. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2498), das zuletzt durch Artikel 24 des Gesetzes vom 18. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 347) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, gebäudeintegriert oder gebäudenah und netzintegriert,

8. eine Stromdirektheizung,

9. eine Hausübergabestation zum Anschluss an ein Wärmenetz oder

10. eine andere innovative Heizungslösung.

(3) Die Anforderung nach Absatz 1 ist nicht auf ein Gebäude im Eigentum des Bundes, der verbündeten Streitkräfte oder einer Gesellschaft mit Beteiligung des Bundes anzuwenden, das der Landes- und Bündnisverteidigung dient.

[bookmark: bm66][bookmark: _Toc242254516]§ 42a Grüngas-/Grünheizölquote

In einem bis zum 1. Dezember 2026 durch die Bundesregierung vorzulegenden Gesetz wird eine Grüngas-/Grünheizölquote eingeführt. Dieses Gesetz wird die Inverkehrbringer von Gas, Öl und Flüssiggas verpflichten, die zur Wärmeversorgung von Gebäuden in Verkehr zu bringenden Brennstoffe ab dem Jahr 2045 vollständig auf klimaneutrale Brennstoffe umzustellen, um den angemessenen Beitrag des Gebäudesektors zur Einhaltung der Ziele nach § 3 Absatz 2 des Bundes-Klimaschutzgesetzes sicherzustellen.

[bookmark: bm67][bookmark: _Toc242254517]§ 43 Einbau einer Heizungsanlage, die mit Gas, Heizöl oder Flüssiggas beschickt wird

(1) Wird eine Heizungsanlage, die mit Gas, Heizöl oder Flüssiggas beschickt wird, nach dem 29. Juli 2026 in ein bestehendes Gebäude neu eingebaut, hat der Eigentümer des Gebäudes sicherzustellen, dass ab dem 1. Januar 2029 mindestens 10 Prozent, ab dem 1. Januar 2030 mindestens 15 Prozent, ab dem 1. Januar 2035 mindestens 30 Prozent und ab dem 1. Januar 2040 mindestens 60 Prozent der mit der Anlage bereitgestellten Wärme aus Biomethan, Bioöl, biogenem Flüssiggas, grünem, blauem, orangenem oder türkisem Wasserstoff einschließlich daraus hergestellter Derivate erzeugt wird.

(2) Bei der Nutzung von Biomethan sind die Anforderungen des § 22 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 § 22 Absatz 2 einzuhalten. Bei der Nutzung von biogenem Flüssiggas sind die Anforderungen des § 22 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 § 22 Absatz 3 einzuhalten. Bei der Nutzung von Bioöl sind die Anforderungen des § 22 Absatz 4 einzuhalten.

(3) Die Pflicht nach Absatz 1 kann auch durch die Nutzung einer solarthermischen Anlage erfüllt werden. Die Pflicht wird im Zeitraum vom 1. Januar 2029 bis zum Ablauf des 31. Dezember 2034 erfüllt, wenn die solarthermische Anlage

1. bei Wohngebäuden mit höchstens zwei Wohnungen mit einer Fläche von mindestens 0,04 Quadratmetern Aperturfläche je Quadratmeter Nutzfläche installiert und betrieben wird,

2. bei Wohngebäuden mit mehr als zwei Wohnungen mit einer Fläche von mindestens 0,03 Quadratmetern Aperturfläche je Quadratmeter Nutzfläche installiert und betrieben wird. 

Im Übrigen hat der Gebäudeeigentümer durch eine fachkundige Person nach § 88 oder eine Unternehmererklärung nachzuweisen, zu welchem Anteil die Pflicht nach Absatz 1 durch die Nutzung einer solarthermischen Anlage erfüllt wird, wenn ein höherer Anteil als 15 Prozent auf die Pflicht nach Absatz 1 angerechnet werden soll.

(4) Die Pflicht nach Absatz 1 kann auch durch die Nutzung einer raumlufttechnischen Anlage mit Wärmerückgewinnung erfüllt werden. Die Pflicht wird im Zeitraum vom 1. Januar 2029 bis zum Ablauf des 31. Dezember 2034 erfüllt, wenn

1. der Wärmerückgewinnungsgrad der raumlufttechnischen Anlage mindestens 73 Prozent erreicht,

2. die Leistungszahl, die aus dem Verhältnis der mittels Wärmerückgewinnung genutzten Wärme zum Stromeinsatz für den Betrieb der raumlufttechnischen Anlage ermittelt wird, mindestens 10 beträgt und

3. die Lüftungsanlage die gesamte Fläche eines Gebäudes versorgt.

(5) Wird eine Wärmepumpen-Hybridheizung in ein Gebäude eingebaut, gilt die Anforderung aus Absatz 1 als erfüllt, wenn die Leistung der Wärmepumpe beim Teillastpunkt A nach der DIN EN 14825 mindestens 30 Prozent oder bei bivalent alternativem Betrieb mindestens 40 Prozent der Leistung des Spitzenlasterzeugers bei bivalent parallelem oder bivalent teilparallelem Betrieb entspricht. Wird eine Wärmepumpen-Hybridheizung nach Satz 1 in ein Gebäude mit mindestens sechs Wohnungen oder in ein Nichtwohngebäude eingebaut, hat der Gebäudeeigentümer im Zeitraum nach dem 31. Dezember 2039 durch eine fachkundige Person nach § 88 oder eine Unternehmererklärung nachzuweisen, zu welchem Anteil die Pflicht nach Absatz 1 durch die Wärmepumpe erfüllt wird, wenn ein höherer Anteil als 30 Prozent auf die Pflicht nach Absatz 1 angerechnet werden soll. Für alle anderen Betriebsweisen der Wärmepumpen-Hybridheizung gilt die Nachweispflicht nach Satz 2 ab dem 1. Januar 2029.

(6) Die Pflicht nach Absatz 1 ist in Fällen, in denen der Eigentümer des Gebäudes nicht der Betreiber der Heizungsanlage ist, durch den Betreiber der Heizungsanlage zu erfüllen.

(7) Wird eine Heizungsanlage, die mit Gas, Heizöl oder Flüssiggas beschickt wird, aufgrund eines irreparablen Ausfalls der bestehenden Heizungsanlage in dem Zeitraum vom 1. Januar 2028 bis zum Ablauf des 31. Dezember 2028 neu eingebaut, gilt die Pflicht nach Absatz 1 erst nach Ablauf von zwölf Monaten ab dem Einbau der Heizungsanlage. Wird eine Heizungsanlage nach Absatz 1 aufgrund eines irreparablen Ausfalls der bestehenden Heizungsanlage ab dem 1. Januar 2029 neu eingebaut, gilt eine zum Zeitpunkt des Ausfalls der bestehenden Heizungsanlage etwaig bestehende Pflicht nach Absatz 1 für zwölf Monate ab dem Einbau der Heizungsanlage fort. Im Fall des Satzes 2 ist Absatz 1 nach Ablauf von zwölf Monaten mit der zu diesem Zeitpunkt bestehenden Pflicht anzuwenden.

[bookmark: bm68]


[bookmark: _Toc242254518]§ 44 Einbau einer solarthermischen Anlage

Wird eine solarthermische Anlage mit Flüssigkeiten als Wärmeträger genutzt, müssen die darin enthaltenen Kollektoren oder muss das System mit dem europäischen Prüfzeichen „Solar Keymark“ zertifiziert sein, solange und soweit die Verwendung einer CE-Kennzeichnung nach Maßgabe eines Durchführungsrechtsaktes auf der Grundlage der Richtlinie 2009/125/EG nicht zwingend vorgeschrieben ist. Die Zertifizierung muss nach den anerkannten Regeln der Technik erfolgen.

[bookmark: bm69][bookmark: _Toc242254519]§ 45 Einbau einer Heizungsanlage zur Nutzung fester Biomasse

(1) Wenn eine Feuerungsanlage im Sinne der Verordnung über kleine und mittlere Feuerungsanlagen vom 26. Januar 2010 (BGBl. I S. 38), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 13. Oktober 2021 (BGBl. I S. 4676) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung in ein bestehendes Gebäude eingebaut wird, hat der Gebäudeeigentümer sicherzustellen, dass

1. die Nutzung in einem Biomasseofen mit Wasser als Wärmeträger oder einem Biomassekessel erfolgt und

2. nur Biomasse nach § 3 Absatz 1 Nummer 4, 5, 5a, 6, 7, 8 oder 13 der Verordnung über kleine und mittlere Feuerungsanlagen eingesetzt wird. 

§ 5 Absatz 2 der Verordnung über kleine und mittlere Feuerungsanlagen bleibt unberührt.

(2) Wird eine Biomasse-Hybridheizung bestehend aus einer Heizungsanlage zur Nutzung fester Biomasse nach Absatz 1 in Kombination mit einer Gas-, Heizöl- oder Flüssiggasfeuerung eingebaut, wird die Pflicht nach § 43 Absatz 1 durch die Nutzung fester Biomasse erfüllt. Wird eine Biomasse-Hybridheizung nach Satz 1 in ein Gebäude mit mindestens sechs Wohnungen oder ein Nichtwohngebäude eingebaut, hat der Gebäudeeigentümer im Zeitraum nach dem 31. Dezember 2034 durch eine fachkundige Person nach § 88 oder eine Unternehmererklärung nachzuweisen, zu welchem Anteil die Pflicht nach § 43 Absatz 1 durch die Nutzung fester Biomasse erfüllt wird, wenn ein höherer Anteil als 15 Prozent auf die Pflicht nach Absatz 1 angerechnet werden soll.

[bookmark: bm70][bookmark: _Toc242254520]§ 46 Einbau einer Stromdirektheizung

(1) Eine Stromdirektheizung darf in ein bestehendes Gebäude mit Wohnungen nur eingebaut werden, wenn das Gebäude die Anforderungen an den baulichen Wärmeschutz nach den §§ 16 und 19 um mindestens 30 Prozent unterschreitet. Satz 1 ist nicht anzuwenden in einem Gebäude mit nicht mehr als zwei Wohnungen, von denen der Eigentümer eine Wohnung selbst bewohnt.

(2) Absatz 1 ist nicht beim Austausch einer bestehenden Einzelraum-Stromdirektheizung anzuwenden.

[bookmark: bm71][bookmark: _Toc242254521]§ 47 (weggefallen)

[bookmark: bm72][bookmark: _Toc242254522]§ 48 (weggefallen)

[bookmark: bm73][bookmark: _Toc242254523]§ 49 (weggefallen)

[bookmark: bm74][bookmark: _Toc242254524]§ 50 (weggefallen)

[bookmark: bm75][bookmark: _Toc242254525]§ 51 (weggefallen)

[bookmark: bm76][bookmark: _Toc242254526]§ 52 (weggefallen)

[bookmark: bm77][bookmark: _Toc242254527]§ 53 (weggefallen)
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[bookmark: bm79][bookmark: _Toc242254529]§ 55 (weggefallen)

[bookmark: bm80][bookmark: _Toc242254530][bookmark: bm81]Teil 4
Anlagen der Heizungs-, Kühl- und Raumlufttechnik sowie der Warmwasserversorgung

[bookmark: bm82][bookmark: _Toc242254531][bookmark: bm83]Abschnitt 1
Gebäudeautomation

[bookmark: bm84][bookmark: _Toc242254532]§ 56 Gebäudeautomatisierung und Gebäudesteuerung

(1) Ein Nichtwohngebäude mit der Nennleistung einer Heizungsanlage, einer kombinierten Raumheizungs- und Lüftungsanlage, einer Klimaanlage oder einer kombinierten Klima- und Lüftungsanlage von mehr als 70 Kilowatt muss bis zum Ablauf des 31. Dezember 2029 mit einem System für die Gebäudeautomatisierung und Gebäudesteuerung nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 ausgerüstet werden, es sei denn, die Ausrüstung ist technisch nicht möglich oder wirtschaftlich unzumutbar.

(2) Das System für die Gebäudeautomatisierung und Gebäudesteuerung muss in der Lage sein,

1. eine kontinuierliche Überwachung, Protokollierung und Analyse der Verbräuche aller Hauptenergieträger sowie aller gebäudetechnischen Systeme und eine Anpassung des Verbrauchs dieser Hauptenergieträger durchzuführen,

2. die erhobenen Daten über eine gängige und frei konfigurierbare Schnittstelle zugänglich zu machen, sodass Auswertungen firmen- und herstellerunabhängig erfolgen können,

3. Anforderungswerte in Bezug auf die Energieeffizienz des Gebäudes aufzustellen,

4. Effizienzverluste von gebäudetechnischen Systemen zu erkennen,

5. den Betreiber über mögliche Verbesserungen der Energieeffizienz zu informieren und

6. die Raumklimaqualität zu überwachen.

(3) Zusätzlich zu den Anforderungen nach Absatz 2 muss ein zu errichtendes Nichtwohngebäude

1. mit einem System für die Gebäudeautomatisierung und Gebäudesteuerung ausgestattet sein, das

a) mindestens entsprechend dem Automationsgrad B nach der DIN/TS 18599-11: 2025-10 bei einer Anlage nach Absatz 1 mit einer Nennleistung von mehr als 290 Kilowatt entspricht und

b) mindestens entsprechend dem Automationsgrad C nach der DIN/TS 18599-11: 2025-10 bei einer Anlage nach Absatz 1 mit einer Nennleistung von mehr als 70 Kilowatt entspricht und

2. ein technisches Inbetriebnahme-Management einschließlich der Einregelung der gebäudetechnischen Anlagen durchlaufen, um einen optimalen Betrieb zu gewährleisten. 

Das System für die Gebäudeautomatisierung und Gebäudesteuerung nach Satz 1 Nummer 1 muss sicherstellen, dass dieses System die Kommunikation zwischen miteinander verbundenen gebäudetechnischen Systemen und anderen Anwendungen innerhalb des Gebäudes ermöglichen und gewährleisten kann, dass es gemeinsam mit anderen Typen gebäudetechnischer Systeme betrieben werden kann, auch bei unterschiedlichen herstellereigenen Technologien, Geräten und Herstellern. Das technische Inbetriebnahme-Management nach Satz 1 Nummer 2 muss mindestens den Zeitraum einer Heizperiode für Anlagen zur Wärmeerzeugung und mindestens eine Kühlperiode für Anlagen zur Kälteerzeugung erfassen.

(4) Wurde in ein bestehendes Nichtwohngebäude in einem Zeitraum von bis zu drei Jahren vor dem 1. Januar 2027 ein System für die Gebäudeautomatisierung und Gebäudesteuerung eingebaut, das nicht den Anforderungen des Absatzes 2 entspricht, darf der Eigentümer die Nachrüstung des Systems, um die Anforderungen des Absatzes 1 einzuhalten, nach dem 31. Dezember 2029 vornehmen. Die Frist zur Erfüllung dieser Verpflichtung beträgt zehn Jahre.

(5) Die Bestimmungen der Absätze 1 bis 4 sind nicht auf ein Gebäude im Eigentum des Bundes, der verbündeten Streitkräfte oder einer Gesellschaft mit Beteiligung des Bundes anzuwenden, das der Landes- und Bündnisverteidigung dient.

(6) Zusätzlich zu den Anforderungen nach Absatz 2 muss ein Nichtwohngebäude mit der Nennleistung einer Anlage nach Absatz 1 von mehr als 70 Kilowatt bis zum Ablauf des 31. Dezember 2029 mit einer automatischen Beleuchtungssteuerung ausgestattet sein, es sei denn, die Ausstattung ist technisch unmöglich oder wirtschaftlich unzumutbar. Die automatische Beleuchtungssteuerung nach Satz 1 soll angemessen zoniert sein und über eine Belegungserkennung verfügen.

[bookmark: bm85][bookmark: _Toc242254533]Abschnitt 2
Aufrechterhaltung der energetischen Qualität bestehender Anlagen

[bookmark: bm87][bookmark: _Toc242254534][bookmark: bm88]Unterabschnitt 1
Veränderungsverbot

[bookmark: bm89][bookmark: _Toc242254535]§ 57 Verbot von Veränderungen; entgegenstehende Rechtsvorschriften

(1) Eine Anlage und Einrichtung der Heizungs-, Kühl- oder Raumlufttechnik oder der Warmwasserversorgung darf, soweit sie zum Nachweis der Anforderungen energieeinsparrechtlicher Vorschriften des Bundes zu berücksichtigen war, nicht in einer Weise verändert werden, dass die energetische Qualität des Gebäudes verschlechtert wird.

(2) Die Anforderungen an Anlagen und Einrichtungen nach diesem Teil sind nicht anzuwenden, soweit ihre Erfüllung anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften zur Standsicherheit, zum Brandschutz, zum Schallschutz, zum Arbeitsschutz oder zum Schutz der Gesundheit entgegensteht.

[bookmark: _Toc242254536]Unterabschnitt 2
Betreiberpflichten

[bookmark: bm92][bookmark: _Toc242254537]§ 58 Betriebsbereitschaft

(1) Energiebedarfssenkende Einrichtungen in Anlagen und Einrichtungen der Heizungs-, Kühl- und Raumlufttechnik sowie der Warmwasserversorgung sind vom Betreiber betriebsbereit zu erhalten und bestimmungsgemäß zu nutzen.

(2) Der Betreiber kann seine Pflicht nach Absatz 1 auch dadurch erfüllen, dass er andere anlagentechnische oder bauliche Maßnahmen trifft, die den Einfluss einer energiebedarfssenkenden Einrichtung auf den Jahres-Primärenergiebedarf ausgleicht.

[bookmark: bm93][bookmark: _Toc242254538]§ 59 Sachgerechte Bedienung

Eine Anlage und Einrichtung der Heizungs-, Kühl- oder Raumlufttechnik oder der Warmwasserversorgung ist vom Betreiber sachgerecht zu bedienen.

[bookmark: bm94][bookmark: _Toc242254539]§ 60 Wartung und Instandhaltung

(1) Komponenten, die einen wesentlichen Einfluss auf den Wirkungsgrad von Anlagen und Einrichtungen der Heizungs-, Kühl- und Raumlufttechnik sowie der Warmwasserversorgung haben, sind vom Betreiber regelmäßig zu warten und instand zu halten.

(2) Für die Wartung und Instandhaltung ist Fachkunde erforderlich. Fachkundig ist, wer die zur Wartung und Instandhaltung notwendigen Fachkenntnisse und Fertigkeiten besitzt. Die Handwerksordnung bleibt unberührt.

[bookmark: bm95][bookmark: _Toc242254540]§ 60a Prüfung und Optimierung von Wärmepumpen

(1) Wärmepumpen, die nach dem 31. Dezember 2023 als Heizungsanlage zum Zweck der Inbetriebnahme in einem Gebäude mit mindestens sechs Wohnungen oder sonstigen selbständigen Nutzungseinheiten oder zur Einspeisung in ein Gebäudenetz in Betrieb genommen werden, an das mindestens sechs Wohnungen oder sonstige selbständige Nutzungseinheiten angeschlossen sind, nach Ablauf des 31. Dezember 2023 eingebaut oder aufgestellt werden, müssen nach einer vollständigen Heizperiode, spätestens jedoch zwei Jahre nach Inbetriebnahme, einer Betriebsprüfung unterzogen werden, wenn der Betrieb der Wärmepumpe für Raumwärme und Warmwasser erfolgt. Satz 1 ist nicht für Warmwasser-Wärmepumpen oder Luft-Luft-Wärmepumpen anzuwenden. Dies gilt nicht für Wärmepumpen, die einer Fernkontrolle unterliegen oder für die ein Wartungsvertrag besteht. Die Betriebsprüfung nach Satz 1 muss für Wärmepumpen, die nicht einer Fernkontrolle unterliegen und für die kein Wartungsvertrag besteht, sind spätestens alle fünf Jahre wiederholt werden erneut zu prüfen.

(2) Die Betriebsprüfung nach Absatz 1 umfasst die Überprüfung der für Betrieb, Funktion und Effizienz der Wärmepumpe maßgeblichen Einstellungen und Komponenten.

1. die Überprüfung, ob ein hydraulischer Abgleich durchgeführt wurde,

2. die Überprüfung der Regelparameter der Anlage einschließlich der Einstellung

a) der Heizkurve,

b) der Abschalt- oder Absenkzeiten,

c) der Heizgrenztemperatur,

d) der Einstellparameter der Warmwasserbereitung,

e) der Pumpeneinstellungen sowie

f) der Einstellungen von Bivalenzpunkt und Betriebsweise im Fall einer Wärmepumpen-Hybridheizung,

3. die Überprüfung der Vor- und Rücklauftemperaturen und der Funktionstüchtigkeit des Ausdehnungsgefäßes,

4. die messtechnische Auswertung der Jahresarbeitszahl und bei größeren Abweichungen von der erwarteten Jahresarbeitszahl Empfehlungen zur Verbesserung der Effizienz durch Maßnahmen an der Heizungsanlage, der Heizverteilung, dem Verhalten oder der Gebäudehülle,

5. die Prüfung des Füllstandes des Kältemittelkreislaufs,

6. die Überprüfung der hydraulischen Komponenten,

7. die Überprüfung der elektrischen Anschlüsse,

8. die Kontrolle des Zustands der Außeneinheit, sofern vorhanden, und

9. die Sichtprüfung der Dämmung der Rohrleitungen des Wasserheizungssystems.

(3) Die Betriebsprüfung nach Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 ist von einer fachkundigen Person durchzuführen, die eine erfolgreiche Schulung im Bereich der Überprüfung von Wärmepumpen, die die Inhalte von Absatz 2 abdeckt, durchlaufen hat. Fachkundig sind insbesondere Personen mit einschlägiger handwerklicher oder technischer Berufsqualifikation im Bereich Heizungs-, Kälte-, Luftheizungs- oder Elektrotechnik.

(4) Fachkundig sind insbesondere

1. Schornsteinfeger nach Anlage A Nummer 12 zu der Handwerksordnung,

2. Installateure und Heizungsbauer nach Anlage A Nummer 24 zu der Handwerksordnung,

3. Kälteanlagenbauer nach Anlage A Nummer 18 zu der Handwerksordnung,

4. Ofen- und Luftheizungsbauer nach Anlage A Nummer 2 zu der Handwerksordnung,

5. Elektrotechniker nach Anlage A Nummer 25 zu der Handwerksordnung oder

6. Energieberater, die auf der Energieeffizienz-Expertenliste für Förderprogramme des Bundes stehen.

(5)(4) Das Ergebnis der Prüfung und der etwaige Optimierungsbedarf hinsichtlich der Anforderungen nach Absatz 1 ist sind schriftlich festzuhalten und dem Verantwortlichen zum Nachweis zu übersenden. Die erforderlichen Optimierungsmaßnahmen sind innerhalb von einem Jahr nach der Betriebsprüfung durchzuführen. Das Ergebnis der Prüfung nach Satz 1 und ein Nachweis über die durchgeführten Arbeiten nach Satz 2 sind auf Verlangen dem Mieter unverzüglich vorzulegen. Satz 3 ist auf Pachtverhältnisse und auf sonstige Formen der entgeltlichen Nutzungsüberlassung von Gebäuden oder Wohnungen entsprechend anzuwenden.

Fußnote

(+++ § 60a Abs. 5 Satz 4: Zur Anwendung ab 1.10.2024 vgl. § 60b Abs. 5 Satz 4 u. § 60c Abs. 4 Satz 3 +++)

[bookmark: bm96][bookmark: _Toc242254541]§ 60b Prüfung und Optimierung älterer Heizungsanlagen

(1) Eine Heizungsanlage mit Wasser als Wärmeträger, die nach Ablauf des 30. September 2009 eingebaut oder aufgestellt wurde, keine Wärmepumpe ist und in einem Gebäude mit mindestens sechs Wohnungen oder sonstigen selbständigen Nutzungseinheiten betrieben wird, ist innerhalb eines Jahres nach Ablauf von 15 Jahren nach Einbau oder Aufstellung einer Heizungsprüfung und Heizungsoptimierung zu unterziehen. Eine Heizungsanlage mit Wasser als Wärmeträger, die vor dem 1. Oktober 2009 eingebaut oder aufgestellt wurde, die keine Wärmepumpe ist und die in einem Gebäude mit mindestens sechs Wohnungen oder sonstigen selbständigen Nutzungseinheiten betrieben wird, ist bis zum Ablauf des 30. September 2027 einer Heizungsprüfung und Heizungsoptimierung zu unterziehen. 

In der Heizungsprüfung Satz 1 oder Satz 2 ist zu prüfen,

1. ob die zum Betrieb der Heizung einstellbaren technischen Parameter für den Betrieb der Anlage zur Wärmeerzeugung hinsichtlich der Energieeffizienz optimiert sind,

2. ob eine effiziente Heizungspumpe im Heizsystem eingesetzt wird,

3. inwieweit Dämmmaßnahmen von Rohrleitungen oder Armaturen durchgeführt werden sollten und

4. welche Maßnahmen zur Absenkung der Vorlauftemperatur nach Inaugenscheinnahme durchgeführt werden können.

In der Heizungsprüfung nach Satz 1 oder 2 ist zu prüfen, ob die Heizungsanlage hinsichtlich ihrer wesentlichen Einstellungen, Komponenten und Betriebsparameter energieeffizient betrieben wird.

(2) Zur Optimierung einer Anlage zur Wärmeerzeugung nach Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 sind unter Berücksichtigung möglicher negativer Auswirkungen auf die Bausubstanz des Gebäudes und die menschliche Gesundheit insbesondere Anpassungen der Regelung, der Temperatur- und Betriebsführung sowie weiterer betrieblicher Einstellungen und Hinweise auf weitergehende Einsparmaßnahmen regelmäßig notwendig.:

1. die Absenkung der Vorlauftemperatur oder die Optimierung der Heizkurve bei groben Fehleinstellungen,

2. die Aktivierung der Nachtabsenkung, Nachtabschaltung oder andere zum Nutzungsprofil sowie zu der Umgebungstemperatur passende Absenkungen oder Abschaltungen der Heizungsanlage und eine Information des Betreibers, insbesondere zur Sommerabschaltung, Urlaubsabsenkung oder Anwesenheitssteuerung,

3. die Optimierung des Zirkulationsbetriebs unter Berücksichtigung geltender Regelungen zum Gesundheitsschutz,

4. die Überprüfung der ordnungsgemäßen Einstellung der Umwälzpumpe,

5. die Absenkung der Warmwassertemperaturen unter Berücksichtigung geltender Regelungen zum Gesundheitsschutz,

6. die Absenkung der Heizgrenztemperatur, um die Heizperiode und -tage zu verringern, und

7. die Information des Eigentümers oder Nutzers über weitergehende Einsparmaßnahmen und den Einsatz erneuerbarer Energien.

(3) Die Heizungsprüfung nach Absatz 1 Satz 3 ist von einer fachkundigen Person im Sinne des § 60a Absatz 3 durchzuführen. Fachkundig sind insbesondere Personen nach § 60a Absatz 4 Nummer 1, 2, 4 und 6.

(4) Die Heizungsprüfung nach Absatz 1 sowie danach erforderliche Maßnahmen zur Optimierung sollen im Zusammenhang mit ohnehin stattfindenden Tätigkeiten oder Maßnahmen der fachkundigen Personen nach Absatz 3, insbesondere bei der Durchführung von Kehr- und Überprüfungstätigkeiten oder einer Feuerstättenschau nach dem Schornsteinfeger-Handwerksgesetz vom 26. November 2008 (BGBl. I S. 2242) in der jeweils geltenden Fassung, oder bei Heizungswartungsarbeiten, angeboten und durchgeführt werden. Die Heizungsprüfung kann auch im Rahmen der Durchführung eines hydraulischen Abgleichs nachgewiesen werden.

(5) Das Ergebnis der Prüfung nach Absatz 1 Satz 3 und der etwaige Optimierungsbedarf sind schriftlich festzuhalten und dem Verantwortlichen zum Nachweis zu übersenden. Sofern die Prüfung Optimierungsbedarf nach Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 Absatz 1 Satz 3 in Verbindung mit Absatz 2 aufzeigt, sind die Optimierungsmaßnahmen innerhalb von einem Jahr nach der Heizungsprüfung durchzuführen und schriftlich festzuhalten. Das Ergebnis der Prüfung nach Satz 1 und der Nachweis nach Satz 2 sind auf Verlangen dem Mieter unverzüglich vorzulegen. § 60a Absatz 5 Satz 4 § 60a Absatz 4 Satz 4 ist entsprechend anzuwenden.

(6) Die Wiederholung der Überprüfung ist nicht erforderlich, wenn nach der Inspektion an der betreffenden Heizungsanlage oder an der betreffenden kombinierten Heizungs- und Lüftungsanlage keine Änderungen vorgenommen wurden oder in Bezug auf den Wärmebedarf des Gebäudes oder des konditionierten Bereichs keine Änderungen eingetreten sind.

(7)(6) Die Verpflichtung zur Heizungsprüfung entfällt bei Heizungsanlagen mit standardisierter Gebäudeautomation nach § 56 sowie bei Wärmepumpen, die nach § 60a einer Betriebsprüfung unterzogen werden. Ebenfalls von der Verpflichtung nach Absatz 1 ausgenommen sind, sofern die Gesamtauswirkungen eines solchen Ansatzes gleichwertig sind, Heizungsanlagen oder, kombinierte Heizungs- und Lüftungsanlagen oder Lüftungsanlagen, die

1. unter eine vertragliche Vereinbarung über ein Niveau der Gesamtenergieeffizienz oder eine Energieeffizienzverbesserung fallen, insbesondere unter einen Energieleistungsvertrag gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 8a, oder

2. von einem Versorgungsunternehmen oder einem Netzbetreiber betrieben werden und demnach systemseitigen Maßnahmen zur Überwachung der Effizienz unterliegen.

(8)(7) Bei einer Ausnahme von der Inspektionsverpflichtung nach Absatz 7 Absatz 6 Satz 1 sind zum Nachweis der Ausstattung des Gebäudes mit Systemen für die Gebäudeautomatisierung nach § 56 Projektunterlagen in überprüfbarer Form vorzulegen. Für eine Ausnahme von der Inspektionsverpflichtung nach Absatz 7 Absatz 6 Satz 2 sind zum Nachweis der Gleichwertigkeit der Maßnahmen folgende Unterlagen und Nachweise vorzulegen:

1. Unterlagen über die Gebäude-, Anlagen- und Betreiberdaten,

2. der Nachweis, dass die Anlagen unter ein vereinbartes Kriterium für die Gesamtenergieeffizienz fallen, in Form eines geeigneten Energieleistungsvertrages und

3. der Nachweis, dass die Anlagen von einem Versorgungsunternehmen oder einem Netzbetreiber betrieben werden, unter Vorlage eines geeigneten Betreibervertrages.

[bookmark: bm97][bookmark: _Toc242254542]§ 60c Hydraulischer Abgleich und weitere Maßnahmen zur Heizungsoptimierung

(1) Ein Heizungssystem mit Wasser als Wärmeträger ist nach dem Einbau oder der Aufstellung einer Heizungsanlage zum Zweck der Inbetriebnahme in Gebäuden mit mindestens sechs Wohnungen oder sonstigen selbständigen Nutzungseinheiten hydraulisch abzugleichen.

(2) Die Durchführung des hydraulischen Abgleichs im Sinne dieser Regelung beinhaltet unter Berücksichtigung aller wesentlichen Komponenten des Heizungssystems mindestens folgende Planungs- und Umsetzungsleistungen:

1. eine raumweise Heizlastberechnung,

2. eine Prüfung und nötigenfalls eine Optimierung der Heizflächen im Hinblick auf eine möglichst niedrige Vorlauftemperatur und

3. die Anpassung der Vorlauftemperaturregelung. 

Für die raumweise Heizlastberechnung ist das in der DIN EN 12831, Teil 1, Ausgabe September 2017, in Verbindung mit DIN/TS 3 12831, Teil 1, Ausgabe April 2020,³ vorgesehene Verfahren anzuwenden.

(2) Der hydraulische Abgleich umfasst die für einen ordnungsgemäßen und energieeffizienten Betrieb erforderlichen Planungs- und Umsetzungsleistungen, insbesondere die Heizlastberechnung sowie die erforderliche Anpassung von Heizflächen und Regelung. Die Heizlastberechnung ist nach DIN EN 12831-1: 2017-09 in Verbindung mit DIN/TS 12831-1: 2020-04 oder nach einem gleichwertigen Verfahren durchzuführen.

(3) Der hydraulische Abgleich ist nach Maßgabe des Verfahrens B nach der ZVSHK-Fachregel „Optimierung von Heizungsanlagen im Bestand“, VdZ – Wirtschaftsvereinigung Gebäude und Energie e. V., 1. aktualisierte Neuauflage April 2022, Nummer 4.2. oder nach einem gleichwertigen Verfahren durchzuführen.

(4) Die Bestätigung des hydraulischen Abgleichs ist einschließlich der Einstellungswerte, der Heizlast des Gebäudes, der eingestellten Leistung der Wärmeerzeuger und der raumweisen Heizlastberechnung, der Auslegungstemperatur, der Einstellung der Regelung und des Drückens Drucks im Ausdehnungsgefäß schriftlich festzuhalten und dem Verantwortlichen mitzuteilen. Die Bestätigung nach Satz 1 ist auf Verlangen dem Mieter unverzüglich vorzulegen. § 60a Absatz 5 Satz 4 § 60a Absatz 4 Satz 4 ist entsprechend anzuwenden. 3 Für die raumweise Heizlastberechnung gilt das Verfahren der DIN EN 12831, Teil 1, Ausgabe September 2017, in Verbindung mit DIN/TS 12831, Teil 1, Ausgabe April 2020, die bei der Beuth Verlag GmbH, Berlin, zu beziehen und beim Deutschen Patentamt archivmäßig gesichert hinterlegt sind.

³Für die raumweise Heizlastberechnung gilt das Verfahren der DIN EN 12831, Teil 1, Ausgabe September 2017, in Verbindung mit DIN/TS 12831, Teil 1, Ausgabe April 2020, die bei der Beuth Verlag GmbH, Berlin, zu beziehen und beim Deutschen Patentamt archivmäßig gesichert hinterlegt sind.
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[bookmark: _Toc242254543][bookmark: bm99]Abschnitt 3
Einbau und Ersatz

[bookmark: bm100][bookmark: _Toc242254544][bookmark: bm101]Unterabschnitt 1
Verteilungseinrichtungen und Warmwasseranlagen

[bookmark: bm102][bookmark: _Toc242254545]§ 61 Verringerung und Abschaltung der Wärmezufuhr sowie Ein- und Ausschaltung elektrischer Antriebe

(1) Wird eine Zentralheizung in ein Gebäude eingebaut, hat der Bauherr oder der Eigentümer dafür Sorge zu tragen, dass die Zentralheizung mit zentralen selbsttätig wirkenden Einrichtungen zur Verringerung und Abschaltung der Wärmezufuhr sowie zur Ein- und Ausschaltung elektrischer Antriebe ausgestattet ist. Die Regelung der Wärmezufuhr sowie der elektrischen Antriebe im Sinne von Satz 1 erfolgt in Abhängigkeit von

1. der Außentemperatur oder einer anderen geeigneten Führungsgröße und

2. der Zeit.

(2) Soweit die in Absatz 1 Satz 1 geforderte Ausstattung bei einer Zentralheizung in einem bestehenden Gebäude nicht vorhanden ist, muss der Eigentümer sie bis zum 30. September 2021 nachrüsten.

(3) Wird in einem Wohngebäude, das mehr als fünf Wohnungen hat, eine Zentralheizung eingebaut, die jede einzelne Wohnung mittels Wärmeübertrager im Durchlaufprinzip mit Wärme für die Beheizung und die Warmwasserbereitung aus dem zentralen System versorgt, kann jede einzelne Wohnung mit den Einrichtungen nach Absatz 1 ausgestattet werden.

[bookmark: bm103][bookmark: _Toc242254546]§ 62 Wasserheizung, die ohne Wärmeübertrager an eine Nah- oder Fernwärmeversorgung angeschlossen ist

Bei einer Wasserheizung, die ohne Wärmeübertrager an eine Nah- oder Fernwärmeversorgung angeschlossen ist, kann die Pflicht nach § 61 hinsichtlich der Verringerung und Abschaltung der Wärmezufuhr auch ohne entsprechende Einrichtung in der Haus- und Kundenanlage dadurch erfüllt werden, dass die Vorlauftemperatur des Nah- oder Fernwärmenetzes in Abhängigkeit von der Außentemperatur und der Zeit durch eine entsprechende Einrichtung in der zentralen Erzeugungsanlage geregelt wird.

[bookmark: bm104][bookmark: _Toc242254547]§ 63 Raumweise Regelung der Raumtemperatur

(1) Wird eine heizungstechnische Anlage mit Wasser als Wärmeträger in ein Gebäude eingebaut, hat der Bauherr oder der Eigentümer dafür Sorge zu tragen, dass die heizungstechnische Anlage mit einer selbsttätig wirkenden Einrichtung zur raumweisen Regelung der Raumtemperatur ausgestattet ist. Satz 1 ist nicht anzuwenden auf

1. eine Fußbodenheizung in Räumen mit weniger als sechs Quadratmetern Nutzfläche oder

2. ein Einzelheizgerät, das zum Betrieb mit festen oder flüssigen Brennstoffen eingerichtet ist.

(2) Mit Ausnahme von Wohngebäuden ist für Gruppen von Räumen gleicher Art und Nutzung eine Gruppenregelung zulässig.

(3) Soweit die in Absatz 1 Satz 1 geforderte Ausstattung bei einem bestehenden Gebäude nicht vorhanden ist, muss der Eigentümer sie nachrüsten. Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 sind entsprechend anzuwenden.

(4) Eine Fußbodenheizung, die vor dem 1. Februar 2002 eingebaut worden ist, darf abweichend von Absatz 1 Satz 1 mit einer Einrichtung zur raumweisen Anpassung der Wärmeleistung an die Heizlast ausgestattet werden.

[bookmark: bm105][bookmark: _Toc242254548]§ 64 Umwälzpumpe, Zirkulationspumpe

Eine Zirkulationspumpe muss beim Einbau in eine Warmwasseranlage mit einer selbsttätig wirkenden Einrichtung zur Ein- und Ausschaltung ausgestattet werden. Die Trinkwasserverordnung bleibt unberührt.

[bookmark: bm106][bookmark: _Toc242254549]Unterabschnitt 2
Klimaanlagen und sonstige Anlagen der Raumlufttechnik

[bookmark: bm108][bookmark: _Toc242254550]§ 65 Begrenzung der elektrischen Leistung

Beim Einbau einer Klimaanlage, die eine Nennleistung für den Kältebedarf von mehr als 12 Kilowatt hat, und einer raumlufttechnischen Anlage mit Zu- und Abluftfunktion, die für einen Volumenstrom der Zuluft von wenigstens 4 000 Kubikmetern je Stunde ausgelegt ist, in ein Gebäude sowie bei der Erneuerung von einem Zentralgerät oder Luftkanalsystem einer solchen Anlage muss diese Anlage so ausgeführt werden, dass bei Auslegungsvolumenstrom der Grenzwert für die spezifische Ventilatorleistung nach DIN EN 16798-3: 2017-11 Kategorie 4 nicht überschritten wird von

1. der auf das Fördervolumen bezogenen elektrischen Leistung der Einzelventilatoren oder

2. dem gewichteten Mittelwert der auf das jeweilige Fördervolumen bezogenen elektrischen Leistung aller Zu- und Abluftventilatoren. 

Der Grenzwert für die spezifische Ventilatorleistung der Kategorie 4 kann um Zuschläge nach DIN EN 16798: 2017-11 Abschnitt 9.5.2.2 für Gas- und Schwebstofffilter- sowie Wärmerückführungsbauteile der Klasse H2 nach DIN EN 13053: 2012-02 erweitert werden.

[bookmark: bm109][bookmark: _Toc242254551]§ 66 Regelung der Be- und Entfeuchtung

(1) Soweit eine Anlage nach § 65 Satz 1 dazu bestimmt ist, die Feuchte der Raumluft unmittelbar zu verändern, muss diese Anlage beim Einbau in ein Gebäude und bei Erneuerung des Zentralgerätes einer solcher Anlage mit einer selbsttätig wirkenden Regelungseinrichtung ausgestattet werden, bei der getrennte Sollwerte für die Be- und die Entfeuchtung eingestellt werden können und als Führungsgröße mindestens die direkt gemessene Zu- oder Abluftfeuchte dient.

(2) Sind solche Einrichtungen in einer bestehenden Anlage nach § 65 Satz 1 nicht vorhanden, muss der Betreiber sie innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf der Frist des § 76 Absatz 1 Satz 2 nachrüsten. Für sonstige raumlufttechnische Anlagen ist Satz 1 entsprechend anzuwenden.

[bookmark: bm110][bookmark: _Toc242254552]§ 67 Regelung der Volumenströme

(1) Beim Einbau einer Anlage nach § 65 Satz 1 in ein Gebäude und bei der Erneuerung eines Zentralgerätes oder eines Luftkanalsystems einer solcher Anlage muss diese Anlage mit einer Einrichtung zur selbsttätigen Regelung der Volumenströme in Abhängigkeit von den thermischen und stofflichen Lasten oder zur Einstellung der Volumenströme in Abhängigkeit von der Zeit ausgestattet werden, wenn der Zuluftvolumenstrom dieser Anlage höher ist als 9 Kubikmeter pro Stunde je Quadratmeter versorgter Nutzfläche des Gebäudes.

1. neun Kubikmeter pro Stunde je Quadratmeter versorgter Nettogrundfläche des Nichtwohngebäudes oder

2. neun Kubikmeter pro Stunde je Quadratmeter versorgter Gebäudenutzfläche des Wohngebäudes.

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, soweit in den versorgten Räumen auf Grund des Arbeits- und Gesundheitsschutzes erhöhte Zuluftvolumenströme erforderlich oder Laständerungen weder messtechnisch noch hinsichtlich des zeitlichen Verlaufs erfassbar sind.

[bookmark: bm111]


[bookmark: _Toc242254553]§ 68 Wärmerückgewinnung

Wird eine Anlage nach § 65 Satz 1 in Gebäude eingebaut oder ein Zentralgerät einer solchen Anlage erneuert, muss diese mit einer Einrichtung zur Wärmerückgewinnung ausgestattet sein, es sei denn, die rückgewonnene Wärme kann nicht genutzt werden oder das Zu- und das Abluftsystem sind räumlich vollständig getrennt. Die Einrichtung zur Wärmerückgewinnung muss mindestens der DIN EN 13053: 2007-11 Klassifizierung H3 entsprechen. Für die Betriebsstundenzahl sind die Nutzungsrandbedingungen nach DIN V 18599-10: 2018-09 DIN/TS 18599-10:2025-10 und für den Luftvolumenstrom der Außenluftvolumenstrom maßgebend.

[bookmark: bm112][bookmark: _Toc242254554]Unterabschnitt 3
Wärmedämmung von Rohrleitungen und Armaturen

[bookmark: bm114][bookmark: _Toc242254555]§ 69 Wärmeverteilungs- und Warmwasserleitungen sowie Armaturen

(1) Werden Wärmeverteilungs- und Warmwasserleitungen sowie Armaturen erstmalig in ein Gebäude eingebaut oder werden sie ersetzt, hat der Bauherr oder der Eigentümer dafür Sorge zu tragen, dass die Wärmeabgabe der Rohrleitungen und Armaturen nach Anlage 8 begrenzt wird.

(2) Der Eigentümer eines Gebäudes hat dafür Sorge zu tragen, dass die Wärmeabgabe von bisher ungedämmten, zugänglichen Wärmeverteilungs- und Warmwasserleitungen, die sich nicht in beheizten Räumen befinden, nach Anlage 8 begrenzt wird.

(3) Bei einem Wohngebäude mit nicht mehr als zwei Wohnungen, von denen der Eigentümer eine Wohnung am 1. Februar 2002 selbst bewohnt hat, ist die Pflicht nach Absatz 2 erst im Falle eines Eigentümerwechsels nach dem 1. Februar 2002 von dem neuen Eigentümer zu erfüllen.

(4) Die Frist zur Pflichterfüllung nach Absatz 3 beträgt zwei Jahre ab dem ersten Eigentumsübergang nach dem 1. Februar 2002.

[bookmark: bm115][bookmark: _Toc242254556]§ 70 Kälteverteilungs- und Kaltwasserleitungen sowie Armaturen

Werden Kälteverteilungs- und Kaltwasserleitungen sowie Armaturen, die zu Klimaanlagen oder sonstigen Anlagen der Raumlufttechnik im Sinne des § 65 Satz 1 gehören, erstmalig in ein Gebäude eingebaut oder werden sie ersetzt, hat der Bauherr oder der Eigentümer dafür Sorge zu tragen, dass die Wärmeaufnahme der eingebauten oder ersetzten Kälteverteilungs- und Kaltwasserleitungen sowie Armaturen nach Anlage 8 begrenzt wird.

[bookmark: bm116][bookmark: _Toc242254557]§ 71 (weggefallen)

[bookmark: bm117][bookmark: _Toc242254558]§ 72 (weggefallen)

[bookmark: bm118][bookmark: _Toc242254559]§ 73 (weggefallen)

[bookmark: bm119][bookmark: _Toc242254560]Abschnitt 4
Energetische Inspektion von Klimaanlagen

[bookmark: bm121][bookmark: _Toc242254561]§ 74 Betreiberpflicht

(1) Der Betreiber von einer in ein Gebäude eingebauten Klimaanlage mit einer Nennleistung für den Kältebedarf von mehr als 12 Kilowatt oder, einer kombinierten Klima- und Lüftungsanlage mit einer Nennleistung für den Kältebedarf von mehr als 12 Kilowatt oder einer Lüftungsanlage mit einer Nennleistung von mehr als 70 Kilowatt hat innerhalb der in § 76 genannten Zeiträume energetische Inspektionen dieser Anlage durch eine berechtigte Person im Sinne des § 77 Absatz 1 durchführen zu lassen.

(2) Der Betreiber kann die Pflicht nach Absatz 1 Satz 1 durch eine stichprobenweise Inspektion nach Maßgabe von § 75 Absatz 4 erfüllen, wenn er mehr als zehn Klimaanlagen mit einer Nennleistung für den Kältebedarf von mehr als 12 Kilowatt und bis zu 70 Kilowatt oder mehr als zehn kombinierte Klima- und Lüftungsanlagen mit einer Nennleistung für den Kältebedarf von mehr als 12 Kilowatt und bis zu 70 Kilowatt betreibt, die in vergleichbare Nichtwohngebäude eingebaut und nach Anlagentyp und Leistung gleichartig sind. Ein Nichtwohngebäude ist vergleichbar, wenn es nach demselben Plan errichtet wird, der für mehrere Nichtwohngebäude an verschiedenen Standorten erstellt wurde. Nach Anlagentyp und Leistung gleichartige Klimaanlagen oder kombinierte Klima- und Lüftungsanlagen sind Anlagen gleicher Bauart, gleicher Funktion und gleicher Kühlleistung je Quadratmeter Nettogrundfläche Nutzfläche.

(3) Im Falle eines Nichtwohngebäudes entfällt die Pflicht nach Absatz 1,

1. wenn das Gebäude mit einem System für die Gebäudeautomation Gebäudeautomatisierung und Gebäuderegelung Gebäudesteuerung nach § 56 Absatz 5 Absatz 2ausgestattet ist oder

2. sofern die Gesamtauswirkungen eines solchen Ansatzes gleichwertig sind, wenn die Klimaanlage oder kombinierte Klima- und Lüftungsanlage

a) unter eine vertragliche Vereinbarung über ein Niveau der Gesamtenergieeffizienz oder eine Energieeffizienzverbesserung fällt, insbesondere unter einen Energieleistungsvertrag nach § 3 Absatz 1 Nummer 8a, oder

b) von einem Versorgungsunternehmen oder einem Netzbetreiber betrieben wird und demnach systemseitigen Maßnahmen zur Überwachung der Effizienz unterliegt.

(4) Die Pflicht nach Absatz 1 besteht nicht, wenn eine Klimaanlage oder eine kombinierte Klima- und Lüftungsanlage in ein Wohngebäude eingebaut ist, das ausgestattet ist mit

1. einer kontinuierlichen elektronischen Überwachungsfunktion, die die Effizienz der vorhandenen gebäudetechnischen Systeme misst und den Eigentümer oder Verwalter des Gebäudes darüber informiert, wenn sich die Effizienz erheblich verschlechtert hat und eine Wartung der vorhandenen gebäudetechnischen Systeme erforderlich ist, und

2. einer wirksamen Regelungsfunktion zur Gewährleistung einer optimalen Erzeugung, Verteilung, Speicherung oder Nutzung von Energie.

(5) Die Pflicht nach Absatz 1 ist nicht auf ein Gebäude im Eigentum des Bundes, der verbündeten Streitkräfte oder einer Gesellschaft mit Beteiligung des Bundes anzuwenden, das der Landes- und Bündnisverteidigung dient.

[bookmark: bm122][bookmark: _Toc242254562]§ 75 Durchführung und Umfang der Inspektion

(1) Die Inspektion einer Klimanalage, oder einer kombinierten Klima- und Lüftungsanlage oder einer Lüftungsanlage umfasst Maßnahmen zur Prüfung der Komponenten, die den Wirkungsgrad der Anlage beeinflussen, und der Anlagendimensionierung im Verhältnis zum Kühlbedarf des Gebäudes.

(2) Die Inspektion bezieht sich insbesondere auf

1. die Überprüfung und Bewertung der Einflüsse, die für die Auslegung der Anlage verantwortlich sind, insbesondere Veränderungen der Raumnutzung und -belegung, der Nutzungszeiten, der inneren Wärmequellen sowie der relevanten bauphysikalischen Eigenschaften des Gebäudes und der vom Betreiber geforderten Sollwerte hinsichtlich Luftmengen, Temperatur, Feuchte, Betriebszeit sowie Toleranzen, und

2. die Feststellung der Effizienz der wesentlichen Komponenten.

(3) Die Inspektion einer Klimaanlage mit einer Nennleistung für den Kältebedarf von mehr als 70 Kilowatt, oder einer kombinierten Klima- und Lüftungsanlage mit einer Nennleistung für den Kältebedarf von mehr als 70 Kilowatt oder einer Lüftungsanlage mit einer Nennleistung von mehr als 70 Kilowatt ist nach DIN SPEC 15240: 2019-03 durchzuführen.

(4) In den Fällen des § 74 Absatz 2 ist bei einem Betrieb von bis zu 200 Klimaanlagen jede zehnte Anlage und bei einem Betrieb von mehr als 200 Klimaanlagen jede 20. Anlage einer Inspektion nach Maßgabe der Absätze 1 bis 3 zu unterziehen.

(5) Soweit eine Überprüfung einer Anlage nach Absatz 1 nach der Verordnung (EU) 2024/573 erfolgt ist, sind diese Überprüfungen in der Inspektion nach Absatz 2 nicht mehr durchzuführen. Die Ergebnisse der Überprüfung nach der Verordnung (EU) 2024/573 sind zu übernehmen.

[bookmark: bm123][bookmark: _Toc242254563]§ 76 Zeitpunkt der Inspektion

(1) Die Inspektion ist erstmals im zehnten Jahr nach der Inbetriebnahme oder der Erneuerung wesentlicher Bauteile wie Wärmeübertrager, Ventilator oder Kältemaschine durchzuführen. Abweichend von Satz 1 ist eine Klimaanlage oder eine kombinierte Klima- und Lüftungsanlage, die am 1. Oktober 2018 mehr als zehn Jahre alt war und noch keiner Inspektion unterzogen wurde, spätestens bis zum 31. Dezember 2022 erstmals einer Inspektion zu unterziehen.

(1) Die Inspektion einer Klimaanlage mit einer Nennleistung für den Kältebedarf von mehr als 12 Kilowatt und bis zu 70 Kilowatt oder einer kombinierten Klima- und Lüftungsanlage mit einer Nennleistung für den Kältebedarf von mehr als 12 Kilowatt und bis zu 70 Kilowatt ist erstmals im zehnten Jahr nach der Inbetriebnahme oder der Erneuerung wesentlicher Bauteile wie Wärmeübertrager, Ventilator oder Kältemaschine durchzuführen. Die Inspektion einer Klimaanlage mit einer Nennleistung für den Kältebedarf von mehr 70 Kilowatt, einer kombinierten Klima- und Lüftungsanlage mit einer Nennleistung für den Kältebedarf von mehr 70 Kilowatt oder einer Lüftungsanlage mit einer Nennleistung von mehr als 70 Kilowatt ist erstmals im fünften Jahr nach der Inbetriebnahme oder der Erneuerung wesentlicher Bauteile wie Wärmeübertrager, Ventilator oder Kältemaschine durchzuführen. Abweichend von den Sätzen 1 und 2 ist eine Klimaanlage mit einer Nennleistung für den Kältebedarf von mehr als 12 Kilowatt oder eine kombinierte Klima- und Lüftungsanlage mit einer Nennleistung von mehr als 12 Kilowatt, die am 1. Oktober 2023 mehr als zehn Jahre alt war, bis zum Ablauf des 31. Dezember 2028 erstmals einer Inspektion zu unterziehen. Abweichend von Satz 2 sind die am 1. Januar 2027 mehr als vier und bis zu zwölf Jahre alten Lüftungsanlagen innerhalb von sechs Jahren, die über zwölf Jahre alten Lüftungsanlagen innerhalb von vier Jahren und die über 20 Jahre alten Lüftungsanlagen innerhalb von zwei Jahren nach dem 1. Januar 2027 erstmals einer Inspektion zu unterziehen.

(2) Nach der erstmaligen Inspektion ist die Anlage wiederkehrend spätestens alle zehn Jahre einer Inspektion zu unterziehen. Wenn an der Klimaanlage oder der kombinierten Klima- und Lüftungsanlage nach der erstmaligen Inspektion oder nach einer wiederkehrenden Inspektion keine Änderungen vorgenommen wurden oder in Bezug auf den Kühlbedarf des Gebäudes keine Änderungen eingetreten sind, muss die Prüfung der Anlagendimensionierung nicht wiederholt werden.

(2) Nach der erstmaligen Inspektion einer Klimaanlage mit einer Nennleistung für den Kältebedarf von mehr als 12 Kilowatt und bis zu 70 Kilowatt oder einer kombinierten Klima- und Lüftungsanlage mit einer Nennleistung für den Kältebedarf von mehr als 12 Kilowatt und bis zu 70 Kilowatt ist die Anlage wiederkehrend alle zehn Jahre einer Inspektion zu unterziehen. Nach der erstmaligen Inspektion einer Klimaanlage mit einer Nennleistung für den Kältebedarf von mehr 70 Kilowatt, einer kombinierten Klima- und Lüftungsanlage mit einer Nennleistung für den Kältebedarf von mehr als 70 Kilowatt oder einer Lüftungsanlage mit einer Nennleistung von mehr als 70 Kilowatt ist die Anlage wiederkehrend alle fünf Jahre einer Inspektion zu unterziehen. Wenn an der Klimaanlage, der kombinierten Klima- und Lüftungsanlage oder der Lüftungsanlage nach der erstmaligen Inspektion oder nach einer wiederkehrenden Inspektion keine Änderungen vorgenommen wurden oder in Bezug auf den Kühl- oder Lüftungsbedarf des Gebäudes keine Änderungen eingetreten sind, muss die Prüfung der Anlagendimensionierung oder des Betriebs bei anderen Temperaturen nicht wiederholt werden.

[bookmark: bm124][bookmark: _Toc242254564]§ 77 Fachkunde des Inspektionspersonals

(1) Eine Inspektion darf nur von einer fachkundigen Person durchgeführt werden.

(2) Fachkundig ist insbesondere

1. eine Person mit einem berufsqualifizierenden Hochschulabschluss in einer der Fachrichtungen Versorgungstechnik oder Technische Gebäudeausrüstung mit mindestens einem Jahr Berufserfahrung in Planung, Bau, Betrieb oder Prüfung raumlufttechnischer Anlagen,

2. eine Person mit einem berufsqualifizierenden Hochschulabschluss in einer der Fachrichtungen Maschinenbau, Elektrotechnik, Verfahrenstechnik oder Bauingenieurwesen oder einer anderen technischen Fachrichtung mit einem Ausbildungsschwerpunkt bei der Versorgungstechnik oder der Technischen Gebäudeausrüstung mit mindestens drei Jahren Berufserfahrung in Planung, Bau, Betrieb oder Prüfung raumlufttechnischer Anlagen,

3. eine Person, die für ein zulassungspflichtiges anlagentechnisches Gewerbe die Voraussetzungen zur Eintragung in die Handwerksrolle erfüllt,

4. eine Person, die für ein zulassungsfreies Handwerk in einem der Bereiche nach Nummer 3 einen Meistertitel erworben hat,

5. eine Person, die auf Grund ihrer Ausbildung berechtigt ist, ein zulassungspflichtiges Handwerk in einem der Bereiche nach Nummer 3 ohne Meistertitel selbständig auszuüben,

6. eine Person, die staatlich anerkannter oder geprüfter Techniker ist, dessen Ausbildungsschwerpunkt auch die Beurteilung von Lüftungs- und Klimaanlagen umfasst.

(3) Eine gleichwertige Aus- oder Fortbildung, die in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union, einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz erworben worden ist und durch einen entsprechenden Nachweis belegt werden kann, ist den in Absatz 2 genannten Aus- und Fortbildungen gleichgestellt.

Fußnote

(+++ § 77 Abs. 3: Zur Anwendung vgl. § 88 Abs. 4 +++)

[bookmark: bm125][bookmark: _Toc242254565]§ 78 Inspektionsbericht; Registriernummern

(1) Die inspizierende Person hat einen Inspektionsbericht mit den Ergebnissen der Inspektion und Ratschlägen in Form von kurz gefassten fachlichen Hinweisen für Maßnahmen zur kosteneffizienten Verbesserung der energetischen Eigenschaften der Anlage, für deren Austausch oder für Alternativlösungen zu erstellen.

(2) Die inspizierende Person hat den Inspektionsbericht unter Angabe ihres Namens, ihrer Anschrift und Berufsbezeichnung sowie des Datums der Inspektion und des Ausstellungsdatums eigenhändig zu unterschreiben oder mit einem Faksimile der Unterschrift zu versehen. Der Inspektionsbericht ist dem Betreiber zu übergeben.

(3) Vor Übergabe des Inspektionsberichts an den Betreiber hat die inspizierende Person die nach § 98 Absatz 2 zugeteilte Registriernummer einzutragen.

(4) Zur Sicherstellung des Vollzugs der Inspektionspflicht nach § 74 Absatz 1 hat der Betreiber den Inspektionsbericht der nach Landesrecht zuständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen.

[bookmark: bm126][bookmark: _Toc242254566]Teil 5
Energieausweise

Fußnote

(+++ Teil 5: Zur Nichtanwendung vgl. § 79 Abs. 4 Satz 1 +++)

[bookmark: bm128][bookmark: _Toc242254567]§ 79 Grundsätze des Energieausweises

(1) Energieausweise dienen ausschließlich der Information über die energetischen Eigenschaften eines Gebäudes und sollen einen überschlägigen Vergleich von Gebäuden ermöglichen. Ein Energieausweis ist als Energiebedarfsausweis oder als Energieverbrauchsausweis nach Maßgabe der §§ 80 bis 86 auszustellen. Es ist zulässig, sowohl den Energiebedarf als auch den Energieverbrauch anzugeben.

(1) Der Energieausweis dient der Information oder, soweit dies gesetzlich vorgesehen ist, dem Nachweis über die Gesamtenergieeffizienz eines Gebäudes und soll eine Beurteilung und einen überschlägigen Vergleich von Gebäuden ermöglichen. Ein Energieausweis ist auf der Grundlage einer energetischen Bilanzierung oder auf der Grundlage des erfassten Energieverbrauchs nach Maßgabe der §§ 80 bis 86 auszustellen. Es ist dabei zulässig, in dem Energieausweis sowohl den Energiebedarf als auch den Energieverbrauch des Gebäudes anzugeben.

(2) Ein Energieausweis wird für ein Gebäude ausgestellt. Er ist für Teile von einem Gebäude auszustellen, wenn die Gebäudeteile nach § 106 getrennt zu behandeln sind. Der Energieausweis muss einfach und verständlich sein. Er ist digital in einem maschinenlesbaren Format auszustellen. Auf Verlangen des Bauherrn oder des Eigentümers ist der Energieausweis auch in Papierform auszustellen.

(3) Ein Energieausweis ist für eine Gültigkeitsdauer von zehn Jahren auszustellen. Unabhängig davon verliert er seine Gültigkeit, wenn nach § 80 Absatz 2 ein neuer Energieausweis erforderlich wird.

(4) Auf ein kleines Gebäude sind die Vorschriften dieses Abschnitts nicht anzuwenden. Auf ein Baudenkmal ist § 80 Absatz 3 bis 7 nicht anzuwenden.

(4) Die Vorschriften dieses Teils sind nicht anzuwenden auf ein Gebäude im Eigentum des Bundes, der verbündeten Streitkräfte oder einer Gesellschaft mit Beteiligung des Bundes, das der Landes- und Bündnisverteidigung dient, und auf ein kleines Gebäude.

Fußnote 

§ 79 Abs. 4 Satz 1 Kursivdruck: Gliederungseinheit "Abschnitt" in Teil 5 nicht vorhanden.

[bookmark: bm129][bookmark: _Toc242254568]§ 80 Ausstellung und Verwendung von Energieausweisen

(1) Wird ein Gebäude errichtet, ist ein Energiebedarfsausweis Energieausweis auf der Grundlage einer energetischen Bilanzierung unter Zugrundelegung der energetischen Eigenschaften des fertiggestellten Gebäudes nach § 81 auszustellen. Der Eigentümer hat sicherzustellen, dass der Energieausweis unverzüglich nach Fertigstellung des Gebäudes ausgestellt und ihm der Energieausweis oder eine Kopie hiervon übergeben wird. Die Sätze 1 und 2 sind für den Bauherren entsprechend anzuwenden, wenn der Eigentümer nicht zugleich Bauherr des Gebäudes ist. Der Eigentümer hat den Energieausweis der nach Landesrecht zuständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen.

(2) Werden bei einem bestehenden Gebäude Änderungen im Sinne des § 36 ausgeführt oder wird ein Wohngebäude durch Änderungen zu einem Nichtwohngebäude, ist ein Energiebedarfsausweis Energieausweis auf der Grundlage einer energetischen Bilanzierung nach § 81 unter Zugrundelegung der energetischen Eigenschaften des geänderten Gebäudes auszustellen, wenn unter Anwendung des § 38 Absatz 1 und 2 für das gesamte Gebäude Berechnungen nach § 38 Absatz 3 durchgeführt werden. Absatz 1 Satz 2 bis 4 ist entsprechend anzuwenden.

(3) Soll ein mit einem Gebäude bebautes Grundstück oder Wohnungs- oder Teileigentum verkauft, ein Erbbaurecht an einem bebauten Grundstück begründet oder übertragen oder ein Gebäude, eine Wohnung oder eine sonstige selbständige Nutzungseinheit vermietet, verpachtet oder verleast oder ein solcher Miet-, Pacht oder Leasingvertrag verlängert werden, ist ein Energieausweis auszustellen, wenn nicht bereits ein gültiger Energieausweis für das Gebäude vorliegt. In den Fällen des Satzes 1 ist für ein Nichtwohngebäude ein Energieausweis auf der Grundlage einer energetischen Bilanzierung nach § 81 auszustellen. Wohngebäude, die weniger als fünf Wohnungen haben und für die der Bauantrag vor dem 1. November 1977 gestellt worden ist, ein Energiebedarfsausweis auszustellen. Satz 2 ist nicht anzuwenden, wenn das Wohngebäude

1. schon bei der Baufertigstellung das Anforderungsniveau der Wärmeschutzverordnung vom 11. August 1977 (BGBl. I S. 1554) erfüllt hat oder

2. durch spätere Änderungen mindestens auf das in Nummer 1 bezeichnete Anforderungsniveau gebracht worden ist. Bei der Ermittlung der energetischen Eigenschaften des Wohngebäudes nach Satz 3 können die Bestimmungen über die vereinfachte Datenerhebung nach § 38 Absatz 4 angewendet werden.

(4) Im Falle eines Verkaufs oder der Bestellung eines Rechts im Sinne des Absatzes 3 Satz 1 hat der Verkäufer oder der Immobilienmakler dem potenziellen Käufer spätestens bei der Besichtigung einen Energieausweis oder eine Kopie hiervon vorzulegen. Die Vorlagepflicht wird auch durch einen deutlich sichtbaren Aushang oder ein deutlich sichtbares Auslegen während der Besichtigung erfüllt. Findet keine Besichtigung statt, haben der Verkäufer oder der Immobilienmakler den Energieausweis oder eine Kopie hiervon dem potenziellen Käufer unverzüglich vorzulegen. Der Energieausweis oder eine Kopie hiervon ist spätestens dann unverzüglich vorzulegen, wenn der potenzielle Käufer zur Vorlage auffordert. Unverzüglich nach Abschluss des Kaufvertrages hat der Verkäufer oder der Immobilienmakler dem Käufer den Energieausweis oder eine Kopie hiervon zu übergeben. Im Falle des Verkaufs eines Wohngebäudes mit nicht mehr als zwei Wohnungen hat der Käufer nach Übergabe des Energieausweises ein informatorisches Beratungsgespräch zum Energieausweis mit einer nach § 88 zur Ausstellung von Energieausweisen berechtigten Person zu führen, wenn ein solches Beratungsgespräch als einzelne Leistung unentgeltlich angeboten wird.

(5) Im Falle einer Vermietung, Verpachtung oder eines Leasings oder einer Verlängerung eines solchen Vertrages im Sinne des Absatzes 3 Satz 1 ist für den Vermieter, den Verpächter, den Leasinggeber oder den Immobilienmakler Absatz 4 Satz 1 bis 5 entsprechend anzuwenden.

(6) Der Eigentümer eines Gebäudes, in dem sich mehr als 250 Quadratmeter Nutzfläche mit starkem Publikumsverkehr befinden, der auf behördlicher Nutzung beruht, hat sicherzustellen, dass für das Gebäude ein Energieausweis ausgestellt wird. Der Eigentümer hat den nach Satz 1 ausgestellten Energieausweis an einer für die Öffentlichkeit gut sichtbaren Stelle auszuhängen. Wird die in Satz 1 genannte Nutzfläche nicht oder nicht überwiegend vom Eigentümer selbst genutzt, so trifft die Pflicht zum Aushang des Energieausweises den Nutzer. Für ein bestehendes Nichtwohngebäude, das sich im Eigentum der öffentlichen Hand befindet und von einer Behörde genutzt wird, ist ein Energieausweis auf der Grundlage einer energetischen Bilanzierung nach § 81 auszustellen, sofern nicht bereits ein gültiger Energieausweis vorliegt. Weist das Nichtwohngebäude nach Satz 1 starken Publikumsverkehr auf, ist der ausgestellte Energieausweis an einer auffälligen und für die Öffentlichkeit gut sichtbaren Stelle auszuhängen. Wird ein bestehendes Nichtwohngebäude, das sich nicht im Eigentum der öffentlichen Hand befindet, behördlich genutzt und weist die genutzte Fläche starken Publikumsverkehr auf, trifft die Pflicht zum Aushang des Energieausweises den Nutzer. Der Eigentümer hat ihm zu diesem Zweck den Energieausweis oder eine Kopie hiervon zu übergeben. Zur Erfüllung der Pflicht nach Satz 2 ist es ausreichend, von einem Energieausweis nur einen Auszug nach dem Muster gemäß nach § 85 Absatz 8 Absatz 3 auszuhängen.

(7) Der Eigentümer eines Gebäudes, in dem sich mehr als 500 Quadratmeter Nutzfläche mit starkem Publikumsverkehr befinden, der nicht auf behördlicher Nutzung beruht, hat einen Energieausweis an einer für die Öffentlichkeit gut sichtbaren Stelle auszuhängen, sobald für das Gebäude ein Energieausweis vorliegt. Der Eigentümer eines Nichtwohngebäudes mit starkem Publikumsverkehr, das nicht behördlich genutzt wird, hat einen Energieausweis an einer auffälligen und für die Öffentlichkeit gut sichtbaren Stelle auszuhängen, sobald und solange für das Gebäude ein Energieausweis vorliegt. Absatz 6 Satz 3 bis 5 ist entsprechend anzuwenden.

(8) Wenn ein Energieausweis nach den Absätzen 6 oder 7 auszuhängen ist, kann der Energieausweis ohne die Empfehlungen nach § 84 ausgehängt werden.

Fußnote

(+++ § 80 Abs. 3 bis 7: Zur Nichtanwendung vgl. § 79 Abs. 4 Satz 2 +++)

[bookmark: bm130][bookmark: _Toc242254569]§ 81 Energieausweis auf der Grundlage einer energetischen Bilanzierung

(1) Wird ein Energieausweis für ein zu errichtendes Gebäude auf der Grundlage des berechneten Energiebedarfs einer energetischen Bilanzierung ausgestellt, sind die Ergebnisse der nach den §§ 15 und 16 oder beziehungsweise nach den §§ 18 und 19 erforderlichen Berechnungen zugrunde zu legen. In den Fällen des § 31 Absatz 1 sind die Kennwerte zu verwenden, die in den Bekanntmachungen nach § 31 Absatz 2 der jeweils zutreffenden Ausstattungsvariante zugewiesen sind.

(2) Wird ein Energieausweis für ein bestehendes Gebäude auf der Grundlage des berechneten Energiebedarfs einer energetischen Bilanzierung ausgestellt, ist auf die erforderlichen Berechnungen § 38 Absatz 3 und 4 entsprechend anzuwenden.

[bookmark: bm131][bookmark: _Toc242254570]§ 82 Energieausweis auf der Grundlage des erfassten Endenergieverbrauchs

(1) Wird für ein Gebäude, das ausschließlich Wohnzwecken dient, ein Energieausweis auf der Grundlage des erfassten Endenergieverbrauchs ausgestellt, sind der witterungsbereinigte Endenergie- die Gesamtenergieeffizienz sowie der Endenergieverbrauch und der Primärenergieverbrauch nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 zu berechnen. Der Endenergieverbrauch ist nach Energieträgern differenziert mindestens monatlich über 24 aufeinander folgende Monate jährlich über einen Zeitraum von zwei Jahren zu erfassen. Die Bestimmungen des § 38 Absatz 4 über die vereinfachte Datenerhebung sind entsprechend anzuwenden.

(2) Bei einem Wohngebäude ist der Der Endenergieverbrauch ist für die Heizung und die Warmwasserbereitung zu ermitteln und in Kilowattstunden pro Jahr und Quadratmeter Gebäudenutzfläche Nutzfläche anzugeben. Ist im Fall dezentraler Warmwasserbereitung in einem Wohngebäude Gebäude nach Absatz 1 der hierauf entfallende Verbrauch nicht bekannt, ist der Endenergieverbrauch um eine Pauschale von 20 Kilowattstunden pauschal um 16 Kilowattstunden pro Jahr und Quadratmeter Gebäudenutzfläche Nutzfläche zu erhöhen. Im Sofern keine erfassten Verbrauchsdaten vorliegen, ist im Fall der Kühlung von Raumluft in einem Wohngebäude ist der für Heizung und Warmwasser ermittelte Endenergieverbrauch um eine Pauschale von 6 Kilowattstunden für Strom pauschal um 6 Kilowattstunden pro Jahr und Quadratmeter gekühlter Gebäudenutzfläche Nutzfläche zu erhöhen. Ist die Gebäudenutzfläche Nutzfläche nicht bekannt, kann sie bei Wohngebäuden einem Gebäude nach Absatz 1 mit bis zu zwei Wohneinheiten mit beheiztem Keller pauschal mit dem 1,35fachen Wert der Wohnfläche, bei sonstigen Wohngebäuden Gebäuden nach Absatz 1 mit dem 1,2fachen Wert der Wohnfläche angesetzt werden. Bei Nichtwohngebäuden ist der Endenergieverbrauch für Heizung, Warmwasserbereitung, Kühlung, Lüftung und eingebaute Beleuchtung zu ermitteln und in Kilowattstunden pro Jahr und Quadratmeter Nettogrundfläche anzugeben.

(3) Der erfasste Endenergieverbrauch für die Heizung ist einer Witterungsbereinigung zu unterziehen. Er ist durch eine angemessene Berücksichtigung des Verhaltens der Nutzenden einschließlich längerer Leerstände auf die Nutzungsrandbedingungen für Wohngebäude nach DIN/TS 18599-10: 2025-10 Tabelle 5 zu normalisieren. Der Primärenergieverbrauch wird auf der Grundlage des Endenergieverbrauchs und der Primärenergiefaktoren nach § 22 errechnet.

(4) Zur Ermittlung des Energieverbrauchs sind die folgenden Verbrauchsdaten zu verwenden:

1. Verbrauchsdaten aus Abrechnungen von Heizkosten nach der Verordnung über Heizkostenabrechnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3250), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 16. Oktober 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 280) geändert worden ist in der jeweils geltenden Fassung für das gesamte Gebäude,

2. andere geeignete Verbrauchsdaten, insbesondere Abrechnungen von Energielieferanten oder sachgerecht durchgeführte Verbrauchsmessungen, oder

3. eine Kombination von Verbrauchsdaten nach den Nummern 1 und 2. 

Den zu verwendenden Verbrauchsdaten sind mindestens die Abrechnungen aus einem zusammenhängenden Zeitraum von 36 Monaten zugrunde zu legen, der die jüngste Abrechnungsperiode einschließt, deren Ende nicht mehr als 18 Monate zurückliegen darf. Bei der Ermittlung nach Satz 2 sind längere Leerstände rechnerisch angemessen zu berücksichtigen. Der maßgebliche Energieverbrauch ist der durchschnittliche Verbrauch in dem zugrunde gelegten Zeitraum.

Die zu verwendenden Verbrauchsdaten müssen die jüngste Abrechnungsperiode einschließen, deren Ende nicht mehr als 15 Monate 18 Monate zurückliegen darf.

(5) Der Primärenergieverbrauch wird auf der Grundlage des nach Energieträgern differenzierten Endenergieverbrauchs und der Primärenergiefaktoren nach § 22 berechnet. Für die Witterungsbereinigung des Endenergieverbrauchs und die angemessene rechnerische Berücksichtigung längerer Leerstände sowie die Berechnung des Primärenergieverbrauchs auf der Grundlage des ermittelten erfassten Endenergieverbrauchs ist ein nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 mit einem den anerkannten Regeln der Technik entsprechendes Verfahren anzuwenden zu berechnen. Die Einhaltung der anerkannten Regeln der Technik wird vermutet, soweit wenn bei der Ermittlung des Energieverbrauchs Vereinfachungen verwendet werden, die Erstellung des Energieausweises das vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie und vom Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen im Bundesanzeiger gemeinsam bekannt gemacht worden sind gemachte Verfahren angewendet wird.

[bookmark: bm132][bookmark: _Toc242254571]§ 83 Ermittlung und Bereitstellung von Daten

(1) Der Aussteller ermittelt die Daten, die in den Fällen des § 80 Absatz 3 Satz 3 benötigt werden, sowie die Daten, die nach § 81 Absatz 1 und 2 in Verbindung mit den §§ 20 bis 33 und § 38 oder nach § 82 Absatz 1, 2 Satz 1 oder Satz 5 und Absatz 4 Satz 1 die Grundlage für die Ausstellung des Energieausweises sind, selbst oder verwendet die entsprechenden vom Eigentümer des Gebäudes bereitgestellten Daten. Der Aussteller hat dafür Sorge zu tragen, dass die von ihm ermittelten Daten richtig sind. Der Aussteller hat ein bestehendes Gebäude, für das er einen Energieausweis erstellt, vor Ort zu begehen oder sich für eine Beurteilung der energetischen Eigenschaften geeignete Bildaufnahmen des Gebäudes zur Verfügung stellen zu lassen.

(2) Wird ein Energiebedarfsausweis Energieausweis auf der Grundlage einer energetischen Bilanzierung nach § 81 Absatz 1 ausgestellt und stellt der Aussteller keine eigenen Berechnungen, die nach den §§ 15 und 16, beziehungsweise nach den §§ 18 und 19 oder nach § 38 Absatz 3 erforderlich sind, an, hat er die Berechnungen einzusehen oder sich vom Eigentümer zur Verfügung stellen zu lassen. Wird ein Energieverbrauchsausweis ausgestellt und stellt der Aussteller keine eigenen Berechnungen nach § 82 Absatz 1 an, hat er die Berechnungen einzusehen oder sich vom Eigentümer zur Verfügung stellen zu lassen.

(3) Stellt der Eigentümer des Gebäudes die Daten bereit, hat er dafür Sorge zu tragen, dass die Daten richtig sind. Der Aussteller muss die vom Eigentümer bereitgestellten Daten sorgfältig prüfen und darf die Daten seinen Berechnungen und bei der Ausstellung des Energieausweises nicht zugrunde legen, wenn Zweifel an deren Richtigkeit bestehen.
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[bookmark: _Toc242254572]§ 84 Empfehlungen für die Verbesserung der Energieeffizienz

(1) Der Aussteller hat, der für ein bestehendes Gebäude, für das er einen Energieausweis erstellt ausstellt, vor Ort zu begehen oder sich für eine Beurteilung der energetischen Eigenschaften geeignete Bildaufnahmen des Gebäudes zur Verfügung stellen zu lassen und hat im Energieausweis Empfehlungen für Maßnahmen zur kosteneffizienten Verbesserung der energetischen Eigenschaften des Gebäudes (Energieeffizienz) in Form von kurz gefassten fachlichen Hinweisen zu geben (Modernisierungsempfehlungen) in Form von kurz gefassten fachlichen Hinweisen für die kostenoptimale oder kosteneffiziente Verbesserung der Gesamtenergieeffizienz und die Verringerung der betriebsbedingten Treibhausgasemissionen sowie die Verbesserung der Raumklimaqualität des Gebäudes zu geben, es sei denn, die fachliche Beurteilung hat ergeben, dass solche Maßnahmen nicht möglich sind oder die Gesamtenergieeffizienzklasse der Klasse A entspricht. Die Modernisierungsempfehlungen beziehen sich auf Maßnahmen am gesamten Gebäude, an einzelnen Außenbauteilen sowie an Anlagen und Einrichtungen im Sinne dieses Gesetzes. Für die Empfehlungen gelten folgende Grundsätze:

1. sie müssen eine Schätzung der Energieeinsparungen und der Verringerung der betriebsbedingten Treibhausgasemissionen enthalten,

2. sie umfassen eine Beurteilung,

a) ob die Heizungs-, Lüftungs-, Klima- und Warmwasserbereitungsanlagen so angepasst werden können, dass sie mit effizienteren Temperatureinstellungen betrieben werden können einschließlich der erforderlichen Auslegung der Wärmeleistung und der Anforderungen an Temperatur und Durchfluss und

b) der verbleibenden Lebensdauer einer Heizungs- oder Klimaanlage und können mögliche Alternativen für den Austausch der Heizungsanlage oder Klimaanlage unter Berücksichtigung der lokalen und systembezogenen Gegebenheiten enthalten.

(2) Die Bestimmungen des § 38 Absatz 4 über die vereinfachte Datenerhebung sind entsprechend anzuwenden. Sind Modernisierungsempfehlungen nicht möglich, hat der Aussteller dies im Energieausweis zu vermerken.
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(1) Ein Energieausweis muss mindestens folgende Angaben zur Ausweisart und zum Gebäude enthalten:

1. Fassung dieses des Gesetzes, auf deren Grundlage der Energieausweis erstellt wird,

2. Energiebedarfsausweis Energieausweis im Sinne des § 81 oder Energieverbrauchsausweis im Sinne des § 82 mit Hinweisen zu den Aussagen der jeweiligen Ausweisart über die energetische Qualität des Gebäudes,

3. Name, Anschrift des Ausstellers, Ausstellungsdatum und Ablaufdatum des Energieausweises,

4. Registriernummer,

5. die Anschrift des Gebäudes,

6. die Art des Gebäudes: Wohngebäude oder Nichtwohngebäude,

7. bei einem Wohngebäude: Gebäudetyp,

8. bei einem Nichtwohngebäude: Hauptnutzung oder Gebäudekategorie,

9. im Falle des § 79 Absatz 2 Satz 2: Gebäudeteil, Energieeffizienzklasse nach § 86,

10. die berechnete Primärenergie in Kilowattstunden pro Jahr und Quadratmeter Nutzfläche,

11. die berechnete Endenergie in Kilowattstunden pro Jahr und Quadratmeter Nutzfläche,

10.12. das Baujahr des Gebäudes,

11.13. das Baujahr des Wärmeerzeugers; bei einer Fern- oder Nahwärmeversorgung: Baujahr der Übergabestation,

14. Anteil der am Standort erzeugten erneuerbaren Energie an der Endenergie in Prozent unter Standardnutzungs- und Standardrandbedingungen,

12.15. bei einem Gebäude mit Wohnraum Wohngebäude: Anzahl der Wohnungen und Gebäudenutzfläche Nutzfläche; bei Ermittlung der Gebäudenutzfläche aus, dabei ist darauf hinzuweisen, wenn die Ermittlung der Nutzfläche anhand der Wohnfläche gemäß nach § 82 Absatz 2 Satz 4 erfolgt ist darauf hinzuweisen,

16. die betriebsbedingten Treibhausgasemissionen in Kilogramm Kohlendioxid-Äquivalent pro Quadratmeter Nutzfläche und Jahr,

17. die Lebenszyklus-Treibhausgasemissionen nach dem Bericht nach § 88b, ausgewiesen als Gesamtsumme der betrachteten Lebenszyklusphasen von der Herstellung bis zum Rückbau des Gebäudes (Lebenszyklusphasen A bis C)

a) ab 1. Januar 2028 für neu zu errichtende Gebäude mit einer Nutzfläche von mehr als 1000 Quadratmetern,

b) ab 1. Januar 2030 für neu zu errichtende Gebäude,

13.18. bei einem Nichtwohngebäude: Nettogrundfläche Nutzfläche,

14.19. wesentliche Energieträger für Heizung und beziehungsweise Warmwasser,

15. (weggefallen)

16.20. die Art der Lüftung und, falls vorhanden, Art der Kühlung,

17.21. ob inspektionspflichtige Klimaanlagen oder kombinierte Lüftungs- und Klimaanlage Anlagen im Sinne des § 74 Absatz 1 vorhanden sind und Fälligkeitsdatum der nächsten Inspektion,

18.22. der Anlass der Ausstellung des Energieausweises,

19. Durchführung der Datenerhebung durch Eigentümer oder Aussteller,

20. Name, Anschrift und Berufsbezeichnung des Ausstellers, Ausstellungsdatum und Unterschrift des Ausstellers.

23. die berechnete Primärenergie in Megawattstunden und die berechnete jährliche Endenergie in Megawattstunden,

24. Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen in Megawattstunden, Hauptenergieträger und Art der erneuerbaren Energiequelle,

25. die berechnete Nutzenergie in Kilowattstunden pro Jahr und Quadratmeter Nutzfläche,

26. Ja- oder Nein-Angabe, ob das Gebäude in der Lage ist, auf externe Signale zu reagieren und den Energieverbrauch anzupassen,

27. wenn ein Wärmeverteilungssystem innerhalb des Gebäudes vorhanden ist, Ja- oder Nein-Angabe darüber, ob dieses System in der Lage ist, mit niedrigen oder effizienten Temperaturen betrieben zu werden,

28. bei einem Nichtwohngebäude: der Verhältniswert des errechneten Primärenergiebedarf zum Primärenergiebedarf des Referenzgebäudes,

29. bei Neubau eines Wohn- oder Nichtwohngebäudes: Einhaltung des sommerlichen Wärmeschutzes,

30. Modernisierungsempfehlungen nach § 84 und

31. das für die Energieberechnung verwendete Verfahren:

a) Verfahren nach den §§ 20, 21, 31 oder nach § 32,

b) Vereinfachung nach § 38 Absatz 4.

(2) Ein Energiebedarfsausweis im Sinne des § 81 muss zusätzlich zu den Angaben nach Absatz 1 mindestens folgende Angaben enthalten:

1. bei Neubau eines Wohn- oder Nichtwohngebäudes: Ergebnisse der nach § 81 Absatz 1 Satz 1 erforderlichen Berechnungen, einschließlich der Anforderungswerte, oder im Fall des § 81 Absatz 1 Satz 2 die in der Bekanntmachung nach § 31 Absatz 2 genannten Kennwerte und nach Maßgabe von Absatz 6 die sich aus dem Jahres-Primärenergiebedarf ergebenden Treibhausgasemissionen, ausgewiesen als äquivalente Kohlendioxidemissionen, in Kilogramm pro Jahr und Quadratmeter der Gebäudenutzfläche bei Wohngebäuden oder der Nettogrundfläche bei Nichtwohngebäuden,

2. in den Fällen des § 80 Absatz 2 bei bestehenden Wohn- oder Nichtwohngebäuden: Ergebnisse der nach § 81 Absatz 2 erforderlichen Berechnungen, einschließlich der Anforderungswerte, und nach Maßgabe von Absatz 6 die sich aus dem Jahres-Primärenergiebedarf ergebenden Treibhausgasemissionen, ausgewiesen als äquivalente Kohlendioxidemissionen, in Kilogramm pro Jahr und Quadratmeter der Gebäudenutzfläche bei Wohngebäuden oder der Nettogrundfläche bei Nichtwohngebäuden,

3. bei Neubau eines Wohn- oder Nichtwohngebäudes: Einhaltung des sommerlichen Wärmeschutzes,

4. das für die Energiebedarfsrechnung verwendete Verfahren:

a) Verfahren nach den §§ 20, 21,

b) Modellgebäudeverfahren nach § 31,

c) Verfahren nach § 32 oder

d) Vereinfachungen nach § 38 Absatz 4,

5. bei einem Wohngebäude: der Endenergiebedarf für Wärme,

6. bei einem Wohngebäude: Vergleichswerte für Endenergie,

7. bei einem Nichtwohngebäude: der Endenergiebedarf für Wärme und der Endenergiebedarf für Strom,

8. bei einem Nichtwohngebäude: Gebäudezonen mit jeweiliger Nettogrundfläche und deren Anteil an der gesamten Nettogrundfläche,

9. bei einem Nichtwohngebäude: Aufteilung des jährlichen Endenergiebedarfs auf Heizung, Warmwasser, eingebaute Beleuchtung, Lüftung, Kühlung einschließlich Befeuchtung.

(2) Zur Ermittlung der Treibhausgasemissionen für die nach Absatz 1 Nummer 16 und § 84 zu machenden Angaben sind die Berechnungsregelungen und Emissionsfaktoren der Anlage 9 anzuwenden.

(3) Ein Energieverbrauchsausweis im Sinne des § 82 muss zusätzlich zu den Angaben nach Absatz 1 mindestens folgende Angaben enthalten:

1. bei einem Wohngebäude: Endenergie- und Primärenergieverbrauch des Gebäudes für Heizung und Warmwasser entsprechend den Berechnungen nach § 82 Absatz 1, 2 Satz 1 und Absatz 3 in Kilowattstunden pro Jahr und Quadratmeter Gebäudenutzfläche und nach Maßgabe von Absatz 6 die sich aus dem Primärenergieverbrauch ergebenden Treibhausgasemissionen, ausgewiesen als äquivalente Kohlendioxidemissionen, in Kilogramm pro Jahr und Quadratmeter Gebäudenutzfläche,

2. bei einem Nichtwohngebäude: Endenergieverbrauch des Gebäudes für Wärme und Endenergieverbrauch für den zur Heizung, Warmwasserbereitung, Kühlung und zur Lüftung und für die eingebaute Beleuchtung eingesetzten Strom sowie Primärenergieverbrauch entsprechend den Berechnungen nach § 82 Absatz 1, 2 Satz 5 und Absatz 3 in Kilowattstunden pro Jahr und Quadratmeter Nettogrundfläche und nach Maßgabe von Absatz 6 die sich aus dem Primärenergieverbrauch ergebenden Treibhausgasemissionen, ausgewiesen als äquivalente Kohlendioxidemissionen, in Kilogramm pro Jahr und Quadratmeter Nettogrundfläche des Gebäudes,

3. Daten zur Verbrauchserfassung, einschließlich Angaben zu Leerständen,

4. bei einem Nichtwohngebäude: Gebäudenutzung,

5. bei einem Wohngebäude: Vergleichswerte für Endenergie,

6. bei einem Nichtwohngebäude: Vergleichswerte für den Energieverbrauch, die jeweils vom Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz gemeinsam mit dem Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen im Bundesanzeiger bekannt gemacht worden sind.

(4) Modernisierungsempfehlungen nach § 84 sind Bestandteil der Energieausweise.

(5) Ein Energieausweis ist vom Aussteller unter Angabe seines Namens, seiner Anschrift und Berufsbezeichnung sowie des Ausstellungsdatums eigenhändig oder durch Nachbildung der Unterschrift zu unterschreiben.

(6) Zur Ermittlung der Treibhausgasemissionen für die nach Absatz 2 Nummer 1 und 2 sowie nach Absatz 3 Nummer 1 und 2 zu machenden Angaben sind die Berechnungsregelungen und Emissionsfaktoren der Anlage 9 anzuwenden.

(7) Vor Übergabe des neu ausgestellten Energieausweises an den Eigentümer hat der Aussteller die nach § 98 Absatz 2 zugeteilte Registriernummer einzutragen.

(8)(3) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie erstellt gemeinsam mit dem Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen Muster zu den Energiebedarfs- und den Energieverbrauchsausweisen, nach denen Energieausweise auszustellen sind, sowie Muster für den Aushang von Energieausweisen nach § 80 Absatz 6 und 7 und macht diese im Bundesanzeiger bekannt.

[bookmark: bm135][bookmark: _Toc242254574]§ 86 Energieeffizienzklassen

(1) Im Energieausweis ist die Energieeffizienzklasse des Wohngebäudes entsprechend der Einteilung nach Absatz 2 in Verbindung mit Anlage 10 anzugeben.

(2) Die Energieeffizienzklassen gemäß Anlage 10 ergeben sich unmittelbar aus dem Endenergieverbrauch oder Endenergiebedarf.

(3) Im Energieausweis ist die Energieeffizienzklasse des Nichtwohngebäudes entsprechend der Einteilung nach Absatz 4 in Verbindung mit Anlage 10a anzugeben. In die Effizienzklasse A dürfen nur Nichtwohngebäude eingestuft werden, die keine Emissionen aus der Nutzung fossiler Energie am Standort des Gebäudes verursachen (Nullemissionsgebäude).

(4) Die Energieeffizienzklassen gemäß Anlage 10a ergeben sich unmittelbar aus dem Verhältniswert des errechneten Primärenergiebedarfs zum Primärenergiebedarf des Referenzgebäudes. Für die Bestimmung des Wertes nach Satz 1 ist bei der Berechnung des Primärenergiebedarfs des Referenzgebäudes abweichend von Anlage 2 Nummer 4.1 immer der Primärenergiefaktor von 0,7 zu verwenden.

[bookmark: bm136][bookmark: _Toc242254575]§ 87 Pflichtangaben in einer Immobilienanzeige

(1) Wird vor dem Verkauf, der Vermietung, der Verpachtung oder dem Leasing eines Gebäudes, einer Wohnung oder einer sonstigen selbständigen Nutzungseinheit eine Immobilienanzeige in kommerziellen Medien aufgegeben und liegt zu diesem Zeitpunkt ein Energieausweis vor, so hat der Verkäufer, der Vermieter, der Verpächter, der Leasinggeber oder der Immobilienmakler, wenn eine dieser Personen die Veröffentlichung der Immobilienanzeige verantwortet, sicherzustellen, dass die Immobilienanzeige folgende Pflichtangaben enthält:

1. die Art des Energieausweises: Energiebedarfsausweis im Sinne von § 81 oder Energieverbrauchsausweis im Sinne von § 82,

2. den im Energieausweis genannten Wert des Endenergiebedarfs oder des Endenergieverbrauchs für das Gebäude,

3. die im Energieausweis genannten wesentlichen Energieträger für die Heizung des Gebäudes,

4. bei einem Wohngebäude das im Energieausweis genannte Baujahr und

5. bei einem Wohngebäude die im Energieausweis genannte Energieeffizienzklasse.

1. ob der Energieausweis nach § 81 oder nach § 82 ausgestellt wurde,

2. das Ausstellungsdatum des Energieausweises, der darin angegebene Jahres-Primärenergiebedarf in Kilowattstunden pro Jahr und Quadratmeter Nutzfläche, die Energieeffizienzklasse, das Baujahr des Gebäudes und die im Energieausweis genannten wesentlichen Energieträger für die Heizung des Gebäudes.

(2) Bei einem Nichtwohngebäude ist bei einem Energiebedarfsausweis und bei einem Energieverbrauchsausweis als Pflichtangabe nach Absatz 1 Nummer 2 der Endenergiebedarf oder Endenergieverbrauch sowohl für Wärme als auch für Strom jeweils getrennt aufzuführen.

(3) Bei Energieausweisen, die nach dem 30. September 2007 und vor dem 1. Mai 2014 ausgestellt worden sind, und bei Energieausweisen nach § 112 Absatz 2 sind die Pflichten der Absätze 1 und 2 nach Maßgabe des § 112 Absatz 3 und 4 zu erfüllen.

[bookmark: bm137][bookmark: _Toc242254576]§ 88 Ausstellungsberechtigung für Energieausweise

(1) Zur Ausstellung eines Energieausweises ist nur eine Person berechtigt,

1. die nach bauordnungsrechtlichen Vorschriften der Länder zur Unterzeichnung von bautechnischen Nachweisen des Wärmeschutzes oder der Energieeinsparung bei der Errichtung von Gebäuden berechtigt ist, im Rahmen der jeweiligen Nachweisberechtigung,

2. die eine der in Absatz 2 genannten Voraussetzungen erfüllt und einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss erworben hat

a) in einer der Fachrichtungen Architektur, Innenarchitektur, Hochbau, Bauingenieurwesen, Technische Gebäudeausrüstung, Physik, Bauphysik, Maschinenbau oder Elektrotechnik oder

b) in einer anderen technischen oder naturwissenschaftlichen Fachrichtung mit einem Ausbildungsschwerpunkt auf einem unter Buchstabe a genannten Gebiet,

3. die eine der in Absatz 2 genannten Voraussetzungen erfüllt und

a) für ein zulassungspflichtiges Bau-, Ausbau- oder anlagentechnisches Gewerbe oder für das Schornsteinfegerhandwerk die Voraussetzungen zur Eintragung in die Handwerksrolle erfüllt,

b) für ein zulassungsfreies Handwerk in einem der Bereiche nach Buchstabe a einen Meistertitel erworben hat oder

c) auf Grund ihrer Ausbildung berechtigt ist, ein zulassungspflichtiges Handwerk in einem der Bereiche nach Buchstabe a ohne Meistertitel selbständig auszuüben,

4. die eine der in Absatz 2 genannten Voraussetzungen erfüllt und staatlich anerkannter oder geprüfter Techniker ist, dessen Ausbildungsschwerpunkt auch die Beurteilung der Gebäudehülle, die Beurteilung von Heizungs- und Warmwasserbereitungsanlagen oder die Beurteilung von Lüftungs- und Klimaanlagen umfasst, oder

5. die nach den Vorschriften der Länder zur Ausstellung der Erfüllungserklärung nach § 92 berechtigt ist.

(2) Voraussetzung für die Ausstellungsberechtigung nach Absatz 1 Nummer 2 bis 4 ist

1. während des Studiums ein Ausbildungsschwerpunkt im Bereich des energiesparenden Bauens oder nach einem Studium ohne einen solchen Schwerpunkt eine mindestens zweijährige Berufserfahrung in wesentlichen bau- oder anlagentechnischen Tätigkeitsbereichen des Hochbaus,

2. eine erfolgreiche Schulung im Bereich des energiesparenden Bauens, die den wesentlichen Inhalten der Anlage 11 entspricht, oder

3. eine öffentliche Bestellung als vereidigter Sachverständiger für ein Sachgebiet im Bereich des energiesparenden Bauens oder in wesentlichen bau- oder anlagentechnischen Tätigkeitsbereichen des Hochbaus.

(3) Wurde der Inhalt der Schulung nach Absatz 2 Nummer 2 oder nach Absatz 5 auf Wohngebäude beschränkt, so ist der erfolgreiche Teilnehmer der Schulung nur berechtigt, Energieausweise für Wohngebäude auszustellen.

(4) § 77 Absatz 3 ist auf Aus- oder Fortbildungen im Sinne des Absatzes 1 Nummer 2 bis 4 entsprechend anzuwenden.

(5) Zur Ausstellung eines Energieausweises ist abweichend von Absatz 1 auch eine Person berechtigt, die eine Qualifikationsprüfung Energieberatung des Bundesamtes für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle erfolgreich abgeschlossen hat.

[bookmark: bm138][bookmark: _Toc242254577]§ 88a Verordnungsermächtigung zur Prüfungsordnung Qualifikationsprüfung Energieberatung; Subdelegation

(1) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, eine Prüfungsordnung für die Qualifikationsprüfung Energieberatung nach § 88 Absatz 5 zu erlassen. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie kann die Ermächtigung nach Satz 1 durch Rechtsverordnung auf das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle übertragen.

(2) Die Prüfungsordnung hat festzulegen

1. die Zulassungsvoraussetzungen und das Zulassungsverfahren zur Prüfung,

2. die Anforderungen an die prüfende Stelle,

3. das Prüfungsverfahren,

4. Art und Anzahl von Prüfungseinheiten sowie zeitlicher Umfang der zu erbringenden Prüfungsleistungen,

5. die in der Prüfung durch den Prüfling nachzuweisenden Qualifikationen,

6. das Verfahren bei der Bewertung der Feststellung der Prüfungsergebnisse sowie die Bewertungsmaßstäbe,

7. die Rechtsfolgen des Rücktritts und des Fernbleibens von der Prüfung sowie von Ordnungsverstößen,

8. die Wiederholung von Prüfungen oder von einzelnen Prüfungseinheiten und

9. die Erteilung der Prüfungszeugnisse.

Die Prüfungsordnung kann ferner Regelungen zur Bildung von Prüfungsausschüssen bei der prüfenden Stelle sowie zu Prüfungs- und Teilnehmergebühren treffen.

[bookmark: bm139][bookmark: _Toc242254578]§ 88b Lebenszyklus-Treibhausgasemissionen, Bericht

(1) Die Lebenszyklus-Treibhausgasemissionen sind zu ermitteln

1. ab 1. Januar 2028 für neu zu errichtende Gebäude mit einer Nutzfläche von mehr als 1000 Quadratmeter,

2. ab 1. Januar 2030 für neu zu errichtende Gebäude.

(2) Die Ermittlung nach Absatz 1 erfolgt nach den Regeln der Technik nach § 7 Absatz 5.

(3) Die nach Absatz 2 ermittelten Lebenszyklus-Treibhausgasemissionen sind in einem Bericht zur Treibhausgas-Bilanz im Lebenszyklus auszustellen. Der Bericht ist ein unselbständiger Teil, der der Ausstellung der Lebenszyklus-Treibhausgasemissionen im Energieausweis nach § 85 Absatz 1 Nummer 17 dient.

(4) Das Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen erstellt für den Bericht zur Treibhausgas-Bilanz im Lebenszyklus nach Absatz 3 Satz 1 ein Muster und macht dieses im Bundesanzeiger bekannt.

(5) Der ausgestellte Bericht ist dem Aussteller des Energieausweises in einem maschinenlesbaren elektronischen Format zu übermitteln.

(6) Das Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen macht die Anforderungen an das Datenaustauschformat für die Übermittlung nach Absatz 5 bekannt.

[bookmark: bm140][bookmark: _Toc242254579]§ 88c Ausstellungsberechtigung für den Bericht zur Treibhausgas-Bilanz im Lebenszyklus

(1) Zur Ausstellung eines Berichts nach § 88b Absatz 3 ist nur eine Person berechtigt, die eine Fortbildung im Bereich der angewandten Ökobilanz für Gebäude erfolgreich abgeschlossen hat, und die

1. nach § 88 zur Ausstellung von Energieausweisen berechtigt ist,

2. nach bauordnungsrechtlichen Vorschriften der Länder bauvorlageberechtigt ist oder

3. nach bauordnungsrechtlichen Vorschriften der Länder zur Erstellung eines Berichts zur Treibhausgas-Bilanz im Lebenszyklus berechtigt ist.

(2) Die nach Absatz 1 erforderliche Fortbildung soll den Aussteller eines Berichts zur Treibhausgas-Bilanz im Lebenszyklus eines neuen Gebäudes in die Lage versetzen, die Regeln der Technik nach § 7 Absatz 5 zu beachten und die Vorschriften der DIN SPEC 91606: 2026-07 sachgemäß anzuwenden. Die Fortbildung soll praktische Übungen einschließen und insbesondere die im Folgenden genannten Fachkenntnisse vermitteln

1. Klimaschutzziele sowie Klimawirkungen von Gebäuden,

2. rechtliche und normative Grundlagen der Ökobilanzierung,

3. Kenntnis und Interpretation der Datengrundlage und Indikatoren für die Ökobilanzierung,

4. Bilanzierungsmethodik der Ökobilanzierung und Massenermittlung der zu bilanzierenden Bauprodukte,

5. Berechnungsschritte zur Ökobilanzierung,

6. Software-Anwendung für die Ökobilanzierung und

7. Optimierung und Nachweisführung der Ökobilanz eines Gebäudes.

Der Umfang der Fortbildung insgesamt sowie der einzelnen Schwerpunkte soll dem Zweck und den Anforderungen nach den Sätzen 1 und 2 sowie der Vorbildung der jeweiligen Teilnehmer angemessen Rechnung tragen.

[bookmark: bm141][bookmark: _Toc242254580]Teil 6
Finanzielle Förderung der Nutzung erneuerbarer Energien für die Erzeugung von Wärme oder Kälte und von Energieeffizienzmaßnahmen

[bookmark: bm143][bookmark: _Toc242254581]§ 89 Fördermittel

(1) Die Nutzung erneuerbarer Energien für die Erzeugung von Wärme oder Kälte, die Errichtung besonders energieeffizienter und die Verbesserung der Energieeffizienz bestehender Gebäude können durch den Bund nach Maßgabe des Bundeshaushaltes gefördert werden. Gefördert werden können

1. Maßnahmen zur Nutzung erneuerbarer Energien für die Erzeugung von Wärme oder Kälte in bereits bestehenden Gebäuden nach Maßgabe des § 90,

2. Maßnahmen zur Nutzung erneuerbarer Energien für die Erzeugung von Wärme oder Kälte in neu zu errichtenden Gebäuden nach Maßgabe des § 90, wenn die Vorgaben des § 91 eingehalten werden,

3. Maßnahmen zur Errichtung besonders energieeffizienter Gebäude, wenn mit der geförderten Maßnahme die Anforderungen nach den §§ 15 und 16 sowie nach den §§ 18 und 19 übererfüllt werden, und

4. Maßnahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz bei der Sanierung bestehender Gebäude, wenn mit der geförderten Maßnahme die Anforderungen nach den §§ 35, 36, 38, 56 und 61 bis 70 übererfüllt werden. Einzelheiten werden insbesondere durch Verwaltungsvorschriften des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen geregelt.

(2) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie legt dem Haushaltsausschuss des Bundestages bis zum Ablauf des 30. September 2023 ein Konzept zur Zustimmung vor, das Änderungen der Richtlinie für die Bundesförderung für effiziente Gebäude – Einzelmaßnahmen (BEG EM) vom 9. Dezember 2022 (BAnz AT 30.12.2022 B1) vorsieht. Änderungen der Richtlinie nach Satz 1 bedürfen bis zum Ablauf des 31. Oktober 2025 der Zustimmung des Haushaltsausschusses des Bundestages. Danach ist die Zustimmung nur für wesentliche Änderungen der Richtlinie nach Satz 1 erforderlich. Wesentliche Änderungen sind insbesondere solche eines Fördersatzes, einer Förderhöhe oder der Art eines Bonus.

[bookmark: bm144][bookmark: _Toc242254582]§ 90 Geförderte Maßnahmen zur Nutzung erneuerbarer Energien

(1) Gefördert werden können Maßnahmen im Zusammenhang mit der Nutzung erneuerbarer Energien zur Bereitstellung von Wärme oder Kälte, insbesondere die Errichtung oder Erweiterung von

1. solarthermischen Anlagen,

2. Anlagen zur Nutzung von Biomasse,

3. Anlagen zur Nutzung von Geothermie und Umweltwärme sowie

4. Wärmenetzen, Speichern und Übergabestationen für Wärmenutzer, wenn sie auch aus Anlagen nach den Nummern 1 bis 3 gespeist werden.

(2) Vorbehaltlich weitergehender Anforderungen an die Förderung in den Regelungen nach § 89 Absatz 1 Satz 3 ist

1. eine solarthermische Anlage mit Flüssigkeiten als Wärmeträger nur förderfähig, wenn die darin enthaltenen Kollektoren oder das System mit dem europäischen Prüfzeichen „Solar Keymark“ zertifiziert sind oder ist,

2. eine Anlage zur Nutzung von fester Biomasse nur förderfähig, wenn der Umwandlungswirkungsgrad mindestens folgende Werte erreicht:

a) 89 Prozent bei einer Anlage zur Heizung oder Warmwasserbereitung, die der Erfüllung der Anforderungen nach § 45 oder einer Pflicht nach § 4 Absatz 4 oder § 9 dient,

b) 70 Prozent bei einer Anlage, die nicht der Heizung oder Warmwasserbereitung dient,

3. eine Wärmepumpe zur Nutzung von Geothermie, Umweltwärme oder Abwärme nur förderfähig, wenn sie die Anforderungen des Anhangs VII der Richtlinie (EU) 2018/2001 erfüllt. 

Die Zertifizierung von einer solarthermischen Anlage mit dem europäischen Prüfzeichen „Solar Keymark“ muss nach den anerkannten Regeln der Technik erfolgen. Der Umwandlungswirkungsgrad eines Biomassekessels ist der nach DIN EN 303-5: 2012-10 ermittelte Kesselwirkungsgrad, der Umwandlungswirkungsgrad eines Biomasseofens der nach DIN EN 14785: 2006-09 DIN EN 16510-2-6: 2023-02 ermittelte feuerungstechnische Wirkungsgrad und in den übrigen Fällen des Satzes 1 Nummer 2 der nach den anerkannten Regeln der Technik berechnete Wirkungsgrad.

[bookmark: bm145][bookmark: _Toc242254583]§ 91 Verhältnis zu den Anforderungen an ein Gebäude

(1) Maßnahmen können nicht gefördert werden, soweit sie der Erfüllung der Anforderungen nach § 10 Absatz 2 oder einer landesrechtlichen Pflicht nach § 4 Absatz 4 oder § 9 dienen.

(2) Absatz 1 ist nicht bei den folgenden Maßnahmen anzuwenden:

1. der Errichtung eines Wohngebäudes, bei dem Anforderungen eingehalten werden, die anspruchsvoller sind als die für die Errichtung eines Wohngebäudes jeweils geltenden Neubauanforderungen nach diesem Gesetz, sofern die Maßnahme nicht unter die Nummern 3 bis 7 fällt,

2. der Errichtung eines Nichtwohngebäudes, bei dem Anforderungen eingehalten werden, die anspruchsvoller sind als die für Nichtwohngebäude jeweils geltenden Neubauanforderungen nach diesem Gesetz, sofern die Maßnahme nicht unter die Nummern 3 bis 7 fällt,

3. Maßnahmen, die technische oder sonstige Anforderungen erfüllen, die in den Fällen von § 4 Absatz 4 und § 9 anspruchsvoller als die Anforderungen nach der landesrechtlichen Pflicht sind,

4. Maßnahmen, die den Wärme- und Kälteenergiebedarf zu einem Anteil decken, der in den Fällen von § 4 Absatz 4 und § 9 höher als der landesrechtlich vorgeschriebene Mindestanteil ist,

5. Maßnahmen, die mit weiteren Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz verbunden werden,

6. Maßnahmen zur Nutzung solarthermischer Anlagen auch für die Heizung eines Gebäudes und

7. Maßnahmen zur Nutzung von Tiefengeothermie.

(3) Die Förderung kann in den Fällen des Absatzes 2 auf die Gesamtmaßnahme bezogen werden.

(4) Einzelheiten werden in den Regelungen nach § 89 Absatz 1 Satz 3 geregelt.

(5) Fördermaßnahmen durch das Land oder durch ein Kreditinstitut, an dem der Bund oder das Land beteiligt sind, bleiben unberührt.
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[bookmark: _Toc242254584]Teil 7
Vollzug

[bookmark: bm148][bookmark: _Toc242254585]§ 92 Erfüllungserklärung

(1) Für ein zu errichtendes Gebäude hat der Bauherr oder Eigentümer der nach Landesrecht zuständigen Behörde durch eine Erfüllungserklärung nachzuweisen oder zu bescheinigen, dass die Anforderungen dieses Gesetzes eingehalten werden. Die Erfüllungserklärung ist nach Fertigstellung des Gebäudes vorzulegen, soweit das Landesrecht nicht einen anderen Zeitpunkt der Vorlage bestimmt. Das Landesrecht bestimmt, wer zur Ausstellung der Erfüllungserklärung berechtigt ist.

(2) Werden bei einem bestehenden Gebäude Änderungen im Sinne des § 36 Satz 1 ausgeführt, hat der Eigentümer der nach Landesrecht zuständigen Behörde eine Erfüllungserklärung unter Zugrundelegung der energetischen Eigenschaften des geänderten Gebäudes abzugeben, wenn unter Anwendung des § 38 Absatz 1 und 2 für das gesamte Gebäude Berechnungen nach § 38 Absatz 3 durchgeführt werden. Die Pflicht nach Satz 1 besteht auch in den Fällen des § 39. Absatz 1 Satz 2 und 3 ist entsprechend anzuwenden.

[bookmark: bm149][bookmark: _Toc242254586]§ 93 Pflichtangaben in der Erfüllungserklärung

In der Erfüllungserklärung sind für das gesamte Gebäude oder, soweit die Berechnungen für unterschiedliche Zonen zu erfolgen haben, stattdessen für jede Zone, unter Beachtung der sich aus diesem Gesetz ergebenden Berechnungsvorgaben, technischen Anforderungen und Randbedingungen die zur Überprüfung erforderlichen Angaben zu machen. Erforderliche Berechnungen sind beizufügen. Das Landesrecht bestimmt den näheren Umfang der Nachweispflicht.

[bookmark: bm150][bookmark: _Toc242254587]§ 94 Verordnungsermächtigung

Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung das Verfahren zur Erfüllungserklärung, die Berechtigung zur Ausstellung der Erfüllungserklärung, die Pflichtangaben in der Erfüllungserklärung und die vorzulegenden Nachweise zu regeln, einen von § 92 Absatz 1 Satz 2 abweichenden Zeitpunkt für die Vorlage der Erfüllungserklärung zu bestimmen und weitere Bestimmungen zum Vollzug der Anforderungen und Pflichten dieses Gesetzes zu treffen. Die Landesregierungen werden ferner ermächtigt, durch Rechtsverordnung zu bestimmen, dass Aufgaben des Vollzugs dieses Gesetzes abweichend von § 92 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 einer geeigneten Stelle, einer Fachvereinigung oder einem Sachverständigen übertragen werden. Die Landesregierungen können die Ermächtigungen nach den Sätzen 1 und 2 durch Rechtsverordnung auf andere Behörden übertragen.

[bookmark: bm151][bookmark: _Toc242254588]§ 95 Behördliche Befugnisse

Die zuständige Behörde kann im Einzelfall die zur Erfüllung der Verpflichtungen aus diesem Gesetz erforderlichen Anordnungen treffen. Dritte, die für den Bauherren oder Eigentümer an der Planung, Errichtung oder Änderung von Gebäuden oder technischen Anlagen eines Gebäudes beteiligt sind, haben Anordnungen der Behörde, die sich auch an sie richten, unmittelbar zu befolgen.

[bookmark: bm152][bookmark: _Toc242254589]§ 96 Private Nachweise

(1) Wer geschäftsmäßig an oder in einem bestehenden Gebäude Arbeiten durchführt, hat dem Eigentümer unverzüglich nach Abschluss der Arbeiten in folgenden Fällen schriftlich zu bestätigen, dass die von ihm geänderten oder eingebauten Bau- oder Anlagenteile den Anforderungen der in den Nummern 1 bis 10 genannten Vorschriften entsprechen (Unternehmererklärung):

1. Änderung von Außenbauteilen im Sinne von § 36,

2. Dämmung oberster Geschossdecken im Sinne von § 35 Absatz 1, auch in Verbindung mit Absatz 3,

3. Einbau von Zentralheizungen nach den §§ 61 bis 63,

4. Ausstattung von Zentralheizungen mit Regelungseinrichtungen nach den §§ 61 bis 63,

5. Einbau von Umwälzpumpen in Zentralheizungen und Zirkulationspumpen in Warmwasseranlagen nach § 64,

6. erstmaliger Einbau, Ersatz oder Wärmedämmung von Wärmeverteilungs- und Warmwasserleitungen nach § 69 oder von Kälteverteilungs- und Kaltwasserleitungen in Klimaanlagen oder sonstigen Anlagen der Raumlufttechnik nach § 70,

7. Einbau von Klima- und raumlufttechnischen Anlagen oder Zentralgeräten und Luftkanalsystemen solcher Anlagen nach den §§ 65 bis 68,

8. Ausrüstung von Anlagen nach Nummer 7 mit Einrichtung zur Feuchteregelung nach § 66,

9. Durchführung hydraulischer Abgleiche und weiterer Maßnahmen zur Heizungsoptimierung nach § 60c oder

10. Einbau von Systemen für die Gebäudeautomatisierung nach § 56. 

Satz 1 ist entsprechend anzuwenden auf

1. die Ergebnisse der Betriebsprüfungen von Wärmepumpen nach § 60a Absatz 5 Satz 1 und der Nachweise der durchgeführten Optimierungsmaßnahmen nach § 60a Absatz 5 Satz 2 oder

2. die Ergebnisse der Heizungsprüfungen und Heizungsoptimierungen nach § 60b Absatz 5 Satz 1 und der Nachweise der durchgeführten Optimierungsmaßnahmen nach § 60b Absatz 5 Satz 2.

(2) Zum Zwecke des Nachweises der Erfüllung der Pflichten aus den in Absatz 1 genannten Vorschriften ist die Unternehmererklärung von dem Eigentümer mindestens zehn Jahre aufzubewahren. Der Eigentümer hat die Unternehmererklärung der nach Landesrecht zuständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen.

(3) In einer Unternehmererklärung nach Absatz 1 ist zusätzlich anzugeben:

1. im Falle von Arbeiten nach Absatz 1 Nummer 3 die Aufwandszahl der Zentralheizung für die Bereitstellung von Raumwärme und, soweit die Zentralheizung mit einer zentralen Warmwasserbereitung verbunden ist, auch die Aufwandszahl für die Warmwasserbereitung,

2. im Falle von Arbeiten nach Absatz 1 Nummer 7 der gewichtete Mittelwert der auf das jeweilige Fördervolumen bezogenen elektrischen Leistung aller Zu- und Abluftventilatoren sowie der Wärmerückgewinnungsgrad, soweit Anforderungen nach § 68 einzuhalten sind. 

Die nach Satz 1 anzugebenden Eigenschaften können nach anerkannten technischen Regeln berechnet werden oder aus Herstellerangaben auf der Grundlage solcher Regeln bestimmt werden; alternativ dürfen Angaben aus Bekanntmachungen nach § 38 Absatz 4 verwendet werden. Die jeweilige Grundlage nach Satz 2 ist ebenfalls in der Unternehmererklärung anzugeben.

(4) Wer ein Gebäude geschäftsmäßig mit Biomethan, Bioöl, biogenem Flüssiggas, grünem, blauem, orangenem oder türkisem Wasserstoff einschließlich daraus hergestellter Derivate oder fester Biomasse zum Zweck der Erfüllung von Anforderungen nach diesem Gesetz beliefert, muss dem Belieferten mit der Abrechnung bestätigen, dass die jeweiligen Anforderungen nach § 43 Absatz 1 und 2 und § 45 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 erfüllt sind.

(5) Mit den Bestätigungen nach Absatz 4 wird die Erfüllung der Pflichten aus den Vorschriften nach § 43 Absatz 1 und 2 und § 45 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 nachgewiesen. Im Fall der Nutzung von Biomethan, Bioöl, biogenem Flüssiggas, grünem, blauem, orangenem oder türkisem Wasserstoff einschließlich daraus hergestellter Derivate oder fester Biomasse sind die Abrechnungen und Bestätigungen in den ersten 15 Jahren nach Inbetriebnahme der Heizungsanlage von dem Eigentümer oder Belieferten jeweils mindestens fünf Jahre nach Lieferung aufzubewahren. Die Abrechnungen und Bestätigungen sind der nach Landesrecht zuständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen.

(6) Kommt bei der Ermittlung des Jahres-Primärenergiebedarfs eines zu errichtenden Gebäudes § 22 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 oder Nummer 3 Absatz 2 oder 3 zur Anwendung, muss sich der Eigentümer vom Lieferanten bei Vertragsabschluss bescheinigen lassen, dass

1. die vereinbarte Biomethanlieferung die Anforderungen nach § 22 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe c und d Absatz 2 erfüllt oder

2. die vereinbarte Lieferung von biogenem Flüssiggas die Anforderungen nach § 22 Absatz 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe c in der gesamten Laufzeit des Liefervertrags erfüllt. 

Die Bescheinigung ist der zuständigen Behörde innerhalb von einem Monat nach Fertigstellung des Gebäudes vorzulegen. Die Pflicht nach Satz 2 besteht auch, wenn der Eigentümer den Lieferanten wechselt. Die Abrechnungen der Lieferung von Biomethan oder von biogenem Flüssiggas müssen die Bestätigung des Lieferanten enthalten, dass im Fall der Lieferung von Biomethan die Anforderungen nach § 22 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe c und d Absatz 2 oder im Fall der Lieferung von biogenem Flüssiggas die Anforderungen nach § 22 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe c Absatz 3 im Abrechnungszeitraum erfüllt worden sind. Die Abrechnungen sind vom Eigentümer mindestens fünf Jahre ab dem Zeitpunkt der Lieferung aufzubewahren.

[bookmark: bm153][bookmark: _Toc242254590]§ 97 Aufgaben des bevollmächtigten Bezirksschornsteinfegers

(1) Bei einer heizungstechnischen Anlage prüft der bevollmächtigte Bezirksschornsteinfeger als Beliehener im Rahmen der Feuerstättenschau nach § 14 des Schornsteinfeger-Handwerksgesetzes vom 26. November 2008 (BGBl. I S. 2242) in der jeweils geltenden Fassung, ob

1. Wärmeverteilungs- und Warmwasserleitungen, die nach § 69 Absatz 2, auch in Verbindung mit § 69 Absatz 3 und 4, gedämmt werden mussten, weiterhin ungedämmt sind und

2. die Abrechnungen und Bestätigungen nach § 96 Absatz 5 vorliegen.

(2) Bei einer heizungstechnischen Anlage, die in ein bestehendes Gebäude eingebaut wird, prüft der bevollmächtigte Bezirksschornsteinfeger im Rahmen der bauordnungsrechtlichen Abnahme der Anlage oder, wenn eine solche Abnahme nicht vorgesehen ist, als Beliehener im Rahmen der ersten Feuerstättenschau nach dem Einbau außerdem, ob

1. die Anforderungen nach § 57 Absatz 1 erfüllt sind,

2. eine Zentralheizung mit einer zentralen selbsttätig wirkenden Einrichtung zur Verringerung und Abschaltung der Wärmezufuhr sowie zur Ein- und Ausschaltung elektrischer Antriebe nach § 61 Absatz 1 ausgestattet ist,

3. bei Wärmeverteilungs- und Warmwasserleitungen sowie Armaturen die Wärmeabgabe nach § 69 Absatz 1 begrenzt ist und

4. die Anforderungen an den Einbau von Heizungsanlagen bei Nutzung von fester Biomasse nach § 45 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 eingehalten werden. 

Satz 1 ist bei zu errichtenden Gebäuden entsprechend anzuwenden.

(3) Der bevollmächtigte Bezirksschornsteinfeger weist den Eigentümer bei Nichterfüllung der Pflichten oder bei Nichtbeachtung eines Verbots aus den in den Absätzen 1 und 2 genannten Vorschriften schriftlich auf diese Pflichten oder Verbote hin und setzt eine angemessene Frist zu deren Nacherfüllung oder zur Beseitigung eines verbotswidrigen Zustands. Werden die Pflichten nicht innerhalb der festgesetzten Frist erfüllt oder wird ein verbotswidriger Zustand nicht beseitigt, unterrichtet der bevollmächtigte Bezirksschornsteinfeger unverzüglich die nach Landesrecht zuständige Behörde.

(4) Bei einer Zentralheizung, die in einem bestehenden Gebäude vorhanden ist, prüft der bevollmächtigte Bezirksschornsteinfeger als Beliehener im Rahmen der Feuerstättenschau, ob der Eigentümer zur Nachrüstung nach § 61 Absatz 2 verpflichtet ist und diese Pflicht erfüllt wurde. Bei Nichterfüllung der Pflicht unterrichtet der bevollmächtigte Bezirksschornsteinfeger unverzüglich die nach Landesrecht zuständige Behörde.

(5) Die Erfüllung der Pflichten aus den in den Absätzen 1, 2 und 4 genannten Vorschriften kann durch Vorlage der Unternehmererklärungen gegenüber dem bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger nachgewiesen werden. Es bedarf dann keiner weiteren Prüfung durch den bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger.

[bookmark: bm154][bookmark: _Toc242254591]§ 98 Registriernummer

(1) Wer einen Inspektionsbericht nach § 78 oder einen Energieausweis nach § 79 ausstellt, hat für diesen Bericht oder für diesen Energieausweis bei der Registrierstelle eine Registriernummer zu beantragen. Der Antrag ist grundsätzlich elektronisch zu stellen. Eine Antragstellung in Papierform ist zulässig, soweit die elektronische Antragstellung für den Antragsteller eine unbillige Härte bedeuten würde. Bei der Antragstellung sind Name und Anschrift der nach Satz 1 antragstellenden Person, das Land und die Postleitzahl der Belegenheit des Gebäudes, das Ausstellungsdatum des Inspektionsberichts oder des Energieausweises anzugeben sowie

1. in den Fällen des § 78 die Nennleistung der inspizierten Klimaanlage, oder der kombinierten Klima- und Lüftungsanlage oder der Lüftungsanlage,

2. in den Fällen des § 79

a) die Art des Energieausweises: Energiebedarfs- oder Energieverbrauchsausweis Energieausweis auf der Grundlage einer energetischen Bilanzierung oder Energieausweis auf der Grundlage des erfassten Endenergieverbrauchs und

b) die Art des Gebäudes: Wohn- oder Nichtwohngebäude, Neubau oder bestehendes Gebäude.

(2) Die Registrierstelle teilt dem Antragsteller für jeden neu ausgestellten Inspektionsbericht oder Energieausweis eine Registriernummer zu. Die Registriernummer ist unverzüglich nach Antragstellung zu erteilen.

[bookmark: bm155][bookmark: _Toc242254592]§ 99 Stichprobenkontrollen von Energieausweisen und Inspektionsberichten über Klimaanlagen

(1) Die zuständige Behörde (Kontrollstelle) unterzieht Inspektionsberichte über Klimaanlagen, oder über kombinierte Klima- und Lüftungsanlagen oder über Lüftungsanlagen nach § 78 und Energieausweise nach § 79 nach Maßgabe der folgenden Absätze einer Stichprobenkontrolle.

(2) Die Stichproben müssen jeweils einen statistisch signifikanten Prozentanteil aller in einem Kalenderjahr neu ausgestellten Energieausweise und neu ausgestellten Inspektionsberichte über Klimaanlagen erfassen. Die Stichprobenkontrolle von Energieausweisen, die nach dem Inkrafttreten des Gesetzes 1. Januar 2027 bis zum 31. Juli 2021 Ablauf des 31. Juli 2027 ausgestellt werden und auf die die Vorschriften dieses Gesetzes anzuwenden sind, kann nach dem 31. Juli 2021 31. Juli 2027 durchgeführt werden.

(3) Die Kontrollstelle kann bei der Registrierstelle Registriernummern und dort vorliegende Angaben nach § 98 Absatz 1 zu neu ausgestellten Energieausweisen und Inspektionsberichten über im jeweiligen Land belegene Gebäude und Klimaanlagen, kombinierten Klima- und Lüftungsanlagen und Lüftungsanlagen verarbeiten, soweit dies für die Vorbereitung der Durchführung der Stichprobenkontrollen erforderlich ist. Nach dem Abschluss der Stichprobenkontrolle hat die Kontrollstelle die Daten nach Satz 1 jedenfalls im Einzelfall unverzüglich zu löschen. Kommt es auf Grund der Stichprobenkontrolle zur Einleitung eines Bußgeldverfahrens gegen den Ausweisaussteller nach § 108 Absatz 1 Nummer 15, 17 oder 21 Nummer 21, 23 oder 26 oder gegen die inspizierende Person nach § 108 Absatz 1 Nummer 11 oder 21 Nummer 17 oder 26, so sind abweichend von Satz 2 die Daten nach Satz 1, soweit diese im Rahmen des Bußgeldverfahrens erforderlich sind, erst nach dessen rechtskräftigem Abschluss unverzüglich zu löschen.

(4) Die gezogene Stichprobe von Energieausweisen wird von der Kontrollstelle auf der Grundlage der nachstehenden Optionen oder gleichwertiger Maßnahmen überprüft:

1. Validitätsprüfung der Eingabe-Gebäudedaten, die zur Ausstellung des Energieausweises verwendet wurden, und der im Energieausweis angegebenen Ergebnisse,

2. Prüfung der Eingabe-Gebäudedaten und Überprüfung der im Energieausweis angegebenen Ergebnisse einschließlich der abgegebenen Modernisierungsempfehlungen,

3. vollständige Prüfung der Eingabe-Gebäudedaten, die zur Ausstellung des Energieausweises verwendet wurden, vollständige Überprüfung der im Energieausweis angegebenen Ergebnisse einschließlich der abgegebenen Modernisierungsempfehlungen und, falls dies insbesondere auf Grund des Einverständnisses des Eigentümers des Gebäudes möglich ist, Inaugenscheinnahme des Gebäudes zur Prüfung der Übereinstimmung zwischen den im Energieausweis angegebenen Spezifikationen mit dem Gebäude, für das der Energieausweis erstellt wurde. 

Wird im Rahmen der Stichprobe ein Energieausweis gezogen, der bereits auf der Grundlage von Landesrecht einer zumindest gleichwertigen Überprüfung unterzogen wurde, und ist die Überprüfung einer der Optionen nach Satz 1 gleichwertig, findet insofern keine erneute Überprüfung statt.

(5) Aussteller von Energieausweisen sind verpflichtet, Kopien der von ihnen ausgestellten Energieausweise und der zu deren Ausstellung verwendeten Daten und Unterlagen zwei Jahre ab dem Ausstellungsdatum des jeweiligen Energieausweises aufzubewahren, um die Durchführung von Stichprobenkontrollen und Bußgeldverfahren zu ermöglichen.

(6) Die Kontrollstelle kann zur Durchführung der Überprüfung nach Absatz 4 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 1 vom jeweiligen Aussteller die Übermittlung einer Kopie des Energieausweises und die zu dessen Ausstellung verwendeten Daten und Unterlagen verlangen. Der Aussteller ist verpflichtet, dem Verlangen der Kontrollbehörde zu entsprechen. Der Energieausweis sowie die Daten und Unterlagen sind der Kontrollstelle grundsätzlich in elektronischer Form zu übermitteln. Die Kontrollstelle darf hierfür ein Datenformat vorgeben. Eine Übermittlung in Papierform ist zulässig, soweit die elektronische Übermittlung für den Antragsteller eine unbillige Härte bedeuten würde. Angaben zum Eigentümer und zur Adresse des Gebäudes darf die Kontrollstelle nur verlangen, soweit dies zur Durchführung der Überprüfung im Einzelfall erforderlich ist. Werden die in Satz 6 genannten Angaben von der Kontrollstelle nicht verlangt, hat der Aussteller Angaben zum Eigentümer und zur Adresse des Gebäudes in der Kopie des Energieausweises sowie in den zu dessen Ausstellung verwendeten Daten und Unterlagen vor der Übermittlung unkenntlich zu machen. Im Fall der Übermittlung von Angaben nach Satz 6 in Verbindung mit Satz 2 hat der Aussteller des Energieausweises den Eigentümer des Gebäudes hierüber unverzüglich zu informieren.

(7) Die vom Aussteller nach Absatz 6 übermittelten Kopien von Energieausweisen, Daten und Unterlagen dürfen, soweit sie personenbezogene Daten enthalten, von der Kontrollstelle nur für die Durchführung der Stichprobenkontrollen und hieraus resultierender Bußgeldverfahren gegen den Ausweisaussteller nach § 108 Absatz 1 Nummer 15, 17 oder 21 § 108 Absatz 1 Nummer 21, 23 oder 26 verarbeitet werden, soweit dies im Einzelfall jeweils erforderlich ist. Die in Satz 1 genannten Kopien, Daten und Unterlagen dürfen nur so lange gespeichert oder aufbewahrt werden, wie dies zur Durchführung der Stichprobenkontrollen und der Bußgeldverfahren im Einzelfall erforderlich ist. Sie sind nach Durchführung der Stichprobenkontrollen und bei Einleitung von Bußgeldverfahren nach deren rechtskräftigem Abschluss jeweils im Einzelfall unverzüglich zu löschen oder zu vernichten. Im Übrigen bleiben die Verordnung (EU) 2016/679, das Bundesdatenschutzgesetz und die Datenschutzgesetze der Länder in der jeweils geltenden Fassung unberührt.

(8) Die Absätze 5 bis 7 sind auf die Durchführung der Stichprobenkontrolle von Inspektionsberichten über Klimaanlagen, über kombinierte Klima- und Lüftungsanlagen oder über Lüftungsanlagen entsprechend anzuwenden.

[bookmark: bm156][bookmark: _Toc242254593]§ 100 Nicht personenbezogene Auswertung von Daten

(1) Die Kontrollstelle kann den nicht personenbezogenen Anteil der Daten, die sie im Rahmen des § 99 Absatz 3 Satz 1, Absatz 4, 6 Satz 1 bis 5 und Absatz 8 verarbeitet hat, unbefristet zur Verbesserung der Erfüllung von Aufgaben der Energieeinsparung auswerten.

(2) Die Auswertung kann sich bei Energieausweisen insbesondere auf folgende Merkmale beziehen:

1. Art des Energieausweises: Energiebedarfs- oder Energieverbrauchsausweis Energieausweis auf der Grundlage einer energetischen Bilanzierung oder Energieausweis auf der Grundlage des erfassten Endenergieverbrauchs,

2. Anlass der Ausstellung des Energieausweises nach § 80 Absatz 1 bis 6,

3. Art des Gebäudes: Wohn- oder Nichtwohngebäude, Neubau oder bestehendes Gebäude,

4. Gebäudeeigenschaften, wie die Eigenschaften der wärmeübertragendenden Umfassungsfläche und die Art der heizungs-, kühl- und raumlufttechnischen Anlagentechnik sowie der Warmwasserversorgung, bei Nichtwohngebäuden auch die Art der Nutzung und die Zonierung,

5. Werte des Endenergiebedarfs oder -verbrauchs sowie des Primärenergiebedarfs oder -verbrauchs für das Gebäude,

6. wesentliche Energieträger für Heizung und Warmwasser,

7. Einsatz erneuerbarer Energien und

8. Land und Landkreis der Belegenheit des Gebäudes ohne Angabe des Ortes, der Straße und der Hausnummer.

(3) Die Auswertung kann sich bei Inspektionsberichten über Klimaanlagen, über kombinierte Klima- und Lüftungsanlagen und über Lüftungsanlagen insbesondere auf folgende Merkmale beziehen:

1. Nennleistung der inspizierten Klimaanlage, der inspizierten kombinierten Klima- und Lüftungsanlage oder der inspizierten Lüftungsanlage,

2. Art des Gebäudes: Wohn- oder Nichtwohngebäude und

3. Land und Landkreis der Belegenheit des Gebäudes, ohne Angabe des Ortes, der Straße und der Hausnummer.

[bookmark: bm157][bookmark: _Toc242254594]§ 101 Verordnungsermächtigung; Erfahrungsberichte der Länder

(1) Die Landesregierungen werden ermächtigt, zu den in § 78 und in den §§ 98 bis 100 getroffenen Regelungen zur Erfassung und Kontrolle von Inspektionsberichten und Energieausweisen sowie zur nicht personenbezogenen Auswertung der hierbei erhobenen und gespeicherten Daten durch Rechtsverordnung Regelungen zu erlassen

1. zur Art der Durchführung der Erfassung und Kontrolle von Inspektionsberichten und Energieausweisen sowie zur nicht personenbezogenen Auswertung der hierbei erhobenen und gespeicherten Daten, die über die Vorgaben der in § 78 und in den §§ 98 bis 100 getroffenen Regelungen hinausgehen, sowie

2. zum Verfahren, die auch von den in § 78 und in den §§ 98 bis 100 getroffenen Regelungen abweichen können.

(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Übertragung von Aufgaben zur Erfassung und Kontrolle von Inspektionsberichten und Energieausweisen sowie zur nicht personenbezogenen Auswertung der hierbei erhobenen und gespeicherten Daten, die in § 78 und in den §§ 98 bis 100 und in einer Rechtsverordnung nach Absatz 1 geregelt sind, auf folgende Stellen zu regeln:

1. auf bestehende Behörden in den Ländern, auch auf bestehende Körperschaften oder Anstalten des öffentlichen Rechts, die der Aufsicht des jeweiligen Landes unterstehen, oder

2. auf Fachvereinigungen oder Sachverständige (Beleihung). 

Bei der Übertragung im Wege der Beleihung können die Landesregierungen in der Rechtsverordnung nach Satz 1 Nummer 2 auch die Voraussetzungen und das Verfahren der Beleihung regeln; dabei muss sichergestellt werden, dass die Aufgaben von der beliehenen Stelle entsprechend den in § 78 und in den §§ 98 bis 100 getroffenen Regelungen und der Rechtsverordnung nach Absatz 1 wahrgenommen werden. Beliehene unterstehen der Aufsicht der jeweils zuständigen Behörde.

(3) Die Landesregierungen können die Ermächtigungen nach den Absätzen 1 und 2 Satz 1 und 2 durch Rechtsverordnung auf andere Behörden übertragen.

(4) Die Länder berichten der Bundesregierung erstmals zum 1. März 2024, danach alle drei Jahre, über die wesentlichen Erfahrungen mit den Stichprobenkontrollen nach § 99. Die Berichte dürfen keine personenbezogenen Daten enthalten.

[bookmark: bm158][bookmark: _Toc242254595]§ 102 Befreiungen

(1) Die nach Landesrecht zuständigen Behörden haben auf Antrag des Eigentümers oder Bauherren von den Anforderungen dieses Gesetzes zu befreien, soweit

1. die Ziele dieses Gesetzes durch andere als in diesem Gesetz vorgesehene Maßnahmen im gleichen Umfang erreicht werden oder

2. die Anforderungen im Einzelfall wegen besonderer Umstände durch einen unangemessenen Aufwand oder in sonstiger Weise zu einer unbilligen Härte führen. 

Eine unbillige Härte liegt insbesondere vor, wenn die erforderlichen Aufwendungen innerhalb der üblichen Nutzungsdauer, bei Anforderungen an bestehende Gebäude innerhalb angemessener Frist durch die eintretenden Einsparungen nicht erwirtschaftet werden können, das heißt, wenn die notwendigen Investitionen nicht in einem angemessenen Verhältnis zum Ertrag stehen. Eine unbillige Härte liegt auch vor, wenn die notwendigen Investitionen nicht in einem angemessenen Verhältnis zum Wert des Gebäudes stehen. Hierbei sind unter Berücksichtigung des Ziels dieses Gesetzes die zur Erreichung dieses Ziels erwartbaren Preisentwicklungen für Energie einschließlich der Preise für Treibhausgase nach dem europäischen und dem nationalen Emissionshandel zu berücksichtigen. Eine unbillige Härte liegt auch vor, wenn aufgrund besonderer persönlicher Umstände die Erfüllung der Anforderungen des Gesetzes nicht zumutbar ist.

(2) Absatz 1 ist auf die Vorschriften von Teil 5 nicht anzuwenden.

(3) Die Erfüllung der Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 hat der Eigentümer oder der Bauherr darzulegen und nachzuweisen. Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann auf Kosten des Eigentümers oder Bauherrn die Vorlage einer Beurteilung der Erfüllung der Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 durch qualifizierte Sachverständige verlangen.

(4) Bis zum 31. Dezember 2030 können die nach Landesrecht zuständigen Behörden auf Antrag im Einzelfall oder für genau begrenzte Fälle allgemein die zulässige Nutzungsdauer von Gebäuden im Sinne des § 2 Absatz 2 Nummer 6 und des § 104 Satz 2 um weitere zwei Jahre verlängern, wenn ansonsten die Unterbringung von Geflüchteten durch die öffentliche Hand oder im öffentlichen Auftrag erheblich verzögert würde.

(5) (weggefallen)

[bookmark: bm159][bookmark: _Toc242254596]§ 103 Innovationsklausel

(1) Bis zum 31. Dezember 2030 können die nach Landesrecht zuständigen Behörden auf Antrag nach § 102 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1

1. von den Anforderungen des § 10 Absatz 2 befreien, wenn

a) ein Wohngebäude so errichtet wird, dass die Treibhausgasemissionen des Gebäudes gleichwertig begrenzt werden und der Höchstwert des Jahres-Endenergiebedarfs für Heizung, Warmwasserbereitung, Lüftung und Kühlung das 0,55fache des auf die Gebäudenutzfläche den auf die Nutzfläche bezogenen Wertes des Jahres-Endenergiebedarfs eines Referenzgebäudes, das die gleiche Geometrie, Gebäudenutzfläche Nutzfläche und Ausrichtung wie das zu errichtende Gebäude aufweist und der technischen Referenzausführung der Anlage 1 entspricht, nicht überschreitet oder

b) ein Nichtwohngebäude so errichtet wird, dass die Treibhausgasemissionen des Gebäudes gleichwertig begrenzt werden und der Höchstwert des Jahres-Endenergiebedarfs für Heizung, Warmwasserbereitung, Lüftung, Kühlung und eingebaute Beleuchtung das 0,55fache des auf die Nettogrundfläche den auf die Nutzfläche bezogenen Wertes des Jahres-Endenergiebedarfs eines Referenzgebäudes, das die gleiche Geometrie, Nettogrundfläche Nutzfläche, Ausrichtung und Nutzung, einschließlich der Anordnung der Nutzungseinheiten, wie das zu errichtende Gebäude aufweist und der technischen Referenzausführung der Anlage 2 entspricht, nicht überschreitet oder

2. von den Anforderungen des § 38 Absatz 1 in Verbindung mit § 36 befreien, wenn

a) ein Wohngebäude so geändert wird, dass die Treibhausgasemissionen des Gebäudes gleichwertig begrenzt werden und der Jahres-Endenergiebedarf für Heizung, Warmwasserbereitung, Lüftung und Kühlung das 1,4fache des auf die Gebäudenutzfläche den auf die Nutzfläche bezogenen Wertes des Jahres-Endenergiebedarfs eines Referenzgebäudes, das die gleiche Geometrie, Gebäudenutzfläche Nutzfläche und Ausrichtung wie das geänderte Gebäude aufweist und der technischen Referenzausführung der Anlage 1 entspricht, um nicht mehr als 50 Prozent überschreitet oder

b) ein Nichtwohngebäude so geändert wird, dass die Treibhausgasemissionen des Gebäudes gleichwertig begrenzt werden und der Jahres-Endenergiebedarf für Heizung, Warmwasserbereitung, Lüftung, Kühlung und eingebaute Beleuchtung das 1,4fache des auf die Nettogrundfläche den auf die Nutzfläche bezogenen Wertes des Jahres-Endenergiebedarfs eines Referenzgebäudes, das die gleiche Geometrie, Nettogrundfläche Nutzfläche, Ausrichtung und Nutzung, einschließlich der Anordnung der Nutzungseinheiten, wie das geänderte Gebäude aufweist und der technischen Referenzausführung der Anlage 2 entspricht, um nicht mehr als 50 Prozent überschreitet.

Die technische Referenzausführung in den Nummern 1.13 bis 9 der Anlage 2 ist nur insoweit zu berücksichtigen, wie eines der dort genannten Systeme in dem zu errichtenden Gebäude ausgeführt wird oder in dem geänderten Gebäude ausgeführt ist. In den Fällen des Satzes 1 Nummer 1 darf der spezifische, auf die wärmeübertragende Umfassungsfläche bezogene Transmissionswärmeverlust eines zu errichtenden Wohngebäudes das 1,2fache des entsprechenden Wertes eines Referenzgebäudes nach der Anlage 1 und ein zu errichtendes Nichtwohngebäude das 1,25fache der Höchstwerte der mittleren Wärmedurchgangskoeffizienten der wärmeübertragenden Umfassungsfläche nach der Anlage 3 nicht überschreiten.

(2) Der Antragsteller hat der nach Landesrecht zuständigen Behörde spätestens ein Jahr nach Abschluss der Maßnahme nach Absatz 1 einen Bericht mit den wesentlichen Erfahrungen bei der Anwendung der Regelung, insbesondere über Investitionskosten, Energieverbräuche und, soweit synthetisch erzeugte Energieträger in flüssiger oder gasförmiger Form genutzt werden, über die Herkunft, die Erzeugung und die Kosten dieser Energieträger sowie die Bestimmung der Treibhausgasemissionen, vorzulegen. Die Länder können der Bundesregierung Daten der Berichte nach Satz 1 zum Zwecke der Auswertung zur Verfügung stellen.

(3) Bis zum 31. Dezember 2030 können Bauherren oder Eigentümer bei Änderung ihrer Gebäude, die in räumlichem Zusammenhang stehen, eine Vereinbarung über die gemeinsame Erfüllung der Anforderungen nach § 38 Absatz 1 in Verbindung mit § 36 treffen, wenn sichergestellt ist, dass die von der Vereinbarung erfassten geänderten Gebäude in ihrer Gesamtheit die Anforderungen nach § 38 Absatz 1 erfüllen. Jedes geänderte Gebäude, das von der Vereinbarung erfasst wird, muss eine Mindestqualität der Anforderungen an die wärmeübertragende Umfassungsfläche einhalten. Die Mindestqualität nach Satz 2 gilt als erfüllt, wenn die Wärmedurchgangskoeffizienten der geänderten Außenbauteile jedes einzelnen Gebäudes die Höchstwerte der Wärmedurchgangskoeffizienten nach § 36 in Verbindung mit Anlage 7 um nicht mehr als 40 Prozent überschreiten.

(4) Einer Vereinbarung nach Absatz 3 muss eine einheitliche Planung zugrunde liegen, die eine Realisierung der Maßnahmen an allen von der Vereinbarung erfassten Gebäuden in einem zeitlichen Zusammenhang von nicht mehr als drei Jahren vorsieht. Der zuständigen Behörde ist die Vereinbarung anzuzeigen. § 107 Absatz 4 bis 6 ist entsprechend anzuwenden.

[bookmark: bm160][bookmark: _Toc242254597][bookmark: bm161]Teil 8
Besondere Gebäude, Solarenergie, Bußgeldvorschriften, Anschluss- und Benutzungszwang

[bookmark: bm162][bookmark: _Toc242254598]§ 104 Kleine Gebäude und Gebäude aus Raumzellen

Werden bei einem zu errichtenden kleinen Gebäude die für den Fall des erstmaligen Einbaus anzuwendenden Höchstwerte der Wärmedurchgangskoeffizienten der Außenbauteile nach § 36 eingehalten, gelten die Anforderungen des § 10 Absatz 2 als erfüllt. Satz 1 ist auf ein Gebäude entsprechend anzuwenden, das für eine Nutzungsdauer von höchstens zehn Jahren bestimmt und aus Raumzellen von jeweils bis zu 50 Quadratmetern Nutzfläche zusammengesetzt ist. Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann die Nutzungsdauer eines Gebäudes nach Satz 2 um weitere zwei Jahre verlängern, wenn ansonsten die Unterbringung von Personen durch die öffentliche Hand oder im öffentlichen Auftrag erheblich verzögert würde.

[bookmark: bm163][bookmark: _Toc242254599]§ 105 Baudenkmäler und sonstige besonders erhaltenswerte Bausubstanz

Soweit bei einem Baudenkmal, bei auf Grund von Vorschriften des Bundes- oder Landesrechts besonders geschützter Bausubstanz oder bei sonstiger besonders erhaltenswerter Bausubstanz die Erfüllung der Anforderungen dieses Gesetzes die Substanz oder das Erscheinungsbild beeinträchtigt oder andere Maßnahmen zu einem unverhältnismäßig hohen Aufwand führen, kann von den Anforderungen dieses Gesetzes abgewichen werden.

[bookmark: _Toc242254600][bookmark: bm164]§ 106 Gemischt genutzte Gebäude

(1) Teile eines Wohngebäudes, die sich hinsichtlich der Art ihrer Nutzung und der gebäudetechnischen Ausstattung wesentlich von der Wohnnutzung unterscheiden und die einen nicht unerheblichen Teil der Gebäudenutzfläche umfassen, sind getrennt als Nichtwohngebäude zu behandeln.

(2) Teile eines Nichtwohngebäudes, die dem Wohnen dienen und einen nicht unerheblichen Teil der Nettogrundfläche umfassen, sind getrennt als Wohngebäude zu behandeln.

(3) Die Berechnung von Trennwänden und Trenndecken zwischen Gebäudeteilen richtet sich in den Fällen der Absätze 1 und 2 nach § 29 Absatz 1.

[bookmark: _Toc242254601]§ 106 Solarenergie in Gebäuden

(1) Ein zu errichtendes Gebäude ist so zu konzipieren, dass sein Potenzial zur Erzeugung von Solarenergie auf der Grundlage der Sonneneinstrahlung am Standort optimiert wird, um die kosteneffiziente Installation von Solartechnologien nach Maßgabe von Absatz 2 zu ermöglichen.

(2) Eine Solarenergieanlage ist zu errichten

1. ab dem 1. Januar 2027 auf einem zu errichtenden öffentlichen Nichtwohngebäude und auf einem neuen Nichtwohngebäude mit einer Nutzfläche von mehr als 250 Quadratmetern,

2. ab dem 1. Januar 2028

a) auf einem bestehenden öffentlichen Nichtwohngebäude mit einer Nutzfläche von mehr als 2000 Quadratmetern,

b) auf einem bestehenden Nichtwohngebäude mit einer Nutzfläche von mehr als 500 Quadratmetern, wenn Änderungen im Sinne des § 36 ausgeführt und unter Anwendung des § 38 Absatz 1 und 2 für das gesamte Gebäude Berechnungen nach § 38 Absatz 3 durchgeführt werden,

3. ab dem 1. Januar 2029 auf einem bestehenden öffentlichen Nichtwohngebäude mit einer Nutzfläche von mehr als 750 Quadratmetern,

4. ab dem 1. Januar 2030

a) auf einem neuen Wohngebäude,

b) auf einem neuen überdachten Parkplatz, der physisch an ein Gebäude angrenzt,

5. ab dem 1. Januar 2031 auf einem bestehenden öffentlichen Nichtwohngebäude mit einer Nutzfläche von mehr als 250 Quadratmetern.

Die Maßgabe nach Satz 1 ist nicht anzuwenden, soweit die Errichtung einer Solarenergieanlage technisch unmöglich, funktional nicht realisierbar, wirtschaftlich unzumutbar ist oder anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften widerspricht.

(3) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn für das Gebäude Maßnahmen nach § 40 Absatz 1 zu ergreifen sind.

(4) Die Länder können durch Landesrecht weitergehende Anforderungen an die Errichtung von Solarenergieanlagen stellen. Satz 1 findet keine Anwendung auf ein Gebäude im Eigentum des Bundes, der verbündeten Streitkräfte oder einer Gesellschaft mit Beteiligung des Bundes, das der Landes- und Bündnisverteidigung dient.

(5) Die Absätze 1 und 2 sind nicht auf ein Gebäude im Eigentum des Bundes, der verbündeten Streitkräfte oder einer Gesellschaft mit Beteiligung des Bundes anzuwenden, das der Landes- und Bündnisverteidigung dient.

[bookmark: bm165][bookmark: _Toc242254602]§ 107 Wärmeversorgung im Quartier

(1) In den Fällen des § 10 Absatz 2 oder des § 38 Absatz 1 in Verbindung mit § 36 können Bauherren oder Eigentümer, deren Gebäude in räumlichem Zusammenhang stehen, Vereinbarungen über eine gemeinsame Versorgung ihrer Gebäude mit Wärme oder Kälte treffen, um die jeweiligen Anforderungen nach § 10 Absatz 2 oder nach § 38 Absatz 1 in Verbindung mit § 36 zu erfüllen. Gegenstand von Vereinbarungen nach Satz 1 können insbesondere sein:

1. die Errichtung und der Betrieb gemeinsamer Anlagen zur zentralen oder dezentralen Erzeugung, Verteilung, Nutzung oder Speicherung von Wärme und Kälte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-Kopplung,

2. die Benutzung von Grundstücken, deren Betreten und die Führung von Leitungen über Grundstücke.

(2) Treffen Bauherren oder Eigentümer eine Vereinbarung nach Absatz 1, sind die Anforderungen nach § 10 Absatz 2 Nummer 1 und 2 und nach § 38 Absatz 1 in Verbindung mit § 36 für jedes Gebäude, das von der Vereinbarung erfasst wird, einzuhalten. § 103 Absatz 3 bleibt unberührt.

(3) Dritte, insbesondere Energieversorgungsunternehmen, können an Vereinbarungen im Sinne des Absatzes 1 beteiligt werden. § 22 bleibt unberührt.

(4) Die Vereinbarung ist der zuständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen.

(5) Eine Vereinbarung im Sinne des Absatzes 1 bedarf der Schriftform, soweit nicht durch Rechtsvorschriften eine andere Form vorgeschrieben ist.

(6) Die Regelungen der Absätze 1 bis 4 sind entsprechend anwendbar, wenn die Gebäude, die im räumlichen Zusammenhang stehen und nach den Absätzen 1 bis 3 gemeinsam Anforderungen dieses Gesetzes erfüllen, einem Eigentümer gehören. An die Stelle der Vereinbarung nach Absatz 1 tritt eine schriftliche Dokumentation des Eigentümers, die der zuständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen ist.

Fußnote

(+++ § 107 Abs. 5 bis 7: Zur Anwendung vgl. § 103 Abs. 4 Satz 3 +++)

[bookmark: bm166][bookmark: _Toc242254603]§ 108 Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig

1. entgegen § 15 Absatz 1, den §§ 16, 18 Absatz 1 Satz 1 oder § 19 ein dort genanntes Gebäude nicht richtig errichtet,

2. entgegen § 35 Absatz 1 Satz 1 nicht dafür sorgt, dass eine dort genannte Geschossdecke gedämmt ist,

3. entgegen § 36 Satz 1 eine dort genannte Maßnahme nicht richtig ausführt,

4. entgegen § 40 Absatz 1 Satz 1 nicht dafür sorgt, dass die Gesamtenergieeffizienz einen dort genannten Wert nicht überschreitet,

4.5. entgegen § 43 Absatz 1 nicht sicherstellt, dass Wärme zu einem dort genannten Zeitpunkt mindestens in der dort genannten Menge mit einem dort genannten Brennstoff erzeugt wird,

5.6. entgegen § 45 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder 2 nicht sicherstellt, dass die Nutzung der Biomasse in der dort genannten Weise erfolgt und nur dort genannte Biomasse eingesetzt wird,

6.7. entgegen § 46 Satz 1 eine Stromdirektheizung einbaut,

7.8. entgegen § 56 Absatz 1 ein Nichtwohngebäude nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig ausrüstet,

8.9. entgegen § 60a Absatz 1 Satz 1 eine Wärmepumpe nicht oder nicht rechtzeitig einer Betriebsprüfung unterzieht,

9.10. entgegen § 60a Absatz 5 Satz 2 Absatz 4 Satz 2 oder § 60b Absatz 5 Satz 2 eine Optimierungsmaßnahme nicht oder nicht rechtzeitig durchführt,

10.11. entgegen § 60b Absatz 1 Satz 1 oder 2 eine Heizungsanlage nicht oder nicht rechtzeitig einer Heizungsprüfung unterzieht,

11.12. entgegen § 60c Absatz 1 ein Heizungssystem nicht oder nicht rechtzeitig hydraulisch abgleicht,

12.13. entgegen § 61 Absatz 1 Satz 1 nicht dafür Sorge trägt, dass eine Zentralheizung mit einer dort genannten Einrichtung ausgestattet ist,

13.14. entgegen § 63 Absatz 1 Satz 1 nicht dafür Sorge trägt, dass eine dort genannte heizungstechnische Anlage mit einer dort genannten Einrichtung ausgestattet ist,

14.15. entgegen § 69 Absatz 1 oder 2 oder § 70 nicht dafür Sorge trägt, dass die Wärmeabgabe oder Wärmeaufnahme dort genannter Leitungen oder Armaturen begrenzt wird,

15.16. entgegen § 74 Absatz 1 eine Inspektion nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig durchführen lässt,

16.17. entgegen § 77 Absatz 1 eine Inspektion durchführt,

17.18. entgegen § 80 Absatz 1 Satz 2, auch in Verbindung mit Satz 3, nicht sicherstellt, dass ein Energieausweis oder eine Kopie übergeben wird,

18.19. entgegen § 80 Absatz 4 Satz 1 oder 4, jeweils auch in Verbindung mit Absatz 5, einen Energieausweis oder eine Kopie nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig vorlegt,

19.20. entgegen § 80 Absatz 4 Satz 5, auch in Verbindung mit Absatz 5, einen Energieausweis oder eine Kopie nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig übergibt,

20.21. entgegen § 83 Absatz 1 Satz 2 oder Absatz 3 Satz 1 nicht dafür Sorge trägt, dass dort genannte Daten richtig sind,

21.22. entgegen § 87 Absatz 1 nicht sicherstellt, dass die Immobilienanzeige die dort genannten Pflichtangaben enthält,

22.23. entgegen § 88 Absatz 1 einen Energieausweis ausstellt,

23.24. entgegen § 96 Absatz 1 eine Bestätigung nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig vornimmt,

24.25. entgegen § 96 Absatz 6 Satz 1 oder 2, auch in Verbindung mit Satz 3, eine Bescheinigung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig ausstellen lässt oder nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig vorlegt oder

25.26. einer vollziehbaren Anordnung nach § 99 Absatz 6 Satz 1, auch in Verbindung mit Absatz 8, zuwiderhandelt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann geahndet werden

1. in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 bis 3 und 12 bis 14 13 bis 15 mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro,

2. in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 15 bis 22 16 bis 23 mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Euro und

3. in den übrigen Fällen des Absatzes 1 mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro.

[bookmark: bm167][bookmark: _Toc242254604]§ 109 Anschluss- und Benutzungszwang

Die Gemeinden und Gemeindeverbände können von einer Bestimmung nach Landesrecht, die sie zur Begründung eines Anschluss- und Benutzungszwangs an ein Netz der öffentlichen Fernwärme- oder Fernkälteversorgung ermächtigt, auch zum Zwecke des Klima- und Ressourcenschutzes Gebrauch machen.

[bookmark: bm168]


[bookmark: _Toc242254605][bookmark: bm169]Teil 9
Übergangsvorschriften

[bookmark: bm170][bookmark: _Toc242254606]§ 110 Anforderungen an Anlagen der Heizungs-, Kühl- und Raumlufttechnik sowie der Warmwasserversorgung und an Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien

Die technischen Anforderungen dieses Gesetzes an Anlagen der Heizungs-, Kühl- und Raumlufttechnik sowie der Warmwasserversorgung und an Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien gelten, solange und soweit ein Durchführungsrechtsakt auf der Grundlage der Richtlinie 2009/125/EG nicht etwas anderes vorschreibt.

[bookmark: bm171][bookmark: _Toc242254607]§ 111 Allgemeine Übergangsvorschriften

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes sind nicht anzuwenden auf Vorhaben, welche die Errichtung, die Änderung, die größere Renovierung, die Erweiterung oder den Ausbau von Gebäuden zum Gegenstand haben, falls die Bauantragstellung oder der Antrag auf Zustimmung oder die Bauanzeige vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erfolgte. Für diese Vorhaben sind die Bestimmungen der mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes zugleich abgelösten oder geänderten Rechtsvorschriften in den zum Zeitpunkt der Bauantragstellung oder des Antrags auf Zustimmung oder der Bauanzeige jeweils geltenden Fassungen weiter anzuwenden. Die Sätze 1 und 2 sind entsprechend anzuwenden auf alle Fälle nicht genehmigungsbedürftiger Vorhaben; für Vorhaben, die nach Maßgabe des Bauordnungsrechts der zuständigen Behörde zur Kenntnis zu geben sind, ist dabei auf den Zeitpunkt des Eingangs der Kenntnisgabe bei der zuständigen Behörde und für sonstige nicht genehmigungsbedürftige, insbesondere genehmigungs-, anzeige- und verfahrensfreie Vorhaben auf den Zeitpunkt des Beginns der Bauausführung abzustellen.

(2) Auf Vorhaben, welche die Errichtung, die Änderung, die größere Renovierung, die Erweiterung oder den Ausbau von Gebäuden zum Gegenstand haben, ist dieses Gesetz in der zum Zeitpunkt der Bauantragstellung, des Antrags auf Zustimmung oder der Bauanzeige geltenden Fassung anzuwenden. Satz 1 ist entsprechend anzuwenden auf alle Fälle nicht genehmigungsbedürftiger Vorhaben; für Vorhaben, die nach Maßgabe des Bauordnungsrechts der zuständigen Behörde zur Kenntnis zu geben sind, ist dabei auf den Zeitpunkt des Eingangs der Kenntnisgabe bei der zuständigen Behörde und für sonstige nicht genehmigungsbedürftige, insbesondere genehmigungs-, anzeige- und verfahrensfreie Vorhaben auf den Zeitpunkt des Beginns der Bauausführung abzustellen.

(3) Auf Verlangen des Bauherren ist abweichend von den Absätzen 1 und 2 das jeweils neue Recht anzuwenden, wenn über den Bauantrag oder über den Antrag auf Zustimmung oder nach einer Bauanzeige noch nicht bestandskräftig entschieden worden ist.

[bookmark: bm172][bookmark: _Toc242254608]§ 112 Übergangsvorschriften für Energieausweise

(1) Wird Wurde nach dem 1. November 2020 ein Energieausweis gemäß nach § 80 Absatz 1, 2 oder Absatz 3 für ein Gebäude ausgestellt, auf das dieses Gesetz in der bis zum 31. Dezember 2023 geltenden Fassung vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes geltende Rechtsvorschriften anzuwenden sind ist, ist in der Kopfzeile zumindest der ersten Seite des Energieausweises in geeigneter Form die angewandte Fassung der für den Energieausweis maßgeblichen Rechtsvorschrift anzugeben.

(2) Wird Wurde nach dem 1. November 2020 ein Energieausweis gemäß nach § 80 Absatz 3 Satz 1 oder Absatz 6 Satz 1 in der bis zum Ablauf des 31. Dezember 2026 geltenden Fassung für ein Gebäude ausgestellt, sind die Vorschriften der Energieeinsparverordnung vom 24. Juli 2007 (BGBl. I S. 1419) in der bis zum Ablauf des 31. Oktober 2020 geltenden Fassung bis zum 1. Mai 2021 weiter anzuwenden.

(3) § 87 ist auf Energieausweise, die nach dem 30. September 2007 und vor dem 1. Mai 2014 ausgestellt worden sind, mit den folgenden Maßgaben anzuwenden. Als Pflichtangabe nach § 87 Absatz 1 Nummer 2 ist in Immobilienanzeigen anzugeben: 

1. bei Energiebedarfsausweisen für Wohngebäude der Wert des Endenergiebedarfs, der auf Seite 2 des Energieausweises gemäß dem bei Ausstellung maßgeblichen Muster angegeben ist,

2. bei Energieverbrauchsausweisen für Wohngebäude der Energieverbrauchskennwert, der auf Seite 3 des Energieausweises gemäß dem bei Ausstellung maßgeblichen Muster angegeben ist; ist im Energieverbrauchskennwert der Energieverbrauch für Warmwasser nicht enthalten, so ist der Energieverbrauchskennwert um eine Pauschale von 20 Kilowattstunden pro Jahr und Quadratmeter Gebäudenutzfläche zu erhöhen,

3. bei Energiebedarfsausweisen für Nichtwohngebäude der Gesamtwert des Endenergiebedarfs, der Seite 2 des Energieausweises gemäß dem bei Ausstellung maßgeblichen Muster zu entnehmen ist,

4. bei Energieverbrauchsausweisen für Nichtwohngebäude sowohl der Heizenergieverbrauchs- als auch der Stromverbrauchskennwert, die Seite 3 des Energieausweises gemäß dem bei Ausstellung maßgeblichen Muster zu entnehmen sind. 

Bei Energieausweisen für Wohngebäude nach Satz 1, bei denen noch keine Energieeffizienzklasse angegeben ist, darf diese freiwillig angegeben werden, wobei sich die Klasseneinteilung gemäß § 86 aus dem Endenergieverbrauch oder dem Endenergiebedarf des Gebäudes ergibt.

(3) Wird vor dem Verkauf, der Vermietung, der Verpachtung oder dem Leasing eines Gebäudes, einer Wohnung oder einer sonstigen selbständigen Nutzungseinheit eine Immobilienanzeige in kommerziellen Medien aufgegeben und liegt zu diesem Zeitpunkt ein Energieausweis vor, der vor dem 1. Januar 2027 ausgestellt wurde, so hat der Verkäufer, der Vermieter, der Verpächter, der Leasinggeber oder der Immobilienmakler, wenn eine dieser Personen die Veröffentlichung der Immobilienanzeige verantwortet, sicherzustellen, dass die Immobilienanzeige folgende Angaben enthält:

1. die Art des Energieausweises: Energiebedarfsausweis nach § 81 in der bis einschließlich 31. Dezember 2026 geltenden Fassung oder Energieverbrauchsausweis nach § 82 in der bis einschließlich 31. Dezember 2026 geltenden Fassung,

2. den im Energieausweis genannten Wert des Endenergiebedarfs oder des Endenergieverbrauchs für das Gebäude,

3. die im Energieausweis genannten wesentlichen Energieträger für die Heizung des Gebäudes,

4. bei einem Wohngebäude das im Energieausweis genannte Baujahr und

5. bei einem Wohngebäude die im Energieausweis genannte Energieeffizienzklasse.

(4) In den Fällen des § 80 Absatz 4 und 5 sind begleitende Modernisierungsempfehlungen zu noch geltenden Energieausweisen, die nach Maßgabe der am 1. Oktober 2007 oder am 1. Oktober 2009 in Kraft getretenen Fassung der Energieeinsparverordnung ausgestellt worden sind, dem potenziellen Käufer oder Mieter zusammen mit dem Energieausweis vorzulegen und dem Käufer oder neuen Mieter mit dem Energieausweis zu übergeben; für die Vorlage und die Übergabe sind im Übrigen die Vorgaben des § 80 Absatz 4 und 5 entsprechend anzuwenden.

(4) Bei einem Nichtwohngebäude ist bei einem Energiebedarfsausweis oder bei einem Energieverbrauchsausweis, die vor dem 1. Januar 2027 ausgestellt wurden, als Pflichtangabe nach Absatz 3 Nummer 2 der Endenergiebedarf oder Endenergieverbrauch sowohl für Wärme als auch für Strom jeweils getrennt aufzuführen.

[bookmark: bm173][bookmark: _Toc242254609]§ 113 Übergangsvorschriften für Aussteller von Energieausweisen

(1) Zur Ausstellung von Energieausweisen für bestehende Wohngebäude nach § 80 Absatz 3 sind ergänzend zu § 88 auch Personen berechtigt, die vor dem 25. April 2007 nach Maßgabe der Richtlinie des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie über die Förderung der Beratung zur sparsamen und rationellen Energieverwendung in Wohngebäuden vor Ort vom 7. September 2006 (BAnz S. 6379) als Antragsberechtigte beim Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle registriert worden sind.

(2) Zur Ausstellung von Energieausweisen für bestehende Wohngebäude nach § 80 Absatz 3 sind ergänzend zu § 88 auch Personen berechtigt, die am 25. April 2007 über eine abgeschlossene Berufsausbildung im Baustoff-Fachhandel oder in der Baustoffindustrie und eine erfolgreich abgeschlossene Weiterbildung zum Energiefachberater im Baustoff-Fachhandel oder in der Baustoffindustrie verfügt haben. Satz 1 ist entsprechend auf Personen anzuwenden, die eine solche Weiterbildung vor dem 25. April 2007 begonnen haben, nach erfolgreichem Abschluss der Weiterbildung.

(3) Zur Ausstellung von Energieausweisen für bestehende Wohngebäude nach § 80 Absatz 3 sind ergänzend zu § 88 auch Personen berechtigt, die am 25. April 2007 über eine abgeschlossene Fortbildung auf der Grundlage des § 42a der Handwerksordnung für Energieberatung im Handwerk verfügt haben. Satz 1 ist entsprechend auf Personen anzuwenden, die eine solche Fortbildung vor dem 25. April 2007 begonnen haben, nach erfolgreichem Abschluss der Fortbildung.

[bookmark: _Toc242254610][bookmark: bm174]§ 114 Übergangsvorschrift über die vorläufige Wahrnehmung von Vollzugsaufgaben der Länder durch das Deutsche Institut für Bautechnik 

Bis zum Inkrafttreten der erforderlichen jeweiligen landesrechtlichen Regelungen zur Aufgabenübertragung nimmt das Deutsche Institut für Bautechnik vorläufig die Aufgaben des Landesvollzugs als Registrierstelle nach § 98 und als Kontrollstelle nach § 99 wahr. Die vorläufige Aufgabenwahrnehmung als Kontrollstelle nach Satz 1 bezieht sich nur auf die Überprüfung von Stichproben auf der Grundlage der in § 99 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 und 2 geregelten Optionen oder gleichwertiger Maßnahmen, soweit diese Aufgaben elektronisch durchgeführt werden können. Die Sätze 1 und 2 sind längstens fünf Jahre nach Inkrafttreten dieser Regelung anzuwenden.

[bookmark: bm175]


[bookmark: _Toc242254611]Anlagen

[bookmark: bm185][bookmark: _Toc242254612][bookmark: bm176]Anlage 1 (zu § 15 Absatz 1) 
Technische Ausführung des Referenzgebäudes (Wohngebäude)

		



Nr.

		



Bauteile/Systeme

		Referenzausführung/Wert (Maßeinheit)



		

		

		Eigenschaft
(zu den Nummern 1.1 bis 4)

		



		1.1

		Außenwand (einschließlich Einbauten, wie Rollladenkästen), Geschossdecke gegen Außenluft

		Wärmedurchgangskoeffizient

		U = 0,28 W/(m²·K)



		1.2

		Außenwand gegen Erdreich, Bodenplatte, Wände und Decken zu unbeheizten Räumen

		Wärmedurchgangskoeffizient

		U = 0,35 W/(m²·K)



		1.3

		Dach, oberste Geschossdecke, Wände zu Abseiten

		Wärmedurchgangskoeffizient

		U = 0,20 W/(m²·K)



		1.4

		Fenster, Fenstertüren

		Wärmedurchgangskoeffizient

		UW = 1,3 W/(m²·K)



		

		

		Gesamtenergiedurchlassgrad der Verglasung

		Bei Berechnung nach

• DIN V 4108-6: 2003-06: 
	g⊥ = 0,60

• DIN V 18599-2: 2018-09: 
	g = 0,60

g = 0,60



		1.5

		Dachflächenfenster, Glasdächer und Lichtbänder

		Wärmedurchgangskoeffizient

		UW = 1,4 W/(m²·K)



		

		

		Gesamtenergiedurchlassgrad der Verglasung

		Bei Berechnung nach

• DIN V 4108-6: 2003-06: 
	g⊥ = 0,60

• DIN V 18599-2: 2018-09: 
	g = 0,60

g = 0,60



		1.6

		Lichtkuppeln

		Wärmedurchgangskoeffizient

		UW = 2,7 W/(m²·K)



		

		

		Gesamtenergiedurchlassgrad der Verglasung

		Bei Berechnung nach

• DIN V 4108-6: 2003-06: g⊥ = 0,64

• DIN V 18599-2: 2018-09: g = 0,64

g = 0,64



		1.7

		Außentüren; Türen gegen unbeheizte Räume

		Wärmedurchgangskoeffizient

		U = 1,8 W/(m²·K)



		2

		Bauteile nach den Nummern 1.1 bis 1.7

		Wärmebrückenzuschlag

		ΔUWB = 0,05 W/(m²·K)



		3

		Solare Wärmegewinne über opake Bauteile

		wie das zu errichtende Gebäude



		4

		Luftdichtheit der Gebäudehülle Gebäudedichtheit

		Bemessungswert n50

		Bei Berechnung nach

• DIN V 4108-6: 2003-06: 
mit Dichtheitsprüfung

• DIN V 18599-2: 2018-09: nach Kategorie I

Kategorie I nach DIN/TS 18599-2: 2025-10 Tabelle 8



		5

		Sonnenschutzvorrichtung

		keine Sonnenschutzvorrichtung



		6

		Heizungsanlage

		· Wärmeerzeugung durch Brennwertkessel (verbessert, bei der Berechnung nach § 20 Absatz 1 nach 1994), Erdgas, Aufstellung:

· für Gebäude bis zu 500 m² Gebäudenutzfläche innerhalb der thermischen Hülle

· für Gebäude mit mehr als 500 m² Gebäudenutzfläche außerhalb der thermischen Hülle

• Wärmeerzeugung über technologieneutralen Referenzwärmeerzeuger (gerechnet wie DIN/TS 18599-5: 2025-10 Abschnitt 6.5.9), Medium Warmwasser, niedrige Temperatur, Dämmklasse 1/2, Aufstellung außerhalb der thermischen Hülle, Gesamt-Primärenergiefaktor 

· bis 31.12.2029 fp,tot = 0,75, 

· ab 1.1.2030 fp,tot = 0,70

Aufstellung:

– Gebäude bis zu 500 m² Nutzfläche innerhalb der thermischen Hülle

– Gebäude mit mehr als 500 m² Nutzfläche außerhalb der thermischen Hülle

• Auslegungstemperatur 55/45 °C, zentrales Verteilsystem innerhalb der wärmeübertragenden Umfassungsfläche, innen liegende Stränge und Anbindeleitungen, Standard-Leitungslängen nach DIN V 4701-10: 2003-08 Tabelle 5.3-2, Pumpe auf Bedarf ausgelegt (geregelt, Δp const), Rohrnetz ausschließlich statisch hydraulisch abgeglichen

• Auslegungstemperatur 55/45 °C, zentrales Verteilsystem, Verteilleitungen wie Aufstellung Wärmeerzeuger, Steig- und Anbindeleitungen innerhalb der wärmeübertragenden Umfassungsfläche, ausschließlich statisch hydraulisch abgeglichen, Pumpe mit EEI = 0,23, Pumpe auf Bedarf ausgelegt, keine Überströmventile/hydraulische Weichen, für den Referenzfall sind die Rohrleitungslängen und die Umgebungstemperaturen gemäß den Standardwerten nach DIN/TS 18599-5: 2025-10 Netztyp II Netztyp IIa zu ermitteln

• Wärmeübergabe mit freien statischen Heizflächen, Anordnung an normaler Außenwand, Thermostatventile mit Proportionalbereich 1 K nach DIN V 4701-10: 2003-08 bzw. P-Regler (nicht zertifiziert) nach DIN V 18599-5: 2018-09

• Wärmeübergabe mit freien Heizflächen (ohne Gebläse) (Anordnung vor Außenwand opak), ausschließlich statisch hydraulisch abgeglichen, P-Regler nach DIN/TS 18599-5: 2025-10 Tabelle 11 ab 1988, zertifiziert



		7

		Anlage zur Warmwasserbereitung

		• zentrale Warmwasserbereitung

• gemeinsame Wärmebereitung mit Heizungsanlage nach Nummer 6

• bei Berechnung nach § 20 Absatz 1: allgemeine Randbedingungen gemäß DIN V 18599-8: 2018-09 Tabelle 6, Solaranlage mit Flachkollektor nach 1998 sowie Speicher ausgelegt gemäß DIN V 18599-8: 2018-09 Abschnitt 6.4.3

• bei Berechnung nach § 20 Absatz 2: Solaranlage mit Flachkollektor zur ausschließlichen Trinkwassererwärmung entsprechend den Vorgaben nach DIN V 4701-10: 2003-08 Tabelle 5.1-10 mit Speicher, indirekt beheizt (stehend), gleiche Aufstellung wie Wärmeerzeuger,

– kleine Solaranlage bei AN ≤ 500 m² (bivalenter Solarspeicher)

– große Solaranlage bei AN > 500 m²

• indirekt beheizter Speicher nach DIN/TS 18599-8: 2025-10, Aufstellung mit Wärmeerzeuger, separate Umwälzpumpe vorhanden, Pumpe mit Zirkulation, Zirkulationspumpe geregelt und auf Bedarf ausgelegt

• Verteilsystem mit Zirkulation, innerhalb der wärmeübertragenden Umfassungsfläche, innen liegende Stränge, gemeinsame Installationswand, Standard-Leitungslängen nach DIN V 4701-10: 2003-08 Tabelle 5.1-2

• Verteilsystem mit Zirkulation, Verteilleitung wie Aufstellung Warmwasserspeicher, Steig- und Anbindeleitungen innerhalb der wärmeübertragenden Umfassungsfläche, Standard-Leitungslängen nach DIN/TS 18599-8: 2025-10 Netztyp I



		8

		Kühlung

		keine Kühlung



		9

		Lüftung

		zentrale Abluftanlage mit Außenwandluftdurchlässen (ALD), nicht bedarfsgeführt mit geregeltem DC-Ventilator,

• DIN V 4701: 2003-08: Anlagen-Luftwechsel nA = 0,4 h⁻¹

• DIN V 18599-10: 2018-09 DIN/TS 18599-10: 2025-10: nutzungsbedingter Mindestaußenluftwechsel nNutz: 0,5 h⁻¹



		10

		Gebäudeautomation

		Klasse C nach DIN V 18599-11: 2018-09 DIN/TS 18599-11: 2025-10
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[bookmark: _Toc242254613]Anlage 2 (zu § 18 Absatz 1) 
Technische Ausführung des Referenzgebäudes (Nichtwohngebäude)

		Nr.

		Bauteile/Systeme

		Eigenschaft
(zu den Nummern 1.1 bis 1.13)

		Referenzausführung/Wert 
(Maßeinheit)



		

		

		Raum-Solltemperaturen
im Heizfall 
≥ 19 °C

		Raum-Solltemperaturen
im Heizfall 
von 12 bis < 19 °C



		1.1

		Außenwand (einschließlich Einbauten, wie Rollladenkästen), Geschossdecke gegen Außenluft

		Wärmedurchgangskoeffizient

		U = 0,28 W/(m²·K) / 

		U = 0,35 W/(m²·K)



		1.2

		Vorhangfassade (siehe auch Nummer 1.14)

		Wärmedurchgangskoeffizient

		U = 1,4 W/(m²·K) / 

		U = 1,9 W/(m²·K)



		

		

		Gesamtenergiedurchlassgrad der Verglasung

		g = 0,48

		g = 0,60



		

		

		Lichttransmissionsgrad der Verglasung

		τv,D65,SNA = 0,72

		τv,D65,SNA = 0,78



		1.3

		Wand gegen Erdreich, Bodenplatte, Wände und Decken zu unbeheizten Räumen (außer Abseitenwände nach Nummer 1.4)

		Wärmedurchgangskoeffizient

		U = 0,35 W/(m²·K)

		U = 0,35 W/(m²·K)



		1.4

		Dach (soweit nicht unter Nummer 1.5), oberste Geschossdecke, Wände zu Abseiten

		Wärmedurchgangskoeffizient

		U = 0,20 W/(m²·K)

		U = 0,35 W/(m²·K)



		1.5

		Glasdächer

		Wärmedurchgangskoeffizient

		UW = 2,7 W/(m²·K)

		UW = 2,7 W/(m²·K)



		

		

		Gesamtenergiedurchlassgrad der Verglasung

		g = 0,63

		g = 0,63



		

		

		Lichttransmissionsgrad der Verglasung

		τv,D65,SNA = 0,76 

		τv,D65,SNA = 0,76



		1.6

		Lichtbänder

		Wärmedurchgangskoeffizient

		UW = 2,4 W/(m²·K)

		UW = 2,4 W/(m²·K)



		

		

		Gesamtenergiedurchlassgrad der Verglasung

		g = 0,55 

		g = 0,55



		

		

		Lichttransmissionsgrad der Verglasung

		τv,D65,SNA = 0,48 

		τv,D65,SNA = 0,48



		1.7

		Lichtkuppeln

		Wärmedurchgangskoeffizient

		UW = 2,7 W/(m²·K)

		UW = 2,7 W/(m²·K)



		

		

		Gesamtenergiedurchlassgrad der Verglasung

		g = 0,64 

		g = 0,64



		

		

		Lichttransmissionsgrad der Verglasung

		τv,D65,SNA = 0,59

		τv,D65,SNA = 0,59



		1.8

		Fenster, Fenstertüren 
(siehe auch Nummer 1.14)

		Wärmedurchgangskoeffizient

		UW = 1,3 W/(m²·K)

		UW = 1,9 W/(m²·K)



		

		

		Gesamtenergiedurchlassgrad der Verglasung

		g = 0,60 

		g = 0,60



		

		

		Lichttransmissionsgrad der Verglasung

		τv,D65,SNA = 0,78 

		τv,D65,SNA = 0,78



		1.9

		Dachflächenfenster 
(siehe auch Nummer 1.14)

		Wärmedurchgangskoeffizient

		UW = 1,4 W/(m²·K)

		UW = 1,9 W/(m²·K)



		

		

		Gesamtenergiedurchlassgrad der Verglasung

		0,60 

		0,60



		

		

		Lichttransmissionsgrad der Verglasung

		0,78 

		0,78



		1.10

		Außentüren; Türen gegen unbeheizte Räume; Tore

		Wärmedurchgangskoeffizient

		U = 1,8 W/(m²·K) 

		U = 2,9 W/(m²·K)



		1.11

		Bauteile in den Nummern 1.1 und 1.3 bis 1.10

		Wärmebrückenzuschlag

		ΔUWB = 0,05 W/(m²·K) 

		ΔUWB = 0,1 W/(m²·K)



		1.12

		Gebäudedichtheit

		Kategorie nach DIN V 18599-2: 2018-09 Tabelle 7

Bemessungswert

		Kategorie I 
nach DIN/TS 18599-2: 2025-10 Tabelle 8



		1.13

		Tageslichtversorgung bei Sonnen- oder Blendschutz oder bei Sonnen- und Blendschutz

		Tageslichtversorgungsfaktor CTL,Vers,SA nach DIN V 18599-4: 2018-09 DIN/TS 18599-4: 2025-10

		• kein Sonnen- oder Blendschutz vorhanden: 0,70 

• Blendschutz vorhanden: 0,15



		1.14

		Sonnenschutzvorrichtung

		Für das Referenzgebäude ist die tatsächliche Sonnenschutzvorrichtung des zu errichtenden Gebäudes anzunehmen; sie ergibt sich gegebenenfalls aus den Anforderungen zum sommerlichen Wärmeschutz nach § 14 oder aus Erfordernissen des Blendschutzes. 

Soweit hierfür Sonnenschutzverglasung zum Einsatz kommt, sind für diese Verglasung folgende Kennwerte anzusetzen: 

• anstelle der Werte der Nummer 1.2: 
Gesamtenergiedurchlassgrad der Verglasung 	g g = 0,35, 
Lichttransmissionsgrad der Verglasung τv,D65,SNA	 τv,D65,SNA = 0,58

• anstelle der Werte der Nummern 1.8 und 1.9:
Gesamtenergiedurchlassgrad der Verglasung g 	g = 0,35, 
Lichttransmissionsgrad der Verglasung τv,D65,SNA 	τv,D65,SNA = 0,62.



		2

		Solare Wärmegewinne über opake Bauteile

		wie beim zu errichtenden Gebäude



		3.1

		Beleuchtungsart

		direkt/indirekt mit elektronischem Vorschaltgerät und stabförmiger Leuchtstofflampe LEDs in LED-Leuchten, Sonstige



		3.2

		Regelung der Beleuchtung

		Automatische Beleuchtungssteuerung mit Präsenzkontrolle für Heizungsanlage oder kombinierte Raumheizungs- und Lüftungsanlage oder Klimaanlage oder kombinierte Klima- und Lüftungsanlage mit einer Nennleistung von >290 kW [>70 kW]

• Präsenzkontrolle:

– in Zonen der Nutzungen 4, 15 bis 19, 21 und 31¹: mit Präsenzmelder

– im Übrigen: manuell

• Konstantlichtkontrolle/tageslichtabhängige Kontrolle:

– in Zonen der Nutzungen 5, 9, 10, 14, 22.1 bis 22.3, 29, 37 bis 40* 22 bis 24, 31, 39 bis 42*:Konstantlichtkontrolle gemäß DIN V 18599-4: 2018-09 Abschnitt 5.4.6 DIN/TS 18599-4: 2025-10 Abschnitt 5.4.6

– in Zonen der Nutzungen 1 bis 4, 8, 12, 28, 31 und 36* 30, 33 und 38*: tageslichtabhängige Kontrolle, Kontrollart „gedimmt, nicht ausschaltend" gemäß DIN V 18599-4: 2018-09 Abschnitt 5.5.4 DIN/TS 18599-4: 2025-10 Abschnitt 5.4.6

– im Übrigen: manuell 



		4.1

		Heizung (Raumhöhen ≤ 4 m) – Wärmeerzeuger

		Brennwertkessel (verbessert, nach 1994) nach DIN V 18599-5: 2018-09, Erdgas, Aufstellung außerhalb der thermischen Hülle, Wasserinhalt Wärmeerzeuger 
> 0,15 l/kW 

technologieneutraler Referenzwärmeerzeuger (gerechnet wie DIN/TS 18599-5: 2025-10 Abschnitt 6.5.9), Medium Warmwasser, niedrige Temperatur, Dämmklasse 1/2, Aufstellung außerhalb der thermischen Hülle, 

Gesamt-Primärenergiefaktor:

· bis 31.12.2029 fp,tot = 0,75,

· ab 1.1.2030 fp,tot = 0,70; 

· Wärmeerzeuger in Nichtwohngebäude im Eigentum der öffentlichen Hand und von einer Behörde genutzt ab 1.1.2028 fp,tot = 0,70



		4.2

		Heizung (Raumhöhen ≤ 4 m) – Wärmeverteilung

		· bei statischer wasserführender Heizung und Umluftheizung (dezentrale Nachheizung in RLT-Anlage): 
Zweirohrnetz, außen liegende Verteilleitungen im unbeheizten Bereich, innen liegende Steigstränge, innen liegende Anbindeleitungen, Systemtemperatur 55/45 °C, ausschließlich statisch hydraulisch abgeglichen, Δp const Pumpe mit EEI = 0,23, Pumpe auf Bedarf ausgelegt, Pumpe mit intermittierendem Betrieb, keine Überströmventile/hydraulische Weichen, für den Referenzfall sind die Rohrleitungslängen und die Umgebungstemperaturen gemäß den Standardwerten nach DIN V 18599-5: 2018-09 DIN/TS 18599-5: 2025-10 zu ermitteln.

· bei zentralem RLT-Gerät: 
Zweirohrnetz, Systemtemperatur 70/55 °C, ausschließlich statisch hydraulisch abgeglichen, Δp const, Pumpe mit EEI = 0,23, Pumpe auf Bedarf ausgelegt, für den Referenzfall sind die Rohrleitungslängen und die Lage der Rohrleitungen wie beim zu errichtenden Gebäude anzunehmen. 



		4.3

		Heizung (Raumhöhen ≤ 4 m) – Wärmeübergabe

		· bei statischer wasserführender Heizung: freie Heizflächen (ohne Gebläse) an der Außenwand (bei Anordnung vor Glasflächen mit Strahlungsschutz), ausschließlich statisch hydraulisch abgeglichen, P-Regler nach DIN/TS 18599-5: 2025-10 Tabelle 11 (nicht ab 1988, zertifiziert), keine Hilfsenergie 

· bei Umluftheizung (dezentrale Nachheizung in RLT-Anlage): Regelgröße Raumtemperatur, hohe Regelgüte.



		4.4

		Heizung (Raumhöhen > 4 m)

		• Dezentrales Heizsystem: 

· Wärmeerzeuger gemäß DIN V 18599-5: 2018-09 Tabelle 52 DIN/TS 18599-5: 2025-10 Tabelle 59: 

· Dezentraler Warmlufterzeuger, 

· nicht kondensierend, 

· Leistung 25 bis 50 kW je Gerät, 

· Energieträger Erdgas, 

· Leistungsregelung 1 (einstufig oder mehrstufig/modulierend ohne Anpassung der Verbrennungsluftmenge), 

• Energieträger Biomethan 

• Wärmeübergabe gemäß DIN V 18599-5: 2018-09 Tabelle 16 und Tabelle 22 DIN/TS 18599-5: 2025-10 Tabellen 11, 12, 19 und 22: 

· Radialventilator Luftheizung (direkter Warmlufterzeuger) ohne zusätzliche vertikale Luftumwälzung, Auslass horizontal, ohne Warmluftrückführung Systemgebläse mit Radialventilator, 

· Raumtemperaturregelung P-Regler nach DIN/TS 18599-5: 2025-10 Tabelle 11 (nicht ab 1988, zertifiziert) 



		5.1

		Warmwasser 
– zentrales System

		• Wärmeerzeuger: 
allgemeine Randbedingungen gemäß DIN V 18599-8: 2018-09 Tabelle 6, Solaranlage mit Flachkollektor (nach 1998) zur ausschließlichen Trinkwassererwärmung nach DIN V 18599-8: 2018-09 mit Standardwerten gemäß Tabelle 19 bzw. Abschnitt 6.4.3, auch für zentral warmwasserversorgte Nettogrundflächen über 3 000 m², Restbedarf über Wärmeerzeuger der Heizung. 
gemeinsame Wärmebereitung mit Heizungsanlage nach Nr. 4.1. 

• Wärmespeicherung: 
bivalenter, außerhalb der thermischen Hülle aufgestellter Speicher nach DIN V 18599-8: 2018-09 Abschnitt 6.4.3. 
indirekt beheizter Speicher, außerhalb der thermischen Hülle aufgestellt nach DIN/TS 18599-8: 2025-10 Abschnitt 6.4.2.

• Wärmeverteilung: 
mit Zirkulation, für den Referenzfall sind die Rohrleitungslänge und die Lage der Rohrleitungen wie beim zu errichtenden Gebäude anzunehmen. 



		5.2

		Warmwasser 
– dezentrales System

		hydraulisch geregelter gesteuerter Elektro-Durchlauferhitzer, eine Zapfstelle und 6 Meter Leitungslänge pro Gerät bei Gebäudezonen, die einen Warmwasserbedarf von höchstens 200 Wh/(m²·d) aufweisen



		6.1

		Raumlufttechnik 
– Abluftanlage

		spezifische Leistungsaufnahme Ventilator PSFP = 1,0 kW/(m³/s)



		6.2

		Raumlufttechnik 
– Zu- und Abluftanlage

		• Luftvolumenstromregelung: 
Soweit für Zonen der Nutzungen 4, 8, 9, 12, 13, 23, 24, 35, 37 und 40*25, 26, 37, 39 und 42¹ eine Zu- und Abluftanlage vorgesehen wird, ist diese mit bedarfsabhängiger Luftvolumenstromregelung Kategorie IDA-C4, für alle übrigen Nutzungen IDA-C1 gemäß DIN V 18599-7: 2018-09 Abschnitt 5.8.1 DIN/TS 18599-7: 2025-10 Abschnitt 5.8.1 auszulegen. 

• Spezifische Leistungsaufnahme: 

· Zuluftventilator PSFP = 1,5 kW/(m³/s), 

· Abluftventilator PSFP = 1,0 kW/(m³/s). 

Erweiterte PSFP-Zuschläge nach DIN EN 16798-3: 2017-11 Abschnitt 9.5.2.2 können für HEPA-Filter, Gasfilter sowie Wärmerückführungsbauteile der Klassen H2 oder H1 nach DIN EN 13053: 2007-11 angerechnet werden.

• Wärmerückgewinnung über Plattenwärmeübertrager: 

· Temperaturänderungsgrad ηt,comp = 0,6 0,73, 

· Zulufttemperatur 18 °C, 

· Druckverhältniszahl fP = 0,4. 

• Luftkanalführung: innerhalb des Gebäudes, 

• kein Qualitätssicherungsverfahren. 

• bei Kühlfunktion: Auslegung für 6/12 °C, keine indirekte Verdunstungskühlung. 



		6.3

		Raumlufttechnik – Luftbefeuchtung

		für den Referenzfall ist die Einrichtung zur Luftbefeuchtung wie beim zu errichtenden Gebäude anzunehmen



		6.4

		Raumlufttechnik – Nur-Luft-Klimaanlagen

		• als kühllastgeregeltes Variabel-Volumenstrom-System ausgeführt: Druckverhältniszahl fP = 0,4, konstanter Vordruck. 

• Luftkanalführung: innerhalb des Gebäudes



		7

		Raumkühlung

		• Kältesystem: 

· Kaltwasser-Ventilatorkonvektor, Brüstungsgerät, 

· Kaltwassertemperatur 14/18 °C.

• Kaltwasserkreis Raumkühlung: 

· Überströmung 10 %, 

· spezifische elektrische Leistung der Verteilung Pd,spez = 30 Wel/kWKälte, 

· hydraulisch abgeglichen, 

· geregelte Pumpe, Pumpe hydraulisch entkoppelt, 

· saisonale sowie Nacht- und Wochenendabschaltung nach DIN V 18599-7: 2018-09, Anhang D DIN/TS 18599-7: 2025-10, Anhang D.



		8

		Kälteerzeugung

		• Erzeuger: 
Kolben-/Scrollverdichter mehrstufig schaltbar, R134a R290, außenluftgekühlt, kein Speicher, Baualterfaktor fc,B = 1,0, Freikühlfaktor fFC = 1,0. 

• Kaltwassertemperatur: 

· bei mehr als 5 000 m² mittels Raumkühlung konditionierter Nettogrundfläche Nutzfläche 14/18 °C, 

· im Übrigen 6/12 °C. 

• Kaltwasserkreis Erzeuger inklusive RLT-Kühlung: 

· Überströmung 30 %, 

· spezifische elektrische Leistung der Verteilung Pd,spez = 20 Wel/kWKälte, 

· hydraulisch abgeglichen, 

· ungeregelte Pumpe, Pumpe hydraulisch entkoppelt, 

· saisonale sowie Nacht- und Wochenendabschaltung nach DIN V 18599-7: 2018-09, Anhang D DIN/TS 18599-7: 2025-10, Anhang D, 

· Verteilung außerhalb der konditionierten Zone. 

• Der Primärenergiebedarf für das Kühlsystem und die Kühlfunktion der raumlufttechnischen Anlage darf für Zonen der Nutzungen 1 bis 3, 8, 10, 16, 18 bis 20 und 31* und 33¹ nur zu 50 % angerechnet werden. 



		9

		Gebäudeautomation

		Klasse C nach DIN V 18599-11: 2018-09 DIN/TS 18599-11: 2025-10



		* Nutzungen nach Tabelle 5 der DIN V 18599-10: 2018-09 DIN/TS 18599-10: 2025-10 Tabelle 6 und 7.





[bookmark: _Toc242254614]Anlage 3 (zu § 19) 
Höchstwerte der mittleren Wärmedurchgangskoeffizienten der wärmeübertragenden Umfassungsfläche (Nichtwohngebäude)

		



Nummer

		



Bauteile

		Höchstwerte der Mittelwerte der Wärmedurchgangskoeffizienten



		

		

		Zonen mit
Raum-Solltemperaturen
im Heizfall ≥ 19 °C

		Zonen mit Raum-Solltemperaturen im Heizfall von 12 bis < 19 °C



		1

		Opake Außenbauteile, soweit nicht in Bauteilen der Nummern 3 und 4 enthalten

		Ū = 0,28 W/(m2·K)

		Ū = 0,50 W/(m2·K)



		2

		Transparente Außenbauteile, soweit nicht in Bauteilen der Nummern 3 und 4 enthalten

		Ū = 1,5 W/(m2·K)

		Ū = 2,8 W/(m2·K)



		3

		Vorhangfassade

		Ū = 1,5 W/(m2·K)

		Ū = 3,0 W/(m2·K)



		4

		Glasdächer, Lichtbänder, Lichtkuppeln

		Ū = 2,5

		Ū = 3,1 W/(m2·K)







Bei der Berechnung des Mittelwerts des jeweiligen Bauteils sind die Bauteile nach Maßgabe ihres Flächenanteils zu berücksichtigen. Die Wärmedurchgangskoeffizienten von Bauteilen gegen unbeheizte Räume (außer Dachräumen) oder Erdreich sind zusätzlich mit dem Faktor 0,5 zu gewichten. Bei der Berechnung des Mittelwerts der an das Erdreich angrenzenden Bodenplatten bleiben die Flächen unberücksichtigt, die mehr als 5 Meter vom äußeren Rand des Gebäudes entfernt sind. Die Berechnung ist für Zonen mit unterschiedlichen Raum-Solltemperaturen im Heizfall getrennt durchzuführen. 

Für die Berechnung des Wärmedurchgangskoeffizienten der an Erdreich grenzenden Bauteile ist DIN V 18599-2: 2018-09 Abschnitt 6.1.4.3 DIN/TS 18599-2: 2025-10 Abschnitt 6.1.4.3 und für opake Bauteile ist DIN 4108-4: 2017-03 in Verbindung mit DIN EN ISO 6946: 2008-04 DIN 4108-4: 2020-11 in Verbindung mit DIN EN ISO 6946: 2018-03 anzuwenden. Für die Berechnung des Wärmedurchgangskoeffizienten transparenter Bauteile sowie von Vorhangfassaden ist DIN 4108-4: 2017-03 DIN 4108-4: 2020-11 anzuwenden.
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Primärenergiefaktoren 

		Nummer

		Kategorie

		Energieträger

		Primärenergiefaktoren

nicht erneuerbarer Anteil



		1

		Fossile Brennstoffe

		Heizöl

		1,1



		2

		

		Erdgas

		1,1



		3

		

		Flüssiggas

		1,1



		4

		

		Steinkohle

		1,1



		5

		

		Braunkohle

		1,2



		6

		Biogene Brennstoffe

		Biogas

		1,1 0,7



		7

		

		Biomethan

		0,7



		8

		

		Biogenes Flüssiggas

		0,7



		7 9

		

		Bioöl

		1,1 0,7



		8 10

		

		Holz/feste Biomasse

		0,2 0,7



		11

		Synthetische Brennstoffe

		Wasserstoff einschließlich daraus hergestellter Derivate

		0,7



		12

		

		Synthetisches Heizöl

		0,7



		9 13

		Strom

		netzbezogen

		1,8 1,5



		10 14

		

		gebäudenah erzeugt (aus Photovoltaik oder Windkraft)

		0,0



		11 

		

		Verdrängungsstrommix für KWK

		2,8



		15

		Wärme, Kälte

		Fernwärme

		0,7



		12 16

		

		Erdwärme, Geothermie, Solarthermie, Umgebungswärme

		0,0



		13 17

		

		Erdkälte, Umgebungskälte

		0,0



		14 18

		

		Abwärme

		0,0



		15 19

		

		Wärme aus KWK, gebäudeintegriert oder gebäudenah

		nach Verfahren B gemäß DIN V 18599-9: 2018-09 Abschnitt 5.2.5 oder DIN V 18599-9: 2018-09 Abschnitt 5.3.5.1 nach der in DIN EN 15316-4-5: 2017-09 Abschnitt 6.2.2.1.6.3 beschriebenen Methode



		16 20

		Siedlungsabfälle Stoffe, die thermisch behandelt oder entsorgt werden müssen (Abfall, Klärschlamm, Deponiegas, Grubengas)

		

		0,0





[bookmark: bm178][bookmark: _Toc242254616]Anlage 5 (aufgehoben) (zu § 31 Absatz 1) 
Vereinfachtes Nachweisverfahren für ein zu errichtendes Wohngebäude

(Fundstelle: BGBl. I 2020, 1776 - 1781; bezüglich der einzelnen Änderungen vgl. Fußnote)

1. Voraussetzungen für die Anwendung des vereinfachten Nachweisverfahrens

Das vereinfachte Nachweisverfahren nach § 31 Absatz 1 kann auf ein zu errichtendes Wohngebäude angewendet werden, wenn sämtliche der folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:

a) Das Gebäude ist ein Wohngebäude im Sinne des § 3 Nummer 33; wird ein gemischt genutztes Gebäude nach § 106 Absatz 1 oder Absatz 2 in zwei Gebäudeteile aufgeteilt, kann das vereinfachte Nachweisverfahren nach § 31 Absatz 1 bei Erfüllung aller anderen Voraussetzungen auf den Wohngebäudeteil angewendet werden.

b) Das Gebäude darf nicht mit einer Klimaanlage ausgestattet sein.

c) Die Dichtheit des Gebäudes ist nach § 26 zu prüfen und muss die dort genannten Grenzwerte einhalten.

d) Damit der sommerliche Wärmeschutz auch ohne Nachweisrechnung als ausreichend angesehen werden kann, muss das Gebäude folgende Voraussetzungen erfüllen:

aa) beim kritischen Raum (Raum mit der höchsten Wärmeeinstrahlung im Sommer) beträgt der Fensterflächenanteil bezogen auf die Grundfläche dieses Raums nicht mehr als 35 Prozent,

bb) sämtliche Fenster in Ost-, Süd- oder Westorientierung (inklusive derer eines eventuellen Glasvorbaus) sind mit außen liegenden Sonnenschutzvorrichtungen mit einem Abminderungsfaktor FC ≤ 0,30 ausgestattet.

e) Die beheizte Bruttogrundfläche des Gebäudes ABGF, Gebäude1 darf nicht kleiner als 115 Quadratmeter und nicht größer als 2 300 Quadratmeter sein.

f) Die mittlere Geschosshöhe2 nach DIN V 18599-1: 2018-09 des Gebäudes darf nicht kleiner als 2,5 Meter und nicht größer als 3 Meter sein.

g) Die Kompaktheit des Gebäudes in Bezug auf das Verhältnis von Bruttoumfang beheizter Bruttogrundfläche ABGF, Geschoss jedes beheizten Geschosses muss folgende Voraussetzung erfüllen: Das Quadrat des Bruttoumfangs Ubrutto in Meter darf höchstens das 20fache der beheizten Bruttogrundfläche eines beheizten Geschosses ABGF, Geschoss in Quadratmeter betragen; bei einem angebauten Gebäude ist in den Bruttoumfang auch derjenige Anteil einzurechnen, der an benachbarte beheizte Gebäude angrenzt.

h) Bei Gebäuden mit beheizten Räumen in mehreren Geschossen müssen die beheizten Bruttogeschossflächen aller Geschosse ohne Vor- oder Rücksprünge deckungsgleich sein; nur das oberste Geschoss darf eine kleinere beheizte Bruttogeschossfläche als das darunter liegende Geschoss besitzen.3

i) Insgesamt darf das Gebäude nicht mehr als sechs beheizte Geschosse besitzen.

j) Der Fensterflächenanteil des Gebäudes4 darf bei zweiseitig angebauten Gebäuden nicht mehr als 35 Prozent, bei allen anderen Gebäuden nicht mehr als 30 Prozent an der gesamten Fassadenfläche des Gebäudes betragen.

k) Die Gesamtfläche spezieller Fenstertüren an der gesamten Fassadenfläche des Gebäudes darf bei freistehenden Gebäuden und einseitig angebauten Gebäuden 4,5 Prozent und bei zweiseitig angebauten Gebäuden 5,5 Prozent nicht überschreiten.

l) Die Fläche der in nördliche Richtung orientierten5 Fenster des Gebäudes darf nicht größer sein als der Mittelwert der Fensterflächen anderer Orientierungen.

m) Der Anteil von Dachflächenfenstern, Lichtkuppeln und ähnlichen transparenten Bauteilen im Dachbereich darf nicht mehr als 6 Prozent der Dachfläche betragen.

n) Die Gesamtfläche aller Außentüren6 darf bei Ein- und Zweifamilienhäusern 2,7 Prozent, ansonsten 1,5 Prozent der beheizten Bruttogrundfläche des Gebäudes nicht überschreiten.

2. Bauteilanforderungen

Folgende Anforderungen an die jeweiligen einzelnen Bauteile der thermischen Gebäudehülle müssen eingehalten werden:

• Dachflächen, oberste Geschossdecke, Dachgauben:
U ≤ 0,14 W/(m2 K)

• Fenster und sonstige transparente Bauteile:
Uw ≤ 0,90 W/(m2 K)

• Dachflächenfenster:
Uw ≤ 1,0 W/(m2 K)

• Außenwände, Geschossdecken nach unten gegen Außenluft:
U ≤ 0,20 W/(m2 K)

• Sonstige opake Bauteile (Kellerdecken, Wände und Decken zu unbeheizten Räumen, Wand- und Bodenflächen gegen Erdreich, etc.):
U ≤ 0,25 W/(m2 K)

• Türen (Keller- und Außentüren)
UD ≤ 1,2 W/(m2 K)

• Lichtkuppeln und ähnliche Bauteile:
U ≤ 1,5 W/(m² K)

• Spezielle Fenstertüren (mit Klapp-, Falt-, Schiebe- oder Hebemechanismus):
UW ≤ 1,4 W/(m2 K)

• Vermeidung von Wärmebrücken:
ΔUWB ≤ 0,035 W/(m2 K).

Die Anforderungen sind über die gesamte Fläche des jeweiligen Bauteils einzuhalten. Zudem müssen die Anforderungen an die Ausführung von Wärmebrücken sowie an die Luftdichtheit der Gebäudehülle eingehalten werden.

3. Zulässige Anlagenkonzepte

Für die Anlagentechnik ist eines der nachfolgenden Anlagenkonzepte umzusetzen:

• Sole-Wasser-Wärmepumpe mit Flächenheizsystem zur Wärmeübergabe, zentrale Abluftanlage

• Wasser-Wasser-Wärmepumpe mit Flächenheizsystem zur Wärmeübergabe, zentrale Abluftanlage

•  Luft-Wasser-Wärmepumpe mit Flächenheizsystem zur Wärmeübergabe, zentrale Lüftungsanlage mit Wärmerückgewinnung (Wärmebereitstellungsgrad ≥ 80 %)

• Fernwärme mit zertifiziertem Primärenergiefaktor fp ≤ 0,7, zentrale Lüftungsanlage mit Wärmerückgewinnung (Wärmebereitstellungsgrad ≥ 80 %)

• Zentrale Biomasse-Heizungsanlage auf Basis von Holzpellets, Hackschnitzeln oder Scheitholz, zentrale Abluftanlage, solarthermische Anlage zur Trinkwarmwasser-Bereitung

Der Aufstellungsort des Wärmeerzeugers beziehungsweise der Wärmeübergabestation muss innerhalb der thermischen Gebäudehülle liegen und es muss eine zentrale Trinkwarmwasser-Bereitung vorhanden sein. Bei Wahl eines Anlagenkonzeptes mit Wärmepumpe dürfen einzelne Komponenten auch außerhalb der thermischen Gebäudehülle aufgestellt werden, wenn sich mindestens die Geräte zur Wärmespeicherung und -verteilung innerhalb der thermischen Gebäudehülle befinden. Bei Wahl einer Wärmepumpe kann die Trinkwarmwasser-Bereitung mittels Durchlauferhitzer dezentral erfolgen. Eine Trinkwarmwasser-Zirkulation ist zulässig.

Eine zentrale Abluftanlage kann durch eine Lüftungsanlage mit Wärmerückgewinnung ersetzt werden. Für diese besteht dann keine Anforderung an einen ausschließlichen Einsatz einer zentralen Anlage. Darüber hinausgehende Abweichungen von den genannten Anforderungen an die Bauteile und den aufgeführten Anlagenkonzepten sind für dieses Nachweisverfahren nicht zulässig. Weitere Wärmeerzeuger für Heizung oder Trinkwarmwasser sind nicht zulässig, auch nicht als ergänzender Wärmeerzeuger. Soweit sinnvoll, können die Konzepte um solarthermische Anlagen (Heizungsunterstützung und Trinkwarmwasser-Bereitung) oder Photovoltaik-Anlagen ergänzt werden.

Als zentrale Lüftungsanlage gelten sowohl gebäude- als auch wohnungszentrale Anlagen. Die Anforderung an den Einbau einer Lüftungsanlage besteht dabei an das Gebäude. Bei dem Einbau wohnungszentraler Anlagen in ein Mehrfamilienhaus sind Anlagen mindestens in jede einzelne Wohnung einzubauen. Die jeweiligen Anforderungen an den Wärmebereitstellungsgrad werden für Lüftungsanlagen mit Wärmerückgewinnung gleichwertig erfüllt, wenn die zentrale Lüftungsanlage einen spezifischen Energieverbrauch von SEV < – 26 kWh/(m2 a) gemäß der Definition des SEV nach Anhang 1 Nummer 1 der Verordnung (EU) Nr. 1253/2014 der Kommission vom 7. Juli 2014 zur Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von Lüftungsanlagen (ABl. L 337 vom 25.11.2014, S. 8) aufweist.

1 Die „beheizte Bruttogrundfläche des Gebäudes ABGF“ ist die Summe der Bruttogrundflächen aller beheizten Geschosse, wobei bei Gebäuden mit zwei oder mehr beheizten Geschossen nur 80 Prozent der Bruttogrundfläche des obersten beheizten Geschosses eingerechnet werden.

2 Die „mittlere Geschosshöhe des Gebäudes“ ist der flächengewichtete Durchschnitt der Geschosshöhen aller beheizten Geschosse des Gebäudes.

3 Kellerabgänge und Kellervorräume sind keine beheizten Geschosse im Sinne dieser Regelung, soweit sie nur indirekt beheizt sind.

4 Der Fensterflächenanteil ist der Quotient aus Fensterfläche und der Summe aus Fensterfläche und Außenwand-/Fassadenfläche. Die Fensterfläche ist einschließlich Fenstertüren und spezieller Fenstertüren zu ermitteln; spezielle Fenstertüren sind barrierefreie Fenstertüren gemäß DIN 18040-2: 2011-09 sowie Schiebe-, Hebe-Schiebe-, Falt- und Faltschiebetüren.

5 Fenster sind in nördliche Richtungen orientiert, wenn die Senkrechte auf die Fensterfläche nicht mehr als 22,5 Grad von der Nordrichtung abweicht.

6 Öffnungsmaße von Fenstern und Türen werden gemäß DIN V 18599-1: 2018-09 mit den lichten Rohbaumaßen innen ermittelt.
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[bookmark: _Toc242254617]Anlage 6 (zu § 32 Absatz 3) 
Zu verwendendes Nutzungsprofil für die Berechnungen des Jahres-Primärenergiebedarfs beim vereinfachten Berechnungsverfahren für ein zu errichtendes Nichtwohngebäude

		Nummer

		Gebäudetyp und Hauptnutzung

		Nutzung

		Nutzenergiebedarf Warmwasser*



		1

		Bürogebäude mit der Hauptnutzung Einzelbüro, Gruppenbüro, Großraumbüro, Besprechung, Sitzung, Seminar

		Einzelbüro

		0



		2

		Bürogebäude mit Verkaufseinrichtung oder Gewerbebetrieb und der Hauptnutzung Einzelbüro, Gruppenbüro, Großraumbüro, Besprechung, Sitzung, Seminar

		Einzelbüro

		0



		3

		Bürogebäude mit Gaststätte und der Hauptnutzung Einzelbüro, Gruppenbüro, Großraumbüro, Besprechung, Sitzung, Seminar

		Einzelbüro

		1,5 kWh je Sitzplatz in der Gaststätte und Tag



		4

		Gebäude des Groß- und Einzelhandels bis 1 000 Quadratmeter Nettogrundfläche Nutzfläche mit der Hauptnutzung Groß-, Einzelhandel/Kaufhaus

		Einzelhandel/Kaufhaus

		0



		5

		Gewerbebetriebe bis 1 000 Quadratmeter Nettogrundfläche Nutzfläche mit der Hauptnutzung Gewerbe

		Gewerbliche und industrielle Hallen – leichte Arbeit, überwiegend sitzende Tätigkeit

		1,5 kWh je Beschäftigten und Tag



		6

		Schule, Kindergarten und -tagesstätte, ähnliche Einrichtungen mit der Hauptnutzung Klassenzimmer, Gruppenraum

		Klassenzimmer/Gruppenraum

		Ohne Duschen: 65 Wh je Quadratmeter und Tag, 
200 Nutzungstage



		7

		Turnhalle mit der Hauptnutzung Turnhalle

		Turnhalle

		1,5 kWh je Person und Tag



		8

		Beherbergungsstätte ohne Schwimmhalle, Sauna oder Wellnessbereich mit der Hauptnutzung Hotelzimmer

		Hotelzimmer

		250 Wh je Quadratmeter und Tag, 365 Nutzungstage



		9

		Bibliothek mit der Hauptnutzung Lesesaal, Freihandbereich

		Bibliothek, Lesesaal

		0



		* Die flächenbezogenen Werte beziehen sich auf die gesamte Nutzfläche des Gebäudes; der monatliche Nutzenergiebedarf für Trinkwarmwasser ist nach DIN V 18599-10: 2018-09, Tabelle 7, Fußnote a DIN/TS 18599-8: 2025-10 Abschnitt 6.1 zu berechnen.
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[bookmark: _Toc242254618]Anlage 7 (zu § 36) 
Höchstwerte der Wärmedurchgangskoeffizienten von Außenbauteilen bei Änderung an bestehenden Gebäuden

		







Nummer

		





Erneuerung, 
Ersatz oder erstmaliger Einbau von Außenbauteilen

		Wohngebäude und Zonen von Nichtwohngebäuden
mit Raum-Solltemperatur
≥ 19 °C

		Wohngebäude und Zonen von Nichtwohngebäuden
mit Raum-Solltemperatur
von 12 bis < 19 °C



		

		

		Höchstwerte der Wärmedurchgangskoeffizienten Umax



		Bauteilgruppe: Außenwände



		1a¹

		Außenwände: 
– Ersatz oder 
– erstmaliger Einbau

		U = 0,24 W/(m²·K)

		U = 0,35 W/(m²·K)



		1b¹˒²

		Außenwände: 

– Anbringen von Bekleidungen (Platten oder plattenartige Bauteile), Verschalungen, Mauervorsatzschalen oder Dämmschichten auf der Außenseite einer bestehenden Wand oder 

– Erneuerung des Außenputzes einer bestehenden Wand

		U = 0,24 W/(m²·K)

		U = 0,35 W/(m²·K)



		Bauteilgruppe: Fenster, Fenstertüren, Dachflächenfenster, Glasdächer, Außentüren und Vorhangfassaden



		2a

		Gegen Außenluft abgrenzende Fenster und Fenstertüren: 
– Ersatz oder erstmaliger Einbau des gesamten Bauteils oder 
– Einbau zusätzlicher Vor- oder Innenfenster

		Uw = 1,3 W/(m²·K)

		Uw = 1,9 W/(m²·K)



		2b

		Gegen Außenluft abgrenzende Dachflächenfenster: 
– Ersatz oder erstmaliger Einbau des gesamten Bauteils oder 
– Einbau zusätzlicher Vor- oder Innenfenster

		Uw = 1,4 W/(m²·K)

		Uw = 1,9 W/(m²·K)



		2c³

		Gegen Außenluft abgrenzende Fenster, Fenstertüren und Dachflächenfenster: 
– Ersatz der Verglasung oder verglaster Flügelrahmen

		Ug = 1,1 W/(m²·K)

		Keine Anforderung



		2d

		Vorhangfassaden in Pfosten-Riegel-Konstruktion, deren Bauart DIN EN ISO 12631: 2018-01 entspricht: – Ersatz oder erstmaliger Einbau des gesamten Bauteils

		Uc = 1,5 W/(m²·K)

		Uc = 1,9 W/(m²·K)



		2e

		Gegen Außenluft abgrenzende Glasdächer: – Ersatz oder erstmaliger Einbau des gesamten Bauteils oder – Ersatz der Verglasung oder verglaster Flügelrahmen

		Uw/Ug = 2,0 W/(m²·K)

		Uw/Ug = 2,7 W/(m²·K)



		2f

		Gegen Außenluft abgrenzende Fenstertüren mit Klapp-, Falt-, Schiebe- oder Hebemechanismus: – Ersatz oder erstmaliger Einbau des gesamten Bauteils

		Uw = 1,6 W/(m²·K)

		Uw = 1,9 W/(m²·K)



		3a⁴

		Gegen Außenluft abgrenzende Fenster, Fenstertüren und Dachflächenfenster mit Sonderverglasung: – Ersatz oder erstmaliger Einbau des gesamten Bauteils oder – Einbau zusätzlicher Vor- oder Innenfenster

		Uw/Ug = 2,0 W/(m²·K)

		Uw/Ug = 2,8 W/(m²·K)



		3b⁴

		Gegen Außenluft abgrenzende Fenster, Fenstertüren und Dachflächenfenster mit Sonderverglasung: – Ersatz der Sonderverglasung oder verglaster Flügelrahmen

		Ug = 1,6 W/(m²·K)

		Keine Anforderung



		3c³˒⁴

		Vorhangfassaden in Pfosten-Riegel-Konstruktion, deren Bauart DIN EN ISO 12631: 2018-01 entspricht, mit Sonderverglasung: – Ersatz oder erstmaliger Einbau des gesamten Bauteils

		Uc = 2,3 W/(m²·K)

		Uc = 3,0 W/(m²·K)



		4

		Einbau neuer Außentüren (ohne rahmenlose Türanlagen aus Glas, Karusselltüren und kraftbetätigte Türen)

		U = 1,8 W/(m²·K) (Türfläche)

		U = 1,8 W/(m²·K) (Türfläche)



		Bauteilgruppe: Dachflächen sowie Decken und Wände gegen unbeheizte Dachräume



		5a¹

		Gegen Außenluft abgrenzende Dachflächen einschließlich Dachgauben sowie gegen unbeheizte Dachräume abgrenzende Decken (oberste Geschossdecken) und Wände (einschließlich Abseitenwände): 
– Ersatz oder 
– erstmaliger Einbau

Anzuwenden nur auf opake Bauteile

		U = 0,24 W/(m²·K)

		U = 0,35 W/(m²·K)



		5b¹˒⁵

		Gegen Außenluft abgrenzende Dachflächen einschließlich Dachgauben sowie gegen unbeheizte Dachräume abgrenzende Decken (oberste Geschossdecken) und Wände (einschließlich Abseitenwände):

– Ersatz oder Neuaufbau einer Dachdeckung einschließlich der darunter liegenden Lattungen und Verschalungen oder 

– Aufbringen oder Erneuerung von Bekleidungen oder Verschalungen oder Einbau von Dämmschichten auf der kalten Seite von Wänden oder obersten Geschossdecken 

Anzuwenden nur auf opake Bauteile

		U = 0,24 W/(m²·K)

		U = 0,35 W/(m²·K)



		5c¹˒⁵

		Gegen Außenluft abgrenzende Dachflächen mit Abdichtung: 

– Ersatz einer Abdichtung, die flächig das Gebäude wasserdicht abdichtet, durch eine neue Schicht gleicher Funktion (bei Kaltdachkonstruktionen einschließlich darunter liegender Lattungen)

Anzuwenden nur auf opake Bauteile

		U = 0,20 W/(m²·K)

		U = 0,35 W/(m²·K)



		Bauteilgruppe: Wände gegen Erdreich oder unbeheizte Räume (mit Ausnahme von Dachräumen) 
sowie Decken nach unten gegen Erdreich, Außenluft oder unbeheizte Räume



		6a¹

		Wände, die an Erdreich oder an unbeheizte Räume (außer Dachräume) grenzen, und Decken, die beheizte Räume nach unten zum Erdreich oder zu unbeheizten Räumen abgrenzen: 

– Ersatz oder 

– erstmaliger Einbau

		U = 0,30 W/(m²·K)

		Keine Anforderung



		6b¹˒⁵

		Wände, die an Erdreich oder an unbeheizte Räume (außer Dachräume) grenzen, und Decken, die beheizte Räume nach unten zum Erdreich oder zu unbeheizten Räumen abgrenzen: 

– Anbringen oder Erneuern von außenseitigen Bekleidungen oder Verschalungen, Feuchtigkeitssperren oder Drainagen oder 

– Anbringen von Deckenbekleidungen auf der Kaltseite

		U = 0,30 W/(m²·K)

		Keine Anforderung



		6c¹˒⁵

		Decken, die beheizte Räume nach unten zum Erdreich, zur Außenluft oder zu unbeheizten Räumen abgrenzen: 

– Aufbau oder Erneuerung von Fußbodenaufbauten auf der beheizten Seite

		U = 0,50 W/(m²·K)

		Keine Anforderung



		6d¹

		Decken, die beheizte Räume nach unten zur Außenluft abgrenzen: 

– Ersatz oder 

– Erstmaliger Einbau

		U = 0,24 W/(m²·K)

		U = 0,35 W/(m²·K)



		6e¹˒⁵

		Decken, die beheizte Räume nach unten zur Außenluft abgrenzen: 

– Anbringen oder Erneuern von außenseitigen Bekleidungen oder Verschalungen, Feuchtigkeitssperren oder Drainagen oder 

– Anbringen von Deckenbekleidungen auf der Kaltseite

		U = 0,24 W/(m²·K)

		U = 0,35 W/(m²·K)



		¹ Werden Maßnahmen nach den Nummern 1a, 1b, 5a, 5b, 5c, 6a, 6b, 6c, 6d oder 6e ausgeführt und ist die Dämmschichtdicke im Rahmen dieser Maßnahmen aus technischen Gründen begrenzt, so gelten die Anforderungen als erfüllt, wenn die nach anerkannten Regeln der Technik höchstmögliche Dämmschichtdicke eingebaut wird, wobei ein Bemessungswert der Wärmeleitfähigkeit von λ = 0,035 W/(m·K) einzuhalten ist. Abweichend von Satz 1 ist ein Bemessungswert der Wärmeleitfähigkeit von λ = 0,045 W/(m·K) einzuhalten, soweit Dämmmaterialien in Hohlräume eingeblasen oder Dämmmaterialien aus nachwachsenden Rohstoffen verwendet werden. Wird bei Maßnahmen nach Nummer 5b eine Dachdeckung einschließlich darunter liegender Lattungen und Verschalungen ersetzt oder neu aufgebaut, sind die Sätze 1 und 2 entsprechend anzuwenden, wenn der Wärmeschutz als Zwischensparrendämmung ausgeführt wird und die Dämmschichtdicke wegen einer innenseitigen Bekleidung oder der Sparrenhöhe begrenzt ist. Die Sätze 1 bis 3 sind bei Maßnahmen nach den Nummern 5a, 5b und 5c nur auf opake Bauteile anzuwenden.

² Werden Maßnahmen nach Nummer 1b ausgeführt, müssen die dort genannten Anforderungen nicht eingehalten werden, wenn die Außenwand nach dem 31. Dezember 1983 unter Einhaltung energiesparrechtlicher Vorschriften errichtet oder erneuert worden ist.

³ Bei Ersatz der Verglasung oder verglaster Flügelrahmen gelten die Anforderungen nach den Nummern 2c, 2e und 3c nicht, wenn der vorhandene Rahmen zur Aufnahme der vorgeschriebenen Verglasung ungeeignet ist. Werden bei Maßnahmen nach Nummer 2c oder bei Maßnahmen nach Nummer 2e Verglasungen oder verglaste Flügelrahmen ersetzt und ist die Glasdicke im Rahmen dieser Maßnahmen aus technischen Gründen begrenzt, so gelten die Anforderungen als erfüllt, wenn eine Verglasung mit einem Wärmedurchgangskoeffizienten von höchstens 1,3 W/(m²·K) eingebaut wird. Werden Maßnahmen nach Nummer 2c an Kasten- oder Verbundfenstern durchgeführt, so gelten die Anforderungen als erfüllt, wenn eine Glastafel mit einer infrarot-reflektierenden Beschichtung mit einer Emissivität εn ≤ 0,2 eingebaut wird.

⁴ Sonderverglasungen im Sinne der Nummern 3a, 3b und 3c sind 

– Schallschutzverglasungen mit einem bewerteten Schalldämmmaß der Verglasung von Rw,R ≥ 40 dB nach DIN EN ISO 717-1: 2013-06 DIN EN ISO 717-1: 2021-05 oder einer vergleichbaren Anforderung, 

– Isolierglas-Sonderaufbauten zur Durchschusshemmung, Durchbruchhemmung oder Sprengwirkungshemmung nach anerkannten Regeln der Technik oder 

– Isolierglas-Sonderaufbauten als Brandschutzglas mit einer Einzelelementdicke von mindestens 18 mm nach DIN 4102-13: 1990-05 oder einer vergleichbaren Anforderung.

⁵ Werden Maßnahmen nach den Nummern 5b, 5c, 6b, 6c oder 6e ausgeführt, müssen die dort genannten Anforderungen nicht eingehalten werden, wenn die Bauteilfläche nach dem 31. Dezember 1983 unter Einhaltung energiesparrechtlicher Vorschriften errichtet oder erneuert worden ist.










[bookmark: _Toc242254619]Anlage 8 (zu den §§ 69 und 70) 
Anforderungen an die Wärmedämmung von Rohrleitungen und Armaturen

1. Wärmedämmung von Wärmeverteilungs- und Warmwasserleitungen sowie Armaturen

a) Wärmeverteilungs- und Warmwasserleitungen sowie Armaturen sind wie folgt zu dämmen:

aa) Bei Leitungen und Armaturen mit einem Innendurchmesser von bis zu 22 Millimetern beträgt die Mindestdicke der Dämmschicht, bezogen auf eine Wärmeleitfähigkeit von 0,035 Watt pro Meter und Kelvin, 20 Millimeter.

bb) Bei Leitungen und Armaturen mit einem Innendurchmesser von mehr als 22 Millimetern und bis zu 35 Millimetern beträgt die Mindestdicke der Dämmschicht, bezogen auf eine Wärmeleitfähigkeit von 0,035 Watt pro Meter und Kelvin, 30 Millimeter.

cc) Bei Leitungen und Armaturen mit einem Innendurchmesser von mehr als 35 Millimetern und bis zu 100 Millimetern ist die Mindestdicke der Dämmschicht, bezogen auf eine Wärmeleitfähigkeit von 0,035 Watt pro Meter und Kelvin, gleich dem Innendurchmesser.

dd) Bei Leitungen und Armaturen mit einem Innendurchmesser von mehr als 100 Millimetern beträgt die Mindestdicke der Dämmschicht, bezogen auf eine Wärmeleitfähigkeit von 0,035 Watt pro Meter und Kelvin, 100 Millimeter.

ee) Bei Leitungen und Armaturen nach den Doppelbuchstaben aa bis dd, die sich in Wand- und Deckendurchbrüchen, im Kreuzungsbereich von Leitungen, an Leitungsverbindungsstellen oder bei zentralen Leitungsnetzverteilern befinden, beträgt die Mindestdicke der Dämmschicht, bezogen auf eine Wärmeleitfähigkeit von 0,035 Watt pro Meter und Kelvin, die Hälfte des jeweiligen Wertes nach den Doppelbuchstaben aa bis dd.

ff) Bei Wärmeverteilungsleitungen nach den Doppelbuchstaben aa bis dd, die nach dem 31. Januar 2002 in Bauteilen zwischen beheizten Räumen verschiedener Nutzer verlegt werden, beträgt die Mindestdicke der Dämmschicht, bezogen auf eine Wärmeleitfähigkeit von 0,035 Watt pro Meter und Kelvin, die Hälfte des jeweiligen Wertes nach den Doppelbuchstaben aa bis dd.

gg) Bei Leitungen und Armaturen nach Doppelbuchstabe ff, die sich in einem Fußbodenaufbau befinden, beträgt die Mindestdicke der Dämmschicht, bezogen auf eine Wärmeleitfähigkeit von 0,035 Watt pro Meter und Kelvin, 6 Millimeter.

hh) Soweit in den Fällen des § 69 Absatz 1 Wärmeverteilungs- und Warmwasserleitungen an Außenluft grenzen, beträgt die Mindestdicke der Dämmschicht, bezogen auf eine Wärmeleitfähigkeit von 0,035 Watt pro Meter und Kelvin, das Zweifache des jeweiligen Wertes nach den Doppelbuchstaben aa bis dd.

Die Wärmeleitfähigkeiten der Wärmedämmung sind jeweils auf eine Mitteltemperatur von 40 Grad Celsius zu beziehen.

b) In den Fällen des § 69 Absatz 1 ist Buchstabe a nicht anzuwenden, soweit sich Wärmeverteilungsleitungen nach Buchstabe a Doppelbuchstabe aa bis dd in beheizten Räumen oder in Bauteilen zwischen beheizten Räumen eines Nutzers befinden und ihre Wärmeabgabe durch frei liegende Absperreinrichtungen beeinflusst werden kann.

c) In Fällen des § 69 Absatz 1 ist Buchstabe a nicht anzuwenden auf Warmwasserleitungen bis zu einem Wasserinhalt von 3 Litern, die weder in den Zirkulationskreislauf einbezogen noch mit elektrischer Begleitheizung ausgestattet sind (Stichleitungen) und sich in beheizten Räumen befinden.




2. Wärmedämmung von Kälteverteilungs- und Kaltwasserleitungen sowie Armaturen in den Fällen des § 70 

Bei Kälteverteilungs- und Kaltwasserleitungen sowie Armaturen von Raumlufttechnik- und Klimakältesystemen mit einem Innendurchmesser

a) von bis zu 22 Millimetern beträgt die Mindestdicke der Dämmschicht 9 Millimeter, bezogen auf eine Wärmeleitfähigkeit der Dämmschicht von 0,035 Watt pro Meter und Kelvin,

b) von mehr als 22 Millimetern beträgt die Mindestdicke der Dämmschicht 19 Millimeter, bezogen auf eine Wärmeleitfähigkeit der Dämmschicht von 0,035 Watt pro Meter und Kelvin.

Die Wärmeleitfähigkeit der Kältedämmung ist jeweils auf eine Mitteltemperatur von 10 Grad Celsius zu beziehen.

3. Materialien mit anderen Wärmeleitfähigkeiten

Bei Materialien mit anderen Wärmeleitfähigkeiten als 0,035 Watt pro Meter und Kelvin sind die Mindestdicken der Dämmschichten entsprechend umzurechnen. Für die Umrechnung und die Wärmeleitfähigkeit des Dämmmaterials sind die in anerkannten Regeln der Technik enthaltenen Berechnungsverfahren und Rechenwerte zu verwenden.

4. Gleichwertige Begrenzung

Bei Wärmeverteilungs- und Warmwasserleitungen sowie Kälteverteilungs- und Kaltwasserleitungen dürfen die Mindestdicken der Dämmschichten nach den Nummern 1 und 2 insoweit vermindert werden, als eine gleichwertige Begrenzung der Wärmeabgabe oder der Wärmeaufnahme auch bei anderen Rohrdämmstoffanordnungen und unter Berücksichtigung der Dämmwirkung der Leitungswände sichergestellt ist.
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[bookmark: _Toc242254620]Anlage 9 (zu § 85 Absatz 6 Absatz 2) 
Umrechnung in Treibhausgasemissionen

1. Angabe in Energiebedarfsausweisen Energieausweisen auf der Grundlage einer energetischen Bilanzierung nach § 81

Die mit dem Gebäudebetrieb verbundene emittierte Menge von Treibhausgasen berechnet sich für die Angabe in Energiebedarfsausweisen nach § 85 Absatz 1 Nummer 16 jeweils bezogen auf den Quadratmeter wie folgt:

a) Die Treibhausgasemissionen berechnen sich bei fossilen Brennstoffen, bei Biomasse, bei Strom und bei Abwärme aus dem Produkt des nach § 20 oder nach § 21 ermittelten endenergetischen Bedarfswerts des Gebäudes bezüglich des betreffenden Energieträgers und dem auf die eingesetzte Energiemenge bezogenen Emissionsfaktor nach Nummer 3. Der Emissionsfaktor für „gebäudenahe Erzeugung" bei gasförmiger und flüssiger Biomasse darf dabei nur verwendet werden, wenn die Voraussetzungen des § 22 Absatz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 Satz 2erfüllt sind.

b) Wird Wärme aus einer gebäudeintegrierten oder gebäudenahen Kraft-Wärme-Kopplungsanlage bezogen, ist der Emissionsfaktor nach DIN V 18599-9: 2018-09 unter sinngemäßer Anwendung der einschlägigen Regelungen in DIN V 18599-1: 2018-09 Anhang A Abschnitt A.4 mit einem Verfahren, das der in DIN EN 15316-4-5: 2017-09 Abschnitt 6.2.2.1.6.3 beschriebenen Methode entspricht, unter Verwendung der Emissionsfaktoren nach Nummer 3 zu bestimmen und jeweils mit dem nach § 20 oder nach § 21 ermittelten, durch die Kraft-Wärme-Kopplungsanlage gedeckten endenergetischen Bedarfswert des Gebäudes zu multiplizieren.

c) Wird Fernwärme oder -kälte zur Deckung des Endenergiebedarfs (Wärme, Kälte) eingesetzt, die ganz oder teilweise aus Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen stammt, und hat der Betreiber des Wärmenetzes einen Emissionsfaktor auf der Grundlage der DIN V 18599-1: 2018-09 Anhang A Abschnitt A.4 und unter Verwendung der Emissionsfaktoren nach Nummer 3 mit einem Verfahren, das der in DIN EN 15316-4-5: 2017-09 Abschnitt 6.2.2.1.6.3 beschriebenen Methode entspricht, unter Verwendung der Emissionsfaktoren nach Nummer 3 ermittelt und veröffentlicht, ist dieser Emissionsfaktor zu verwenden und mit dem nach § 20 oder nach § 21 ermittelten endenergetischen Bedarfswert des Gebäudes zu multiplizieren.

d) Wird Fernwärme oder -kälte zur Deckung des Endenergiebedarfs (Wärme, Kälte) eingesetzt, die ganz oder teilweise aus Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen stammt, und hat der Betreiber des Versorgungsnetzes keinen Emissionsfaktor ermittelt und veröffentlicht, ist der auf die für die Fernwärme oder -kälte eingesetzten Brennstoffe bezogene Emissionsfaktor nach Nummer 3 zu verwenden und mit dem nach § 20 oder nach § 21 ermittelten endenergetischen Bedarfswert des Gebäudes zu multiplizieren.

e) Bei der Ermittlung der Emissionsfaktoren nach Buchstabe c sind die Vorkettenemissionen der einzelnen Energieträger und die Netzverluste zu berücksichtigen. Zur Berücksichtigung der Vorkettenemissionen kann ein pauschaler Aufschlag von 20 Prozent, mindestens aber von 40 Gramm Kohlendioxid-Äquivalent pro Kilowattstunde, auf den ohne Berücksichtigung der Vorkettenemissionen bestimmten Emissionsfaktor angewendet werden.

f) Falls der Wärme-, Kälte- und Strombedarf des Gebäudes aus unterschiedlichen Brennstoffen und Energieträgern gedeckt wird, so ist die Gesamttreibhausgasemission als die Summe der nach § 20 oder nach § 21 ermittelten endenergetischen Bedarfswerte des Gebäudes bezüglich der einzelnen Brennstoffe und Energieträger, jeweils multipliziert mit den betreffenden Emissionsfaktoren, zu ermitteln.

g) (weggefallen)

h) (weggefallen)




2. Angabe in Energieverbrauchsausweisen Energieausweisen auf der Grundlage des erfassten Endenergieverbrauchs nach § 82

Die mit dem Gebäudebetrieb verbundenen Treibhausgasemissionen nach § 85 Absatz 1 Nummer 16 berechnen sich als Summe der nach Energieträgern differenzierten nach § 82 Absatz 1, 2 und 5 normalisierten jährlichen Energieverbrauchswerte aus dem Energieverbrauchsausweis bezüglich der einzelnen Energieträger, jeweils multipliziert mit den entsprechenden Emissionsfaktoren nach Nummer 3, bezogen auf den Quadratmeter.

3. Emissionsfaktoren

		Nummer

		Kategorie

		Energieträger

		Emissionsfaktor 
[g CO2-Äquivalent pro kWh]



		1

		Fossile Brennstoffe

		Heizöl

		310



		2

		

		Erdgas

		240



		3

		

		Flüssiggas

		270



		4

		

		Steinkohle

		400



		5

		

		Braunkohle

		430



		6

		Biogene Brennstoffe

		Biogas

		140 80



		7

		

		Biogas, gebäudenah erzeugt

		75 70



		8

		

		Biomethan

		80



		8 9

		

		Biogenes Flüssiggas

		180 80



		9 10

		

		Bioöl

		210 80



		10 11

		

		Bioöl, gebäudenah erzeugt

		105 70



		11 12

		

		Holz/feste Biomasse

		20



		13

		Synthetische Brennstoffe

		Wasserstoff einschließlich daraus hergestellter Derivate

		80



		14

		

		Synthetisches Heizöl

		80



		12 15

		Strom

		netzbezogen

		560 100



		13 16

		

		gebäudenah erzeugt (aus Photovoltaik oder Windkraft)

		0



		14

		

		Verdrängungsstrommix

		860



		15 17

		Wärme, Kälte

		Erdwärme, Geothermie, Solarthermie, Umgebungswärme

		0



		16 18

		

		Erdkälte, Umgebungskälte

		0



		17 19

		

		Abwärme aus Prozessen

		40 10



		18 20

		

		Wärme aus KWK, gebäudeintegriert oder gebäudenah

		nach DIN V 18599-9: 2018-09 nach der in DIN EN 15316-4-5: 2017-09 Abschnitt 6.2.2.1.6.3 beschriebenen Methode



		19 21

		

		Wärme aus Verbrennung von Siedlungsabfällen (unter pauschaler Berücksichtigung von Hilfsenergie und Stützfeuerung) Wärme aus der Verbrennung von Stoffen, die thermisch behandelt oder entsorgt werden müssen (Abfall, Klärschlamm, Deponiegas, Grubengas)

		20



		20 22

		Nah-/Fernwärme aus KWK mit Deckungsanteil der KWK an der Wärmeerzeugung von mindestens 70 Prozent

		Brennstoff: Stein-/Braunkohle

		300



		21 23

		

		gasförmige und flüssige Brennstoffe

		180



		22 24

		

		erneuerbarer Brennstoff

		40



		23 25

		Nah-/Fernwärme aus Heizwerken

		Brennstoff: Stein-/Braunkohle

		400



		24 26

		

		gasförmige und flüssige Brennstoffe

		300



		25 27

		

		erneuerbarer Brennstoff

		60
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[bookmark: _Toc242254621]Anlage 10 (zu § 86 Absatz 1) 
Energieeffizienzklassen von Wohngebäuden

		Energieeffizienzklasse

		Endenergie 
[Kilowattstunden pro Quadratmeter Gebäudenutzfläche nach DIN/TS 18599: 2025-10, die beheizt oder gekühlt wird, und Jahr]



		A+

		≤ 30



		A

		≤ 50



		B

		≤ 75



		C

		≤ 100



		D

		≤ 130



		E

		≤ 160



		F

		≤ 200



		G

		≤ 250



		H

		> 250
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[bookmark: _Toc242254622]Anlage 10a (zu § 86 Absatz 3) 
Energieeffizienzklassen von Nichtwohngebäuden

		Energieeffizienzklasse

		Primärenergiereferenzfaktor



		A

		1,00 ≤ 1,0



		B

		1,39 > 1,0



		C

		1,78 > 1,48



		D

		2,17 > 1,97



		E

		2,56 > 2,46



		F

		2,95 > 2,95



		G

		3,50 > 3,5
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[bookmark: _Toc242254623]Anlage 11 (zu § 88 Absatz 2 Nummer 2) 
Anforderungen an die Inhalte der Schulung für die Berechtigung zur Ausstellung von Energieausweisen

1. Zweck der Schulung 
Die nach § 88 Absatz 2 Nummer 2 verlangte Schulung soll die Aussteller von Energieausweisen in die Lage versetzen, bei der Ausstellung solcher Energieausweise die Vorschriften dieses Gesetzes einschließlich des technischen Regelwerks zum energiesparenden Bauen sachgemäß anzuwenden. Die Schulung soll praktische Übungen einschließen und insbesondere die im Folgenden genannten Fachkenntnisse vermitteln.

2. Inhaltliche Schwerpunkte der Schulung zu Wohngebäuden

a) Bestandsaufnahme und Dokumentation des Gebäudes, der Baukonstruktion und der technischen Anlagen Ermittlung, Bewertung und Dokumentation des Einflusses der geometrischen und energetischen Kennwerte der Gebäudehülle einschließlich aller Einbauteile und Wärmebrücken, der Luftdichtheit und Erkennen von Leckagen, der bauphysikalischen Eigenschaften von Baustoffen und Bauprodukten einschließlich der damit verbundenen konstruktiv-statischen Aspekte, der energetischen Kennwerte von anlagentechnischen Komponenten einschließlich deren Betriebseinstellung und Wartung, der Auswirkungen des Nutzerverhaltens und von Leerstand und von Klimarandbedingungen und Witterungseinflüssen auf den Energieverbrauch.

b) Beurteilung der Gebäudehülle Ermittlung von Eingangs- und Berechnungsgrößen für die energetische Berechnung, wie zum Beispiel Wärmeleitfähigkeit, Wärmedurchlasswiderstand, Wärmedurchgangskoeffizient, Transmissionswärmeverlust, Lüftungswärmebedarf und nutzbare interne und solare Wärmegewinne. Durchführung der erforderlichen Berechnungen nach DIN V 18599 oder DIN V 4108-6 DIN/TS 18599: 2025-10 sowie Anwendung vereinfachter Annahmen und Berechnungs- und Beurteilungsmethoden. Berücksichtigung von Maßnahmen des sommerlichen Wärmeschutzes und Berechnung nach DIN 4108-2 DIN 4108-2: 2013-02, Kenntnisse über Luftdichtheitsmessungen und die Ermittlung der Luftdichtheitsrate.

c) Beurteilung von Heizungs- und Warmwasserbereitungsanlagen Detaillierte Beurteilung von Komponenten einer Heizungsanlage zur Wärmeerzeugung, Wärmespeicherung, Wärmeverteilung und Wärmeabgabe. Kenntnisse über die Interaktion von Gebäudehülle und Anlagentechnik, Durchführung der Berechnungen nach DIN V 18599 oder DIN V 4701-10 DIN/TS 18599: 2025-10, Beurteilung von Systemen der alternativen und erneuerbaren Energie- und Wärmeerzeugung.

d) Beurteilung von Lüftungs- und Klimaanlagen Bewertung unterschiedlicher Arten von Lüftungsanlagen und deren Konstruktionsmerkmalen, Berücksichtigung der Brand- und Schallschutzanforderungen für lüftungstechnische Anlagen, Durchführung der Berechnungen nach DIN V 18599 oder DIN V 4701-10 DIN/TS 18599: 2025-10, Grundkenntnisse über Klimaanlagen.

e) Erbringung der Nachweise Kenntnisse über energetische Anforderungen an Wohngebäude und das Bauordnungsrecht, insbesondere des Mindestwärmeschutzes, die Durchführung der Nachweise und Berechnungen des Jahres-Primärenergiebedarfs, die Ermittlung des Energieverbrauchs und seine rechnerische Bewertung einschließlich der Witterungsbereinigung und über die Ausstellung eines Energieausweises.

f) Grundlagen der Beurteilung von Modernisierungsempfehlungen einschließlich ihrer technischen Machbarkeit und Wirtschaftlichkeit Kenntnisse und Erfahrungswerte über Amortisations- und Wirtschaftlichkeitsberechnung für einzelne Bauteile und Anlagen einschließlich Investitionskosten und Kosteneinsparungen, über erfahrungsgemäß wirtschaftlich rentable, im Allgemeinen verwirklichungsfähige Modernisierungsempfehlungen für kosteneffiziente Verbesserungen der energetischen Eigenschaften des Wohngebäudes, über Vor- und Nachteile bestimmter Verbesserungsvorschläge unter Berücksichtigung bautechnischer und rechtlicher Rahmenbedingungen (zum Beispiel bei Wechsel des Heizenergieträgers, Grenzbebauung, Grenzabstände), über aktuelle Förderprogramme, über tangierte bauphysikalische und statisch-konstruktive Einflüsse, wie zum Beispiel Wärmebrücken, Tauwasseranfall (Kondensation), Wasserdampftransport, Schimmelpilzbefall, Bauteilanschlüsse und Vorschläge für weitere Abdichtungsmaßnahmen, über die Auswahl von Materialien zur Herstellung der Luftdichtheit nach den Gesichtspunkten der Verträglichkeit der Wirksamkeit sowie der Dauerhaftigkeit und über Auswirkungen von wärmeschutztechnischen Maßnahmen auf den Schall- und Brandschutz. Erstellung erfahrungsgemäß wirtschaftlich rentabler, im Allgemeinen verwirklichungsfähiger Modernisierungsempfehlungen für kosteneffiziente Verbesserungen der energetischen Eigenschaften.

3. Inhaltliche Schwerpunkte der Schulung zu Nichtwohngebäuden 
Zusätzlich zu den unter Nummer 2 aufgeführten Schwerpunkten soll die Schulung insbesondere die nachfolgenden Fachkenntnisse zu Nichtwohngebäuden vermitteln:

a) Bestandsaufnahme und Dokumentation des Gebäudes, der Baukonstruktion und der technischen Anlagen Energetische Modellierung eines Gebäudes – hierzu gehören beheiztes oder gekühltes Volumen, konditionierte oder nicht konditionierte Räume, Versorgungsbereich der Anlagentechnik –, Ermittlung der Systemgrenze und Einteilung des Gebäudes in Zonen nach entsprechenden Nutzungsrandbedingungen, Zuordnung von geometrischen und energetischen Kenngrößen zu den Zonen und Versorgungsbereichen, Zusammenwirken von Gebäude und Anlagentechnik mit Verrechnung von Bilanzanteilen, Anwendung vereinfachter Verfahren, zum Beispiel die Anwendung des Ein-Zonen-Modells, Bestimmung von Wärmequellen und -senken und des Nutzenergiebedarfs von Zonen, Ermittlung, Bewertung und Dokumentation der energetischen Kennwerte von raumlufttechnischen Anlagen, insbesondere von Klimaanlagen, und Beleuchtungssystemen.

b) Beurteilung der Gebäudehülle Ermittlung von Eingangs- und Berechnungsgrößen und energetische Bewertung von Fassadensystemen, insbesondere von Vorhang- und Glasfassaden, Bewertung von Systemen für den sommerlichen Wärmeschutz und von Verbauungs- und Verschattungssituationen.

c) Beurteilung von Heizungs- und Warmwasserbereitungsanlagen Berechnung des Endenergiebedarfs für Heizungs- und Warmwasserbereitung einschließlich der Verluste in den technischen Prozessschritten nach DIN V 18599-5 und DIN V 18599-8, Beurteilung von Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen nach DIN V 18599-9 DIN/TS 18599-5: 2025-10 und DIN/TS 18599-8: 2025-10, Beurteilung von Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen nach DIN/TS 18599-9: 2025-10, Bilanzierung von Nah- und Fernwärmesystemen und der Nutzung erneuerbarer Energien.

d) Beurteilung von raumlufttechnischen Anlagen und sonstigen Anlagen zur Kühlung Berechnung des Kühlbedarfs von Gebäuden (Nutzkälte) und der Nutzenergie für die Luftaufbereitung, Bewertung unterschiedlicher Arten von raumlufttechnischen Anlagen und deren Konstruktionsmerkmalen, Berücksichtigung der Brand- und Schallschutzanforderungen für diese Anlagen, Berechnung des Energiebedarfs für die Befeuchtung mit einem Dampferzeuger, Ermittlung von Übergabe- und Verteilverlusten, Bewertung von Bauteiltemperierungen, Durchführung der Berechnungen nach DIN V 18599-2, DIN V 18599-3 und DIN V 18599-7 DIN/TS 18599-2: 2025-10, DIN/TS 18599-3: 2025-10 und DIN/TS 18599-7: 2025-10 und der Nutzung erneuerbarer Energien.

e) Beurteilung von Beleuchtungs- und Belichtungssystemen Berechnung des Endenergiebedarfs für die Beleuchtung nach DIN V 18599-4 DIN/TS 18599-4: 2025-10, Bewertung der Tageslichtnutzung, zum Beispiel der Fenster, der Tageslichtsysteme, des Beleuchtungsniveaus, des Wartungswertes sowie der Beleuchtungsstärke, der tageslichtabhängigen Kunstlichtregelung, zum Beispiel der Art, der Kontrollstrategie, des Funktionsumfangs, sowie des Schaltsystems und der Kunstlichtbeleuchtung, zum Beispiel der Lichtquelle, der Vorschaltgeräte sowie der Leuchten.

f) Erbringung der Nachweise Kenntnisse über energetische Anforderungen an Nichtwohngebäude und das Bauordnungsrecht, insbesondere den Mindestwärmeschutz, Durchführung der Nachweise und Berechnungen des Jahres-Primärenergiebedarfs, Ermittlung des Energieverbrauchs und seine rechnerische Bewertung einschließlich der Witterungsbereinigung, Ausstellung eines Energieausweises.

g) Grundlagen der Beurteilung von Modernisierungsempfehlungen einschließlich ihrer technischen Machbarkeit und Wirtschaftlichkeit Erstellung von erfahrungsgemäß wirtschaftlich rentablen, im Allgemeinen verwirklichungsfähigen Modernisierungsempfehlungen für kosteneffiziente Verbesserungen der energetischen Eigenschaften für Nichtwohngebäude.

4. Umfang der Schulung 
Der Umfang der Fortbildung insgesamt sowie der einzelnen Schwerpunkte soll dem Zweck und den Anforderungen dieser Anlage sowie der Vorbildung der jeweiligen Teilnehmer Rechnung tragen.
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